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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

No. 1.—

(No. 634.) Allerbdchste Kabineksorder vom ##ten November 1820., die Aufhebung des
Unterschiedes zwischen der Wolle von den Schaafen der Adlichen und
Nichtadlichen im Hergogthum Sachsen betreffend.

Be- den in Ihrem Bericht vom 2#ten d. M. angezeigten Berhältnissen be-
stimme Ich hiermit, daß der Unterschied zwischen der Wolle von den Schaafen
der Adlichen und Nichtadlichen im Herzogthum Sachsen eben so, wie solcher
bereits in Beziehung auf den Vorkehr nach dem Auslande durch das Gesetz vom
26sten Mai 1818. aufgehoben worden ist, auch in Ansehung des Verkehrs im
Innern aufgehoben werde, und überlasse Ihnen, dem gemäß, das Weitere zu
verfügen.

Troppau, den 1 ten November 1820.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatsminister Grafen von Bülow.

(No. 635.) Verordnung über die anderweitige Organisation der Gendarmerie. Vom
Sotlen Dezember 1820.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 7.

Da die seit Bekanntmachung des Edikts wegen Errichtung der Gendarme-
rie vom Zosten Juli 1812. eingetretenen Veränderungen eine anderweitige Ein-

Jahrgang 1821. A richtung

(Ausgegeben zu Berlin den 9ten Januar 1821.)
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richtung dieses Korps erfordern; so verordnen Wi, unter Aufhebung des dritten
und vierten Abschnitks des obgedachten Edikts, hiermit wie folgt:

g. I.
Es soll für alle Provinzen zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe

und Ordnung eine gleichförmig organisirte Gendarmerie bestehen und dagegen
sowohl die im Herzogthum Sachsen, in den Markgrafthümern Ober= und Nie-
derlausitz und im Saarbrückschen bis jetzt bestandene Gendarmerie als die Gou-
vernements-Miliz im Großherzogthum Niederrhein aufgelöset werden.

§. 2.
Diese Gendarmerie soll in Rücksicht auf Oekonomiec, Disziplin und übrige

innere Verfassung militairisch organisirt, und unter dem Oberbefehl eines Ge-
nerals, als Militair-Chefs, Unserm Kriegesministerium, in Ansehung ihrer
Wirksamkeit und Dienstleistung aber, unter den betreffenden Civilbehörden, Un-
serm Ministeri m des Innern und der Polizei, untergeordnet seyn.

. 3.
Das Korps der Gendarmerie theilt sich in acht Brigaden, und jede Bri-

gade in zwei Abtheilungen. Jeder Brigade steht ein Brigadier, und jeder Ab-
theilung ein Kommandeur vor; unter jedem Kommandeir zwei Offiziere. Die
Stärke des gesammten Gendarmeriekorps wird mit Ausschluß der Grenz-Gen-
darmerie (F. 20.) auf 00 Wuchtmeister und 12.10 Gendarmen festgesetzt; wo-
von log0# beritten und 160 unberitten sind.

 4.
Hiernach wird jede Brigade bestehen aus 1 Brigadier, 2 Abtheilungs-

Kommandeurs, 4 Offizieren, I2 Wachtmeister und 175 Gendarmen, worunter
20 unberittene.

g. 5.
Die Vertheilung der Gendarmerie im Lande nach Maaßgabe des Bedürf-

nisses und der ortlichen Verhaltnisse und die Bestimmung des Aufenthalts der
Brigadiers und Kommandeurs bleibt Unserm Ministerium des Innern und der
Polizei, unter Rucksprache mit dem Chef der Gendarmerie, uberlassen.

§. 6.
Die Anstellung der Offiziere bei der Gendarmerie behalten Wir Uns

Höchsiselbst vor; der Militair-Chef soll Uns aber dazu die Vorschläge machen.
Für die Besetzung.,erledigter Brigadier-Stellen sind solche künftig vorzugsweise
auf die verdientesten und geeignetesten Individuen aus der Klasse der Komman=
deurs, und für erledigte Kommandeur-Stellen auf die würdigsten Offfziere der
Gendarmerie zu richten.

Die Wachtmeister sind vom Chef der Gendarmerie, aber gleichfalls vor-
zugsweise aus den dazu geeigneten Gendarmen zu ernennen. Die Gendarmen

wer-
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werden vom Chef angenommen und bestellt. Derselbe muß dabe zuerst auf die
Armee-Gendarmerie, dann auf qualifizirte Leute aus den Garnisonkompagnien,
demnächst aber auf Rapitulanten, die ihre Dienstzeit vollendet haben, Räücksicht
nehmen.
Zu diesem Zweck hat das Kriegsministerium ihm vollständige, von den

Generalkommandos einzufordernde und alljährlich zu erganzende Listen über alle
dahin gehörige und zum Gendarmeriedienst qualiffzirte Subjekte mitzutheilen.
In diese Listen darf nur aufgenommen werden, wer

a) den unverletzten Ruf der Treue, Ehrlichkeit, Nüchternheit und eines un-
tadelhaften Lebens, auch wegen eines gemeinen Vergehens niemals eine
körperliche Strafe erlitten hat;

b) ganz fertig lesen, verständlich schreiben und in den vier Species rechnen
kann; und

c) von sertem gesunden Körperbaun und von guten natürlichen Geistesanla-
gen ist.

Der Chef der Gendarmerie hat die hierauf zu richtenden Prüfungen zu
veranlassen, die Brigadiers oder Kommandeurs deshalb mit Anweisung zu ver-
sehen, und demnächst über die Tüchtigkeit und Anstellung des geprüften Sub-
jekts zu entscheiden, der Brigadier aber dafür zu haften, daß die Prüfung ge-
wissenhaft, streng und zweckmässig erfolge. Jedes Individuum, welches die
Prüfung nicht bestanden hat, wird ohne weiteres in den Listen gelöscht.

K. 7.
Die Anstellung eines Gendarmen ist für die ersten, seit dem Tage des

Dienstantritts zu rechnenden sechs Monate, nur provisorisch; wenn er schon
während dieses Zeitraums der Erwartung nicht entspricht, kann er ohne weiteres
vom Chef entlassen werden.

. 8.
Die Entlassung, nach Ablauf der oben gedachten ersten sechs Monate,

kann nicht allein durch Kriegesrecht, sondern mit gleicher rechtlicher Wirkung.
auch durch Standrecht, alsdann jedoch nur unter Bestätigung des Chefs vef-
hängt, und soll insonderheit, wenn ein Gendarme zum drittenmal wegen Ver-
letzung seiner Dienstpflichten bestraft wird, jederzeit neben der ordentlichen
Strafe erkannt werden.

K. 0.
 „Das Korps der Gendarmeriehat,wenn es gemeinschaftlich mit den Linien-

truppen in Dienstthätigkeit ist, den Vorrang. Das Kommando führt in solchen
Fällen zwan immer, ohne Rücksicht auf das Korps, zu welchemer gehort, der
im Dienst altere Offizier; ist dieses aber der Anfuhrer der Linientruppen,, so ist

derselbe den Antragen des Gendarmerie Anfabrers nachzukommen verpflichtet.2 Die
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Die Gendarmen selbst haben einzeln den Rang der Unteroffizlereinden
L#nientruppen, und die Gendarmen= Unteroffziere den Rang und denTitel der
Wachtmeister.

K. 10.
Die Besoldung der Offlziere, Wachtmeister und Gendarmen ist durch den

Ecat auskemmlich bestimmt; außer derselben haben sie hinführo weder in ihrem
Standquartiere, noch außerhalb desselben, Anspruch auf Nakuralquarkier, Ser-
vis oder Beköstigung, sondern müssen diese Gegenstände aus eigenen Mitteln
besorgen.

Mehrjähriger ausgezeichneter Dienst in der Gendarmerie,soll einen vor-
züglichen Anspruch auf Beförderung zu Civilbedienungen gewähren, und dabei
von den Behörden auf gehörig qualifizirte Offiziere, Wachtmeister und Gendar-
men besonders Rücksicht genommen werden.

&amp;. I1.
Die Gendarmerie hat den Gerichtsstand des stehenden Heeres. Das

nächste Milirairgericht ist verpflichtet, die Dienst= und gemeinen Vergehen der
Gendarmen, auf Requisition ihrer Vorgesetzten, zu untersuchen und darüber zu er-
kennen. Auch die dem Gendarmen in seinen Dienstverrichtungen vorgesetzte
Civikbehörde, der Landrath oder die Polizeibehörde der Sradt, worin er stario-
nirt, ist besugr, ihn wegen eines Dienst= oder andern Vergehens zur vorläufi-
gen Untersuchung zu ziehen, auch nach Befinden arretiren zu lassen, demnächst
aber verbunden, die Akten dem vorgesetzten Gendarmerie-Kommandeur, zum
weiternVerfahren, zu übersenden, und hat der Kommandeur den Ausfall der
Untersuchung der vorgedachten Oienstbehörde bekannt zu machen. In Ansehung
der Jurisdiktion und Sxrafgewalt finden die Vorschriften für das stehende Heer
auch auf die Gendarmerie Anwendung. Dem Chef der Gendarmerie soll dabei
der Wirkungskreis eines Divisions-Kommandeurs, dem Brigadier der eines Re-
giments-Kommandeurs, und den Abtheilungs-Kommandeuren, der eines de-
rachirten Bataillons-Kommandeurs zustehen. Für den Fall der Konkurrenz
von Gendarmen bei Vergehen anderer Milirairpersonen, erfolgt die Bestärigung
des Erkenntnisses ohne Unterschied durch das Kriegsministerium.

. 12.

Die Gendarmerie ist im Allgemeinen bestimmt, die Polizeibehorden in
Erhaltung der offentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung im Innern des
Staats und in Handhabung der deshalb bestehenden Gesetze und Anordnungen
zu unterstutzen. Ihr liegt daher als ordentliche Dienstleistung, mithin ohne
besondere Requisition und Anweisung ob:

im Allgemeinen:
auf die Befolgung der vorgedachten Gesetze und Anordnungen zu wachen,
die wahrgenommenen Hindernisse dieser Befolgung, so wie die dagegen

unter-
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unternommenen Handlungen und deren Thcter zu ermitteln, und solche
den berreffenden Behbrden anzuzeigen;

II. insonderheit
1) zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, allen Auf-

lauf, Zusammenrottirung und Tumult zu verhindern und zu unterdrücken,
den Verbrechen wider dieöffentliche Sicherheit oder wider die Personen
und das Eigenthum der Einzelnen durch zeitige Dazwischenkunft zuvorzu-
kommen, wenn solche aber bereits begangen, sie durch Nachfrage und
Sammlung der Anzeigen zu ermitteln, die Verbrecher selbst zu entdecken,
und sie, imgleichen der Flucht verdächtige Kontravenienten, zu verfolgen,
anzuhalten und der Behörde zu überliefern, auf Vagabonden und andere,
es sey durch Sceckbriefe verfolgke, oder sonst unsichere und verdächtige
Personen und auf deren Beschäftigungen und Verbindungen ein wachsames
Auge zu haben, und zu dem Ende sowohl in den angewiesenen Distrikten
fortgesetzt fleißig zu patrouilliren und während dieser Patrouillen zugleich
auf alle sonst noch für die öffenrliche und Privatsicherhelt erheblichen Per-
sonen und Gegenstände unausgesetzt aufmerksam zu sepn und darüber die
genauesten Erkundigungen und Nachforschungen anzustellen, als auch die
Gasthöfe und Krüge „#beobahten und zu visttiren, in den gesetzlich zuläs-
sigen Gallen die Pässe der Reisenden zu prüfen, und verdächtige Personen
anzuhalten;

2) auf öffentlichen Straßen, Plätzen, Messen, Jahrmärkten, bei Volks-
zusammenkünften, Festlichkeiren und Lustbarkeiten, in den Gast= und übri-
gen öffentlichen Hdusern und Oertern, bei Feuers-, Wassers= und über-
baupt bei jeder gemeinen Gefahr, so wiebetbesorglichen oder entstan-
denen Schlaqgereien und Zusammenlaufen, Ruhe, Ordnung und Sicher-
heit als bewaffnete Macht zu erhalten oder wiederherzustellen, Excessen
und Unordnungen vorzubeugen, und die Anstifter derselben, so wie an-
dere Freoler und Widerspenstige anzuhalten und an die Beherde abzu-
liefern;

3) auf die Befolgung der Vorschriften zu wachen, die zur Verhinderung
von Ungläcksfällen und Beschädigungen, insonderheit zur Verhütung
der von ansteckenden Krankheiten, Feuer, Wasser, bösartigen Thieren, un-
vorsichtigen Handlungen, Nachlässigkeiten, giftigen oder sonst schädlichen
Gegenständen oder anderweitig zu besorgenden Gefahr erlassen sind, auch
die dabei wahrgenommenen Kontraventionen, Vernachlässigungen und
Mängel zur Kenntniß der vorgesetzten Behörde zu bringen;

4) auf die Erhaltung der öffentlichen Straßen und Wege, Alleen, Kanäle,
Brücken, Schleusen, Manern, Zaäune, Stat#en und überhaupt aller öf-
fentlichen Anlagen zu achten und die dabei befundenen der Sicherheit

nach-



nachtheiligen Mangel, so wie die muthwilligen Beschadigungen derfelben
und deren Thater, der geeigneten Behorde anzuzeigen;

5) Berbrecher und Vagabonden in Gemaßheit der deshalb bestehenden
Vorschriften zu transportiren und deren Transport zu decken;

6) die in Verrichtung ihrer Dienstobliegenheiten bemerkten Joll-, Skeuer-=
und Postdefraudationen, imgleichen Wald= und Jagdfrevel zur Kennt-
niß der Behörde zu bringen, und nach Umständen die Contravenienten
anzuhalten;

7) Deserteurs aufzugreifen und an die nächste Garnison abzuliefern.
Dagegen sollen die Gendarmen zur bloßen Beförderung von Berfäi-

gen und Currenden der Civilbehörden und zu Boten= oder andern ähnli-
chen Diensten fernerhin nicht und nur in solchen einzelnen Fällen gebraucht
werden können, da solches gelegentlich neben ihren andern Dienstgeschäften
ohne Nachtheil für dieselben geschehen kann.

5. 13.
Außerdem liegt der Gendarmerie ob, nöthigenfalls:

à) die Posten, den Transport öffentlicher Gelder oder anderer Gegenstände
und die Fertschaffung von Pulvervorräthen und andere eine besondere
Vorsicht erferdernden und bei deren Vervachlässigung gefährlichen
Gegenständen zu decken;

b) den verwaltenden und Justizbehörden zur Unterstützung und Sicherung
der ExrekutionenindenjenigenFällen,alsbewaffneteMachtzudienen,
in welchen Widersetzlichkeit zu besorgen ist, oder sonst Militair-Exreku-
tion eintreten würde, und

( bei Truppenmärschen,dieNachzüglerund Ercedenten anzuhalten, und
an ihre Korps abzuliesern.

§. .1.
Jedermannistschuldig, mit Vorbehalt der nachher zu führenden Be-

schwerde, den Aufforderungen und Anordnungen der Gendarmen sofort unbe-
dingte Folge zu leisten, und steht die Gendarmerie überhaupt, so wie jeder
einzelne zu derselben gehörige Ofstzier, Wachtmeister und Gendarme, der im
Oienste ist, sowohl in dieser Rücksicht als insonderheit auch in Beziehung auf
Unverletzbarkeit und auf Bestrafung der ihr widerfahrenen Widersetzlichkeit
und Beleidigungen zu Jedermann, und namentlich auch zu allen Militairper-
sonen jeden Grades, in dem Verhältnisse des kommandirten Militairs und
der Schildwachen, und ist um seinen Anordnungen Folge zu verschaffen,
nach näherer Anleitung der Dienstinstruktion §. 28. befugt, sich seiner Waf-
fen zu bedienen.

Jede über das Verfahren eines Gendarmen angebrachte Beschwerde,
soll dagegen auch auf das genaueste schleunig untersucht, und, wenn sie ge-

grün-



grndet befunden, dar Schuldige nach gesetzlicher Strenge bestraft werden.
Webrigens hat die Gendarmerie bei Ausrichtung ihres Dienstes überhaupt

und namentlich in. Bezug auf den öffentlichen Glauben ihrer amtlichen An-
Figen und Berichte die Rechte der übrigen bffentlichen Beamten..

# 18-
Ein jeder, besonders aber jede Milicair-, Civil= und Gemeindebehörde-

KK schuldig, die Gendarmerie und die einzelnen Mitglieder derselben auf de-
ren Erfordern und Requisition in Ausäbung ihrer Mlichten kräftigst zu un-
terstätzen, und ihr die zur Aufrechthaltung ihres Ansehens und Erreichung
ihrer Bestimmung nöthige Hülfe unweigerlich- und augenblicklich zu leisten.
Insonderheit aber sind auch alle öffentlichen und zumal die Polizeibehörden
und Dorfsschulzen, so wie die Gastwirthe, Schünker und Krüger verbunden,
den. Gendamnmen vollständig und unweigerlich, alle Nachweisungen und Mit-
theilungen zu geben, welche ihnen die Erfüllung. ihrer Dienstobliegenheiten
erleichtern konnen. Namentlich mussen ihnen die eingegangenen Steckbriefe
allemas schleunigst vorgezeigt und auf Erfordern mitgetheilt werden.

1

Zur Erhaltung der militairischen Disziplin- müssen die Militairvorge:
setzten der Gendarmerie die ihnen untergeordnete Mannschaft von Zeit zu
Zeit mustern, und dabei genau nachsehen, obMondirung Pferde, Waffen.
und die übrigen dahin gehörigen Gegenstände; sich in der vorgeschriebenen.
Ordnung befinden, über die Führung und die Erfüllung der Dienstobliegen-
beiten der Gendarmen von den denselben vorgesetzten Civilbehbrden, beson-
ders in Rücksicht auf Pünktlichkeit, Zuverlässiskeit und. Umsicht, genaue Aus-
kunft einziehen, die befundenen Mängel abstellen unddabei bie Bemerkungen

dieser Behorden pflichtinaßig berücklichtigen. s
Wenn ein Gendarme zu einer ihn aus seinen Dienstverrichtungen entfer-

nenden Untersuchung oder Strafe gezogen werden soll, so muß der Militairvor=
gesetzte mit der Dienstbehörde des Gendarmen wegen dessen Ersetzung Räck-
Hrache, und auf ihre Erklärung Rücksicht nehmen. Die Brigadiers und Kdm-
mandeurs sind verpflichtet, auf Einladung des Präsidenten der Regierung oder

des Direktors einer Abtheiluns derselben in deren Sitzung zur gemeinschaftlichem
Berathung zu erscheinen, aber auch befugt, zum Zweck mündlicher Rücksprache
über dazu geeignete Gegenstände auf Zulasung zur Sitzung anzutragen.

17.
Da übrigens die Gendarmerie in ihren Dienstobliegenheiten undinBezie-

hung auf deren Anordnungen und Ausführung lediglich unter den betreffenden Ci-
vilbehorden, und jeder einzelne Gendarmezunachst unter derjenigen steht, welcher
er zur Unterstützung zugewiesen ist (K. 6.), also beziehungsweise unter dem Land-
rath, den Orts-Polizeibehorden in den Stadten oder auf den Transportstatio-

nen,



nen, so steht dieser Behorde zu, die Gendarmerie in ihrer Dienstfuhrung unmit-
telbar mit Anweisung zu versehen, und zu leiten, sie, wo sie gefehlt hat, zu
belehren und zurecht zu weisen, und darauf zu halten, daß jeder ihr zugewiesene
Gendarme mit seinen Pflichten immer bekannter werde; und letzterer ist schuldig,
den Anweisungen dieser Behörde unbedingt Folge zu leisten. Die Milirairvor=
gesetzten haben daher die Amtsverrichtungen der, den Civilbehörden überwiese-
nen Gendarmen nicht anders, als wenn etwa bei den Dienstleistungen selbst ein
Offzier das Kommando führr, zu leiten; im Allgemeinen müssen sie jedoch die
Gendarmen auch in Ansehung der Pöänktlichkeit, Angemessenheit und Pflicht-
treue in ihrer Dienstführung sorgfältig kontrolliren und darauf achren, daß sie
den Gesetzen und den Anweisungen der Dienstbehörde vollständig Folge leisten.

Die Civil-Dienstbehörde hat zwar auch selbst bei bloßen Disziplinar-Ver-
gehungen, kein Strafrecht über die Gendarmen, wohl aber die Befugniß, wenn
Zurecheweisungen nicht gefruchtet haben, oder bei Ungehorsam und Verletzung
der ihr schuldigen Achtung und Folgsamkeir, zur Disziplinar-Bestrafung durch
den Militairvorgesetzten die nöthige Einleitung zu treffen, oder bei demselben
auf Abberufung des Gendarmen anzutragen; und es muß, sobald im ersteren
Fall die Schuld erwiesen ist, dem Antrage genügt, im zweiten aber die Abbe-
rnfung unbedingr veranlaßt werden.

g. 18.
Die Civilbehorden und die Militairvorgesetzten der Gendarmerie stehen zu

einander uberall nicht in subordinirtem Verhaltnisse, sondern die Offiziere der
Gendarmerie sind, als solche, insofern sie nicht in wichtigen Fallen personlich
zur Anfuhrung eines Kommando oder zu andern Dienstleistungen fur das Civil
kommandirt und deshalb an die nahern Anordnungen der Civilbehorden verwie-
sen sind, als welchenfalls sie denselben punktlich zu folgen haben, blos ihrem
Militairvorgesetzten untergeordnet.

Die Dienstbehörde ist allein für die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit
der von ihr den Gendarmen ertheilten Aufträge und Anweisungen, die Gen-
darmen aber sind nur für deren pünktliche Erfüllung und Ausführung ver-
anrwortlich.

Alle andere, als die unmittelbar vorgesetzten Civilbehörden müssen, wenn
sie der Unterstützung der Gendarmerie bedürfen, mit Ausnahme der Fälle,
wo Gefahr im Verzuge ist, ihre Requisitionen und resp. Befehle an die ob-
gedachte Dienstbehörde richten, welche denselben aber vollständig zu genügen
verpflichtet ist.

 d-
Obgleich die Gendarmerie eine militairische Organisation hat, so steht

sie doch nicht unter dem Generalkommando oder einem andern Militairbe=
fehlshaber der Provinz oder des Bezirks, in welchem sie dislocirt ist, mirhin

auch
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auch die in einer Stadt befindliche Gendarmerie nicht unter dem Gonverneur
oder Kommandanten dieser Stadt, sondern lediglich unter ihren eigenen Ml-
litairvorgesetzten und unter der Civildienstbehörde. Es versteht sich aber von
selbst, dat die Gendarmerie gleichwohl auf die Befolgung auch derjenigen
Befehle zu achten verbunden ist, welche in einer großen Stadt oder Festung
von dem Gouverneur oder Kommandanten ausgehn.

. 20.

Außer dem g. 3. festgesetzten Bestande der Gendarmerie gehört zu der-
selben noch, als eine besondere Abtheilung derselben, welche zur Aufrechthal-
tungder Joll= und Steuergesetze und zur Verhütung der Unterschleife gegen
dieselben bestimmt ist, die Grenzgendarmerie. Diese soll in sechs Sektionen
eingetheilt werden, deren jede in allen militairischen Bezkehungen dem Gen-
darmerie-Kommandeur, dem sie zugewiesen wird, zunächst subordinirt ist. In
Hinsicht der ihr besonders obliegenden Dienstleistungen steht die Grenzgendar-
merie aber unter Unserm Finanzministerium und den demselben untergeordne-
ten Civilbehörden, und jede Sektion oder sonstige Abtheilung derselben erhält
ihreDienstanweisungen zunächst von denjenigen Ober-Zollinspektoren, Grenz-
inspektoren oder Oberkontrolleurs, welchen sie von jenen Behbrden zugewiesen
ist. Zu diesen Behörden, also zu Unserm Finanzministerium, den Regierun-
gen, und den Ober-Joll- und Grenzinspekroren oder Ober-Kontrolleurs steht
die Grenzgendarmerie in demselben Verhaältniß, wie die übrige Gendarmerie
zu Unserm Ministerium des Innern, den Regierungen, Landräthen und
Orts-Polizeibehörden; es finden daher alle Vorschriften dieser Verordnung
auch bei der Grenzgendarmerie, in soweit als die Verschiedenheit ihrer Be-
stimmung nicht entgegen stehr, gleichmäßige Anwendung.

Jede Sektion soll aus zwei Offizieren, vier Wachtmeistern und vier
und vierzig Gendarmen, von welchen letztere allein die Hälfte unberitten ist,
bestehen, und der Chef der Gendarmerie ermächtiget seyn, nach Befinden
von der Grenzgendarmerie in die andere Gendarmerie und umgekehre zu ver-
setzen.

Die Dislokation der Grenzgendarmerie soll nach den von Unserm Finanz-
ministerium, unter Rücksprache mit dem Chef der Gendarmerie, zu treffenden
besondern Bestimmungen erfolgen.

g. 21.
Ueber die Dienstverháltnisse der Gendarmerie haben Wir heute eine be-

sondere Instruktion für dieselbe erlassen.
Wir befehlen allen Unsern Behörden und Unterthanen, der gegenwarti-

gen Verordnung auf das Genaueste nachzukommen, und beauftragen mit deren
Ausfuhrung die darin gedachten Ministerien.

Jabrgang 1821. B Urkund-
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Urkundlich haben Wir diese Verordnung Allerhochsteigenhandig vollzogen
und mit Unserm Königlichen Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen Berlin, den Zosten Dezember 1820.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Färst v. Hardenberg. v. Schuckmann. v. Klewiz. v. Hake.

[No. 636.) Dlenst-Instruktion für die Gendarmeritr. Vom 3sten Dezember 1820.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen x. x.

erheilen in Verfolg Unserer heutigen Verordnung über die anderweitige Orga-
nisation der Gendarmerie fun dieselbe, in Bezug auf ihre Dienstverhaltnisse,
hierdurch nachstehende nähere Vorschriften.

I. Von der militairischen Disziplin.
K. 1. Die milikairische Oisziplin wird indem Korps der Gendarmerie ganz.

nach den für die Armee geltenden Gesetzen und Grundsätzen, unter dem Ober-
befehl des Chefs, in jeder Brigade von dem Brigadier, und in jeder Abrhei-
lung von deren Kommandeur, und unter ihm nach dessen Anordnung von.
den Offizieren, so wie unter diesen wiederum von den Wachtmeistern, erhalten.

§. 2. Zudiesem Behuf wird einem jeden Wachtmeister eine besondere Unter-
abtheilung überwiesen, wohin denn nicht blos die in den Kreisen stationfrten,
sondern in gleicher Art auch die in den größern Städten, Transporkstationen
und sonst stehenden Gendarmen gehören.

K. 3. In jeder Brigade und demnächst in jeder Abtheilung sind sich die
verschiedenen Grade der Militairvorgesetzten nach den beim Militair geltenden
Grundsätzen, milhin dem Brigadier die Abrheilungs-Kommandeurs, den letz-
tern die Offziere ihrer Abtheilung, und diesen die Wachtmeister subordinirr,
und nach dieser Stufenfolge die Vorgesetzten für das pflichtmäßige Berragen
ihrer Untergebenen zunächst verantwortlich und verpflichter, die Aufsicht, Mu-
sterungen, Kontrollen und Revisionen zu führen und die Dienstberlchte zu er-
statten. Kein Gendarmerie-Offzier, welchen Ranges er auch sey, darf aber
seine Bedienung aus der Zahl der Gendarmen entnehmen.

§ A. Im Allgemeinen müssen die Militairvorgesetzten darauf achten und
halten, daß ihre Untergebenen sowohl die nach dem Gendarmerie-Edikt und
der gegenwän#igen Dienstinstrukrion, als nach den übrigen gesetzlichen Bor-
schriften und den Anweisungen der Dienstbehörde ihnen obliegenden Pflichten

in
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in deren- ganzem Umfange pünktlich und treu erfüllen, sich mit den über ihre
Dienstpflicht bestehenden Gesetzen genau bekannt machen, die zu führenden
Dienstbücher unausgesetzt in gehöriger Ordnung halten, den für ihre Stel-
lung und Bestimmung durchaus nochwendigen ordentlichen und anstandigen
Lebenswandel fuhren, und insonderheit Trunk, Spiel und Schulden vermei-
den, und ihre Mondirungsstucke, Waffen und Pferde jederzeit in vollstandi-
ger Anzahl und Ordnung halten. Die Offiziere sowohl wie die Wacht-
meister haben daher den ihnen zugewiesenen Distrikt fleißig zu bereiten, und
die darin stehenden Gendarmen in allen vorgedachten Beziehungen sorgfaltig
zu kontrolliren, über dieselben und ihre Dienst= und übrige Führung beson-

Ders bei den vorgesetzten Dienst= und übrigen Ortsbehörden genaue Erkundi-
gungen einzuziehen, sich von den Gendarmen die Dienstbücher vorlegen und
Die Erfüllung der ihnen gewordenen Aufträge nachweisen zu lassen, und deren
Angaben an Ort und Stelle zu kontrolliren und zu untersuchen, die von ih-
nen wahrgenommenen oder ihnen von der Dienstbehörde angezeigten, oder
sonst bekannt gewordenen Mängel und Unordnungen ihrer Untergebenen, so
wie die über dieselben eingegangenen Beschwerden unnachsichtlich strenge zu
untersuchen und nach Befinden zu rügen und abzustellen, und überhaupt sich
ernstlich angelegen seyn zu lassen, die ihnen untergeordneten Gendarmen durch
Belehrung, Ermahnung und, wenn diese fruchtlos bleiben, durch ernstliche
Rügen mit ihren Pflichten immer vertrauter zu machen, um solchergestalt die
möglichst vollständige Erfüllung des Zwecks des Gendarmeriekorps zu sichern,
und demselben die Achtung und das Vertrauen der Behörden und des Publi-
kums zu erhalten, so wie sie denn auch vornehmlich ihren Untergebenen
überall mit gutem Beispiel vorgehen münen. Die Offiziere und Wachtmeister
haben auch ihrerseits sowohl auf ihren Oienstreisen, als sonst awf die Befol-
gung der die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit betreffenden Gesetze
und Anordnungen zu achten, und die wahrgenommenen Mängel zur Kennt-
niß der betreffenden Behörden zu bringen, daneben aber zugleich die dabei
von den Gendarmen eiwa bewiesene Unachtsamkeit zu rügen.

. 5. Jeder Abtheilungs-Kommandeur in der Gendarmerie hat
über die Dienst= und übrige Führung eines jecen seiner Untergebenen auf den
Grund der Bereisungsberichte seiner Osiziere mit Genauigkeit und Unpar-
theilichkeit spezielle Konduitenlisten zu fürren, in dieselben alles dasjenige,
was über deren Oienstführung ermitselt ist, die Urtheile der ihnen vorgesetz-
ten Civildienstbehörden, die Auszeichnungen im Dienst, so wie die Nachläs-

sigkeiten und die erfolgten Rugen und Strafen, und überbaupt alles dasje-
nige einzutragen, was zur Uebersicht und Beurkheilung der ganzen Dienst-
und übrigen Führung und Tüchtigkeit eines jeden beitragen kann. Der Kom-
mandeur muß jährlich eine Kondnitenliste an den Brigadier, und dieser eine

B 2 daraus



daraus angefertigte Hauptkonduitenliste an den Chef der Gendarmerie einsen-
den. Es ist die Pflicht der Kommandeure, sich durch öftere Bereisungen von
der Disziplin und Haltung ihrer Untergebenen zu überzeugen, die Dienst-
journale nachzusehen und in gewissen Terminen dem Brigadier von dem Re-
sultat der Inspektion Bericht zu erstatten. Insonderheit aber müssen die
Offiziere bei ihren Dienstbereisungen auf die Konduitenlisten sorgfältige Rück-
sicht, und über die daraus wahrgenommenen Mängel und deren Abstellung
sowohl mit der Cidildiensibehörde, als mit den Wachtmeistern Rücksprache,
auch darauf Bedacht nehmen, bei solchen Gelegenheiten die Data zur Ver-
vollständigung und Berichtigung der Konduitenlisten einzusammeln.

#. 6. Jeder Wachtmeister und Gendarme muß über seine Dienstverrich-
lungen ein Dienstjournal führen, und darin

1) alle von feinen Vorgesetzten erhaltenen Anweisungen und Aufträge,
so wie die eingegangenen und sonst zu seiner Kenntniß gekommenen
Steckbriefe,

2) die Zeit und Art, wenn und wie er denselben genügt hat, und
3) seine sämmtlichen Dienstverrichtungen an Revifionen, Visikationen und

Patrouillin, die dabei bemerkten Mängel, die enrdeckten und arretirten
Berbrecher, Vagabonden und andere verdächtige Personen u. s. w.

dergestalt verzeichnen, daß aus diesem Journal seine ganze Dienstthätigkeit,
und insonderheit, an welchem Orte, zu welchem Zweck und mit welchem Er-
folge er an jedem Tage sich aufgehalten har, vollständig zu ersehen ist. Der
Wachtmeister hat monatlich seinem Kommandeur einen Dienstbericht zu er-
statten.

Von außerordentlichen wichtigen Ereignissen muß auch vom Gendar-
men an den Wachtmeister Bericht erstattet, und durch diesen dem Komman=
deur nachrichtlich Anzeige gemacht werden.

Wenn der Gendarme eines öffentlichen Siegels bedarf, wird die Si
selung. durch die nächst vorgesetzte Civildienstbehörde bewürkt.

III. Von den Besoldungen und übrigen Emolumenten.
§6. 7. Jeder zum Korps gehörige Brigadier, Kommandeur, Ofsizier, Wachcr-

meister und Gendarme muß für den ihm ausgesetzten Gehalt, ohne weitere Geld-
oder andere Beihülfe aus Staars= oder Kommunalmitteln, für seine Wohnung
und Beköstigung selbst sorgen, und sich die Mondirungsstücke, das Reitzeug und
die zu seinem Dienst erforderlichen Pferde selbst anschaffen, auch mil diesen Ge-
genständen stets in hinreichender Anzahl und Güte versehen seyn. Den Militair-
vorgesetzten liegt ab,, hierauf zu halten und dabei befundene Mängel sofort ab-
Mstellen.—

48.#.



 4. 9. Damit jedoch in der Mondirung bie nöthige Gleschfbrmigktit und-
Ordnung erhalten werde, sollen die großen Mondirungsstückenachdendeshalb
bei der Armee statt findenden Trageperioden und Grundsätzen denWachtmeistern
und Gendarmen durch das Kriegsministerium geliefert und dafür jährlich

1) dem Wachtmeister und berittenen Gendarmen, mit Einschlutz der Berga-
tung für das Lederzeug (K. 10.), IZwanzig Thaler Kourant, und

dem unberittenen Zehn Thaler Kourant, auf den Sold abgerechnet
und im Gesammkbetrage für das ganze Korps dem Kriegsministerium er-
stattet werden. 5

Die Erhaltung der Mondirung bis zur folgenden Trageperiode liegt da-
gegen lediglich dem Wachtmeister und Gendarmen ob. Beim Ausscheiden eines
Gendarmen aus dem Korps fällt jedes der hieher gehbrigen graßen Mondirungs-
stäcke, dessen Tragezeit noch nicht beendigr ist, zur Uebereignung an den Nach=
folger dem Korps anheim und muß dazu an den Wachtmeister überliefert wer-
den, wofür das Vermögen des Ausscheidenden oder sein Nachlaß verhaftet.
bleibt.

K. 9. Das Leder-Reitzeug wird den Wachtmeistern und Gendarmen ebenfalls-
nach den beim stehenden Heere üblichen Grundsätzen durch das Kriegsministerium
geliefert, und ist die dafür zu leistende Vergütung bereits in dem im vorigen K§,
gedachten Abzug von Zwanzig Thalern begriffen. DerSchluß des §. 8. findet
auch hier Anwendung.

KP. 10. Die diensttanglichen Perdeder bisherigen Gendarmerie und Rheini-
schen Gouvernementsmiliz sollen dem Korpsanheim fallen, bleiben aber Staats-
eigenthum. Der Ersatz eines Perdes geschieht jedoch für Rechnung des betref-
fenden Wachtmeisters oder Gendarmen. Das als Ersatz angeschaffte Pferd ist.
Eigenthum desselben, und für den Fall seines Ausscheidens aus dem Koxps,
wird ihm der Tarwerth von seinem Nachfolger ersetzt.

Der Fonds zu dieser Ersatzleistung wird durch Soldabzüge gebildet, welche-
monatlich für den Wachtmeister, so wie für den Gendarmen, 1 Rehlr. 10 Gr.
betragen und gleich mit Eintritt der neuen Formation beginnen. Was von die-
sen Abzügen während der Dienstzeit des Gendarmen nicht zum Behuf seiner Re-
montirung verwandt wird, ist ihm beim AusscheidenausdemKorps,nachUm-
ständen auchl, theilweise schon früher zurückzuzahlen..

S. II. a) Die Anschaffung tauglicher Pferde soll dem Korps dadurch erleich-
tert werden, daß das Kriegsministerium jährlich beim Ausrangiren der Kuvallerie=
pferde, der Gendarmerie den Vorkauf gestaltet, und in einzelnen Fallen, wo-
in der Zwischenzeit der Ankauf eines neuen Pferdes nöthig wird, soll die Ueber-
lassung von zunächst auszurangirenden Pferden, gegen Erstatlung des Tar-
wertha, erfolgen können.

b) Die



b) Die Militairvorgesetzten haben strenge darauf zu halten, daß nin
vollig dienstbrauchbare Pferde vorhanden sind, daß daher dienicht mehr taug-
lichen abgeschafft und durch brauchbare ersetzt werden.

6) Jeder Wachtmeister und Gendarme hat die Wahl, ob er beim Ab-
gange seines Pferdes dasselbe durch eigene Anschaffung oder durch die Lieferung
(a) ergänzen will. Im ersten Fall wird ihm aus dem Ersatzfonds (§. 10.) der
Anschaffungswerth bezahlt. 4

d) Kein Wachtmeister und Gendarme darf sein Dienstpferd anders als
mit Vorwissen und Erlaubniß des Kommandeurs vertauschen oder veräußern.

e) Wird genügend nachgewiesen, daß ein Perd durch dußere Gewalt,
oder durch die Nothwendigkeit einer ungewöhnlichen Anstrengung im Dienst,
ohne eigenes Verschulden des Besitzers, gefallen, oder dienstuntauglich gewor-
den ist, soll der Verlust außerordentlich ersetzt werden, ohne den durch die mo-
natlichen Abzüge gebildeten Ersatzfonds (§. 10.) in Anspruch zu nehmen.

f) Außer diesem Falle trägt jeder Eigenthümer des Pferdes die dasselbe
treffenden Unfälle, ohne Entschábigung oder Beihülfe aus öffentlicher Kasse,
und dieWirderanschaffung muß für seine Rechnung aus dem Ersatzfonds bewirkt
werden.
 Wollen die Wachtmeister und Gendarmen jedem Verluste begegnen

und die monatlichen Abzüge sich als ihr Eigenthum zur dereinstigen Auszahlung
an sie selbst, oder ihre Erben, konserviren; so können sie in den verschiedenen
Brigaden durch kleine, freiwillige Abzüge vom Solde, Verwendung geringerer
Strafantheile und eines Theils der erheblichern, oder durch andere Zuschüsse,
Hülfs= und Unterstützungskassen gegen dergleichen Unfälle unter sich bilden.

S. 12. Die Wartung und Erhaltung des Oienstpferdes, mithin auch die
Beschaffung der Stallung, liegt gleichfalls lediglich dem Gendarmen ob. Jedem
Wachtmeister und berittenen Gendarmen wird an Fourage taglich eine schwere
Friedens-Ration zugestanden. Die Lieferung geschieht gegen Quikung des
Empfängers an Orten, wo Magazine sind, aus diesen, an andern Orten aber
von Seiten der Ortsbehörde, gegen Erstattung des mittlern Marktpreises am
Ort der Lieferung, durch den betreffenden Landrath, der hierzu mit dem nöchl-
gen Fonds zu versehen ist. ·

Esveksiehtsichvonfelbst,daß,wcnnanwekTokalsummedckfürdie
Fomage ausgesetzten Etatssumme in dem einen Jahr erspart wird, das Er-
sparte immer in die Rechnung des nächstfolgenden Jahres zu übertragen ist,
um die Zuschusse in theureren Jahren zu decken.

§S. 13. Die Waffen werden vom Kriegsministerium den Wachtmeistern und
Gendarmen unentgeldlich geliefert, bleiben aber auch öffentliches Eigenthum,
und müssen beim Abgange von ihnen oder ihren Erben zurückgegeben, und
inzwischen von ihnen im gehörigen Stand erhalten werden.

S. 14.
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K. 14. Die erforderlichen Schreibmaterialien sollen fur Rechnung des Dis-
positionsfonds des Ministeriums des Innern und der Polizei unentgeldlich gelie-
fert, oder nach Befinden dafur fixirte Vergutigungen gewahrt werden.

g. 15. Außer der Besoldung erhalten Gendarmerie-Offiziere, Wachtmeister
und Gendarmen reglementsmaßig Diaten nur dann, wenn sie zu Dienstleistungen
außer ihrer Bestimmung, oder außer ihrem Geschäftsbezirke besonders beauf-
rragt werden, und auch im letztern Falte nur dann, wenn sie in einem solchen
Dienst länger als zwei Tage und eine Nacht von ihrem Standquartiere ent-
fernt sind. Muß aber die Grenz-Gendarmerie aus ihrem Standorte auf-
brechen, um anderswo zu operiren, so foll sie eine Marschzulage, und zwar
der Offizier von Funfzehn Thalerh, der Wachtmeister von Zehn Thalern und
der Gendarme von Acht Thalern monatlich erhalten.

§. 16. Auch sollen bei ausgezeichneren Dienstleistungen der Gendarmen je-
den Grades angeisessene Prämien und Gratifikationen aus dem Dispositions=
sonds des Ministeriums des Innern und der Polizei, oder, was die Grenzgen-
darmerie betrifft, des Finanzministeriums, bewilligt werden können.

KP. 17. Nicht minder erhält die Gendarmerie in den gesetzlichen Fällen die
fürEntdeckung der Verbrechen, Vergehen und Kontraventionen und ihrer Thä-
ter oder in andern Fdllen bestimmen Prämien, Strafantheile und anderweitigen
Remunerationen.

III. Von den Dienstpflichten der Gendarmerie.
KP. 18. Die Gendarmerie muß die Pflichten ihres Berufs ohnealle Rücksicht

auf die daraus für sie besorglichen Gefahren und Nachcheile mit strengster Pflichr-
treue, Gewissenhaftigkeit, Unpartheilichkeit, Thatigkeit und Umsicht, willig
und pünktlich erfüllen. Wenn ihr gleich ganz beseonders odbliegt, mit Kraft
und Nachdruck alle, die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit betreffen-
den Gesetze zu handhaben und deren Befolgung zu bewirken; so muß sie sich
voch aller Belästigung des Publikums, jeder überflüssigen Sirenge, und jeder
Einmischung in Gegenstände, die außer ihrem Beruf liegen, sorgfällig ent-
halten. Keiner, der in der Gendarmerie dient, darf in der entferntesten
Beziehung auf seinen Dienst und die damit verbundenen Pflichten irgend ein Ge-
schenk annehmen, keiner in Wirths= und Gasthäusern sich unentgeldlich be-
köstigen, noch Fourage für sein Pferd reichen lassen, noch weniger aber sich
irgend eine Erpressung erlauben. Auch soll kein Gendarme, ohne schriftliche
Genehmigung der ihm vorgesetzten Civildienstbehörde und des Kommandeurs,
selbst, oder durch ein unter seiner hausherrlichen Gewalt stehendes Mitglied
seiner Familie, ein bürgerliches Gewerbe treiben.

S. 10. Jeder Gendarme muß, wenn ihm das Gegentheil nicht aus-
drücklich vorgeschrieben ist, seinen Dienst in vollständiger Un#form und be-
waffuet leisten.

K. 20.
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§. 20. Alle Mitglieder der Gendarmerie müssen sich mit den über die
Gegenitände ihrer Dienstobliegenheiten bestehenden allgemeinen und besondern
Gesetzen und Vorschriften, insonderheit aber mit denen des Regierungsbe=
zirks, in welchem sie stationirt sind, möglichst bekannt machen, und nicht
allein die Civil-Dienstbehörden, sondern auch die Militair-Vorgesetzten darauf,
daß dies geschehe, halten und dazu den Gendarmen die nähere Anleicung geben.

§. 21. Die in der heutigen Verordnung über die anderweitige Orga-
nisation der Gendarmerie bestimmten Dienstobliegenheiten der Gendarmen,
werden zwar in der Regel von jeder Abtheilung derselben in dem ihr ange-
wiesenen Bezirk oder Ort geleistet; es können indessen die Gendarmen nicht
alkein zu Dienstleistungen außerhalb ihrer ordentlichen Station von den dazu
berechtigten Behörden verwendet werden, sondern sie sind auch ohne Anwei-
sung dieser Behörden verpflichre#, in eiligen, oder sonst dringenden Fällen der
Gendarmerie eines benachbarten Bezirks Hülfe zu leisten, und nöthigenfalls
flüchrige Verbrecher, Transportaten und Vagabonden in andere Gendarmerie-
Bezirke, so weit zu verfolgen, bis sie in letztern die zur weitern Nachsetzung
T-erforderliche Anzeige einer Ortsobrigkeit, oder einem andern Gendarmen ge-
macht haben, und von diesen die nöthigen Anstalten zur weitern Nacheile

etroffen werden.
. 22. Unter den verschiedenen, insonderheit aber den benachbarten

Gendarmerie-Abtheilungen, muß über die für ihre Dienstbestlmmung erheb-
lichen Gegenstände und Notizen, besonders über diejenigen, welche die öffent-

#lliche Sicherheit betreffen, namenklich über verübte Verbrechen, signalisirte,
eentsprungene und arretirte Verbrecher, Vagabonden, oder andere gefährliche
Indioiduen, und über die dabei genommenen, oder zu nehmenden Maaßregeln
eine fortgesetzte Mittheilung statt haben. Es müssen daher die in den Kreisen
und auf den Transportstationen stehenden, so wie die auf den Landstraßen
patroullirenden Gendarmen den in den benachbarten Kreisen und Transport-
stakionen befindlichen, wie auch anderen Gendarmen, welchen sie im Dienste
begegnen, oder die sie ohne erhebliche Versäumniß erreichen können, nöthi-
Fenfalls aber schriftlich, von den obgedachten Gegenständen Kenntniß geben.
Die Diensibehörden haben hierauf zu halten und alle gegenseitigen Mitthei-
lungen meglichst zu befördern, auch zu veranstalten, daß zu diesem Zweck die
Gendarmen im Patronillendienste mit der Gendarmerie der zunächst benach-
barten Oistrikte wenigstens einmal wöchenrlich an der Grenze zusammentreffen.

Insfonderheit sollen die Wachtmeister diese Kommunikation mit den be-
# nachbarten Wachtmeistern sorgfältig umerhalten, und letztere die dadurch er-
halrenen Nachrichren nuf gleiche Ark weiter befördern.

F. 23. Die Gendarmerie hat der ihr obliegenden Pflicht der Wach-
samkeit auf alle für die öffentliche Ordnung und Sicherheit erheblichen Gegen-

stände



stande fortgesetzt und ununterbrochen, mithin auch bei Ausübung ihrer übri-
gen Dienstobliegenheiten, besonders aber auf den deshalb eigends zu haltenden
Matrouillen, zugenügen. In letzterer Beziehung liegt nemlich den Gendar-
men, und so weit möglich auch den Wachtmeistern, vorzüglich ob, in dem
ihnen angewiesenen Distrikte mit möglichster Vermeidung alles Aufsehens fleigig
bei Tage und bei Nacht zu patroulliren, um von allen zu ihrem Dienste gehöri-
gen Gegenständen baldmöglichst vollständige Kenntnitz zu erhalten; und diese
Patronillen müssen nebst den gemachten Bemerkungen und genommenen Maaß-
regeln genau und gewissenhaft in das Dienstbuch (F. 6.) eingerragen werden.

K. 24. In Ansehung der Sicherheitspolizei haben die Gendarmen
überall in Gemäßheit des F. 12. des heute vollzogenen Edikts zu verfahren, und
insonderheit die Grenze genau zu beobachten, und auf die wegen Ueberschreitung
derselben, durch nicht legitimirte Personen, bestehenden Borschriften, zu halten.

##. 25. Da der Gendarmerie auch obliegt, besorglichen Unglücksfällen
vorzubeugen; so muß sie auf alles, wasletztereveranlassen könnte, besonders
wachsam seyn. Findet ein Gendarme auf den Straßen, im Wasser, oder
sonst Leichname verunglückter Personen; so muß er nach getroffener Vorkehrung
zur Rettung des Verunglückten, oder Sicherung des Leichnams, der nächsten
Obrigkeit schleunigst Anzeige machen. Er mußfernergebrechliche, kranke, wahn-
sinnige, gemüthskranke, oder sonst verungluckte, oder naher Gefahr ausgesetzte
Menschen, die auf dem Felde, an den Landstraßen, oder sonst hülflos liegen,
oder herumirren, so weit deren Gesundheit es gestattet, der nächsten Ortsobrig=
keit zuführen, sonst aber derselben schleunigst anzeigen, und inmittelst, zur Ab-
wendung einer noch größern Gefahr, geeignete Anstalt treffen. Er hat wahr-
genommene Spuren ansteckender Krankheiten und Seuchen der Behörde anzuzei-
gen und auf die Befolgung der deshalb, so wie wegen der Olitatenkrämer, Kam-
merjäger und dergleichen erlassenen Vorschriften zu halten.

Den Gendarmen liegt ferner ob, darauf zu wachen, daß die feuer-
polizeilichen Anordnungen gehörig befolgt und die Uebertretungen derselben
zur Kenntnig der geeigneten Behörden gebracht werden. Wenn sie eine
Feuersbrunst wahrnehmen, so müssen sie dieselbe nach Möglichkeic bekannt
machen, und an den benachbarten Orten, durch welche sie kommen, darauf
sehen, daß von dort aus die erforderliche Hülfe schleunigst geleistet werde;
sie selbst aber müssen ihre Wachsamkeit verdoppeln, damit dieser Zeitpunkt
nicht zu Verbrechen am Orte des Brandes, oder in benachbarten Orten be-
nutzt werde, und in erheblichen Fällen dazu auch die Gendarmen der benach-
barten Kreise zum Beistand aufrusen. Bei der Feuersbrunst selbst haben die
Gendarmen zwar auch für die schleunige Anwendung und hinreichende Unter-
stützung der Löschungsanstalten, besonders aber für die Erhaltung der Ord-
nung, für die Rektung der dem Feuer ausgesetzten Gegenstände, und für die
Sicherheit der geretteten zu sorgen; umgleichen liegt ihnen ob, der Entstehung
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des Brandes und Ermittelung und Festhaltung des Thaters die hochste Sorg-
falt zu widmen.

 §&amp; 206. Die Gendarmen sind befugt, auch ohne Auftrag einer Behörde,
vermöge eigener Amtsgewalt, diejenigen anzuhalten, die

a) in Begehung eines Verbrechens betroffen werden;
b) durch blutige Waffen, durch den Besitz gestohlener Sachen, oder durch

andere dringende Gründe eines begangenen Verbrechens, oder der
Theilnahme an demselben, und zugleich der Flucht verdächtig sind;

P0 durch Steckbriefe verfolgt, oder sonst der Gendarmerie zum Zweck ihrer
Festhaltung bekannt gemacht worden;

6) falsche, oder unrichtige Pässe, oder andere Legitimationsdokumente bei
sich führen;

e) die ihnen in ihren Pässen etwa speziell vorgeschriebenen Reiserouten ver-
lassen haben;

H gesetzlich Passe fuhren mussen, damit aber nicht versehen sind, und sich
als unverdachtig auch auf andere Art nicht ausweisen konnen, oder nach
ihren ubrigen Werhaltnissen nicht also erscheinen;

#auf einem verbotenen Gewerbe betroffen werden;
h) ein herumziehendes Gewerbe treiben, ohne dazu legitimirt zu seyn;
) in thärlicher Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung, in Zusam-

menrottirung, Schlagerei und andern groben Exzessen betroffen werden,
oder aus Unvorsichtigkeit oder Nachlässigkeit im Reiten und Fahren,
oder auf andere Art Jemanden an öffenrlichen Orten erheblich beschädi-
gen, oder an öffentlichen Anlagen Frevel verüben, in sofern sie nicht
an dem Orte Feuer und Heerd haben;

k) als Vagabonden, oder des Vagabondirens dringend verdächtige Perso-
nen, und zugleich unbekannte und unangesessene Leute sich der öffenrli-
chen Ahndung und der Schadensvergütung wegen eines polizeilichen
oder fiskalischen Vergehens sonst entziehen würden;

D den Aufforderungen und Anweisungen der Gendarmen nicht Folge leisten,
oder gar sich widersetzen;

m) aus Gefängnissen und auf Transporten entsprungen sind; und endlich
D) die Deserteurs.

Die Gendarmen mussen jedoch jede angehaltene Person mit der ihren
Verhaltnissen gebuhrenden Rucksicht behandeln und keine Veranlassung zu ge-
grundeten Beschwerden geben, sie auch ungesaumt entweder an ihre Dienst-
behorde, oder, wenn dadurch ein nachtheiliger Aufenthalt in der Dienstlei-
stung des Gendarmen entstehen wurde, an die nachste Ortsbehorde ubergeben.

§. 27. Die Gendarmen dürfen nicht unter dem Vorwande der Nach-
forschung von Verbrechen und Vergehungen in Privat= und Familienverhälenisse
unziemlich eindringen. Haussuchungen können auch bei gesetzmäßiger Veranlas-

sung



fung nur von den kompetenken Behorden angeordnet, von der Gendarmerie aber
nur zur Ermitlelung eines groben Verbrechens und zur Enedeckung und Ergrei-
fung eines groben Verbrechers bei Gefahr im Verzuge vorgenommen werden.

Insbesondere dürfen während der Nachtzeit die Gendarmen ohne be-
sondere Anweisung der kompetenten Behörde in Privatwohnungen nur dann
eindringen, wenn sie entweder von deren Bewohner zu Hülfe gerufen werden,
oder um ihnen gegen Verbrechen und Feuers= oder andere Gefahr Schutz zu ge-
währen. Was die Visication der Wirthshauser und Herbergen betrifft, so ist solche

in Fällen des Verdachts den Gendarmen zu jeder Tageszeit, auch ohne Zuziehung
der Ortspolizeibehörde, nächtlich aber nur mit derselben, gestattet.

§. 28. Die Gendarmen sind befugt, auch ohne Autorisation der vorge-
setzten Behörde, sich der ihnen anvertrauten Waffen zu bedienen:

a) wenn Gewalt oder Thätlichkeit gegen sie selbst, indem sie sich in Dienst-
funktion befinden, ausgeübt wird;

b) wenn auf der That entdeckke Verbrecher, Diebe, Schleichhändler u. s. w.
ihren Aufforderungen, um zur nächsten Obrigkeit geführt zu werden, nicht
ohne thätlichen Widerstand Folge leisten, und vielmehr sich der Beschlag-
nahme der Effeften oder Waaren und Fuhrwerke, oder ihrer persönlichen Ver-
haftung mit offner Gewalt, oder mit gefährlichen Drohungen widersetzen;

e) wenn sie auf andere Art den ihnen angewiesenen Posten nicht behaupten,
oder die ihnen anvertrauten Personen nicht beschützen können.
Es liegt ihnen jedoch auch in diesen Fällen ob, die Waffen nur, nachdem

gelinde Mittel fruchtlos angewandt sind, und nur, wenn der Widerstand so
stark ist, daß er nicht anders, als mit gewaffneter Hand überwunden werden
kann, und auch dann noch mit möglichster Schonung zu gebrauchen.

IV. Von dem Verhältnisse der Gendarmerie zu den
Civilbehörden.

g. 20. Die in den Kreisen, den großen Stüädten und auf den Transporr-
stationen angestellten Gendarmen erstatten über die von ihnen ermittelten Ver-
brechen, Kontraventionen und Mängel, über die von ihnen angehaltenen Ver-
brecher, Bagabonden und andern Personen, und überhaupt über alle ihre
Dienstleistungen der ihnen vorgesetzten Civil-Dienstbehörde mündlich oder schrift-
lich, doch allemal pünkrlich, Bericht, müssen aber außerdem auch den Polizeiobrig-
keiten der einzelnen Orte die sie betreffenden Gegenstände sogleich anzeigen, und
dies in ihrem Dienstbericht mit anführen. Die Civil-Dienstbehörde des Gen-
darmen bemerkt am Schluß des Monats im Dienstjournal, ob sie mit demselben
zufrieden gewesen, oder was sie zu erinnern gefunden hat.
V. Von den besondern Verhältnissen und Dienstleistungen

der Grenz-Gendarmerie.
30. Die Grenz-Gendarmerie-Sektionen sollen die gewöhnliche Grenz-/

bewachung verstärken, und vornehmlich als eine leicht und schnell zusammen zu
zie-



iehende Macht ihre Wirksamkeit üben, um dem Unfug zu steuern, wo Schleich-
bändler mit ihren Komplizen sich zahlreicher zeigen und sogar Widersetzlichkeiten
erlauben.

KE. 37. Außer den Befugnissen und Mlichten, welche dem gesammten Gen-
darmeriekorps gemein sind, ist es daher die ganz eigentliche Obliegenheit derjenigen
Mannschaft, welche die Grenz-Gendarmerie bildet, gegen den strafbaren Schleich-
handel im Grenzbezirk zu wachen, durch Patroulliren bei Sege und Nacht, durchEinziehung von Kundschaften und durch sonft gehörig geleitete Thätigkeit den he#m-
lichen Waarentransport zu hindern, die Verbrecher bei der That zu ertappen, und
sodann ihrer, so wie der Waaren, welche sie mit sich führen, habhaft zu werden.

. 32. Hierbei dienen insbesondere alle diejenigen Vorschriften, welche den
für den Grenz-Aufsichtsdienst angestellten Zollbeamten selbst durch die Zollordnung,durch die Instruktiom zur Geschaftsverwaltung eines Hauptzollamts, Abtheilung
III. derselben, und durch fernerweitige Dienstanweisungen ertheilt sind, auch der
Grenz-Gendarmerie gleichmäßig zur Richtschnur. Namentlich haben bei den
Dienstoerrichtungen die Offziere der Grenz-Gendarmerie dasjenige zu beobachten,
was nach jenen Vorschriften den Ober-Grenzkontrolleurs, oder Gitnzinserssoren ob-liegt, und stehen auch zu den Ober-Zollinspektoren (Steuerrathen) in demselben Ver-
häktasg so daß es also hinführo von den Anordnungen des Oberinspektors abhänge,
wo und wie weilt nach Beschaffenheit der Umstände von den Oberkonrolleurs mit den
Offtzieren gemeinschaftlichodereinzelnoperirk,undinwelcherArt der Dienst der Gen-
darmen geleitet werden soll. Die Wachtmeister und Gendarmen aber haben im All-
gemeinen genau dasjenige zu beobachten und zu thun, was nach senen Vorschriften
den Aufsehern (Grenzkontrolleurs) obliegk, undsie müssen also von den Oberkontrol-=
leurs, in Bezug auf die Grenzbewachung, Anweisungen annehmen und sich jeder-
zeit aufs genaueste darnach achten.

K. 33. Eine Zusammenziehung der in dem Distrikte eines Haupt-Zollamts bis-
locirten Grenzgendarmerie, ganz, oder theilweise, kann der Oberinspektor veranlas-
sen; ausgedehntere Zusammenziehungen bedürfen aber der Anordnung der Regie-
rung des Distrikts, oder des Finanzminisieriums.
 §s. 34. Das letztere ist überhaupt ermächtigt und befugt, der Grenzgendar-

merie jeder Zeit nähere und anderweitige instruktive Anleitungen zu erkheilen.In Rücksicht auf die militairische Oisciplin, Dienstjournale und Napporte aber
findet dasselbe, wie bei der übrigen Gendarmerie statt., und hat der Chef der Gen-
darmerie die nähern Anweisungen zu Feten.Wir befehlen den betreffenden Minssterien, dem Chef der Gendarmerie und
allen Gendarmerie-Ofu#zieren, Wachtmeistern und Gendarmen, so wie allen Be-
börden, und üuberhaupt allen, die es angeht, sich nach der gegenwärtigen In-
Aruktion auf das Genaueste zu achten.

Urkundlich haben Wir diese Instruktion Allerhöchsteigenhändig vollzogen
und mit Unserm Königlichen Insiegel bedrucken lassen.

Gegeben Berlin, den zosten Dezember 1820.

(I.S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Schuckmann. v. Klewiz. v. Hake.



Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stctaaten.

No. 2.

(No. 637.)) Allerbochste Kobinetsorder vom 19ten November 1820.,, die Bestrafüng des
unbefugten Tragens von Orden und Ehrenzeichen betreffend.

J. bin nuf Ihren Bericht vom öten d. M. mit Ihnen ganz darin einverstan-
den, daß die in der Verordnung vom LJoten Februar 1810. wegen des Verge-
hens des unbefugten Tragens von Orden und Ehrenzeichen bestimmte Strafe ei-
nes dreimonatlichen Festungsarrestes, bei Personen aus den niedern Ständen
als nicht angemessen erscheint, und setze daher, Ihrem Vorschlage gemäß, heer-
durch fest, daß von den Gerichten, nach Beschaffenheit der zu Bestrafenden,
künftig auf Festungsarrest, oder Gefängniß wegen des gedachten Vergehens,
erkannt werden soll. Hiernach haben Sie das Weitere zu veranlassen.

Troppau, den 10ten November 1820.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister von Kircheisen und von Hake.

(No. 638.) Polizei-Ordnung für den Hafen und die Binnengewässer von Danzig. Vom
Zosten Januar 1821.

Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 2c.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen, daß Wir nöthig erachtet
haben, Bestimmungen über das Verhalten der Schiffer auf der Rhede
und im Hafen von Danzig zu erlassen. Wir verordnen daher wie solgt:

Fahrgang 1821. D 9. 1.

(Ausgegeben zu Berlin den 17ten Februar 1821.)
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Nerlcheher C. 1. Sobald ein Schiff auf die Rhede vor Danzig kommrt, soll der Füh-
er bei seiner rer desselben seine Nationalflagge aufstecken, und wenn er in das Fahr-
Aalsps auf wasser gehen will, den Lootsen erwarten, und bei Vermeidung einer Strafe
dem Era au von Zweie Thalern für jede zehnte Last der Größe des Schiffs nicht ohne
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senguiante seine Hülfe einlausen. Im döochsten Nothfall, d. h. wenn der Schiffer
angenscheinlich Gesahr läuft, Schiff, Ladung und Manncchaft zu verlieren,
hat derselbe zuvor den Steuermann, Hochboolsmann und Zimmermann,
oder in Stelle eines derselben einen anderen erfahrnen Seemann zu einem
Schiffsrath zu versammeln, und wenn diese nach reiser Ueberlegung es
auch für nothwendig halten, das dußerste Rettungeminel zu ergreifen: so
ist es ihm erlaubt, ohne Lootsen einzusegeln; er ist in einem solchen Falle
jedoch verpflichtet, den dadurch andern. Schiffen und Gütern oder dem
Fahrwasser verursachten Schaden zu ersetzen.

Die Untersuchung, ob ein solcher Nothfall wirklich statt gefunden,
geschieht von dem Königlichen Polizeipräsiium unter Zuziehung der Lootsen-
kommandeurs und anderer Sachverständigen, und die Enischeidung gebührt
dem Kommerz= und Admiralitätskollrgium zu Danzig.

K. 2. Wenn heftige Stürme oder andere Ursachen das Enegegenkommen
der Lootsen verhindern, so hat der Schiffer folgende Signale zu beob-
achten:

1) die auf der außersten Spitze der ostlichen Moole errichtete, oben mit
einer Tonne versehene Stange, welche ihm auch in dem Falle, wenn
die Moole von der vollenden. See bedeckt seyn. sollte, den. Punkt an-
zeigt, wo dieselbe liegt, und wo er also einzulaufen hat;

2) die von der westlichen Moole durch eine rothe Flagge zu ertheilenden
Zeichen, welcher er dergestalt zu folgen hat, daß er nach der Seite,
wohin die Flagge geneigt wird, sich in der Fahre halte, nnd wenn
die Flagge ganz gerade indieHöhe gerichtet wird, auch seinen Lauf
gerade aus nohme. Werden dem Schiffer keine solche Signale mit
der Flagge gegeben: so darf er gar nichs einsegeln, sondern soll vor
Anker gehen oder die See halten.

&amp; Dievom Lootsen vorzulegenden Fragen über den Justanddes Schiffes
und der Mannschaft und über alle hierauf Bezug habende Gegenstände ist
der Schiffer bei Vermeidung einer Strafe von Zwei Thalern von jeder
zehnten Last nach der Größe des Schiffes auf das Gewissenhafteste zu be-
antworten verpflichret-

K. a. Wird wegen ansteckender Krankbeiten oder verdächtiger Waare dem
Schiffe ein Quarankaineplatz angewiesen, so muß der Schiffer sogleich eine

gelbe



gelbe Flagge aufstecken. Er darf alsdann ohne schriftliche Erlaubniß des
Lootsenkommandeurs diesen Platz weder verlassen, noch mit andern Schiffen,
Booten oder mit den Einwohnern des Strandes auf irgend eine Weise
Gemeinschaft pflegen.“

6 Die Uebertretung dieser Vorschriften soll mit der nachdrücklichsten Lei-
besstrafe, welche mach Beschaffenheit der Umstände der mit der Verletzung
der Quarantaine vorhandenen Ansteckungsgefahr und nach Maaßgabe des
dadurch verursachten Schadens von sechsmonaklicher Zuchthaus= oder Festungs-
strafe bis zur Todesstrafe des Beils ausgedehnt werden kann, geahnder werden.

Ueberdies sollen die bestellten Quarantaineaufseher befugt seyn, die
verbotene Kommunikation durch jedes nach dem Grade des Widerstandes
erforderliche Zwangemitel und außersten Falls sogar durch Tödtung der
Uebertreter zu hindern.

Diese Bestimmungen sollen dem Führer des Sch#ffes und dem Schiffs-
wolke, so wie solches unter Quarantaine gesetzt worden, Ausdrücklich durch
den Lootsenkommandeur bekannt gemacht werden. «-

s.5.0enAnweifungendesLooksenistderSchfsseksunbedsngtzufolgen
und daher auch an dem Orte Anker zu wexfen verpflichter, den ihm der
Lookse auf der Rhede anweisen wird, wenn Umstände das Einbringen des
Schiffes nicht gestatren. Beim Einlaufen aber ist dem Lootsen die Leicung
des Schiffes gänzlich zu überlassen, und der Schiffer ist seinen Anordnungen
bei einer Strafe von zwei Thalern für jede zehnte Last auf das genaueste
zu befolgen verbunden. Sollte der Lootse aber bei der Führung des Schiffes
Fehler machen, die das Schiff in Gefahr setzen, und sich nicht warnen
lassen, so steht es dem Schiffer frei, mit Uebereinstimmung des nach F. 1.
zu versammelnden Schiffraths, dem Lootsen die Direktion abzunehmen; ein
solcher Fall mug aber dem Looksenkommandeur sogleich angezeigt, und als-
dann die Untersuchung und Bestrafung des Schiffers oder des Loorsen ein-
geleitet werden.

S. 6. Sobald das Schiff an die Moolen kömmt, sollen bei 30 Rthlr.
Strafe und der Verpflichtung zum Ersatz des angerichteten Schadens, die
Segel eingenommen werden.

K. 7. Weder auf der Rhede noch im Hafen darf der Schiffer ein Wimpel
vom großen Topp wehen lassen, und ohne besondere Erlaubniß des Loot-
senkommandeurs, welcher zuvor die Einwilligung der Festungskommandankur
einzuholen hat, außer den Signal= und Begrüßungsschüssen, mit Kanonen
oder kleinem Gewehr geschossen werden.

D2 C. 8.
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C. 8. Die Anker müssen gehörig bezeichnet oder mit Boye versehen seyn,
und jeder Schiffer, der dies unterlassen sollte, verfällt in eine Strafe von
Zehn Thalern.

§. . Die ekwanigen Seemarben dürfen bei einer Strafe von 200 Rthlr.
nicht verrückt oder beschädigt werden, jede zufallige Beschädigung derselben,
so wie die auf der Rhede oder im Fahrwasser endeckren, der Schiffahrt
nachtheiligen Dinge sollen dem Lootsenkommandeur bei einer Strafe von
5o Rlhlr. angezeigt werden.

Voligeivor K. 10. Sobald der Schiffer ans Land kommt, soll er sofort dem Lootsen-
Ersten. A#er kommandeur die Musterrolle und die Pässe der Passagiere abgeben, und die
rr . letzteren, so wie die ganze Schiffemannschaft präsenkiren.
 2t C. 11. Er haftel während seines Aufenthalts im Hafen und in den Bin-
Bemenge nengewéssern für seine Mannschaft und ist jede von ihnen begangene Verletzung
* der polizrilichen Vorschriften zu vertreten verpflichter. Auch muß er, wenn

jemand von der Schiffemannschaft vom Schiffe entlassen wird, oder zurück-
bleibt, dies segleich der Polizeibehörde melden, damit das zurückbleibende
Individuum im Passe oder in der Musterrolle gelöscht werde,

K. 12. Der Schiffer soll im Hafen nur an dem vom Lootsenkommandeur
und in den Binnengewässern nur an dem vom Hafenmeister oder
Strominspekror ihm unter Vorwissen und Genehmigung des Hauptsteueramts.
anzuweisenden Platz aulegen, die Braamraben und Stangen abnehmen, den
Klieverbaum, die bindeRah, Besaams-Gitaue und den Ruderkopf brassen,
die Rahen getoppt und die Anker gehörig aufgestellt haben.

F. 13. Schiffe, welche an die Kaps, Bollwerke oder Moolen anlegen,
sollen lange Rundhölzer oder starke Reißbündel und Tauwerke aushängen, und
jede unmittelbare Berührung des Schiffes mit jenen Werken vermeiden,
die Taue auch nicht an den Bollwerken, sondern an den dazu bestimmten
Wurfpfählen befestigen.

K. 14. Jede Uebertretung dieser Vorschrifken und jeder dabei bewiesene
Ungehorsam des Schiffers und seiner Leute gegen die Anordnungen des Lootsen-
kommandeurs und der Lootsen im Hafen, des Hafenmetsters oder Strom-
inspektors in den Binnengewässern und der Pol zeiossizianten auf dem
Lande, wird mit einer angemessenen Gelostrafe von 3 bis 15 Rlhlr. ge-
ahndet, und der Schiffer hat es sich überdies z'ezuschreiben, wenn sein Schiff
auf seine Kosten sogleich fortgeschafft und im Falle einer Widersetzlichkeit die.
Taue gekappt werden.

K. T5. Ohne eine besondere Erlaubnißkarte vom Lootsenkommandeur darf
kein Schiffer bei s bis 20 Rthlr. Strafe F.uer auf dem Schiffe machen, um da-
felbst kochen, und bei gleicher Strafe entweder nur in Privathäusern oder in

den
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den vom Lootsenkommandeur oder den Polizeioffizianken anzuweisenden Koch-
häusern das zum Kochen oder zur Zubereitung brennbarer Materialien nöthige
Feuer machen, auch nur an den von dem Lootsenkommandeur oder Hafen-
meister zu bezeichnenden Stellen das Schiff kielholen oder zimmern lassen.

K. 10. Den Schießpulvervorrath hat der Schiffer gleich bei seiner Ankunfe
bei 5 bis d0 Rlhlr. Strafe den Zolloffizianten, anzuzeigen. Diese haben
dem Lootsenkommandeur davon Nachricht zu geben, dessen pflichtmäßiger Be-
urtheilung es überlassen bleibt, ob der Vorrath dem Schiffer unter seiner
Verantwortlichkeit zu lassen, oder in einem geeigneten Magazine aufzubewah-
ren ist. Wenn ein Schiff aber Schießpulver als Ladung hat, so ist der
Schiffer verpflichtet, so lange bis die ganze Ladung gelöscht worden, die-
schwarze Flagge vom Mast wehen zu lassen-

K. 17. Bei einer Strafe von 1I bis 10 Rthlr. darf niemand auf dem Verdeck
oder auf den Straßen Taback rauchen, Licht ohne Laterne brennen oder schie-
Hßen. Insofern ein wirklicher Feuerschaden durch die Schuld des Schiffers.
oder seiner Leute entstehr, treten gegen die Schuldigen die gesetzlichen Krimi-
nalstrafen ein.

§. 18. Die Matrosenund Schiffsleute sollen im Sommer spätestens um 1I
Uhr, im Winter aber um 10 Uhr Abends sich an Vord verfügen, widrigen-
falls sie arrelirt und polizeilich bestraft werden. Aber auch bis zu diesem.
Zeilpunkle muß auf jedem Schiffe wenigstens die Hälfte der Schiffsmannschaft
und auf ganz kleinen Gefäßen müssen wenigstens 2 Mann jederzeit vorgefun-
den werden. Bei abgerakelren Schiffen und während des Winterlagers ge-
nügt ein Wcchter.

§K. I0. Wer an den öffentlichen Kochbuden und andern Anstalten aus Vor-
satz oder Fahrlässigkeit Schaden anrichtet, soll neben dem Ersatze desselben noch
mit einer Gefängnißstrafe von 3 bis 14 Tagen belegt werden.

§. 20. Alle diese und andere Bergehungen gegen die allgemeinen polizeili-
chen Vorschriften, so wie Verbalinjurien und Schlägereien zwischen den Schiffs-
leuten werden, je nachdem sie auf dem Schiffe oder auf dem Lande vorgefal-
len, von dem Lootsenkommandeur und Strominspektor, oder von den Poli-
zeiofszianten gerügt und bestraft; doch steht jedem Angeschuldigten frei, auf
die nähere Prüfung und Entscheidung von Seiten des Königl. Polizeiprästdi#=
sich zu berufen, dessen Festsetzung dann sogleich zu befolgen uüfl.

S. 21. In Bezug, auf die Steuerverfassung ist der Schiffer verpflichtet, über Väenlgemeine
den Inhalt seiner Ladung nach Art und Menge ein genaues Verzeichniß un: des Schifers
ter der Benennung: „Gen eraldeklaration“ abzugeben. Wie solches 3941
anzufertigen, und was ferner von ihm in Bezug auf Steuerwesen zu beob- Eetnool#.
achten ist, ergiebt das Regulativ wogen Behandlung des Waarenein= und "

Aus-
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Ausganges auf den Weichselmündungen, wonach sich derselbe, so weit et
ihn betrifft, zu achten hat.

Sseen K. 22. Die Schiffe, welche von Neufahrwasser nach der Stadt Danzig
der, welcher gehen oder aus derselben zurückfahren, und über 10 Lasten großsind, sollen,
benn bei Strafe von 20 Rlhlr., den ihnen in Neufahrwasser vom Lootsenkomman-
d Hnng deur und in der Stadt Danzig vom Hafenmeister oder Serominspektor zuzu-
*n, hefed weisenden Binnenlootsen annehmen, und demselben eben so Folge leisten,c wie es F. 5. bei den Seelootsen vorgeschrieben ist.

§ 23. Die Erlaubniß zur Durchfahrt durch die Schleuse nach der Stadt
Danzig wird beim Jollamte in Neufahrwasser nachgesucht; wer aber aus der
Scadr kömmt und die Schleuse passiren will, soll zuvor beim Warnungs-
pfahl unweit dem großen Ballastkruge anlegen, und dann die Erlaubniß zur
Durchfahrt beim Schleusenmeister nachsuchen.

Zeagn K. 24. Auf derRhede darf nur so viel Ballast geloscht werden, als erfor-
3818D#e# derlich ist, um das Schiffin den Hafen zu bringen. Bei 100 Rthlr. Strafe
undSd.darf dies aber nie eher erfolgen, als bis der Lootse es gestattet hat, und
p nur an der von ihm anzuweisenden Stelle.

K. 25. EbMen so darfim Hafen, in der Weichsel und in der Mokttlau das
Löschen und Einnehmen des Ballastes nur an dem Orte und auf die Weise
erfolgen, welche in Fahrwasser der Ballastanffeher, in Danzig aber der Ha-
fenmeister oder Strominspekror dem Schiffer anzeigen wird, am allerwenig-
sten darf aber der Ballast ins Wasser geworfen werden, bei Vermeidung der
im vorhergehenden F. bestimmten Strafe. Uebrigens kann sich der Schiffer
beim Löschen oder Einnehmen des Ballastes nach eigenem Belieben seiner ei-
genen oder gemietheten Leute und Geräthschaften bedienen.

KF. 26. Für Ballastsleine, vie nicht in Auftrag eines Einzelnen gebracht
werden, und zum Hafenbau brauchbar sind, wird jedem Schiffer eine jährlich
festzusetzende und öffentlich bekannt zu machende Prämie ausgezahlt.

Hesimm, K. 27. Außer den Hafen-Ungeldern, welche bei dem Schiffsabrechner auf
oe den Grund des ausgehängten Tarifs derselben zu entrichten sind, darf der Schif-

ze uSchifro zu fer weder den Lootsenkommandeurs noch dem Hafenmeister oder Strominspek-
2 -Un- tor, oder den Loo##sen, oder den Konigl. Zoll-, Polizei= und Ballastoffizian-

ten unter irgend einem Vorwande ein Geschenk oderVergütieZung entrichten;
es wird dem Schiffer sogar ausdrücklich untersagt, einem dieser Beamten
auch nur das geringste Geschenk für die Ausübung seines Amtes anzubieten
oder zu geben, indem ein solches Anerbieten nach den bestehenden Landesge-
setzen bestrast, und das Geschenk außerdem zur See-Armenkasse konsiszirt
werden soll.

F. 28.



g. 28. Wenn einer der erwähnten Beamten es sich brikommen lassen
sollte, unter irgend einem Vorwande ein Geschenk oder eine Abgabe zu forderm
oder anzunehmen: so ist der Schiffer verpflichret, ihn zur Bestrafung. dem Poli-
zeiprasidenten oder dem Ober--Zollinspektor in Danzig anzuzeigen.

§. 20. Sollte sich aberin besonderen Fällen ein Schiffer veranlaßt finden,
bdem Lootsen seine Dankbarkeit für die ihm geleistetem außerordentlichen Dienste-
zu bezeigen, so hat derselbe das Geschenk unter Vorwissen und Genehmigung.
des Lootsenkommandeurs auszuhändigen-

§# 30. Die zum Vermessen des Schiffs bestimmten Offizianten soll der
Schiffer, wenn er auf der Rhede liegt, mit einem Boote an Bord holen und
nach Fahrwasser zurückbringem lassen.

§. 31. WennderSchiffer seine gehörig versteuerte Ladung, eingenommen —
hat, und zum Abseegeln fertig ist, so meldet er sich auf dem Polizeiamte in iu. ·

Danzig um 3 en
1) wenn er die Mannschaft am Orte geheuert har, eine Musterrolle auf= vrlassenwis-

nehmen, und sich Seepässe für die einländischen und Musteralteste für
die ausländischen Matrosen;

2) wenn er aber die in den Hafen gebrachte Mannschaft wieder mitnimmt,
sich ein Musteraltest ausstellen zu lassen-

X. 32. Mit diesen Papieren, desgleichen mit den von den Steuer= und
Zollbehörden erhaltenen Abferrigungsattesten meldet der Schiffer sich beim
Lootsenkommandeur in Fahrwasser, welcher eine Nachrevision der Mannschaft
hälr, und wenn dabei alles richtig befunden wird, das Musterattest oder die-
Seepsse als richtig bescheinigt.

&amp;. 33. Jede Unrerlassung dieser Vorschriften wird mit einer Strafe von-
5 bis 50 Rcthlr. geahndet.

X 34. Passagiere dürfen bei einer Strafe von 10 bis 100 Reblr. für dem
Schiffer nicht ohne einen vorschriftsmaßigen von dem Polizeipräsidio ertheil-
ten oder visirten und vom Lootsenkommandeur bescheinigten Reisepaß aufge-
nommen werdem.

g. 35. BeimAuslaufen ans dem Hafen muß ber Schiffer sich ebenfalls.
und bei Vermeidung der oben K. I. bestimmten Strafe der Hülfe eines See-
lootsen bedienen.

K. 36- Die in vorfkehenden #. angeordneten Strafen fliesßen, wenn sie aufin e
Handlungen oder Untersasfungen gesetzt sind, die gegen polizeiliche Vorschrif- KE“
ten verstoßen, zur See-Armenkasse; diejenigen Strafen, derem Zweck Siche- dtrasen
rung des Hafens und der Hafenanstalten ist,, werden zur Hafenkasse eingezogen. ießen

g. 37. In Gemaßheit dieser Polizeiordnung sind die Seeloolsen und ihre w#3 Siosa
Kommandeurs, imgleichen die Hafen-Polizeibeamten, welche dee Aufsicht über Sae Aeu-

die



die Binnengewässer von Neufahrwasser ab, führen, mit angemessenen Dienst-
anweisungen zu versehen.

„eienebnne K. 33. Die Kaufmannschaft in Danzig soll befugt und verpflichtet seyn,
(aff von die Ausführung dieser Polizeiordnung zum Besten des Hafens und aller dahin
 ste un gehörigen Anstalten zu kontrolliren, und hat zu diesem Ende zwei Mitglieder
polizei. ihres Vorstandes deshalb mit dem nothigen Auftrage zu versehen.

Wir beauftragen insbesondere Unser Ministerium des Handels mit der
Ausfuhrung dieser Polizeiordnung, welche auch im Auslande zweckmaßig be-
kannt gemacht werden muß, und befehlen Unseren Ministerien, Landeskolle-
gien, Justiz= und Polizeibehörden und uberhaupt sammtlichen Schiffern und
Seefahrenden, sich danach, jeder an seinem Theil, genau zu achren.

So geschehen Berlin, den zosten Januar 1821.

(. S.) Friedrich Wilhelm.

C. Fürst v. Hardenberg. Graf v. Bülow.

Druckfehler-Anzeige.
Im ersten Stücke der diesjährigen Gesessammlung muß Pag. 2. im G. 4.

Zeile 2. gelesen werden 155 statt 175, und Pog. 7. im F. 17. Zeile I. CF. 2.)
statt (J. 6.)
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Geset= Sammlung
für. die

Königlichen Preußischen Stagten.

No. 3.

(No. 639.) Bekanntmachung vom 15ten Februar 1821., daß die Piaster in den Staats-
kassen fernerhin nicht mehr angenommen werden sollen.

D die Bekanntmachung vom 17t#en Juli 1813. (Gesetzsammlung S. o.)
ist die Annahme der Piaster in den Staatskassen zum Werthe von 1 Rechlr.
lo g r. 6 Pf. gestattet worden. Da gegenwärtig die Gründe nicht mehr vor-
handen sind, welche diese Anordnung damals rechtfertigten, so wird solche hier-
durch dergestalt außer Kraft gesetzt, daß die Piaster fernerhin in den Staats-
kassen nicht angenommen werden dürfen.

Laybach, den Iöten Februar 1821.

C. Fürst v. Hardenberg.

Jebrgang 1821. E .[o. 640.)

(Ausgegeben zu Berlin den 15ten März 1821.)



(No. 640.) Alerhöchste Kabinetsorder vom Sten März 1821., betressend die Strasgesese
und das Verfahren in den Rheinprovinzen bei Verbrechen und Vergehun-
gen gegen den Staat und dessen Oberhaupt und bei Dienstvergehen der
Verwaltungsbeamten.

D. in Ihrem Berichte vom 2 sten vorigen Monaks entwickelten Grundsätze,
daß in Beziehung auf die Strafgesetze, welche die Majestät des Souverains
und die innere Ruhe des Staats gegen frevelhafte Angriffe und Umtriebe
sichern, in Meiner Monarchie nur Ein inneres Staatsrecht gelten könne, und
daß zu demselben die Strafgesetze für diese Gattung von Verbrechen wesentlich
gehören, daß mithin die darauf sich beziehenden Bestimmungen des Allgemei-
nen Landrechts und der Kriminalordnung in allen Meinen Staaten gelten müs-
sen, sind so sehr in der Natur der Sache, als in Meiner durch das Besit-
ergreifungs-Patent für Meine Rheinischen Provinzen ausgesprochenen Absicht
gegründet, daß Ich sie durchaus genehmige und bestätige, und demgemäß be-
stimme:

1) daß auch in den Rheinischen Provinzen die Untersuchung der Verbrechen
und Vergehungen gegen den Staat und dessen Oberhaupk, so wie der
Dienstvergehen der Verwaltungsbeamten nach den Vorschriften der
Allgemeinen Kriminalordnung vom 1Iten Dezember 1805. und den nach
ihrer Publikation ergangenen Erlauterungen und naheren Bestimmungen
gefuhrt werden sollen;

2) daß alle Einwohner der Rheinprovinzen und die darin sich aufhaltenden
Individuen, welche wegen Verbrechen oder Vergehen gegen den Staat
oder dessen Oberhaupt zur Untersuchung gezogen werden, in den Fällen,
in welchen Ich zu deren Untersuchung oder Entscheidung eine eigene Be-
horde niedergesetzt habe, lediglich vor dieselbe gestellt, und zur Unter-
suchung oder Bestrafung gezogen werden sollen;

3) daß von nun an wegen dieser, unter 2. gedachten Verbrechen und Ver-
gehen lediglich die, im Allgemeinen Landrechte Thl. II. Tit. XX. §F. or
bis §. 213. und den darauf sich beziehenden Erläuterungen festgesetzten
Strasen angewendet, jedoch frühere Falle nach dem Gesetze, welches
die mildere Strafe bestimmt, bestraft werden sollen; und

daß in Ansehung aller Verwaltungsbeamten in den Rheinprovinzen
die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. XX. F. 323.
bis g. 508. inel., in so weit sie in den alten Provinzen Meines Reichs
noch gultig sind, mit den sie erganzenden Vorschriften, jedoch ebenfalls

unter
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unter der am Schlusse des Numeri 3., wegen fruherer Falle bemerk-
ten Bestimmung, angewendet werden sollen.

Ich beauftrage Sie, den Justizminister, diese Meine Willensmeinung
den Gerichtsbehorden zur Nachachtung vorzuschreiben, und Sie, den Staats-
minister von Schuckmann, wegen der Bestimmung unter 4. das etwa Er-
forderliche zu veranlassen.

Berlin, am öten März 1821.

Friedrich Wilhelm.

An
die Ministerial-Kommission.

(No. 641.)



(No. 644.) Allerhochste Kabinetsorder vom 9ten März 18321., betreffend den festzusetzen-
den Schluß-Termin zur Rralistrung der noch nicht ausgelooscten Staats-
schulden-Zinsscheine.

U. die Aufforderungen der Hauptverwaltung der Staatsschulden an die unbe-
kannten Inhaber der, für rückständig gebliebene Zinsen, in Gemäßheit der Ver-
ordnung über die Finanzen des Staats vom 27 sten Okrober 1810. (Gesetzsamm-
lung 1810. Seite 29. No. 3.) und nach den anderweiten Anweisungen der
damaligen Finanzbehörden, ausgegebenen in den Jahren 1814. und 1810. zahl-
bar gewesenen Jinsscheine, zur Einldsung der in den bereits Statt gehabten
23 Verloosungenischen qusgelooseten, sowohl als der im Glücksrade zurückge-
bliebenen, und keiner weiteren Verloosung unterworfenen Scheine jener Art,
gegen den in denselben vorgeschriebenen Betrag in baarem Gelde, zur völligen
Würksamkeit, und auch diesen Theil der Staatsschuld zum Abschluß zu bringen:
so will Ich es, auf den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsschulden, geneh-
migen, daß dieselbe einen Termin bestimmt, mit dessen Ablaufe alle Ansprüche
aus den oben genannten Zinsscheinen ohne Ausnahme erlöschen. Dieser Ter-
min muß indessen wenigstens auf drei-Wonate hinausgesetzt, und durch die
Amtsblätter der Regierungen gehörig bekannt gemacht werden.

Berlin, den oten März 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

die Hauptverwaltung der Staatsschulden.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

No. 4.—

(No. 642.) Kartel-Konvention zwischen der Kbniglich-Preußischen Regierung einer und
der Kbuiglich-Dänischen Regierung anderer Seits. Vom 25sten De-
zember 1320.

J# der Königlich-Preußischen und der Königlich -Dänischen Regierung
u#t folgende Kartel-Konvention verabredet und geschlossen worden.

.#.
Alle in Jukunft, und zwar don dem Tage der Bekanntmachung der

Konvention an gerechnet, von den Armeen Ihrer Majestäten des Königs von
Preußen und des Königs von Dänemark desereirende Milicairpersonen, sollen
gegenseitig ausgellefert werden.

. 2.

Als Deferkeurs werden, ohne Unterschied des Grades oder der Waffe,
alle diejenigen angesehen, welche zu irgend einer Abtheilung des stehenden
Heeres oder der bewaffneten kLandesmacht, nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen eines jeden der beiden Staaten gehoren, und denselben mit Eid und
Pflicht verwandt sind, mit Inbegriff der bei der Artillerie oder sonstigem
Fuhrwesen angestellten Knechte.

K. 3.
Sollte der Fall vorkommen, daß ein Deserteur der kontrah'renden

Theile früher schon aus einem andern Staat desertirt wäre, so wird dennoch,
selbst wenn mit dem letztern ebenfalls Auslieferungs-Verträge bestanden,
die Auslicferung stets an denjenigen kontrahmenden Theil erfolgen, dessen
Dienste er zuletzt verlassen hat. Wenn ferner ein Soldat von den Truppen'
eines der paciscirenden Staaten zu denen eines Dritten, und von diesen
wiederum in die Lande des andern paciscirenden Seaa#es, oder fonst zu dessen

Truppen desertirt, so kommt es darauf an, ob letzterer Seaat mit jenem
Dritten ein Kartel hat. Ist dieses der Fall, so wird der Deserreur dahin
abgeliefert, woher er zuletzt entwichen ist; im entgegengesetzten Fall *Jabrgang 1821. F

(Ausgegeben zu Berlin den 104en April 1631.)
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wird er dem paciscixenden Staat, dessen Diensteerzuerstverlassenhat, aus-
geliefert. « ««««

S«4«
Nur folgende Falle werden als Grunde, die Auslieferung eines De-

serteurs zu verweigern, anerkannt: -

a) Wenn der Deserteur aus den Staaten Seiner Majestat des Konias
vo Preußen oder aus den Staaten Seiner Majestat des Konigs von

Dänemark, so wie sie durch die neuesten Verkräße begränzt sind, ge-
bürtig ist, und also vermittelstderDesertionnur in seine Heimath
zurückkehre;

b) wenn ein Deserteur in dem Staate, in welchen er entwichenist, zein
Berbrechen begangen hat, dessen Bestrafung vor seiner Aunslieferung
die Landesgesetze ersordeen. Wenn nach überstandener Strafe der De-
serteur ausgeliefert wird, sollen die denselben betreffenden Untersuchungs)
akten entweder im Original oder auszugsweise und in beglaubten Ab-
schriften übergeben werden, damit ermessen werden kann, obein der-
gleichen Deserteur noch zum Militairdienst geeignet sey oder nicht.

 . Schulden. oder andere von einem Deserteur eingegangene Verbindlich-
kriten geben dagegen dem Stagte, in welchem er sich aufhält, kein Recht,
dessen Auslieferung zu versagen.,

Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erstreckt sich auch auf die Perde,
Sättel und Reitzeug, Armatur und Montirungsstücke, welche von den Deser-
teurs elwa mitgenommen worden sind, und tritt auch dann ein, wenn der

Desstteur selbst, nach den Bestimmungen des vorhergehenden Artikels, nicht
alisgeliefert wird. r

K. 6. .

Die Auslieferung geschieht in der Regel freiwillig, und ohne erst eine
Requisirion abzuwarten. Sobald daher eine Militair= oder Civilbehörde einen
jenseiligen Deserkeur entdeckt, wird sofort die Auslieferung desselben, so wie
der bei ihm elwa vorgefundenen Effekten, Pferde, Waffen rc. veranlaßt.

S. 7.
Sollte aber ein Deserteur der Aufmerksamkeit der Behörde desjenigen

Staates, in welchener übergetreten ist, entgangen seyn, so wird dessen Aus-
liefexung sogleich auf die erste desfallsige Requisttion erfolgen, selbst dann,
wenn er Gelegenheit gefunden haälte, in dem Milikairdienste des gedachten
Staas angestellt zu werden. Nur wenn über die Richtigkeit wesemlicher, in
der Requisition angegebener Thatsachen, welche die Auslieferung überhaupt
bedingen, solche Zweifel, obhwalten, daß zuvor eine nähere Aufklärung ’

9 en,



ben, zwischen der requirirenden und der requirirten Behorde nothig wird, ist der
Auslieferung Anstand zu geben.

g. 8.
Ein Deserteur, dessen Auslieferung requirirt wird, soll an der Granze des

resp. Preußischen oder Danischen Staats ausgeliefert werden, und die requi-
rirende Behorde soll den Deserteur von da abholen lassen.
 Die Reguisition zur A##slieferung der Dänichen Deserteurs, die zum

Meußischen Kriegedienste angenommen seyn mochten, gechieht bei dem Ge-
neralkommando der Provinz, worin sich der Deserteur befindet, in allen übri-
gen- Fällen aber bei der betreffenden Kbniglich-Preußischen Provinzial-
Regierung.

Die Regquisttionen wegen Auslieferung der etwa inKöniglich-Dänischen
Diensten befindlichen Preußischen Deserteurs., werden ebenfalls bei dem Ge-
neral-Kommando der Provinz, wo der Deserteur sich befindet, angebracht,
in allen übrigen Fällen aber an die betreffenden Königlich-Dnischen höchsten
Civilobrigken#en gerichtet. Diese sind der Polizeidirektor in Kopenhagen,
und außperhalb Kopenhagen die Amtmänner, in den Herzogthämern Schleswig,
Holstein und Lauenburg aber, das Schleswigsche Obergericht, die Lauen-
burgsche Regierung und der Ober-Prästdent in Altona.

§&amp;. 9.
An Unterhaltungskosten werden für jeden auszuliefernden Deserteur,

von dem Tage der Verhaftung bis zum Tage seiner Auslieferung einschlieglich,
Preußischer Seits für den Tagdrei Groschen Preußisch Kourant, für ein Perd
aber taglich sechs Pfund Hafer, acht Pfund Heu und drei Pfund Stroh, Ber-
liner Gewicht, den Centner zu ll# Pfund, gut gethan; und Danischer Seits
für den Tag Sechszehn Reichsbank-Schilling Silbermünze oder 5 Lübsch-
Schilling, für ein Kürassierpferd sieben Sechszehntel Scheffel Hafer, neun
Pfund Heu und sechs Pfund Stroh, für ein Lanzenier-, Dragoner= und Hu-
sarenpferd aber täglich sieben Sechszehntel Scheffel Hafer, sieben Pfund Hen
und sechs Pfund Stroh, Oanisch Maaß und Gewicht, gut gethan. Die Berech-
nungderFutterkosten Feschieht nach den Marktpreisen des Orts oder der nächsten
St#adt, wo die Arrerirung geschehen ist, und die Bezahlung erfolgt, ohne die
gerinsste Schwierigkeit, gleich bei der Auslieferung.

Wenn auf die auszuliefernden Dejertemrs nach ihrer zum Zweck der Aus-
lieferung erfolgten Verhaftung wegen Krankheit höhere Verpflegungskosten
haben verwendet werden müssen, so werden diese ebenfalls bei der Auslieferung,
jedboch auf den Grund einer mitzutheilenden besondern Berechnung, erstattet.

&amp;. 10.
Außer diesen Kosten und der im nachfolgenden Artikel I I. bemerkten

Belohnung, kann ein mehreres unter irgend einem Vorwand, wenn auch gleich
5 2 der



der auszuliefernde Mann unter den Truppen des Staates, der ihn auszuliefern
hat, angeworben seyn sollte, etwa wegen des Handgeldes, genossener Lohnung,
Bewachung und Fortschaffung, oder wie es sonst Namen haben mochte, nicht
gefordert werden.

g. 1I.
Dem Unterthan, welcher einen Deserteur einliefert, soll eine Gratifi-

kation von Funf Thalern Preußisch Kourant (Danischer Seits von Sechs
Reichsbanko-Thalern Vier Mark in Silbermünze) für einen Mann ohne
Merd, und von Zehn Thalern Preufisch Kourant (Dänischer Seits von Drei-
zehn Reichsbanko-Thalern Zwei Mark in Silbermünze) für einen Mann mit
dem Perde verabreicht, von dem ausliefernden Theile vorgeschossen, und so-
fort bei der Auslieferung wieder erstattet werden.

In Rücksicht anderer ausgetretener Militairpflichtigen, die nicht nach
Artikel 2. in die Klasse der eigentlichen Deserteurs gehören, fällt dieses Kartel-
geld weg.

§. 12.
Ueber den Empfangder Artikel 0. und II. gedachten Kosten= und Gratifi=

kations-Erstattung hat die ausliefernde Behörde zu quittiren. Des etwa nicht
sofort auszumittelnden Betrags der zu erstatkenden Unkosten halber ist aber die
Auslieferung des Deserteurs, wenn derselben sonst kein Bedenken entgegensteht,
nicht aufzuhalten.

. 13.
Allen Behörden, besonders den Gränzbehörden, wird es strenge zur

Mlicht gemacht werden, auf die jenseitigen Deserteurs ein wachsames Auge zu
haben, und daher einen jeden, aus dessen Aussagen, Kleidung, Waffen oder
andern Anzeichen sich ergiebt, daß er ein solcher Deserteur sey, sogleich, ohne
erst eine Requisition deshalb abzuwarten, unter Aufsicht zu stellen, oder nach
Umständen zu verhaften.

g. 14.
Alle, nach der Verfassung der beiderseitigen Staaten, Reserve- oder

Landwehr, und überhaupt militairpflichtige Unterthanen, welche sich von Zeit
der Publikation dieser Konvention an, in die Lande Seiner Majestät des Kö-
nigs von Preußen, und Seiner Majestat des Königs von Dänemark, oder zu
den Truppen eines der paciscirenden Staaten begeben, sind auf vorgängige
Reklamation, der Auslieferung ebenfalls unterworfen, und es soll mit dieser
Auslieferung im übrigen sowohl in Hinsicht der dabei zu beobachtenden Form,
als auch wegen der zu erstattenden Verpflegungskosten, eben so gehalten wer-
den, wie es wegen der Auslieferung mnilicairischer Deserteus in dieser Konven-
tion bestimmt ist.

Bei



Bei allen solchen Auslieferungen aber, welche von der Obrigkeit auf
jenseitige Requisition bewirkt werden, wird ein Kartelgeld nicht entrichtet.

g. 15.
Den beiderseitigen Behorden und Unterthanen wird strenge untersagt

werden, Deserteurs oder folche Militairpflichtige, die ihre desfallsige Befreiung
nicht hinlänglich nachweisen können, zu Kriegsdiensten anzunehmen, deren
Aufenthalt zu verbeimlichen, oder dieselben, um sie etwanigen Reklamationen
zu entziehen, in entferntere Gegenden zu befördern. Auch soll es nicht geskattet.
werden, daß von irgend einer fremden Macht dergleichen Individuen innerhalb
der Staaten der kontrahirenden Theile angeworben werden.

. 16.

Wer sich der wissentlichen Verhehlung eines Deserteurs oder Militair-
Michtigen, und der Beforderung der Flucht deffelben schuldig macht, wird mit
einer nachdrücklichen Geld= oder Gefängnißstrafe belegt.

. 17.

Gleichmaßig wird es den Unterthanen beiber kontrahirenden Staaten
untersagt werden, von einem jenseitigen Deserteur Pferde, Sattel und Reit-
zeug, Armatur und Montirungsstucke zu kaufen, oder sonst an sich zu bringen.
Der Uebertreter diefes Verbots wird nicht allein zurHerausgabe dergleichen an
sich gebrachten Gegenstande, ohne den mindesten Ersatz, oder zur Erstattung
des Werths angehalten, sondern auch uberdies noch mit einer Geld- oder Ge-
fangnißstrafe belangt werden, wenn bewiesen wird, daß er wissentlich von ei-
nem Deserteur eiwas gekauft oder an sich gebracht hat. In einem solchen Ue-
bertretungsfalle hat der Dänische Unterthan entweder eine Geldstrafe, oder eine
Gefängnißstrafe bei Wasser und Brodt bis zu dreimal fünf Tagen verwirkt.

. 1.
Jede gewaltsame ober heimliche Anwerbung im jenseitigen Territorio,

WVerführung jenseitiger Soldaten zur Desertien, oder anderer Unterthanen zum
Austreten mit Berletzung ihrer Militairpflicht, ist ftreng untersagt.

Derjenige Dänische Unterthan, welcher sich einer solchen Ueberrrerung in
den Preußischen Landen schuldig gemacht, soll nach den unterm oten und gösten
Juni 18190. erlassenen, die Bestrafung fremder Werbungen betreffenden Ver-
ordnungen für Dänemark und die Herzosthümer Schleswig) Holstein und
Lauenburg, bestraft werden.

Wer sich aber dieser Bestrafung durch die Flucht entzieht, oder von
seinem Vaterlande aus auf obige Art auf jenfeitige Unterthanen zu wirken
sucht, wird auf desfallsige Requisirion in seinem Vaterlande zur Untersuchung
und Bestrafung gezogen werden, welche fär einen Dänischen Unterrhan in

die-



diesem Falle in gefanglicher Haft oder in Strafarbeit bis auf Ein Jahr nach
den Umstanden bestehen soll.

. 19.

Diejenigen, welche vor Bekanntmachung dieser Konvention von den
Truppen des einen der kontrahirenden Staaten desertirt sind, und entweder
bei denen des andern Staates Militairdienste genommen baben, oder sich,
ohne dergleichen wiederum ergriffen zu haben, in dessen Territorio aufhalten,
sind der Reklamation und Auslieferung nicht unterworfen.

. 20.

Den Landeskindern beider Theile, welche zur Zeit der Publikatien-
wirklich in dem Militairdienste des andern Staats sich befinden, soll die
Wahl frei stehen, entweder in ihren Geburtson zurückzukehren, oder in den
Diensten, in welchen sie sich befinden, zu bleiben. Doch müssen sie sich läng-
stens binnen einem Jahre, nach Publikation gegenwärtiger Konvention, desfalls,
bestimmt erklären, und es soll denjenigen, welche in ihre Heimath zuruckkehren
wollen, der Abschied unweigerlich ertheilt werden. Bei freiwilligen Kapitu-
lanten treten diese Bestimmungen erst nach Ablauf der Kapitularion ein.

F. 21.

Gegenwartige Konvention wird, beiderseits zu gleicher Zeit, zur genaue-
sten Befolgung publizirt werden, und ist gultig und geschlossen auf Sechs Jahre,
mit stillschweigender Verlangerung, bis zu erfolgender Aufkundigung, welche
sodann jederzeit jedem der kontrahirenden Theile ein Jahr voraus frei steht.

Wenn auf dem Bundestage jedoch allgemeine Beschlusse gefaßt wurden,
welche mit den vorstehenden Bestimmungen unvereinbar sind, so wird das
Bundesschlußmaßige Verfahren kunftig an die Stelle treten.

So geschehen und unterzeichnet Troppau, den 25sten Dezemher 1820.

Koniglich-Preußisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

(L. S.) Graf von Bernstorff.

(No. 643.)



(No. 643.) Uebereinkunft zwischen der Kdnigl. Preußischen und der Kbnigl. Sächfsschen
Regierung in Röcksicht der Großjährigkeits-Erklärungen solcher Minoren=
nen, welche im Kbnigreiche und im Herzogthum Sachsen Vermbgen be-
sitzen. Vom 15ten März 1821.

J der Königlich-Prenßischen und der Königlich-Sachssschen Regiepung ist
zu Erläuterung und Ergänzung der unterm 20fsten Februar 1816. wegen Ab-
gobe und Fortsetzung der in dem Königreiche und Herzogthume Sachsen anhängi-
gen Rechtssachen abgeschlossenen Konvention, und zwar des Li#ten bis mit dem
löten Paragraphen derselben, folgende

Uebereinkunft
getroffen worden:

I.

So oft von der Behörde des Landes, in welchem die Hauptvormund-
schaft anhängig ist, dem Minderjährigen venia getatis ertheilt wird, soll diese
in beiden Landestheilen in der Regel die Kraft der erlangten Volljährigkeit,
mithin auch in Rücksicht auf das in dem andern Landestheile gelegene Vermögen,
haben.

2

Sollen von dieser Regel Ausnahmen Statt finden, und gewisse Be-
schränkungen der Dispositionsfähigkeit noch fortdauerm, so müssen diese jedes-
mal namentlich in der von der Behörde des Landes, wo die Hauptvormund-
schaft geführt wurde, über die Großjährigkeits= Erklärung auszustellenden Ur-
kunde ausgedrückt werden.

3.
Wenn auch Minderjährige das Land verlassen, in welchem die Haupt-

vormundschaft Statt findet, so soll doch dadurch, in se fern sie noch Vermögen
in beiden Landen besitzen, nichts in der Führung der Vormundschaft geändert
werden, und mithin die von der Oberbehörde der Hauptvormundschaft ertheilte
venia aclalis auch alsdann noch in dem andern Landestheile volle Wirrung
haben.

Nachdem Se. Königliche Majestät von Preußen diese Uebereinkunft
überall genehmigt und wegen Vollziehung derselben das Erforderliche zu
verfügen geruht haben, ist hierüber diese zur öffentlichen Bekanntmachung

be-



bestimmte Erklärung ausgefertigt und von dem Königlichen Ministerio der
auswärtigen Angelegenheiten unterzeichnet worden.

Berlin, den ISten März 1821.

S

Kbnigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

In Abwesenheit des Chefs:

Hoffmann.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 SJNo-. 5. —

(No. 641.) Erklärung wegen der zwischen der Kbniglich-Prer ßischen und der Fürfllichen
Riegierung jüngerer Linie Reuß von Mauen verabredeten Uebereinkunft in

Betreff der gegenseitigen Uebernahme der Vagabunden und Ausgewiesenen.
Vom öSten April 1821.

N die Königlich-Preußische Regierung mit der Fürstlichen Regierung
jüngerer Linie Reuß von Plauen dahin übereingekommen ist, die bei Uebernahme
der Vagabunden und Ausgewiesenen gegenseitig zu befolgenden Grundsätze fest-
zustellen; so erklären beide Regierungen hiermit, daß sie, statt einer besondern
Uebereinkunft dieserhalb, lediglich den Inhalt der, zwischen den Kronen Pren-
ßen und Sachsen am ö#ten Februar 1820. über denselben Gegenstand abgeschlos-
senen Uebereinkunft (conler. pag 40. sedld. der Gesetzsammlung des Jahres
1820.), unter den beiderseitigen Staaten als verbindlich gegenseitig anerkennen
wollen, und zugleich was den F. 12. erwähnter Ueberein'unft anbetrifft, auf
Koniglich-Preußischem Gebiete die Stadt Zeitz, auf Fürstlich-Reußischem Ge-
biete dagegen die Stadt Gera als llebergabe-Orte hierdurch festsetzen, jedoch
mit ber Modifikation, daß diejenigen in den Fürstlich-Reugischen Landen jün.
gerer Linie ergriffenen Vagabunden, welche nach den Bestimmungen dieser le-
bereinkunft als den, vormals zum Voigtländischen Kreise Sachsens gehörigen,
jetzt Königlich-Preußischen enklavirten Orten angehörig zu betrachten sisd, so-
fork an diese selbst, die Vagabunden dagegen, welche aus dem Neustädter Kreise
Königlich-Preußischen Antheils und als zu diesen gehörig anzusehen sind, nach
der Kreisstadt Ziegenrück, so wie die in jenen Gebielstheilen angehaltenen, den
Fürstlich-Reußischen Landen jüngerer Linie angehörigen Vagabunden ohne Wei-
teres an das nächste Fürstlich-Reuß-Plauische Justizamt adzuliefern sind.

Jahrgana 1821. G Gegen-

(Auogegeben zu Berlin den IOsten April 1821.)



Gegenwärtige im Namen Seiner Majestat des Konigs von Preußen und
der Durchlauchtigen Fürsten jüngerer Linie Reuß von Plauen zweimal gleichlau-
tend ausgefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung,
sogleich Kraft und Wirksamkeit erhalten und in den beiderseitigen Landen öffent-
lich bekannt gemacht werden.

Geschehen Berlin, den Sten April 1821.

(. S.)

Königlich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Graf von Bernstorff.

(No. 645.)



(No. 646.) Gesetz wegen Aufhebung der Verlautbarung und Bestätigung der Werträge
über unbewegliche Güter. Vom 23sten April 1821.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
 —

Um die Eintragung ins Hypothekenbuch aus Vertragen uber die Verau-
ßerung des Eigenthums, Austhuung in Erbzins oder Erbpacht, und uber die
Bestellung eines nutzbaren Pfandrechts von Formlichkeiten zu befreien, welche,
ohne daß sie mit der Rechtsbestandigkeit der Vertrage, noch mit dem Wesen
der Hypotheken-Verfassung im Zusammenhange stehen, den Betheiligten, au-
ßer dem Aufwande unnothiger Kosten, oft auch noch durch den mit ihrer
Beobachtung verbundenen Zeitverlust empfindlichen Nachtheil bringen, ver-
ordnen Wir für diejenigen Provinzen Unserer Monarchie, wo das Allgemeine
Landrecht, die Allgemeine Gerichtsordnung und die Hypothekenordnung Ge-
setzkraft haben, nach eingeholtem Gutachten Unsers Staatsraths, wie folget:

g. 1.

Vertrage uber die Veraußerung des Eigenthums, und uber die Aus-
thuung in Erbzins oder Erbpacht, wenn sie an sich mit rechtsbestandiger
und verbindlicher Wirkung geschlossen worden, sollen fortan, sofern auch
nur die Beglaubigung der Unterschriften unter selbigen vor einem inländi-
schen Gerichte oder einem inländischen Notar erfolgt ist, weder einer noch-
maligen Vollziehung, noch einer wiederholten Bekennung zu ihrem Inhalte
vor dem Richrer der Sache (Verlautbarung) bedürfen, um daraus das Ge-
such um Eintragung zu begründen.

 2*

Nicht minder soll die gerichtliche Bestätigung, welche, ohne für die
Gültigkeit des Vertrags erforderlich zu seyn, nach der Verfassung einzelner
Provinzen der Eintragung bisher hat vorhergehen müssen, wegfallen.

S. 3.
Die Eintragung aus einem solchen Vertrage CF. I.) kann geschehen,

wenn auch nur einer von beiden Theilen darum nachsucht.

g. 4.
Die Gaältigkeit der Verträge, wodurch ein nutzbares Pfandrecht be-

stellt wird, ist auch fernerhin von der gerlchrlichen Bestätigung abhängig (All-
gemeines
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gemeines Landrecht Theil J. Tit. 20. S. 227. 233. 234.). Der Verlantba-
rung derselben, Behufs der Eintragung in die Hypothekenbucher, bedarf es
aber nicht mehr.

g. 5.
Es werden hiernach die Vorschriften §. 3. Theil II. Titel I. der All-

„gemeinen Gerichtsordnung, F. 425. des Anhangs zu derselben und g. 64.
Titel II. der Hypothekenordnung abgeändert.

. 6.

Die Hypothekenbehörde bleibt aber nach wie vor verpflichtet, die ihr
zur Eintragung vorgelegten Verträge sowohl nach ihrer Form als Inhalt
zu prüfen, und das §. 11 — 1. Titel II. der Hypothekenordnung vorge-
schriebene Verfahren zu beobachten.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und Bei-
druckung Unsers Königlichen Insiegels.

Gegeben Berlin, den 23sten April 1821.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.

C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstein.

Beglaubigt:

Friese.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stgaten

 No. 60. —

(No. 646.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 28sten April 1821., betreffend die Stempelung
der von inländischen Glashütten verferkigten Flaschen.

A# den an Mich erstatteten Bericht desStaatsministeriusns, genehmige Ich
dessen Antrag: die G. 28. und 20. der Maaß= und Gewichtsordnung vom
röten Mai 18106. dabhin zu modiflziren, daß es der vorgeschriebenen Stempe-
lung der Flaschen, welche von inländischen Glashüt#ten verfertigt werden, nur
dann bedürfe, wenn es von dem Befteller verlangt wird, damit den Vorschrif-
ten des F. 30. genüzt werden könne.

Das Handelsmi isterium hat die Behörden anzuweisen, nach dieser
Maaßgabe die W. 28. und 20. fernerhin auszuführen.

Potödam, den 23sten April 1821.

Friedrich Wilhelm.

An
das Staatsministeri

Fahrgang 1931. H (No. 6047.)

(Ausgegeben zu Berlin den 16ten Juni 1821.)



(No. 647.) Allerhochste Kabinetsorder vom Zten Mai 1821., betreffend die Annahme

von Staatsschuldscheinen als Pupillen= und Depositalmäßige Sicherheit.

D. in Gemäßheit Meiner Verordnung vom 17ten Jannar 1820. Gesetz-

Sammlung No. 577. für die gesammte Staatsschuld, mithin auch für die
bei weikem den größten Theil derselben bildenden Staats-Schuldscheine,
das gesammte Vermögen und Eigenthum des Staats, insbesondere die
sämmtlichen Domainen, Forsten und säkularisirten Güter im ganzen Um-
fange der Monarchie, blos mit Ausschluß der, welche für das Kron-Fidei-
kommiß bestimmt sind, zur Sicherheit haften, die regelmäßige Verzinsung
derselben aber durch die der Hauptverwaltung der Staatsschulden unter
besonderer Verantwonlichkeit überwiesenen Revenüen jener Hypothek sicher
gestellt ist; so bestimme Ich hiermit, daß zinsbar ausstehende oder unter-
zubringende Kapitalien der Kirchen, Schulen, milden Stiftungen und aller
anderen öffentlichen Anstalten, — der unter Vormundschaft stehenden Per-

onen, wenn ihre Vormünder ober Kuratoren darauf antragen, so wie
endlich der Verlassenschafts= und Kreditmassen, wenn die durch den Kurator
jedesmal von Amtswegen darüber schriftlich zu befragenden respektiven Erb-
Interessenten und Krediroren es nach der Mehrheit beschließen, zum Ankaufe
von Staats-Schuldscheinen verwendet werden können.

Eben so sollen künftig als Amrskaution überall Staats-Schuldscheine
al pari des Nominalwerths angenommen werden, und der bisher statt
gefundene Unterschied:

ob die Kaution bei Verwaltung von öffentlichen oder Privatver=
mögen, namentlich der Deposttalkassen bestellt wird,

sorkfallen.

Ich



Ich beauftrage Sie, diese Verordnung zur allgemeinen Kemmniß zu
bringen, und haben sich die betreffenden Behörden darnach zu achten.

Berlin, den zten Mai 1821.

Friedrich Wilhelm.

An

den Staatskanzler Herrn Fürsten von Hardenberg.

2 (No. 648.)



(No. 6A8-) Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten Juni 1821., womlt der allgemeine
Einnahme= und Ausgabe-Etat für pen gewöhnlichen Staatsbedarf im
Jahre 1821. publizirt wird.

(#IT
Jch habe den anliegenden allgemeinen Etat der Einnahmen und Ausgaben
für den gewöhnlichen Staatsbedarf für das Jahr 1821., mit Rücksicht auf
die Prüfungen der aus den Prinzen Meines Hauses und mehreren Mitgliedern
des Staarsraths im vorigen Jahre zusammengesetzt gewesenen besondern Com-
mission, so wie auch auf die Verschläge des gesammten Staaksministeri vom
2 Ssten v. M. in allen seinen Posikionen festgestellt und vollzogen.

Das Staatsministerium wird daher angewiesen, darnach in allen resp.
Verwaltungszweigen zu verfahren und die Haupt= und Special= Etats, unter
verfassungsmäßiger Einwirkung der General-Komtrolle, abzuschließen und
festzustellen.

Da dieser allgemeine Etat nach Meiner Order vom 1I7ten Januar 1820.
(Gesetzsammlung 1820. Seite 2..) zur öffentlichenKenntnißgebrachtwerden
soll, so habe Ich die sofortige Bekanntmachung desselben angeordnet.

Berlin, den 7ten Juni 1821.

Friedrich Wilhelm.

An
das Staatsministerium.

Allge-



Allgemeiner Etat
der

Einnahmen und Ausgaben

fur den gewohnlichen Staatsbedarf

in dem Jahre 1821.
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„ Reiner

Einnahmee. Ertrag.
No. N.

Aus der Verwaltung der Oomainen und Forsten, nach Ab-
zug des Ertrags der zum Kronfideikommiß gehbrenden
Domainen ............ ...5,604,650

T.pAuöyemDoinaittch-Verkaufe,Behufsdcrscl)nelleknTil-
gnugderSkaatsschulocn..................... 1,000, 000

Aus der Verwaltung der Bergwerke und Hütten, der Sali-
nen und der Porzellan-Mannfaktur in Berlln 572, 00

4. Aus der Postverwaltung ... ..... .... ...... ... 800, 000

5. Aus der Verwaltnung der Lottereeeee ... 507, 800
6. Ausdem Salz--Mouopol .......... ... .. . ... 5,80%000

7. Aus der Steuer= und Abgaben-Verwallung:
a) an Grundstener, Serrié, und sonsti-

gen dahin gehbrigen Steuen 0, 320,000 Mye
b) an Klassensteuer 6,321,850
c) an Gewerbesteeer I. 0,O
4) an Verzehrungs-Stener von inländi-

schen und fremden Gegenständen.
an Zöllen, auch Schiffahrts= und anL####-

dern Abgaben von Kommunikationé= *nreeo%
Anstalren 6e 2 22 222 ELIE

e) an Wegegeldern von den Kunst-
straßen 42%½0

f) an Stempel-Gebühren 2,010 000
 N5

8. Aus Indern besondern Titeln und an außerordentlichen Ein-
nahinen 1,857, 700

Summa der Einnahme ... 50.00,00
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Ausgadhbe.
No. 37
.I. Für das Geheime Kabinet, für das Büreau des Staatskanzlers,

des Staatsministerü, für die General-Ordenskommission, für
das statistische Büreau, für das Staaksarchio, für das Staats-
Sekretariat, für die Generalkontrolle und für die Ober-Rech-
nungskammen.......... 300,550

à. Für das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten und die
Gesandschafen........——

3.#Für das Ministerium der Geistlichen-, Unterrichts= und Medizi-
nal-Angelegenheien.....2,COoncco

4. Kür das Ministerium der Justiz, außer den Gerichts-Sportuln. 1,720,000
5. GFür das Ministerium des Innern und der Polizei, so wie für die

Land--Gendarmerie .. ... ..... . . .. ... .... 2,300, 30

6. Für das Ministertum für Gewerbe und Oandel 1, LS4oZ
demselben: zur Unrerhaltung der Kunftstraßen 420,000 1,574,000
außer den besondern Erhebungen, die in einigen Landestheilen

zur Unterhaltung der Wege Statt finden.
7. Für das Ministerium des Krieges, für das große Militair-Wai-

senhaus in Potsdam und für die Offizier-Wirewenkasse.22, 80#3c#0#
8. Für das Ministerium der Finanzen, zur Central-Verwalfung. 272, 10
0q. Für das Ministerium des Schatzes, mit Einschluß der nunmehr

an die Hauptverwaltung der Staatsschulden übergebenden
Verzinsung der provinzziellen Staaksschulden und thrilweisen.
Amortisation derseltten .. .. ... . . . . . . 15,159,730

10. Fur die Hauptverwaltung der Staatsschulden, in Gemaßbeit
dc mit dem Staateschulden Gesetz vom 17len Januar 1822.
(Gesetzsamml. No. ö77.) bereils bekannt gemachten Etats,
Behufs der Tilgung und Verzinsng 10, 143, o20

Zu Kompetenzen, Penstonen, Wartegeldern u. Gehalrszuschüssen 2, 700, 000
Für die Ober-Präsidenten, Regierungen, Konfistorien und
Medizinal-Kollegen.. 2, 500, 000

13. Fur die Hanpt- und Land-Gestute .. . . .. .. ... ... ... 1030

14. u Deckung der Ausfälle bei den Einnahmen, zu außerordem-
lichen Zahlungen und zu Landes-Verbesserunggen I, 00, 0

Summa der Ausgabe½
.

Berlin, den vten Juni 1821.

Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg.

(No. 619.)
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(No. 649.) Allerbdchste- Kabineksorder vem##ke# -J## 1321., das Ressork-Verhältnit
der Regierungen zur Hauptoerwaltung der Staatsschulden betreffend.

D. durch Meine Verordnung-vom.- IV4en#-Jannar- 1820. ein Theil der bis-
herigen Amtswirksamkeit der Ministerien der Finanzen und des Schsbeh auf
die Hauptverwallung der Staatsschulden übergegangen ist; so ist es. alch Mei-
ner Absicht gemäß, daß die Regierungen in allenAngeiegenhelten, in welchen
sie mit der Hauptverwaltung der Sraatsschulden in Schriftwechsel gesetzt wer-
den, dieselbe als eine ibnen vorgesetzte Behe#rde anzuerkennen, mithin von ihr
Verfügungen anzunehmen und an sie zu berichten haben. Ein anderes Ver-
hältniß, durch welches die Hauptverwaltung der Staatsschulden zu Requisi-
lionen und, wenn diese nicht befolgt würden, zu Reklamationen an dle betref-
fenden Ministerien sich genöthigt sähe, würde nur eine unnöthige Vervielfälti-
gung der Schreiberei und große Verzögerung der Geschäfte zur Folge haben.
Um jeden Zweifel hierüber zur erledigen, setze Ich solches hierdurch besonders

fest, und überlasse Ihnen die weitere Bekanntmachung.
Berli den oten Juni, 1821.

Friedrich Wilhelm.

An

den Staatskanzler Herrn Fürsten von Hardenberg.
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Gesetz= Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

No. W. —

(No. 650.) Gemeinheitstheilungs-Ordnung. Vom vten Juni 1821.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. #2c.

Do die bisherigen Gesetze über die Aufhebung der Gemeinheiten für das
Bedürfniß der erweiterten Landkultur nicht mehr genügen; so haben Wir die-

selbe einer sorgfältigen Reosfion unterwerfen, und den ausgearbeicet#n Ent-
wurf zu einer Gemeinheitstbeilungs= Ordnung, mit Zuziehung der Provinzial-
kollegien und sachkundiger Männer aus jeder Provinz, prüfen lassen. Nach-
dem die von ihnen gemachten Vorschläge und Erinnerungen auch in Unserm
Staatsrath erwogen worden; so verordnen Wir auf das von demselben erstat-
tete Gutachten nunmehro für alle Provinzen Unserer Monarchie, in welchen

das Augemeine Landrecht eingefühm ist, mit Authebung des*n Gachi,17„en Titels, Isten Theils desselben, und derC beitstheilungs-Ordnung
für Schlesien vom 1 Aten April 1771. hiemit, wie folgt:

 . I. Die von mehreren Einwohnern einer Stadt oder eines Dorfz,
von Gemeinen und Grundbesitzern bisher gemeinschaftlich ausgeübte Benutzung
ländlicher Grundstücke soll zum Besten der allgemeinen Landkultur, so viel als
möglich ist, aufgehoben, oder solangesie besteht, möglichst unschädlich ge-
macht werden.

I. Abschnitt.
Von Aufhebung der Gemeinheiten.

. 2. Die Aufhebung der Gemeindeit nach dieser Ordnung findet nur
Statt, bei Weideberechligungen auf Aeckern, Wiesen, Angern, Forsten, und
senstigen Weideplätzen, bei Forstberecht.gungen zu Mast, zum Mitgenusse des

Jabrgang 1821. Hol-

(Ausgegeben en 21 ten Juni 1821.)

Räher#.##in- mung
des Begrivs.



Holzes, und zum Streuehclen, unt bei Berechtigungen zum. Maggen-, Heide-
und Bültenhieb, es mogen übrigens diese Gerechtsame auf einem gemeinschaft-
lichen Eigenthune, einem Gesammteigenthume oder einem einseitigen oder
wechselseiligen Dienstbarkeitsrechte beruhen.

. 3. Die blos vermengte Lage der Aecker, Wiesen und sonstiger
Ländereien, ohne gemeinschaftliche Benutzung, begründet keine Auseinander=
setzung nach dieser Ordnung.

en pes- ## 4. Die Gemeinheitstheilung findet nur auf den Antrag eines oder
echt. mehrerer Theilnehmer Statt.

. S. In der Regel kann nur der Eigenthümer auf Auseinander=
setzung antragen.

§6. 6ö. Doch sind auch solche Besitzer, die ein beständiges unwiderruf-
liches Nutzungsrecht haben, und die erblichen Besitzer der nur in Kultur aus-
gethanenen Güter (Allg. Landrecht Theil I. Tirel 21. Abschnict IV.) zu diesem

Antrage berechtigt.In beiden Fällen müssen aber die Eigenthumer der Grundstacke
bei der Auseinandersetzung selbst zugezogen werden.

&amp;. 8. Auch müssen jene Besitzer §. 60., wenn sie eine Gemeinheitsthei.
lung zwischen sich und dem Eigem#mer, verlangen, mit dem Antrage auf
Gemeinheitsaufhebung zugleich den Antrag auf Regulirung der gutsherrlichen
Verhältnisse verbinden, insofern sie nach dem Edikt vom 14#en September
1811. und dessen Deklarationen dazu befugt sind.

&amp;. O. Nutzbare Eigenthümer eines Erbzins= und eines Lehnguts, und
die Nutznießer eines Fideikommißguts, imgleichen die wiederkäuflichen Besitzer,
sind ebenfalls die Auseinandersetzung zu suchen berechtigt.

§5. 10. Es bedarf auch der Zuziehung der Obereigenthümer, der Lehns-
herren, der Lehns= und Fideikommißfolger und der Wiederkaufsberechtigeen
von Amtswegen nicht, sondern es steht den Theilnehmern dieser Art nur frei,
auf die öffentliche Bekanntmachung der bevorstehenden Theilung sich zu mel-
den und ihre Gerechtsame wahrzunehmen.

§. 1I. Melden sie sich nichr, so müssen sie die ohne ihre Zuziehung
bewirkte Theilung gegen sich gelten lassen, und sie können solche unter keinem
Vorwande anfechten.

&amp;#. 12. Melden sie sich, so müssen sie mit ihren Einwendungen, in-
sofern sie eine angebliche Unzulänglichkeit der Entschädigung für die Substanz
und die Sicherstellung der Entschädigung in Kapital oder Rente betreffen,
gehort werden. Andere Einwendungen stehen ihnen nicht zu.

X 13. Antichretische Pfandbesitzer und,, immitirte Gläubiger können
mur unter Bei ilt und Zuziehung des Eigenrhumers auf Gemeinheitsaufhe-
bung antragen.

K. 14.



g. 14. Nichterbliche Nießbrauchet und Zeitpachter sfind nur hann auf
Gemeinheitsaufhebung anzutragen berechtigt, wenn sie, nach den Gesetzen
über die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse, einen
Anspruch auf die erbliche Ueberlassung der innehabenden Stellen haben, und
mit der Gemeinheitsaufhebung die Regulirung der gutsherrlichen Verhältnisse
verbunden wird. ·

S.·s15.AußerdiescmFallekönnenbloßeNießbkauchcr,;3cikpåchtek
und andere, die ihre Grundstucke nur vermoge eines, der Zeit oder Art nach,
eingeschrankten Nutzungsrechts besitzen, nur mit ausdrucklicher Genehmigung
des Eigenthümers die Auseinandersetzung suchen. Letzterer hingegen ist wohl
berechtigt, auch ohne die Bewilligung jener Besitzer während der Dauer ihres
Nutzungsrechts unter den, §. 158. und ff. bemerkten Maaßgaben, die Aus-
einandersetzung auszuwirken und zu vollziehen. .

§. 10. Bei Gegenständen des gemeinschaftlichen Eigenthums ist jeder
Miteigenthümer die Auseinandersetzung zu verlangen befugt.

6é. 17. Bei Grundstücken, deren Eigenthum einer Stadt= oder Dorf-
gemeine zusteht, deren Nutzungen aber den einzelnen angesessenen Mitgliedern
derselben gebühren, ist jedeo zur Benutzung berechtigte Mitglied der Gemeine
für die seinem Grundbesitz anhängende Theilnehmungsrechte auf Auseinander-
setzung anzutragen berechtigt.

&amp;. 18. Bei wechselseirigen Diensibarkeitsrechten, insonderheit bei Kop-
pelhütungen (Allg. Landrecht Theil I. Tirel 22. §. 135.), kann jeder Theil die
Aufbebung derselben nach den Grundsätzen dieser Ordnung, verlangen. In
Racksicht der wechselseitigen Hütungen, die auf nachbarliche Freundschaft und
Gurwilligkeit beruhen, hat es bei der Vorschrift des Allgemeinen Landrecht
a. a. O. F. 137. sein Bewenden.

§. 10. Bei einseitigen Dienstbarkeitsrechten steht der Antrag auf Auf-
hebung zwar auch dem Berechtigten zu, jedoch nur unter den §#. 86. und 94.
bemerkten Einschränkungen.

## 20. Der Antrag auf Gemeinheitsaufbebung kann nicht nur in 3) Vers ie-
dene Arten

Räcksicht aller, einer gemeinschaftlichen Benutzung unterworfenen Gegen= der Autein-
stände, sondern auch in Rücksicht einzelner, gemeinschaftlich benutzter Grund= uderfehug.
stücke, gemacht werden. Es kann also die vermen te Lage der Acker= und Wie-
senbesitzungen und die gemel schaftliche Hütung darauf aufgeheoben, unddieHü-
tungsgemeinheitaufdenübrigenWeideplätzen,oder auf einem Theil derselben,
beibehalten werden.

§. 21. Auch können mehrere Antragende,dieunter sich in Gemeinheit
bleiben wollen, die Auseinandersetzung mit den übrigen Theilnehmern verlangen.

K. 22. In allen Fällen sinden Gemeinheitstheilungen nur in sofern
Statt, als dadurch die Landkultur im Ganzen befördert und verbessert wird. “

J2 g. 23.

 GBegarän=
Adung des An-
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K. 23. Es ist ohne Beweisfuhrung anzunehmen, daß jode Gemein
beirsauseinandersetzung zum Besten der Landkultur gereiche und ausfährbat sey.
Nur dann, wenn behauptet wird, daß einer bisher gemeinschaftlichen Gefahr
der Versandung oder derBeschäbigung der Substanz durch Naturkräfte nach
der Theilung einzelne Theilnehmer allein ausgesetzt werden, ist der Beweis
des Gegentheils zuläßig, welchen der Behauptende führen muß.

h. 24. Es bedarf auch in dem Falle, wenn ein Mitglied einer Stadt-
oder Dorfgemeine auf Auseinandersetzung mit den ubrigen antragt, des Be-
weises nicht, daß die Theilung zum Vortheil sammtlicher Theilnehmer gesche-
hen konne: es genugt vielmehr, daß die ubrigen, wie ohne besondern Nach-
weis anzunehmen ist, vollständig entschädigt werden könmen.

§. 25. Unter dieser Voraussetzung ist die Gemeinheitscheilung auch
dann zuläßig, wenn die Provokaten die Gemeinheit unter sich aufzuheben nicht
im Stande sind.

uueeion . 20. Die Befugnist, auf Gemeinheitstheilung anzutragen, kann
hwenon weder durch Willenserklärungen, noch durch Verträge, noch durch Verjäh--

rung erlöschen.
#. 27. Vetträge und Willenserklärungen, wodurch Gemeinheits-

theilungen ausgeschlossen werden, sind in Rücksicht der Aecker und der damit
in Verbindung stehenden Nutzungen nur auf so lange Zeit verbindlich, als,
nach der bestehenden Fruchtfolge und Schlageintheilung der gemeinschafllich
benutzten Grundstücke, zur zweimaligen Abnutzung aller Schläge erforderlich
ist; in Rücksicht anderer Gegenstände dauert ihre Berbindlichkeit nur Zehen
Jahre. Mit Ablauf dieser Zeitpunkte steht es jedem frei, seine Befugniß
auf Gemeinheitztheilung geltend zu machen.

§. 28. Machen besondere örtliche Verhälknisse längere Fristen nöthig,
so können solche nur unker Genehmigung der Landespolizerbehôrde mu recht-
licher Wirkung, jedoch auch in diesem Falle nur für eine bestimmte Reihe
von Jahren festgesetzt werden.

&amp;. 20. Anuch frühere Judikate können den Ankrag auf Gemeinheiks-
kheilung nicht hindern.

DWenke l §. 3ZO. Bei einer jeden Auseinandersetzung müssen die Betheiligten
rechten. nach ihren Theilnehmungsrechten abgefunden werden.
Sligemetne . 31. Welche Rechte jedem Betheiligten an dem Gegenstande der
gendarüber.Gemeinheir zusteben, und der Umfang dieser Rechte muß, in Ermangelung

rechtsbeständiger Willenserklärungen und rechtskräftiger Erkenntnisse, zunor-
derst nach den statcutarischen Rechken, in deren Ermangelung nach den Pre-
vinzialrechten, und wenn auch diese fehlen, nach den Vorschriften des Allge-
meinen Landrechts, worauf Wir hiermit, jedoch unter Bezichung auf die
nachfolgenden ##., verweisen, beurtheilt werden.

K.



K. 32. Wenn solchergestalt bei gemeinschaftlichen Hutungen die? Näbere Be-
mmungen.

Theilnehmungsrechte selbst feststehen, dahingegen aber dasMaaß und Ver= à) Bel G.-
hältnig der Theilnahme eines jeden einzelnen Interessenten nicht durch. Ur-
kunden, Judikate oder Statuten besiimme ist, so soll dieses Maaß und Ver-

der Theilung vorhergegangenen Zehn Jahren festgestellt werden.
4K. 33. Dieser Besitzstand wird nach der Zahl des Biehes, nach der

Art desselben, und nach den Zeiträumen, mit und in welchen jährlich jeder
Theilnehmer die Hütung ausgeübt hat, dergestalt berechnet, daß dabei der
Durchschnitt aller drei Sätze aus den vorgedachten Zehn Jahren zum Grunde
gelegt wird. Es werden jedoch dabei

a) die Viehzahl verarmter oder durch Unglücksfälle betroffener Mitglieder
bis zu der Mittelzahl erhöhet, die andere seiner Klasse gewöhnlich ge-
halten haben, und bis zu eben dieser Zahl der Wiebstand derjenigen

vermindert, welche denselben darüber hinaus erweitert haben; und
b) Unglücksjahre, in welchen durch Seuchen, Krieg u. s. w. der Viehstand

vermindert worden, übergangen, und dafür die unmittelbar vorherge-
henden früheren Jahre zur Berechnung gezogen.
§. 3XA. Nur dann, wenn entweder der zehnjährige Besitzstand nach

vorstehenden Regeln nicht zuverlässig auszumitteln ist, oder aber von einzelnen
Theilnehmern erwirsen wird, daß sie von ihrem (übrigens feststehenden)
Rechte in den letzten zehn Jahren gar keinen, oder doch einen minderen Ge-
brauch gemacht haben, als wozu sie erweislich durch Urkunden, Indikate
und Statuten befugt waren, soll das Theilnahmeverhältniß nach den Vor-
schriften des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 22. &amp;. 900. und folg.
berechnek, jedoch alsdann dabei Nachstehendes beobachtet werden.

6. 35. Oas Fucter von Ländereien, welche ausserhalb der Feldmark
des berechtigten Guts belegen sind, ist alsdann mir zu berücksichtigen, wenn
die Ländereien entweder schon bei der Verleihung des Rechts zu dem berech-
tigten Gute gehört haben, oder seit rechtoverjahrter Zeit dabei benutzt worden.

K. 30. Das Fucter von Zehenten wird bei der Durchwinterungs-
Berechnung dann berücksechtigt:

1) wenn der Jebente auf der Feldmark der zur Hütung berechtigten Theil-
nebmer erhoben wird;

2) wenn der Zeheme außerbalb dieser Feldmark entweder seit rechtsver-
lährter Zeit bei dem berechtigten Gute gewesen, und das Stroh davon
zu demselben benutzt worden, oder wenn er von einem Hütungsberech-
tigten erworben worden, der das Futter davon in Berechnung zu brin-
gen befugt war. ·

Dahin

meinweiden.
aa) Berech

nung nach

bältaig in der Regel nach dem Besttstande in den letzten, der Einleicung e Besto
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 . Bei Stakt-
und Dorf-
(Gemeinen.

Dahin werden die §&amp;9. od. und 05. Titel 22. Theil I. des Allgemeinen
Landrechts näher bestimmt.

&amp;. 37. Bei dem Anschlage des Winterfuttergewinnes ist nur auf den
Stroh-Ertrag von den, nach landüblicher Wirthschaftsart oder nach derjenigen,
welche in der Gegend und an dem Orte des berechtigten Grundstücks seit
rechrsverjährter Zeit hergebracht ist, bestellten Beckern, und auf den Heu-
gewinn von natürlichen Wiesen, imgleichen auf den Scheunenabgang an
Kaff u. s. w. Rücksicht zu nehmen.

&amp;#. 38. Das Futter aus Abgängen einer zum berechtigten Gute
gehörigen Brauerei und Brennerei, oder einer anderen Fabrikationsanstalt,
kann bei der Ausmittelung der Ourchwinterung nur dann berücksichtigt werden,
wenn das Recht: das aus diesen Abgängen erhaltene Vieh auf die Weide
zu bringen, durch einen besonderen Titel erworben worden.

&amp;. 30. Will der mit der Schäfereigerechtigkeit verfehene Gutsbesitzer
bei einer Gemeinheitstheilung den Schaafstand nicht nach der Durchwinte-
rung berechnen lassen; so kann er nur für den seit den letzten zehn Jahren
vor der Einleitung der Auseinandersetzung durchschnittlich gehaltenen Schaaf-
stand Entschädigung verlangen.

Wählt er aber diesen letztern Maaßstaab, so kann sein Theilnehmungs-=
recht in Rücksicht des übrigen Viehes an Pferden, Ochsen, Küpen, Jungpieh,
nur so hoch bestimmt werden, daß es überhaupt die Durchwinterung nicht
überschreitet. Dahin werden die 9#. 150. und 100. Titel 22. Theil I. des
Allgemeinen Landrechts abgeandert und ergänzt.

&amp;. Jo. Sind einzelne Theilnehmer zur Hütung mit solchem Vieh berech-
tigt, welches mit Heu und Skroh nicht erhalten wird, als Schweinen und Gänsen,
so muß dafür, neben dem dirch den Durchwinterungs Grundsatz fesigestellten
Viehstande, noch besondere Abfindung gewährt, und dabei lediglich der nach-
zuweisende Besistand der letzten zehn Jahre in der F. 33. bestimmtn Arc
zum Grunde gelegt werden.

. J1. Falls in Städten die besondere Ortsverfassung das Verhältniß
der Theilnahme an der gemeinen Weide nicht bestimmt, so dient Golgendes
zur Richtschnur:

a) die Hütungsrechte der Ackerbürger sind als Theilnehmungsrechte, die mit
ihrem Grundbesis verbunden sind, anzusehen, und ihre gegenseitigen An-
theile nach den vorstehend F. 31. und folg. aufgestellten Regeln zu
berechneu; 6

b) die mit Hausern ohne Aecker angesessenen Bürger sind so viel Vieh auf die
gemeine Weide zu bringen berechtigt, als erforderlich ist, um die nothwen-
bigsten Bedürfnisse eines Haushalts für Mann, Frau und drei Kinder

zu



zu beftiedigen, und (dieses Bedüurfnißg ist zu anderkhalb Kuhweiden zu
berechnen. '

o) In Nuckstcht unangesefenek Bürger und Schutzverwandten ist anzuneh-
men, daß ihnen keine eigene Hütungsbefugnisse zustehen.

Haben sie aber nach der besondern Verfassung des Orts persönliche
nicht näher besti mte Hütungsrechte, die von ihren Vermiethern nicht
bergeleiter werden können; so sind sie den Hausbesitzern gleich zu achten.

60 Ist die gemeine Weide zurCrnährung dieses Viehstandes aller Bürger-
I Klassen unzureichend; so muß der in den letzten zehn Jahren vor der

Einleitung der Auseinandersetzung von jeder Klasse im Durchschnikt ge-
haltene Viehstand ausgemittelt, und darnach das Theilnehmungsrecht
jeder Klasse bestunmt werden.“

1 §&amp;§. 42. Die Vorschrift des §F. 30. Tik. 7. Theil II. des Allgemeinen
Landrechts über das Verhälrniß der Theilnahme der Dorfbewohner an der
Gemelnweide wird dahin'erläuterl, daß die Theilnehmungsrechtedermit Aeckern
angesessenen Wirthe ebenfalls nach §. 34. und folg. dieser Ordnung, zu berechnen
sind, die ohne Aecker angesessenen Wirthe hingegen die Gemeinweide nur mit so
viel Vieh behüten dürfen, als erforderlich ist, um die nothwendigsten Bedürfnisse
eines Haushalks für Mann, Frau und drei Kinder zubefriedigen, und dieses ist.
zu anderthalb Kuhweiden anzuschlagen. Reicht die Weide nicht für alle Theil-
nehmer aus, so findrt die Vorschrift des 9. 41. Buchstabe d. Anwendung.

5. 43. Die TheilnehmungsrechtederBauern,dienicht Eigenthümer
sind, in Beziehung auf ihre Guteherren, sind übrigens zundchst nach den Ge-
setzen über die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse zu
be###rilen.

#. A.Außer dem Viehstande, mit welchem die einzelnenTheilneb-,

des Verhältnisses der Theilnahme an der gemeinen Weide, auch die besonde-
ren Weiden derselben, welche sie entweder zur alleinigen Benutzung oder mit
andern. gemeinschaftlich. außer dem Gegenstande der Theilung besitzen, berück-
sichtigt werden.,

&amp;. 45.. Solche besondere Weiden (§. 44.), die in neuern, die Verjäh-,
rungsfrist nicht erreichenden Zeiren erworben worden, oder welche der Berechtigte
für den Viehskand, mit welchem er die gemeinschaftliche Weide zu betreiben.
befugt ist, überall nicht, oder doch nicht seit rechtsverjährter Zeit benutzt hat,
könlen bei der Bestimmung der Antheile an der gemeinen Weide nicht berück-
sichtigt werden.

#&amp;. 0. Hat der Eigenthümer die Hütungsgerechtigkeit mit ausdruckli-
cheinBerzicht auf eigene Theilnahme verliehen, so muß er, ohne Ommsicht, ob der
Berechligte seine Bedürfnisse auf eigenen, ihm allein zustehenden Weiden oder

auf

. Anrech-

ung der de-

anerenmer zur Dütung berechtigt sind, müssen imFalle des §. 34, bei Bestimmung 7



D)eim
Vlagqe#n--,
eide- und
Bültenhieb.

aufWeideplätzen, die2er mit anderen Theiln#ehmern zu. behüten. brfugteist, zu be-
friedigenim Stande sey, den ganzen Werth der Hütung vergüten. Rehmen aber
andere an.der mit Verzicht, der eigenenTheilnahme:von dem: Eigenthämer

bewilligten Hütung Theil; so sind diese unter deninden folgenden . bemerk-
ten Umständen äuf Berechnung der besonderen Weiden:ranzutragen,berechtigr.

&amp; 47. Ist die Hütung für eine bestimmte Anzahl Bieh,und zugleich
mit Bestimmung der Zeit der zulässigen Ausübung verliehen, soez ist vach dieser
Bestimmung das Theilnehmungsrechtfestmsetzen, und es kommt auf die Eigene:
oder mit andern, als den: tbeilenden Theilnehmern inGemeinschaft. befindliche
Hütung bes Berechtigten nicht an.

 48.. Ist keiner dieser. File (K. as. bis 47.) vorhanden, so muß ein
verhältnißmäßiger Theil des Viehstandes, mit welchem der Berechtigte, er sey
Miteigenthümer oder Dienstharkeits-Berechtigter, die Hütung auszuüben befugt
ist, auf seine besondere Weiden G. 44.) zurückgerechnetk, undnur nach dem.
dann verbleibenden Ueberschusse, seines berechtigten Biehstandes, sein Theilneh-mungsrecht bestimmt werden.
 ECE. 40. Dieses Verhältniß ist nach dem Viehstande und nach ber Zeit,

in welcher nach einem Durchschnitte von zehn Jahren die Verechtigten die zu.
theilende gemeine Weide, ihre besondere und mit:Andemn=gemeinschaftliche,
Weide behütet haben, zu bestimmen.

&amp;. 50. Sind über den in den letzten zehn Johren- auf der zu kheilenden.
Weide unterhaltenen Viehstand des Berechtigten keine zulängliche Nachrichten
zu beschaffen, so rmiuß das Maaß, in welchem ihm seine besondern Weiden an-
zuschlagen sind, nach dem Verhältnisse sowohl seinesals#des Viehstandes der,

mitberechtigten Weidetheilnehmer zu der Ergiebigkeit sämmtlicher von:- ihnt·be-
triebenen gemeinschaftlichen und besonderen Weiden berechnet werden:

S. öl. Bexuhek die Berechtigung. des #abzufindenden: Theilnehmers cuf.
einem Dienstbarkeitsrechte, und ergiebt sich, daß die nach F. A8. u. ff. berech-
nete Vergütung, mit Inbegriff der besonderen Weide des Berechtigten für sei-
nen berechtigten Biehstand unzureichend seyn würde; so. ist sein Theilnehmungs-
recht bis zur Zulänglichkeit des Bedürfnisses zu erhöhen. Dieses findet zunter
den, &amp;. 105. und 100. Titel.22. Theil-I# des Allgemeinen Landrechts bestimm-
ren VoraussetzungenauchdannAnwendung,wenndieWeide für den Eigen-
thümer unzulänglich sepn sollte; außerdem aber muß der Berechtigte eine Ver-
minderung seines Viehstandes nach eben dem. Verhüältnisse, wie der Eihenthä-mer, sich gefallen lassen.

§. 52. Der Umfang der Berechtigung zum Plaggen,, Heide- und Bul=
tenhleb wird, insofern sie zum Zweck der Düngung Statt finder, bei den mit
Aeckern, Wiesen und Gärsen angesessenen Berechtigten nach dem Bedürfnisse
der Düngung in der, jeden Orts hergebrachten Bestellungsart, bestimmr.

Da-



Davon werden jedoch die eigenen Mittel der Dungerzubereitung, die jeder an
Stroh, Schilf r2c. hat, abgerechnet.

Wo dieses Recht auf Gemeinweiden von den gesammten Hütungsberech-
tigten ausgeübt wird, ist dasselbe nach erfolgter Theilung der Weide als von
selbst durch Kompensation erloschen anzusehen.

§. 53. Bei Berechtigten, die mit dergleichen (§. 52.) Grundstücken
nicht angesessen sind, wird dieses Theilnehmungsrecht nach dem Bedürfnisse
der Streue für die Viehzahl, die sie auf die zu theilende gemeine Weide zu
bringen befugt sind, bestimmt.

K. 54. Bezweckt das vorgedachte Recht (F. 52.) die Feuerung, so er-
hält es seine Bestimmung durch das Bedürfniß des Berechtigten an Feuerung,
wovon jedoch die eigenen Feuerungsmittel an Holz, Torf 2c. abzurechnen sind.

55. Emhält das Recht zugleich die Befugniß zum Verkauf, so ist
der Umfang dieser letzteren Befugniß nach dem, in den letzten der Einleitung
der Auseinandersetzung unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren im Durchschnitt
verkaufren Betrage zu bestimmen.

S. 56. Die Aufhebung der Gemeinheit wird dadurch bewirkt, daß den 9 Tbei-rund-sich auseinandersetzenden Theilnehmern an die Stelle ihrer Berechtigungen eine 46

angemessene Entschädigung zur ausschließlichen und freien Verfügung über-
wiesen wird.

K. 57. Eine Entschädigung, in deren freien Gebrauch der Empfänger
sehindert sepn würde, ist keiner anzunehmen schuldig.

&amp;#. 58. Auch kann eine Entschädigung, welche eine Veränderung
der ganzen bisherigen Art des Wirthschaftsbetriebes des Hauptguts nöthig
macht, keinem Theilnehmer aufgedrungen werden.

##. 50. Für solche Veränderungen sind zu achten:
1) wenn eine bisherige Ackerwirkhschaft in eine Viehzüchterei verwandelt

werden müßte und umgekehrt, oder wenn eine von beiden die Haupt-
sache war, solche aber künftig nur Nebensache werden würde;

2) wenn ein Hauptzweig der Wirkhschaft, der in überwiegendem Verhält-
nisse zu den übrigen stand, ganz oder größtentheils aufgegeben werden
müßte, oder doch nur durch Anlegung neuer Fabrikarionsanstalten er-
halten werden könnte;

3) wenn ein gespannhaltender Ackerwirkth solches fernerhin nicht mehr halten
könnte, undseine Ländereien mit der Hand bauen mäßte, oder umgekehrt.
Andere Veränderungen in der bisherigen Art des Wirthschaftsbetriebes

kommen nur in sofern in Betracht, als sie von gleicher oder größerer Erheb-
lichkeit sind.

## 50. Unter diesen Voraussetzungen (§6#. 57. und 58.) kann die
Entschädigung in Land, Rente, Naturalleistungen und Kapital bestehen.

Jahrgang 1831.
K. 61I.



K. 61. Die Landentschadigungen mussen die aus der Geineinheit schei-
denden und darin bleibenden Theilnehmer möglichst in einer zusammenhän-
genden wirthschaftlichen Lage erhalten.

## 602. Ist diese ohne Verkürzung einzelner Theilnehmer, und ohne
Aufopferung uberwiegender Kulturvortheile nicht zu erlangen; so kann sich
keiner entbrechen, eine Landentschädigung in getrennter Lage anzunehmen,
insofern sie den allgemeinen Bestimmungen (N. 57. und 58.) entspricht,
und eine zweckmäßige Bewirthschaftung gestattet.

§. 63. Auf jeden Fall muß der Empfänger sie bei dem Gute, zu
welchem sie angewiesen worden, zu dem ihm angerechneten Werthe nutzen
können.

&amp;. 0. Grundstücke, welche keiner Gemeinheit unterliegen, müssen,
wenn der Eigenthümer sie anbietet, und dieselben in den Auseinandersetzungs-
plan passen, zwar angenommen, können ihm aber nicht abgedrungen werden.

" §. 65. Eben dies gilt von den auf fremden Feldmarken gelegenen
Grundstücken, welche zu der Gemeinheit, von deren Aufhebung die Rede ist,
nicht gehören.

#§. 66. Der Regel nach muß jeder Theilnehmer durch Land abgefun-
den werden. ç

## 07. Er muß jedoch für einen Ausfall in der Güte einen Zusatz
in der Fläche annehmen, auch eine Austauschung von Grundstücken der einen,
gegen Grundstücke von einer andern Gattung sich gefallen lassen, insofern
dadurch die Bedingungen der 99. 57. und 58. nicht vereitelt werden.
 608. Letzteres findet insonderheit auch in Nücksicht derjenigen Theil-

nehmer Statt, die eine Hütungsdienstbarkeit oder Schäfereigerechtigkeit haben.
§&amp;#. 00. Kann nicht allen Theilnehmern, dem Zwecke der Auseinander-

setzung gemäß, eine wirthschaftliche Lage ihrer Ländereien verschafft werden,
so müssen diejenigen, welche nach dem Ermessen der Auseinandersetzungsbe-
hörde dazu geeignet sind, jedoch nach der ihnen hiebei freistehenden eignen
Wahl, entweder die ihnen ohne Abbau anzuweisenden Ländereien, der minder
vortheilhaften Lage derselben ungeachtet, annehmen, oder gegen Entschdigung,
einen Abbau sich gefallen lassen, wenn der vierte Theil der hierbei interessirten
Theilnehmer (nach den Antheilen berechnet) ihn verlangt.

K. 70. Erhalkten sie eine Entschadigung, welche nicht allein den Er-
satz der Gebäude, der Befriedungen, des Gehoöfts, des Gartens und der
darin befindlichen Baume, sondern auch den Ersatz der Kulturmängel und des
temporellen Ausfalls an Früchten enthält, so sind sie verpflichtet, die bisheri-
gen Gebdude, nebst Gehöfte und Garken denjenigen, die den Schaden ersetzen
müssen, zu überlassen.

S. 71.



## 7I. Begnügen sie sich aber lediglich mit den Baukosten der Wohn-
und Wirthschaftsgebaude, nach Abzug des Werths der bisherigen Gebäude;
so verbleiben dem Abbauenden das bisherige Gehöfte und Garten nebst. Ge-
baduden.

§. 72. Die Kosten des Abbaues (§. 70 und 7I.) müssen von allen
Auseinandersetzungs=Theilnehmern, welche daraus Vortheil haben, einschließ-
lich des Abbauenden, nach Verhältniß ihres Vortheils, aufgebracht werden.
6. 73. Die Rente wird in Roggen bestimmt, jedoch, wenn sich die

Theilnehmer nicht anderweit vereinigen, in Gelde abgeführt. Bei der Be-
rechnung des Roggens auf Geld werden die letzten vierzehn Jahre dergestale
zum Grunde gelegt, daß die zwei theuersten und die zwei wohlfeilsten dersel-
ben weggelassen werden, und aus den übrig bleibenden zehn Jahren der
Durchschnict der Martini-Marktpreise gezogen wird. Dieser durchschnittliche
Geldbetrag ist für den nächsten Zahlungstermin zu entrichten. Für das dar-
auf folgende Jahr aber soll der Geldbetrag bestehen aus Neun Zehnrel des
vorhergehenden Geldbetrags und Ein Zehntel desjenigen Werths, welchen der
ausgemittelte Roggenbetrag nach dem durchschnittlichen Martini-Markrpreise
dieses folgenden Jahres haben wird. Auf gleiche Weise soll der Betrag der
Geldrente für jedes der nachfolgenden Jahre fortschreitend berechnet werden.

K. 74. Unter Martini-Marktpreisen (. 73.) werden diejenigen ver-
standen, welche im Durchschnitt der zwei dem Martinikage zunächst liegenden
Wochen Statt gefunden haben. Sie sind nach den Märkten derjenigen Orte
zu bestimmen, welche hierzu, nebst dem ihnen zugehbrenden Bezirk von den
Regierungen durch die Amtsblätter namentlich angegeben werden sollen.

. Die Rente ist gegen Erlegung des fünf und zwanzigfachen,
für die laufende Periode ermittelten Betrags ablöslich. Es muß sechs Mo-
nate vorher gekündigt werden; wenn jedoch der Berechtigte die Ablösung ver-
langt, so muß er auf den Antrag des Berpflichteten sich eine Zahlung in
mehreren Terminen, die bis auf Fünf Jahre vertheilt werden können, gefal-
len lassen.

S. 75. Oie Rente genießt vor allen hypothekarischen Forderungen
dasselbe Vorzugsrecht, welches dem abgeleseten Rechte selbst zustand; zur
Erhaltung desselben muß jedoch der Berechtigte bei Vermeidung der in den
Gesetzen bestimmten Nachtheile, binnen Jahresfrist vom Tage der Bestätigung
des Rezesses gerechnet, die Eintragung in das Hypothekenbuch des verpflich-
teten Grundstücks nachsuchen.

§. 77. Eine Entschädigung in Rente (F. -3.) muß dann angenommen
werden, wenn

K 2 ad- ei-



a) einem Dienstbarkeitsberechtigten eine Entschddigung in Land dergestalt
nicht gegeben werden kann, daß er es zu dem abgeschätzten Werthe zu
nutzen vermag;

b) wenn er dadurch in den Skand gesetzt wird, sich die Nutzung, die dadurch
abgelöset wird, zu verschoffen.
# 78. Andere jährliche Natural-Abgaben, welche in Art und Maaß

genau zu bestimmen sind, und aus den Erzeugnissen des verpflichteten Guts
müssen geleistet werden können, finden nur zum Ersatz vorübergehender Nach-
theile der Auseinandersetzung, namentlich zum Ersatz von einstweiligen Auefä#l-
len an dem bei der Ausgleichung vorausgesetzten Ertrage Statt.

K. 70. Arbeitshülfen können für die zu gleichem Zwecke erforderlichen
Perbesserungsarbeiten auf höchstens zwölf Jahre vorbehalren werden.

## 8. Können die Naturalabgaben C. 78.) aus den Erzeugnissen des
Guts nicht genommen werden, so muß dafür eine Entschädigung in Gelde ge-
leistet und angenommen werden.

K. 81. Diese Entschädigungsart muß auch geleistet werden, wenn die
Naturalabgaben aus den Erzeugnissen des Gurs genommen werden können, im-
gleichen wegen der Arbeitshülfen §. 70., sobald in dem einen oder anderen Fall
der Berechtigte sie vorzieht.

. 82. Wechselseitige Dienstbarkeiten gleicher Art werden durch Kom-
pensation aufgehoben.

X 83. Hat jedoch ein Theilhaber ein besonderes Vorreche, oder fin-
det ein anderes Verhältniß der Theilnahme an den Nutzungen der gegenseitigen
Dienstbarkeit Statt, als das Verhältniß der, der wechselseitigen Dienstbarkeit
unterliegenden Grundstücke, so müssen die Theilhaber nach dem Betrage ihrer
Nutzungen und Rechte ausgeglichen werden. Die Kompensation geschieht also
in diesem Falle nur, in so weit die gegenseitigen Nutzungsrechte gleich sind, und
der Ueberschuß muß besonders vergütet werden.

. 84 Ist über die Beibehalkung wechselseitiger Dienstbarkeiten,
welche mit dem Zwecke der Auseinandersetzung nicht bestehen können, nichts
verabredet, so sind sie nach vollzogener Theilung, selbst in dem Falle, wenn
das g. 83. gedachte verschiedene Theilnehmungsverhällniß Statt findet, für
aufgehoben zu achten.

g. 85. In diesem Falle darf daher auch für eine Schäfereigerechtig-
keit, wofür keine besondere Abfindung verlangt worden, keine besondere
Entschädigung gewährt werden.

&amp;. 85. Wenn einseitige Dienstbarkeitsberechtigte auf Auseinander-
setzung antragen, so mussen sie sich jede, dem Belasteten beliebige Entschä-
digungsark, sie sey Land, Rente oder Kapital, gefallen lassen.

H. 87.
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s. 87. Bei der Bestimmung des Werths des Grund und Bodens
werden die Gegenstande der Regel nach in dem Zustande angenommen, in
welchem sie sich zur Zeit der Auseinandersetzung befinden. Nur in Rucksicht
des Forstgrundes findet nach F. 132. eine Ausnahme Statt.

&amp;# 88. Oie Abschätzung geschieht nach dem Nutzen und Ertrage,
welchen die Sache jedem Besitzer gewähren kann.

&amp;## 80. Dabei kommt der neueste Düngungszustand nicht in Anschlag;
vielmehr bleibt dieser, d. i. derjenige Dünger, welcher die örtlich üblichen
Saaten noch nicht getragen hat, gleich den übrigen, auf periodische Nutzun-
gen schon verwendeten Bestellungskosten, Gegenstand besonderer Vergütung,
welche dem Abtretenden von dem Empfänger zu leisten ist.

§. O. Jeder Theilnehmer muß nicht nur für den nach F. 88. und
folg ermittelten Werth, sondern auch für den Unterschied in der Enifernung
und für andere Vortheile der Lage entschdvigt werden.

#. 91. Bei dem Anschlage der Berechtigungen muß auf den Umfang
des Rechts an sich und auf die landöbliche, örtlich anwendbare Art, das-
selbe zu benutzen, Rücksicht genommen werden.

#. 02. Es hat also weder die Fahrlässigkeit eines oder des andern
bisherigen Besitzers, noch dessen ungewöhnlicher Fleiß in der Benutzung des
Rechts auf die Werthbestimmung Einfluß.

#. 03. Nach dem solchergestalt ausgemittelten Ertrage muß der Re-
gel nach jeder Berechtigte abgefunden werden.

## 94. Hat jedoch ein Dienstbarkeitsberechtigter auf Auseinander-=
setzung angetragen, so hängt es von der Wahl des Belasteten ab, ob er
ihn nach dem Nutzungsertrage der Dienstbarkeit, oder nach dem Vortheil,
welcher dem Belasteten aus deren Aufhebung erwü#chst, entschädigen will.

&amp;## 0.Jedem Theilnehmer müssen zu seinen Grundstücken die erforder-
lichen Wege und Triften verschafft werden.

S. 06. Der zu deren neuen Anlage erforderliche Grund und Boden muß
von allen Betheiligten, nach Verhältniß ihree Theilnehmungsrechts, hergege-
ben werden, und der Beitrag jedes Einzelnen wird ihm auf seine Abfindung
angerechnet. In eben dem Verhaltnisse muß jeder Theilnehmer zur Anferti-
gung und Unterhaltung beitragen.

##. 07. Eben dieses (.96. 05 und 06.) findet in Rücksicht der Ent-
wässerungsgräben, ohne welche der Boden den Ertrag, zu welchem er abge-
schätzt worden, nicht gewähren kann, und in Rücksicht der Gränzgräben Sratt.

#§# JederTheilneb ner kann verlangen, daß ihm die unentbehrliche
Mitbenutzung der Gewässer auf den auseinandergesetzten Grundstücken vorbe-

halten, und diese so ausgewiesen werden, wie es zu diesem Zweck —eile
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Theile am bequemsten ist. Werden zu dem Behuf zweckmaßige neue Trank-
stätten angelegt, se finden die Vorschrifren der V#. 95 und 96. Anwendung.

#&amp;.8 O0. Die vor der Auseinandersetzung schon gemeinschaftlich benutz-
ten Lehm-, Sand-, Kalk= und Mergelgruben, Kalk= und andere Steinbrüche,
bleiben zur gemeinschaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, insofern die
Theilnehmer deshalb nicht durch Ueberweisung besonderer Vorräthe dieser Art
ausgeglichen werden können. «

H.Ioo.EinhegungenundberenUnterhaltangkdnnenauf-Kosten
sammtlicher Theilnehmer nur in dem Falle verlangt werden, wenn uber die
Grundstucke eines Betheiligten, oder an denselben vorbei, schmale Triften,
auf welchen das Bieh durch den Hirten nicht zusammengehalten werden kann,
vorbehalten werden müssen.

&amp;. lol. Bei der ersten auf einer Dorffeldmark eintretenden Gecheein-
heitstheilung soll zu der Schullehrerstelle so viel Gartenland, als, einschließlich
des bisher besessenen, zur Haushaltung einer Familie von der F. dl. Buchst. b.
angegebenen Stärke, und zur Sommerstallfütterung und Ourchwinterung von
zwei Haupt Rindvieh erforderlich ist, in zweckmäßiger Lage angewiesen wer-
den; dagegen aber auch die, derStelle bisher zuständig gewesene Weidebe-
rechtigung auf den Grundstücken der Dorfgemeine aufhören.

§. 102. Ist jedoch die bisherige Befugniß des Schullehrers größer,
als im F. 101I. bestimmt worden, so muß er nach dem ganzen Umfange seines
Theilnehmungsrechts abgefunden werden.

&amp;. 163. Die Bestimmung der Entschädigung und der Grundskücke,
welche jeder Theilnehmer durch die Auseinandersetzung erhalten soll, geschieht
durch die Auseinandersetzungsbeherd

6. 104. Sie muß sich dabei nach obigen Vorschriften achten, und
möglichst verhüten, daß kein Theil gegen den andern verkürzt und in seinen
Nutzungen geschmälert werde.

&amp;. Los. Bei der Beurtheilung dessen ist jedoch nicht auf einzelne Stücke
und Rubriken, sondern auf den ganzen Umfang der Wirlhschaft eines jeden
Theilnehmers, so wie sie vor und nach der Theilung sich verhält, Rücksicht zu
nehmen.

§6. 100. Der Gebrauch des Looses ist Behufs dieser Auseinander-
setzung nur in den, in dem Allgemeinen Landrecht Theil I. Titel 11. G. 570.
und 573. bemerkten Fällen, und unter den dort festgestellten Maaßgaben
ulässig.

9. 1o0m Bei Grundstücken, welche im Natur nicht getheilt werden
können, welche durch die Theilung an ihrem Werth verlieren würden, oder
welche in einer Hand vortheilhafter als in der Vertheilung benutzt werden,

findet
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sindet Behufs der Auseinandersetzung der Theilnehmer, im Mangel einer Eini-
gung, nur der öffentliche gerichtliche Verkauf Statt.

&amp; 1 Die vorstehenden allgemeinen Grundsätze haben der Regel —*8 «nach auch bei der Aufhebung der Gemeinheit in Forsten Anwendung. be 5
5. 100. Die Naturaltheilung eines gemeinschaftlichen Waldeo ist ganz

oder Theilweise nur dann zulässig, wenn entweder die einzelnen Antheile zur
forsimaßigen Benutzung geeignet bleiben, oder sie vortheilhaft als Aecker oder
Wiese benutzt werden können.

§. L. Außer diesen Fällen kann die Auseinandersetzung der Mit-
Eigenthümer im Mangel einer Einigung nur durch öffentlichen gerichtlichen
Verkauf bewirkt werden.

H. 111. Sind die Anrechte der Miteigenthümer nicht nach Quoten be-
stimmt, und beziehen sich dieselben auf verschiedenartige Nutzungen; so muß
das Werthsverhaltniß der Nutzungen jedes einzelnen Theilnehmers durch
Sachverständige abgeschätzt werden.

#. II2. Die Theilung muß möglichst so bewirkt werden, daß jeder
Miteigenthümer seinen Antheil nicht allein vom Grund und Boden, mit Racksicht
auf die Verschiedenheit der Güte, sondern auch des stehenden Holzes erhäle.

&amp;. 113. Ift dieses nach der Orrtlichkeit nicht zu bewirken; so muß der-
jenige, der einen Ueberschuß an Holz erhält, im Mangel einer Einigung über
dessen Bezahlung, den Andern entweder durch Anweisung eines verhältnißmäd-
figen Distrikts zur Abholzung in angemessenen Fristen, oder durch Lieferung
einer verhältnißmäßigen jährlichen Quantität Holzes auf bestimmte Jahre
entschädigen.

S. II.ADie Ablösung der auf der Forst haftenden Grundgerechtig-
beiten kann auch der Berechtigte unter den, #. 86. und c#. bemerkten Ein-
schränkungen verlangen.

§. 115. Finder der belastete Eigenthümer einzelne Dienstbarkeitsbe-
rechtigte ab; so ist er befugt, nach Verhältniß des Theilnehmungsrechts des
Abgefundenen einen Theil des benutzten Gegenstandes der Mitbenutzung der
übrigen, noch nicht abgefundenen Theilnehmer zu entziehen, und darüber frei
zu verfügen.

K. 116. Bei der Abschätzung einer Mastungsgerechtigkeit ist die Fra-
ge: wie oft volle oder Sprangmast eintrete? nach dem in den letzten dreißig
Jahren stattgefundenen Durchschnittsverhältnisse, und die Frage: wie viel Vieh
bei voller oder Sprangmast gefeistet werden könne? nach der Durchschnitts-
zahl des in den drei letzten Fallen, beziehungsweise der vollen und Sprang-
mast wirklich eingetriebenen Viehes zu bestimmen.

KX 117. Der Mastungsberechtigte kann nur eine Entschädigung i
Rente C. 77.) verlangen.

#S. 11



. 118. Unbestimmte Holzungsgerechtigkeiten zum Verkauf sind nach
dem in den letzten, der Einleitung der Auseinandersetzung unmikrelbar vorher-
gehenden zehn Jahren, im Durchschnitt verkauften Betrage zu bestimmen.

&amp;. 0. Unbestimme Holzungsgerechtigkeiten, die sich auf das Be-
dürfniß erstrecken, sind nach dem Gutachten Sachverständiger auf eine jährli-
che Quamität zu bringen.

#. 120. Bei der Abschätzung des Bauholzbedarfs ist nicht allein die
erste Instandsetzung der Gebdude und die gewöhnliche Unterhalrung, sondern
auch die mögliche Beschädigung derselben durch Feuer zu berücksichtigen. Sind
die Gebäude des berechtigten Guts bei einer Feuersozietät versichert, so wird
die Feuersgefahr nach dem Durchschnitt der in den letzten, der Einleitung der
Auseinandersetzung unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren gezahlten Feuer-
Sozietätsbeiträge angeschlagen. Sind sie aber nicht versichert; so bleibt es
dem Ermessen der Sachverständigen überlassen, die Beiträgesätze derjenigen
Feuersozietät, deren Erfahrungen auf den gegebenen Fall vorzugsweise Anwen-
dung finden, bei deim Anschlage zum Grunde zu legen. Beträgt also zum
Beispiel nach dem Durchschnitt der jährliche Beitrag 1 Prozent der Versiche-
rungssumme, und der Werth des Holzes in den Gebäuden nach dem Ein-
kaufspreise 1ooo Thaler, so belauft sich der Anschlag der Feuersgefahr, auf
5 Thaler jährlich.

5. I21. Sind Gebäude der Zerstörung oder der Beschädigung durch
die Gewalt des Wassers ausgesetzt, so ist auch noch für diese Gefahr eine
verhältnißmäßige Summe dem, nach &amp;. 120. auszumittelnden Betrage, hin-
zuzurechnen, welche von Sachverständigen, nach der Größe der Gefahr, zu-
folge der bisherigen Erfahrung, zu bestimmen ist.

h. 122. Die Gefahr der Beschädigung durch Sturm wird bei dieser
Ausmittelung nicht berncksichtigt, indem sie durch die Gefahren, welchen der
Wald ausgesetzt war, ausgeglichen wird.

&amp;. 123. Wenn der Holzungsberechtigte wegen Unzulänglichkeit des
Waldes, oder seiner Bestände, nach den Vorschriften des Allgemeinen Land-
rechts Theil I. Tirel 22. §F. 226 und 227. sich eine Einschränkung in der Be-
nutzung seines Rechts gefallen lassen muß; so wird mit Racksicht auf die
Dauer dieses Zustandes nach dem Ermessen der Sachverständigen ein verhält-
nißmäßiger Theil von der Abfindung gekürzt.

&amp;. 124. Ist der Holzberechtigte auf eine gewisse Holzart eingeschränkt,
so kann seine Abfindung in der Regel nur nach dem Bestande dieser Holzart
zur Zeit der Auseinandersetzung bestimmt werden.

#. 125. Ist jedoch diese Holzart ganz ausgegangen, oder erheblich
vermindert, und der Eigenrhümer zur Wiederanpflanzung derselben verbunden;
so ist die Abfindung nach dem Umfange des Rechts, mit Rücksicht auf den,

nach
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nach der Oertlichkeit zu erwartenden Anwuchs und die dazu erforderliche Zeit
durch Sachverständige zu ermitteln.

. 126. Hat aber der Eigenthümer den Mangel durch seine Schuld
verursacht, so kann auch in Rücksicht der Zeit, die zum Anwuchs der anzu-
pflanzenden Holzart erforderlich ist, nichts gekürzt werden.

. 127. Die Entschädigung für eine Holzberechtigung ist, wenn der
Belastete auf die Ablösung anträgt, der Regel nach in Land, mit Anrechnung
der darauf befindlichen Holzbestände, zu leisten, wenn solches zu einer forst-
mäßigen Holzbenutzung, oder zur vortheilhaften Benutzung als Acker oder
Wiese geeigner ist. Außer diesen Fällen, und überhaupt in den Fällen des
K. 77. ist der Berechtigte sie in Rente anzunehmen verpflichtet.

#K. 128. Das Recht, vermöge dessen die Besitzer von Aeckern, Wie-
sen und zur Forst nicht gehörigen Weiderevieren verbunden sind, das auf ih-
ren Grundstücken aufschlagende Holz, oder gewisse Arten desselben bis zur
Haubarkeit fortwachsen, und von einem Dritten benutzen zu lassen, ist auf
Ein Prozent des Werths der zur Zeit der Auseinandersetzung vorhandenen
Holzbestände abzuschätzen,undwirddurchdessen Erlegung abgelsset.

§&amp;. 120. Außer dieser Abfindung erhält der Berechtigte den vorhande-
nen Holzbestand entweder in Natur durch Wegnahme oder durch Empfang des
tarmäßigen Wertho desselben. Welche von beiden Absindungen Statt finden
soll, bestimmt, imm Mangel einer Einigung, die Auseinandersetzungebehörde,
nach der vorzüglichen Nützlichkeit der einen oder der andern.

. 130. Neben dieser Entschädigung (S. 128 und 1290.) ist der Be-
rechtigte nicht noch eine besondere Entschädigung für die ihm elwa zustehende
Mastnutzung zu fordern befugt; stand aber dem Belasteten die Mastnutzung
zu, so muß er sich deren Betrag von seiner Entschädigung kürzen lassen.

§. 131. Bei der Ausmittelung der Entschädigung der Weideberechtig-
ten in bestandenen Forsten kann die Weide nie höher abgeschätzt werden, als bei
dem Holzbestande zur Zeit der Auseinandersetzung darin befindlich i#Kt.

. 132. Ist die Forst schlecht bestanden, so kann der Regel nach nur
diejenige Weidenutzung abgeschätzt werden, welche bei einem mittelmäßigen
Bestande der Forst Statt gefunden haben würde.

#. 133. Hat aber der Eigenthümer durch Verträge, Verjährung oder
Judikate die Befugniß, die Forstkultur bis zu dem Maaße des mittelmäßi-
gen Holzbestandes zu treiben, verloren, so muß die Abschätzung nach dem Zu-
stande zur Zeit der Theilung geschehen. ·

H.134.VondernachdenGrundsätzcndek55.131.undss.ausgemit-
telten Weide muß ein verhaltnißmaßiger Theil fur den Holzberechtigten in Ruck-
sicht der, nach den Grundsatzen der Forstkultur, oder nach seiner beschrankten

Jahrgang 1821. L Befug-
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Befugniß (. 133.) anzulegenden Holzschonungen, und für den Mastberechtig-
ten in Rücksicht der gesetzlichen Mastschonungen abgerechnet werden.

#. 135. Die nach deren Abzug verbleibende Weide macht die Masse
aus, in welche die Weideberechtigten sich nach Verhältniß ihrer Theilnehmungs-
rechte zu theilen haben.

6 136. Sind jedoch Plaggen-, Heide= und Bültenhiebberechtigte
vorhanden, so muß auch die hierauf anzuschlagende Verminderung des Weide-
werths in Abrechnung gebracht werden.

KF. 137. Ist die Masse zur Befriedigung aller dieser Theilnehmer G. 136.)
unzureichend, so müssen sich selbige sowohl, als die Weideberechtigten, eine
verhältnißmäßige Kürzung ihrer Abfindung gefallen lassen. Dem Waldeigen-
thümer kann jedoch an dem ihm wegen der Holznutzung zuständigen Antheile,
außer dem Falle des F. 133., wegen der Unzulänglichkeit des Ueberrestes für die
Weide-, Plaggen= und Bültenhiebberechtigte, nichts gekürzt werden.

. 138. ODie Entschädigung der Weideberechtigten in Land, wird ihnen
in der Art angerechnet, wie letzteres nach geschehener Abholzung bei dem Da-
seyn der Stubben zur Weide geschickt ist; will aber der Eigenthümer die Weide
als völlig raum abtreten, so muß er das Raden der Stämme und Ebenen der
Löcher bewirken lassen, oder die diesfallsigen Kosten dem abgefundenen Weide-
berechtigten ersetzen.

&amp;. 130. Eben diese Grundsätze G. 132. und ff.) finden in Rücksicht des
ganz unbestandenen Forstgrundes Statt.

##. 100. Von Berechtigungen Streue zu rechen, kann der Werth nie-
mals höher berechnet werden, als die Berechtigung bei Beobachtung der Forst-
Polizeigesetze hat genutzt werden können.

4u Wt K. I1 I. Die auseinandergesetzten Theilnehmer erhalten die ihnen an-
nander= gewiesene Entschädigung zur ausschließlichen Benutzung und freien Verfägung,
Frung. in sofern ihr Besitzrecht und ihre Schulden-Verbindung keine Einschränkung

begründen.
S. 142. Sind dem Zwecke der Auseinandersetzung, außer der aufzu-

hebenden gemeinschaftlichen Benutzung (F. 2.), noch andere Grundgerechtig-
keiten hinderlich, so müssen auch diese, gegen hinlängliche Entschädigung, auf-
gehoben werden.

§. 13. Ueber die Rufhebung der aus den gutsherrlichen Verhältnissen
solcher bauerlichen Besitzer, die nicht Eigenthümer sind, entspringenden Lei-
stungen, ist bereiks durch das Edikt vom I###en September 1811. und dessen
Deklarationen verfügt. Ucber die Aufhebungen der Leistungen anderer bäuerlichen
Besitzer, der Zehenten und anderer der Landkultur schädlicher Gerechtsame, er-
geht heute eine besondere Verordnung, worauf hiermit verwiesen wird.

5. 144.



g. 144. Wo der Hordenschlagin der Art eingefuhrt ist, daß der Vor-
theil davon allen, zur Schaafhutung berechiigten Theilnehmern verhaltnißma-
ßig zu statten kommt, da hort er durch die Aufhebung der gemeinschaftlichen
Hutung und die Trennung der Heerde, ohne Ausgleichung auf.

s. 145. Steht aber einem oder einigen Theilhabern ein Pferchrecht zu,
so muß dafur eine verhaltnißmaßige Entschadigung in Rente gegeben werden.

&amp;. 40. Der Gebrauch der beizubehaltenden oder neu einzufuhrenden
unentbehrlichen Dienstbarkeiten, als der Wege, Triften 2c. muß so bestimmt
werden, daß er den Zweck der Auseinandersetzung nicht vereitele, und so wenig
als moglich beschranke.

S. Die Entschädigung, die jeder Theilhaber durch die Auseür-=
andersetzung erhält, ist ein Surrogat der dafür abgetretenen Grundstücke oder
dadurch bochelofeten Berechtigungen, und erhält daher in Ansehung ihrer Be-
fugnisse, Lasten und sonstigen Rechtsverhaltnisse die Eigenschaften derjenigen
Grundstucke, fur welche sie gegeben worden.

&amp;. 118. Die durch die Theilung erhaltenen Grundstucke treten also
in Rücksicht der Lehns= und Fideikommiß-Verbindungen und der hypetheka-
rischen Schulden an die Stelle der abgetretenen.

§. 1.10. Sind Grundstücke oder Gerechksame gegen Rente abgetreten,
so tritt auch diese an die Seelle derselben. Es muß jedoch in das Hypothe-
kenbuch des belasteten Grundstiücks vermerkt werden, daß die Rente ein
Zubehör des berechtigten Guts sey, und die Fähigkeit des Besitzers, über
dieselbe zu verfügen, aus dem Hypothekenbuche über das letztgedachte Gut
zu ersehen sey.

§#. 1 50. Werden Pertinenzstücke gegen eine baare, ein für allemal
zu entrichtende Vergütung abgetreten; so finden in Rücksicht der Hopotheken=
gläubiger die Vorschriften des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 20.
§. 400 — 405. Anwendung.

§. I5I. Im Falle des §. 464. a. a. O. des Allgemeinen Landrechts
können jedoch die Hypothekengladubiger sich nur wegen der, von dem neuen
Besitzer zu entrichtenden Geldsumme, an denselben und an das abgetretene
Pertinenzstück halten. Auch kann sich dieser in jedem Falle durch gerichtliche
Niederlegung des Kapitals von aller Verhaftung befreien.

. 152. In Rücksicht der Geldentschädigungen für den neuesten
Düngungszustand und für Verbesserungarbeiten können Hypothekengläubiger
nur die Verwendung derselben in das Gut und zu dessen Kultur verlangen,
und deshalb nur ihre Schuldner in Anspruch nehmen.

&amp;#. 153. Bei Lehn= und Fideikommißgütern können der Lehnsherr,
die Lehns= und Fideikommißfolger einerAbtretung von Pertinenzstücken gegen

2 Geld,



Geld, oder der Ablösung von Renten, in sofern beides nach dieser Ordnung
zulassig ist, nicht widersprechen. Sie konnen vielmehr nur verlangen, daß
das Kapital wieder zu Lehn oder Fideikommiß angelegt, oder zur Befriedi-
gung der ersten Hyporhekengläubiger verwendet werde.

#. 154.Eben dieses findet Statt in Rücksicht der Obereigenthümer
bei Erbzinsgütern und Wiederkaufsberechtigten, und können diese nur Si-
cherstellung des Kapitals, oder dessen Verwendung zu bleibenden Verbesse-
rungen des Guts, oder zum Ankauf neuer Pertinenzstücke fordern.

. 155. Der Verpflichtete haftet für die Erfüllung dieser Verbindlich-
keiten (§F. 183. und 154.); er kann sich jedoch von der Vertretungs-Ver-
bindlichkeit durch gerichtliche Niederlegung des Geldes frei machen.

g. 156. Auch in Nücksicht der öffentlichen Lasten sinden die Verfü-
gungen des §F. 148. statt. Sind Grundstücke gegen Rente oder Kapital
abgetreten, so verbleiben die öffentlichen Lasten auf den Grundstücken, und
ist also bei deren Bestimmung hierauf Rücksicht zu nehmen.

§. 157.Zur Mitbenutzung berechtigte unbekannte Theilhaber, die
sich der öffentlichen Bekanntmachung ungeachtet nicht gemeldet baben, können
die Auseinandersetzung, selbst im Fall einer Verletzung, nicht anfechten.

&amp;. 158. In Rücksicht der Wirkungen der Auseinandersetzungen, mit
welchen Regulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhälinisse ver-
bunden worden, in Beziehung auf die Pächter, hat es bei den Vorschriften.
der Deklaration vom 20sten Mai 1816. Art. I16. und ff. sein Bewenden.

&amp;. 150. Eben diese Vorschriften finden Rücksichts des Pachtverhält=
nisses statt, wenn mit der Auseinandersetzung keine solche Regulirung ver-
bunden ist. Der Pächter muß sich also auch in diesem Falle entweder mit
der Benutzung der, dem gepachteten Gute für die ihm verpachteten Gegen-
stände angewiesene Entschädigung auf die Dauer der Pachtzeit begnügen,
oder es steht ihm frei, die Pacht zu kündigen.

. 160. Waöhlt er Ersteres, so muß ihm der Verpächter die Kosten
der in Folge der Auseinandersetzung erforderlichen Errichtung neuer, oder der
Vergrößerung vorhandener Gebäude und anderer Anlagen, und die Kosten der
erforderlichen Vermehrung des Gutsinventariums überweisen, oder alles die-
ses selbst bewirken lassen.

. 101. Auch müssen ihm die Entschädigungen für den neuesten Dün-
gungszustand und für Verbesserungsarbeiten, zur Verwendung zu diesen Zwecken,
und die Entschädigungen für kemporaire Ausfälle, in so weilt sie die Pachtjahre
betreffen, als Ersatz derselben überlassen werden.

&amp;# 162. Wählt er die Kündigung; so muß er davon binnen drei Mo-
naten von dem Tage, an welchem ihm der vorgelegte Auseinandersetzungsplan
bekannt gemacht worden, Gebrauch machen. Er zieht dann mit dem Ende

des



des nachsten Wirthschaftsjahres ab. Ist jedoch von dem Tage der Kundigung
bis zu dem Ende des Pachtjahres nicht wenigstens ein Zeitraum von drei Mo-
naten verschwunden, so kann die Aufhebung des Pachtoerhaltnisses nicht mit
dem Ende des laufenden, sondern erst des nächstfolgenden Pachtjahres gefor-
dert werden.

§. 163. Bloße persönliche Nießbraucher mussen sich der Regel nach
mit der Benutzung der, dem Gute angewiesenen Absindung begnugen.

K. 164. Neue Gemeinheiten, deren Aufhebung die jetzige Ordnung Ein runa
bezweckt (F. 2.), können nur unter der Beschrankung des K. 27. und nur durch „0 1
schriftlichen Vertrag errichtet werden. meluheiten.

#. 105. Gemeinschaftliches Eigenthum, welches nach Verkündung die-
ser Ordnung entsteht, und mit andern besondern Besitzthümern als Zubehör
in Verbindung gesetzt worden, kann, dieses Zusammenhanges ungeachtet, nur
nach den Grundsätzen von Theilung des gemeinschaftlichen Eigenthums aufge-
löset werden.

II. Abschnitt.
Von Einschränkung der Gemeinheiten.

&amp;. 166. Jeder Eigenthümer mit Dienstbarkeiten belasteter Grundstücke, vund Sintab
und jeder Miteigenthumer von Gemeingrunden kann begehren, daß die Theil- —
nehmungsrechte der Dienstbarkeils= und Milberechrigien auf ein bestimmtesuseesnen
Maaß festgesetzt werden, und darnach die Benutzung geordnet werde. n.

§. 107. Es kann insonderheit darauf angetragen werden, daß die Art
und die Zahl des BViehes, womit die Hütung ausgeübt werden kann, und die
Zeit, wann die Ausübung statt findet, ausgemittelt und festgesetzt werden.

F. 168. In Rücksicht der Holzungsgerechtigkeiten findet die Bestim-
mung des Maaßes der Theilnahme, mit Berücksichtigung der Vorschriften
des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 22. . 235. und 230. ebenfalls statt.

§&amp;# 160. Regulirungen dieser Art werden von der Gemeinheitsöthei-
lungsbehörde bewirkr, und müssen bei allen neuen Feldeintheilungen von
Amtswegen geschehen.

K. 170. Entstehen dabei Streitigkeiten, so müssen sie von der Ge-
heitstheilungsbehörde eneschieden werden.

FS. I71. Die unter den Eigenthümern vermischter, mit gegenseitigen
Dienstbarkeiten belasteter Ländereien, und unter den Miteigenrhümern von
Gemeingründen bestehenden Einrichtungen wegen Benutzung der ihren gemein-
samen Rechten unterworfenen Grundstücke müssen, wenn auch nur ein Vier-
kheil der Berechtigten (nach dem Werthe der Theilnehmungsrechte berechnet)

darauf
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darauf anträgt, der Untersuchung auf ihre Zweckmäßigkeit unterworfen, und
wenn sich die Theilnehmer wegen deren Abänderung nicht vereinigen können,
die an ihrer Stelle einzuführenden Ordnungen und Anstaltenfestgesetzt werden.

S. 172. Dies gilt insbesondere
1) von der Benutzung der gemeinen Weideanger,
2) der Schlageintheilung bei vermengten Aeckern,
3) der weiter als polizeilich schon bestimmten Einschränkung der Wiesen

und Saatbehütung,
) der Schlageintheilung bei Forst= und Torfnutzungen.

§. 173. Auch darüber,
1) ob vermengte, mit gegenseitigen Dienstbarkeiten belastete Aecker auf

mehrere Jahre, als bisher üblich war, oder gänzlich besäet oder un-
besäet zur Hütung oder zum Holzanbau niedergelegt;

2) ob Sandschellen gedeckt;
3) Weideplätze zu Wiesen eingeschont oder zu Aeckern aufgebrochen;
4) Wiesen mit der Hütung gänzlich verschont;
5) gewisse Weideplätze für bestimmte Vieharten gehegt;
6) einige Vieharten von den Gemeinhütungen ganz ausgeschlossen;
7) gemeinschaftliche Forsten abgeholzt und geradet,
8) Bewässerungs= und Abwässerungs-Anstalten angelegt werden sollen,

findet das §. 171. gedachte Verfahren statt.
K. 174. Die in den §#. 20. 80. und 81. Titel 22. Theil I. des

Allgemeinen Landrechts bestimmten Grundsätze finden auf alle Arten von länd-
lichen Grundgerechtigkeiten Anwendung.

K. 175. Die Entschädigung der Dienstbarkeitsberechtigten kann, außer
der in dem Allgemeinen Landrecht Theil I. Titel 22. §J. 81. bemerkten Art,
auch dadurch bewirkt werden, daß der Belastete sein eigenes Theilnehmungs-=
recht auf Benutzung derjenigen Grundstücke, welche dem Berechtigten ange-
wiesen werden, einschränkt oder gänzlich ausgiebt.

&amp;. 1760. Kann wegen Unerheblichkeit des Gegenstandes die Entschä-
digung auf die, §F. 175. gedachte Art nicht geschehen, so kann sie auch in
Gelde geleistet werden.

S. 177. Auf die vorgedachten Bedingungen können sowohl einzelne
Eigenthümer, als auch mehrere derselben nach gemeinschaftlichem Plane ihre
Ländereien, und zwar sowohl mie der Wirkung der Gemeinheitstheilung,
daß sie nehmlich Behufs einer ferneren Auseinandersetzung zu deren Umtausch
nicht mehr genöthigt werden können, als auch so, daß der Umtausch für
einen solchen Fall vorbehalten bleibt, der bisherigen Gemeinschaft entziehen,
wenn dargethan wird, daß durch dergleichen Auszüge die ordnungsmäßige

Be-
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Benutzung der ubrigen Grundstucke weder gestort, noch fur den Fall einer
kunftig allgemein erfolgenden Auseinandersetzung die Anordnung schicklicher
Plan-Lagen gehindert wird.

 178. Bezwecken dergleichen Auszüge (K. 177.) die Befreiung der
Ackerländereien von fremder Hütung, so finden deshalb die, §. 10I. ertheil-
ten Vorschriften Anwendung. Außer diesem Falle werden dergleichen Aende-
rungen (§. 171. und ff.) Rücksichts der städtischen Feldmarken von dem Ma-
gistrate, und auf dem Lande von dem Kreislandrathe, auf den Antrag des
Theilnehmers, der sie beabsichtigt, mittelst summarischen Verfahrens unter-
sucht, und es wird von diesen darüber verfügt.

§. 170. Ihre Festsetzung muß einstweilen zur Ausführung kommen,
und es steht demjenigen, der sich dadurch beeintrachtigt glaubt, nur der
Rekurs an dieAuse s sbehorde offen.

g. 180. Eben biese Befugniß steht dem Eigenthümer zu, wenn sein
Antrag als unzulässig zurückgewiesen ist.

S. 181. Die im Edikte vom 13#ten September 1811. wegen Beför= 12) utwei·A
Wades but-derung der Landkuliur den Ackerbesitzern ertheilte Befugniß, den dritten Theil Frelen Drit-

ihrer Ackerländereien, oder weniger, der Hütung zu entziehen, wird hier- *
durch bestätigt, und naher, wie folgt, bestimmt.

K. 182. Der Antrag darauf kann sowohl von einzelnen Ackerbesitzern
angebracht werden, als eine Vereinigung mehrerer, darauf, daß ihnen das
hutfreie Drittel nach einem gemeinschaftlichen Plane zugetheilt werde, zu-
lässig ist. Wenn aber der vierte Theil der Theilnehmer (nach den Antheilen
berechnet) oder deren mehrere die Hutfreiheit verlangen; so muß das hutfreie
Drittel allgemein, d. i. für sämmtliche Theilnehmer der gemeinschaftlichen
Flur ausgewiesen werden.

 183. Außer dem Falle, wenn die Ausweis#ng allgemein erfolgen
muß, findet dieselbe auf den einseitigen Antrag einzelner Theilnehmer nur
unter den, §F. 177. bestimmten Bedingungen, und wenn diese ohne allen
Ackerumsatz erfüllt werden können, start.

Auch soll dem Antrage nachgegeben werden, wenn es zu gleichem Be-
huf nur des Umtausches von einigen wenigen Ackerstücken bedarf.

§. 184. Bei der allgemeinen Ausweisung des hutfreien Driktels ist
nicht nur ein allgemeiner Ackerumsatz zuläßig, sondern auch darauf, daß durch
jene Aussonderung die Bewirthschaftung der übrigen Grundstücke nicht gestört
und einer künfligen allgemeinen Auseinandersetzung keine Hindernisse in den
Weg gelegt werden, von Amtswegen zu halten, und der zu diesem Behuf
etwa erforderliche Ackerumtausch zu veranstalren.

K. 185.
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g. 185. Außer dem vorgedachten Falle (h. 184.) ist bei einer allge-
meinen Ausweisung des hutfreien Drittels ein Ackerumsatz und die Zusammen-
legung der Landereien nur dann zu veranlassen, wenn etweder die Mehrheit
der Theilnehmer daruber, daß dieser geschehen soll, einverstanden, oder wenn
ohnedem bei Berucksichtigung der Große und Gute der Landereien eine ver-
haltnißmaßig gleiche Zutheilung nicht ausfuhrbar ist.

K. 180. Die Ausweisung des hutfreien Drittels schließt auch nicht aus,
daß die zu demselben gehorigen Landereien kunftig bei einer eintretenden Aus-
einandersetzung zur Masse der umzutauschenden Landereien gezogen werden.
Dagegen kann der Umtausch zu diesem Behuf nicht mehr erzwungen werden,
wenn bereits auf jene Veranlassung eine Zusammenlegung statt gefunden hat,
oder sammtliche Theilnehmer daruber einig geworden sind, und in beiden
Fallen, oder auch auf Antrag einzelner Theilnehmer für deren hutfrei gemachte
Ländereien die G heirstheilungsbehörde ihre Zustimmung dazu ertheilt hat.

. 187. V. ützt Jemand in einer Feldmark, auf welcher noch Gemein-
heit statt findet, weniger als den dritten Theil seiner Ländereien hutfrei,
oder solchen nicht im Zusammenhange: so darf er auf die im Gemenge liegen-
den hutfrei gewordenen Stücke nur dann Vieh zur Weide oder zum Nachtla-
ger bringen, wenn dieselben zulänglich bewahrt sind, oder das Vieh in Hor-
den eingeschlossen oder getüdert (mit Stricken an feste Gegenstände auf der
Weide befestigt) wird.

S. 188. Auch können Ackerwirthe, welche nur einen Theil ihrer Läg-
dereien hutfrei besitzen, nur auf Jahresfrist Vereinigungen wegen deren Be-
hütung durch das Vieh anderer Theilnehmer gültig schließen.

. 180. Die den besonderen und fremden Hütungsberechtigten nach
K. 13. des Kulturedikts vom I###ten September 1011. gebührende Entschädi-
gung, kann auch auf die, §#. 175. und 176. dieser Ordnung bemerkte Art
geleister werden.

 100. Wird die Entschädigung in Kornrente bestimmt, so wird sie
auf die, §. 73. gedachte Art in Gelbe abgeführt und sicher gestellt.

§. 101. Bezwecken alle oder einzelne Ackerbesitzer nur die einstweilige
Hutbefreiung einzelner Ackerstücke bis zum dritten Theile derselben, ohne daß
es zu diesem Behuf eines Umtausches bedarf, und wollen sie dabei die befrei-
ten Ländereien, für den Fall einer künftig eintretenden Auseinandersetzung,
der Masse der umzurauschenden Ländereien nicht entziehen: so sind die Orts-
behörden (F. 178.) auf den Antrag der Theilnehmer gehalten, sich der In-
struktion der Verhandlung zu unterziehen, jedoch bleibt auch in diesem Falle
die Entscheidung entstehender Stteitigkeiten, imgleichen die Genehmigung der
gutlichen Vereinigungen derAuseinandersetzungsbehörde vorbehalten.

In



In allen andern Fallen aber haben sich die Theilnehmer mit ihren
Antragen an die gedachte Behorde zu wenden, und von dieser weitere Ver-
fügung wegen Einleitung der Sache zu gewärtigen.

Urkundlich haben Wir vorstehende Ordnung Allerhöchsteigenhändig voll-
zogen, und mit Unserm Königlichen Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen Berlin, den 7ten Juni 1821.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstein.

Beglaubigt: Friese.

(No. 651.) Orbunung wegen Ablbsu#ng der Dienste, Natural= und Geldleistungen vo#n
Grunostücken, welche eigenthümlich, zu Erbzins= oder Erbpachterecht,
besessen werden. Vom 7ken Juni 1821.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. 1c.

Mit Bezug auf den Artikel 2. der Deklaration vom 20sten Mai 1816.
finden Wir Uns, nachdem Wir heute die Gemeinheiksrheilungs-Ordnung
vollzogen haben, veranlaßk, für diejenige Provinzen Unserer Monarchie, in
welchen das Edikt vom 1 A#ten September 181I., die Regulirung der guts-
herrlichen und bäuerlichen Verhältnisse betreffend, und dessen Deklarationen
bereits Anwendung finden, imgleichen für das Herzegthum Sachsen, für das
Gebiet Erfurth und das Amt Wandersleben, ferner für die vormals Grot-
berzoglich Sachsen-Weimarsche und Fürstlich=Schwarzburgsche,UnsererPro-
vinz Sachsen gegenwärtig einverleibte Ortschaften, die Grundsätze festzusetzen,
nach welchen bei Ablösung der Oienste, Natural= und Geldleistungen von
solchen Stellen, die eigenthümlich zu Erbzins= oder Erbpachtsrecht besessen
werden, es gehalten werden soll, um auch in ihnen die Hindernisse zu heben,
welche von dieser Seite noch der Landkultur und der freien Verfügung über
ländliche Grundstücke entgegen stehen. Wir verordnen demnach für die ge-
dachren Provinzen und Landestheile, nach eingeholtem Gutachten Unsers
Sraatsraths, wie folgt:

 . 1. Hand= und Spanndienste, welche auf Stellen, ihren Be—
sitzern eigenthümlich, zu Erbzins oder Erbpachtsrecht zustehen, haften, sollen
gegen Entschädigung aufgehoben werden, insofern die Stelle im Sinne der
Deklaration vom 20sten Mai 1816. Ark. 4. Buchst. a. und Art. ö. Buchst. a.
eine Ackernahrung ist.

#. 2. Die auf Dienstfamilienstellen (Art. S. Buchst. a. a. a. O.) haf.
tenden Handdienste können nur mit beiderseitiger Einwilligung aufgehoben
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werden. Dieses findet insonderheit in Rucksicht der Dienste Statt, welche
auf den in einigen Provinzen, wie z. B. in Schlesien vorhandenen Dresch-
gartnerstellen haften. Ist aber eine Einigung zwischen dem Belasteten und
Berechtigten. uber die Aufhebung solcher Dienste zu Stande gekommen; so ist
zur Rechtsbestandigkeit des daruber geschlossenen Vertrags weiter nichts erfor-
derlich, als was uberhaupt zu einem Dienstablosungsgeschaft in der jetzigen
Ordnung vorgeschrieben worden.

#. 3. Dagegen unterliegen gleichfalls die, bei den Stattgehabten Re-
gulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse, nach S#. 16. 17.
und 40. des Edikts vom 14len September 1811. und der Deklaration vom
20sten Mai 1810. Art. 38., vorbehaltene Hülfsdienste, der jetzigen Ordnung;
der Verpflichtete kann jedoch deren Aufhebung erst nach Ablauf desin, jenen
Gesetzen bestimmten Zeitraums, der Berechtigte aber auch früher verlangen.

#§&amp;#. Sind bei den, vor dem Jahre 1811. erfolgten Verleihungen
bäuerlicher Grundstücke zu Eigenthum, Erbpachts= oder Erbzinsrecht, und
dabei bewirkten Dienstablösungen für immer Dienste von Ackernahrungen vor-
behalten worden, so kann auch deren Auf#ebung nach Ablauf von Zwolf
Jahren seit Verkündung der gegenwärtigen Ordnung,verlangt werden.

K.Dagegen sind Dienste, welche die Natur der öffentlichen Lasten
haben, oder aus dem Gemeine= oder Kirchenverhältnisse entspringen, keiner
Aufhebung unterworfen.

9. 6. Die Aufhebung der Dienste (§. I. 3. und 4.) findet nur auf den
Antrag der Betheiligten Statt. Sowohl der Berechtigte, als der. Verpflich-
tete isi dazu befugt; Letzterer jedoch unker der F. 3. gedachten Einschränkung.

. 7. Trgt auch nur einer der Verpflichteten darauf an, so muß sie
in Rücksicht seines Interesse erfolgen. Dieseks sindet selbstin Absicht der unge-
messenen Dienste Statt; es kann aber die Last der übrigen Verpflichteten da-
durch nicht erschwert werden, der Berechtigte ist vielmehr schuldig den aufge-
löseren Dienst durch eigene Theilnahme oder sonst zu ersetzen, falls er die
Aufhebung nicht allgemein machen will.

&amp;. 8. Spann= und Handdienste, welche, wenn jene nach den Grund-
sätzen des Edikts vom Laten September 1811. KF. I7. und der Deklaration
vom 20sten Mai 1810. Mtl. 41. zu Handdiensten berechnet werden, zusam-
mengenomme 1 jährlich nicht den Belauf von 0 Mannshandragen übersteigen,
werden, nach den in der Gegend, in den bestimmten Leistungsperioden und
für die Art derBeschäftigung üblichen Arbeitspreisen, zu Gelde angeschlagen,
und in Rente vergutet.

§#. 0Es können jedoch solche Dienste nie höher als zu 8 Groschen
Brandenburgisch für einen Mannshandcag abgeschätze werden. Auch findet
diese Abschätzungsart auf unbestimme oder bestii mie Bandienste keine An-
wendung. Diese sind vielmehr nach den folgeneen . abzuschätzen.

. 1.



g. 10. Großere, als die im g. 8. gedachten Dienste, werden nach
dem Kostenbetrage, welche der Berechtigte anwenden muß, um die nach bis-
heriger Feldeintheilung und Wirthschaftsart damit bestrittenen Arbeiten zu be-
schaffen, abgeschatzt.

#. II. Unbestimmte Baudienste sind mit Berücksichtigung der Vorschrif-
ten der Gemcinheitstheilungsordnung §. 120. und ff. von Sachverständigen
abzuschätzen.

S. 1I2. Bei Bestimmung des Werths der Dienste ist die Vergütung,
welche der Berechtigte dem Dienstpflichtigen in Natur oder in Gelde zu ge-
ben verbunden war, in Abzug zu bringen. Sollte hierbei der Werth des
Dienstes niedriger, als der Betrag dieser Vergütung ausgemittelt werden; so
können die Mlichtigen dennoch für letztern keine größere Entschädigung als den
Erlaß des Dienstes fordern. #

#K. 13. Die Entschadigung für die, §. l#. erwähnten Dienste, wird
burch Land oder Rente geleistet.

#. 14. Der Provokat hat zwischen Land und Rente jedesmal die Wahl.
#. 15. Wegen der Rente finden die §86. 73. und ff. der Gemeinheits-

theilungs-Ordnung gegebenen Vorschrifsten Anwendung.
§. 16. Der Dienstpflichtige ist zu jeder Zeit befugk, sie nach vorheri-

ger sechsmonatlicher Kündigung gegen Erlegung des Fünf und zwanzigfachen
Betrags abzulösen. Er kann dieses auch theilweise thun, es darf jedoch in
diesem Falle das Kapital der Ablösung nicht weniger als Hundert Thaler in
Preußischem Courant betragen.

K. 17. Diese Befugniß der Ablösung ertheilen Wir auch solchen bäuer-
lichen Besitzern, die vormalsnicht Eigenthümer ihrer Stellen waren, in Rücksicht
derjenigen Renten, die bei der Regulirung der gutsherrlichen Verhältnisse nach
dem Edikt vom 1##ten September 1811. und dessen Deklarationen auf ihre
Stellen gelegt worden.

§. 18. Muß die Abfindung in Ländereien gegeben werden, so erfolgt
dieselbe in einem, dem Werthe der Berechtigung angemessenen Antheile an
Aeckern, Wiesen und beständigen Hütungen.

§. 10. Der Antheil des Berechtigten aus jeder dieser Gattungen
von Grundstücken, wird nach eben den Verhältnissen bestimmt, in welchen der
Verpflichtete solche besitzt.

§ 20. Die Ausweisung desselben geschieht nach den Grundsätzen der
Gemeinheitstheilungs-Ordnung.

#§. 21. Sind Grundstücke anderer Personen, die an der Dienstaufhe-
bung keinen Theil nehmen, hinderlich, der Absindung des Dienstherrn in Land
eine zweckmäßige Lage zu verschaffen, so findet die Vorschrift des Artikels 20.
der Deklaration vom 20stey Mai 1816. statt. Diese Vorschrift ist jedoch
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nicht von privativen, sondern nur von Grundstücken, die einer gemeinschaftlichen
Hütung unterliegen, zu verstehen.

. 22. Der Dienstherr ist berechtigt, auf zwölf Jahre sich die in dem
Edikt vom Iaten September 181 I. G. 16. und 17. und in der Deklaration
vom 20sten Mai 1810. Artikel 37. und 38. bemerkten Hülfsdienste gegen die
dort bemerkte Entschädigung vorzubehalten. Hat er überhaupt nur so viel
Dienste, oder weniger zu fordern, so findet gar kein Vorbehalt statt.

#. 23. Unter eben den Bedingungen, unter welchen der Dienstherr
solcher Bauern, die nicht Eigenthümer sind, einen Theil der Entschäádigung
nach dem Edikt vom 146ten September 1811. FK. 24. SS. und 50. und der De-
klarationen vom 20sten Mai 1816. Artikel 51. bis 50. und vom oten Mai
1818. zu den in Folge der Dienstaufhebung erforderlichen neuen Einrichtun-
gen und zur Vermehrung des Inventariums zu verdußern, prioritätisch zu
verpfänden und zu verwenden befugt ist, unter eben denselben ist auch der
Dienstherr der hier in Rede stehenden Bauern zu dergleichen Verfügungen
berechtigt.

§. 24. Der Berechtigte kann verlangen, daß der Verpflichtete über
das Ablöôsungskapital der Rente ihm mehrere, Seitens des Berechtigten un-
kündbare Obligationen ausstellt, und in das Hypothekenbuch des belasteten
Guts eintragen läßt, über welche er in derselben Art zu verfügen befugt ist,
als ihm wegen der übrigen Entschädigungen F. 23. nachgelassen worden.

K. 25. Die Ausführung des geschlossenen Dienstaufhebungsgeschäfts
findet im Mangel einer Einigung der Regel nach nur nach Verlauf eines Jah-
res, nach der Bestätigung des Rezesses, und zwar mit dem nächsten darauf
solgenden Gesindeumzugstermine start.

#. 20. Auch können andere jährliche Naturalabgaben, Jehenten und
und Lehnwaare (Laudemien) unker den &amp;. 15. und 16. enthalrenen Bestim-
mungen in Rente verwandelt werden, ohne Ausnahme, ob der verpflichrete
Eigenthümer, Erbzinsmann oder Erbpachter zur Klasse der bäuerlichen Wirthe
gehört, ob er dienstpflichtig oder ob beides nicht der Fall ist.

K. 27. Alle Fruchtleistungen werden nach dem Durchschnicte der Mar-
ktini-Marktpreise des Hauptmarktplatzes für den betreffenden Ort in den letzten
der Einleitung der Auseinandersetzung unmitlelbar vorhergegangenen 14 Jah-
ren, Gelde berechnet. Dabei wird eben so verfahren, wie in Unserer Ge-

rein tstheilungsordnung §0. 73. und 74. vorgeschrieben ist.
. 28. Der Werih der Abgaben an Federvieh, Kälbern, Lämmern,

Schweinen, Butter, Käse, Eier, Wachs und andern Naturalien soll durch
Sachverständige bestimmt, und dabei der gemeine Preis zur Zeit der Ablösung
als Maaßstab gebraucht werden, nach welchem man die Bezahlung solcher
Gegenstände, wenn sie nicht in Naxur geleistet, sondern in Gelde vergütet

werden.
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werden, zu bestimmen pflegt. Preisbestimmungen hingegen, welche über die
gedachten Gegenstände in der Urkunde enthalren, oder durch Hexkommen oder
Verordnungen festgesetzt sind, können nur dann zum Maaßstab angenommen
werden, wenn der Verpflichtete die Wahl hat, ob er in Natur oder in Gelde
die Leistung erfüllen will.

#. 20. Die im Landkulturedikt vom I#ten September 1811. FL. 2.
wegen Ablösung jährlicher firirter Geldleistungen der Erbpächter ertheilten Vor-
schrifren werden auch auf andere Leistungspflichtige, sie mögen Eigenthümer
ode#r Erbzinsleute seyn, ausgedehnt, jedoch zugleich näher dahin bestimmt:
zum Buchstaben c. = daß der Verpflichtere wenigstens so viel von seinem

jabrlichen Zinse ablösen muß, als der Anschlagsmäßige Ertrag des ver-
kauften Theils betragt;

zum Buchstaben c. G. daß eine Vertheilung der jährlichen Abgaben nur bis
zum Betrage von Vier Thalern auf jeden einzelnen Theil stam findet,
und bei einer Vertheilung unter dieser Summe die Ablösung durch Ka-
pital auf Verlangen des Berechtigten erfolgen muß.

§. 30. Der Ertrag des Naturalzehentens wird nach dem Zustande
der zehenepflichtigen Grundstücke zur Zeit der Ablösung, durch Sachverständige
ausgemittelt, welche ihr Gutachten darüber abgeben:

auf welche Quantität von Korn, Swoh und andern Früchten, auf wie
viel Stücke Vieh der Zehntherr, ein Jahr in das andere gerechnet, sich
Hoffnung machen konnte.
Der Werkh dieses ausgemittelten Ertrags wird bei dem Fruchtzehent auf die,

§. 27. und bei dem Fleischzehent auf die, H.2 8. vorgeschriebene Ar# ausgemittelt.
# 31. Wenn der Zehentberechtigte seiner Seits fortwährende oder

zufällige Lasten zu tragen hat, so kann er, im Fall von allen oder einigen
Zehen#pflichilgen die Ablösung in Kapital vorgenommen wird, gleichfalls eine
Ablösung jener Lasten verlangen. Ein gleiches Recht haben in diesem Fall
auch diejenigen, gegen welche er zu diesen Lasten verpflichret ist. Findek dabei
keine gürliche Uebereinkunft statt, so darf die Ablösung nur auf die Lasten im
Ganzen gerichtet sepn, und bei zufälligen Lasten nur in Kapital geschehen.
Die Ablösungssumme wird nach denselben allgemeinen Grundsätzen, wie deie
den bäuerlichen Leistungen und bei den Zehenten selbst, bestimmr.

Einen ähnlichen Anspruch auf gegenseitige Ablösung sollen auch die
Gutsherren haben, wenn eiwa denselben auch von ihrer Seite gewisse Leistun-
gen an die ihnen verpflichteten bauerlichen Besitzer, außer dem schon F. 12.
bestimmten Falle, z. B. Bauhülfe, Remisston oder Erlaß in Unglücksfällen u.
s. w. obliegen sollten. .

Außerdem hat der Zehentberechtigte, oder der Gutsherr das Recht, sich
von seinen Lasten ohne andere Ablosung dadurch zu befreien, daß er die ihm
zukommenden Leistungen freiwillig, und ohne Entschädigung aufgiebt.

 32.



K. 32. Die Ablosung des Naturalzehentens geschieht durch Land oder
durch Rente, und es findet dieserhalb alles dasjenige statt, was oben §. 13.
bis 21. vorgeschrieben ist.

 33. Wenn Lehnwaare in jedem Vererbungsfalle des Besitzers hat
entrichtet werden müssen, so sind drei Veränderungsfälle auf ein Jahrhundert
zu rechnen; wird sie aber nur dann bezahlt, wenn das Grundstück auf andere
Erben, als Abkömmlinge in absteigender Linie, vererbt wird, so wird nur ein
Veränderungsfall gerechnet. Findet dergleichen auch im Falle des Absterbens
des Gutsherrn Statt, so werden gleichfalls drei solcher Veränderungsfälle auf
ein Jahrhundert gerechnet. Wenn aber das Obereigenthum, bei dessen Wech-
sel die Zahlung der Lehnwaare geschehen muß, an ein Amk, an eine Dignität
oder an ein Seniorat gebunden ist, so sollen sechs Veränderungsfälle des Ober=
eigenthums auf ein Jahrhundert gerechnet werden.

Ist auch bei Veräußerungen in der dienenden Hand Lehnwaare zu bezahlen
gewesen, so wird angenommen, daß zwei Veränderungsfälle in einem Jahr-
hundert vorkommen, und eben dasselbe findet Statt, wenn sie auch bei Ver-
dußerungen des Obereigenthums hat erlegt werden müssen.

. 34. Ueberall wird sodann derjenige Betrag der Lehnwaare zum
Grunde gelegt, welcher durch Verträge, oder Register, oder Landesgesetze, oder
Herkommen bestimmt worden ist. Sind aber nicht hinlängliche Nachrichten
dieser Art vorhanden, so geschieht die Berechnung nach demjenigen Betrage
derselben, welcher in den letzten sechs Veränderungsfällen wirklich bezahlt ist:
und kann auch dieser nicht ausgemittelt werden, so muß die Durchschnitts-
summederjenigen Fälle, welche bekannt sind, als Einheit zum Grunde gelegt werden.

9. 35. Hiernach (§88. 33. und 33.) werden dann die Betrage aller
auf ein Jahrhundert treffenden Veränderungsfälle zusammengerechnet, und
der hunderiste Theil dieser Summe macht die jährliche Rente aus, welche
untker den Bestimmungen des F. 16. ablöslich ist.

§. 30. Muß aber die Lehnwaare immer nach Ablauf einer bestimmten
Anzahl von Jahren entrichtet werden, so wird ihr feststehender oder nach F. 34.
durchschniktlich zu berechnender Betrag blos durch die Jahl dieser Jahre ge-
theilt, und es macht alsdann dieser Quotient die jährliche Rente aus.

§. 37. Außer dem laufenden, nach vorstehenden Bestimmungen er-
mittelten Zinse oder dessen Ablôsungspreise, ist der Verpflichtete dem Berech-
tigten zu seiner vollständigen Entschädigung den Betrag desselben für so viel
Jahre, als seit dem letzten Lehnwaarefall bis zur Ablösung abgelaufen sind,
nachzuzahlen gehalten.

S. 38. Oie für die abgelöseten Abgaben, Jehenten und Dienste fest-
gesetzten Renten oder Kapitalien genießen dasselbe Vorzugsrecht vor allen
bypothekarischen Forderungen, welches den Abgaben und Leistungen selbst zu-

stand;



stand; zur Erhaltung desselben müssen jedoch die Berechtigten, bei Vermei-
dung der in den Gesetzen bestimmten Nachtheile, binnen Jahresfrist, nach be-
stätigtem Rezesse, die Eintragung in das Hppothekenbuch der verpflichteten
Grundstücke nachsuchen.

&amp;#. 30. Die hypothekarischen Gläubiger können der Ablösung nicht
widersprechen; auch bedarf es ihrer Zuziehung bei dem Ablösungsgeschäft
nicht; vielmehr finden die in dem Allgemeinen Landrecht Theil I. Tit 20.
G. 400. — 465. gegebenen Vorschriften auch hier Anwendung, und kann
sich bei entstehenden Hindernissen der Verpflichtete seinerseits in jedem Falle
durch gerichtliche Niederlegung des Ablösungskapitals von aller Verhaftung
befreien.

&amp;.# 40. In Rücksicht der Zuziehung der Lehnherren, Lehns= und Fidei-
kommißfolger, der Obereigenthümer und Wiederkaufsberechtigten, finden die
Vorschriften der Gemeinheitstheilungsordnung §. 10. u. (. f. §. 153. u. s. f.

statt. «

541InNucksichtdekPachterkommendceVorschnftcnder-Dekla-
ration vom 29sten Mai 1816. Art. 114. bis 120. zur Anwendung.

Urkundlich haben Wir diese Ordnung Allerhochsteigenhandig vollzogen,
und mit Unserm Königlichen Siegel bedrucken lassen.

So geschehen Berlin, den 7ten Juni 1821.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstei

Beglaubigt: Friese.

(No. 652.) Gesetz über die Ausführung der Gemeinheitstheilungs= und Ablösungsordnungen.
Vom iten Juni 1821.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Prcußen rc. #2c.

Um die Ausführung der heute von Uns über die Theilung der Gemein-
heiten und Ablösung der Dienste, Natural= und Geldleistungen der auf Ei-
genthum, Erbpacht und Erbzins angesessenen Grundbesitzer, erlassenen Ord-
nungen, so viel als möglich, zu erleichtern, und nach übereinstimmenden
Grundsätzen zu bewirken, verordnen Wir, nach eingeholtem Gutachten Unsers
Staatsraths, wie folgt:

§. I. Die Ausführung der beiden gedachten Ordnungen wird den be-
stehenden Generalkommissionen übertragen, jedoch nur unter der, den Revi-
sionskollegien beigelegten Mitwirkung wegen der rechtlichen Entkscheidung in
zweiter Instanz. Für die Provinzen, in welchen ehemals die französischen

und
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und westphüälischen Gesetze galten, und jetzt das Allgemeine Landrecht einge-
führt ist, wird die Ausführung der Gemeinheitstheilungsordnung den nach
dem Gesetz vom 26ften September v. J. Behufs der Regulirungderdertigen
gutsherrlichen und bauerlichen Verhaltnisse zu Magdeburg und Münsterzuerrich-
tenden Generalkommissionen übertragen. Auch soll für diese Land.S-heilewegen
der Gemeinheitstheilungssachen ein Revisionskollegium errichtet werden.

&amp;#. 2. Wegen der hierdurch emstehenden Geschäftsvermehrung soll der
Wirkungskreis der Generalkommission für Oberschlesien auf den Regierungs-
bezirk von Oppeln beschränke, und für die Bezirke der Regierungen zu Bres-
lau und Liegnitz, mit Ausschluß der Oberlausitz, eine besondere Generalkom=
mission zu Breslau errichtet werden. Der Generalkommissoon des Frankfurther
Regierungsbezirks werden die zu demselben gehbdrigen ehema'igen sächsischen
Landeskheile und die Oberlausitz zugelegt und zum Wirkungskreis der General-
kommission für die Kurmark werden die übrigen Landestheile des Herzog-
thums Sachsen, imgleichen das Gebiet Erfurt und Amt Wandersleben, fer-
ner die vormals Großherzoglich Sachsen-Weimarsche und Fürstlich=Schwarz-
burgsche, Unserer Provinz Sachsen gegenwärlig einverleibte Ortschaften ver-
wiesen. Der Wirkungskreis des Revisionskollegil zu Breslau erflreckt sich
über die, für die Generalkommissionen zu Oppeln und Breslau bestimmten
Bezirke, und der Geschäftsbezirk des Revisionskollegi# zu Berlin wird in eben
dem Maaße erweitert, als der Bezirk der Generalkommissionen zu Berlin und
Soldin im Worstehenden erweitert worden.

K 3. Bei jeder Generalkommission sollen zwei, zum Richteramte geeignete
und dazu verpflichtete Beamte, angestellt seyn, und deren Anstellung von Un-
sern Ministern des Innern und der Justiz gemeinschaftlich bewirkt werden.

### 4. Die Mitglieder der Generalkommissionen haben in Zukunft eine
entscheidende Stimme; bei einer Verschiedenheit derselben entscheidet die Mehr-
heit, im Falle der Stimmengleichheit aber giebr die Meinung des General-
kommissarius den Ausschlag. Wo es auf Rechtsfragen ankommt, die von
der Anwendung und Auslegung der Gesetze abhängig sind, und im Allge-
meinen, abgesehen von dem Gegenstande, das Rechtsmittel der Revision
nach der Verordnung vom 20sten November 1810. zulassen, nimmt der
Oberkommissarius an der Entscheidung keinen Antheil.

Diese Festsetzungen finden auch in Rücksicht der Regulirungen der gurs-
berrlichen und bäuerlichen Verhältmisse, die nach dem Edikt vom 14#0en Sep-
tember 1811. und dessen Deklarationen vorgenommen werden, Statt. Die
Bestimmung des KF. 25. der Verordnung vom 20sten Juni 1817. wegen
Zuziehung des Justitiarius der Regierung, tritt daher außer Anwendung.

&amp; SMWir ertheilen den Generalkommissionen zum Zweck der Aus-
führung der gedachten Ordnungen §. 1. alle die Befugnisse, welche ihnen in

der



der Verordnung vom 20sten Juni 1817., in Beziehung auf dieRegulirungen
der gutsherrlichen Verhältnisse der Bauern, die nicht Eigenthümer sind, bei-
gelegt worden.

. 6. Auch sollen sie ermächtigt seyn, alle, bei Ausführung beider
Ordnungen vorkommende Streitigkeiten, durch ihre Spezialkommissionen in-
struiren zu lassen, zu entscheiden, und ihre Entscheidungen, sobald sie für
rechlskräftig zu achten, zu vollstrecken. Die Verfügung des §. II. der Ver-
ordnung vom 20sten Juni 1817., wodurch einige Streitigkeiren an die ge-
wöhnlichen Gerichte verwiesen sind, fällt daher weg.

§. 7. Wir ertheilen ihnen ebenfalls die Befugniß, Oekonomiekom-
missarien zu prufen und anzustellen.

§. 8. Dagegen entbinden Wir sie in allen §. II. gedachten Fällen
von der, §F. 4. No. 1. der letztgedachten Verordnung enthaltenen Pflicht,
das Interesse der eingetragenen Gläubiger, der Lehn= und Fideikommißfolger
und anderer entfernten Theilnehmer von Amtswegen wahrzunehmen. Es
liegt Ihnen in dieser Rücksicht nur das ob, was über diesen Gegenstand in
den heute erlassenen beiden Ordnungen bestimmt ist.

&amp;. 9. Oie ihnen §F. J. No. 2. a. a. O. auferlegte Pflicht der Wahr-
nehmung des landespolizeilichen Interesse bleibt fortdauernd, und wird dahin
erweitert, daß ihre Spezialkommissarien die, §. 43. gedachten Obliegenheiten
in Beziehung auf alles Grundeigenthum, dessen Verhältnisse durch ihre Ver-
mittelung verändert, und auf alle Geschäfte, welche ihnen nach dem Inhalt
der in Rede seyenden Verordnungen übertragen werden, in Erfüllung zu brin-
gen haben. Insbesondere haben dicse bei der neuen Vertheilung der Lände-
reien, und zwar ohne Unterschied der Fälle, ob dieselben gleich vollig ausein-
ander gesetzt werden, oder die Besitzer die bisher bestandene Gemeinheit fort-
setzen wollen, darauf zu halten, daß vermöge der neuen Eintheilung die aus-
einandergesetzten Grundstücke, den Zwecken der Auseinandersetzung gemaß,
sogleich berutzt, und letztere auch bei den noch in Gemeinheit verbleibenden
Grundstücken dereimt, wenn sich die Theilnehmer zu deren Aufhebung ent-
schließen, ohne große Schwierigkeit, und insbesondere möglichst ohne, neuen
U#nrausch der Ländereien erreicht werden können. Sie müssen nicht nur ihre
Vermittelung einlegen, daß die meglichst vollkommentien Plan-Lagen und deren
schickliche Berbindung durch Wege und Tuften in Vorschlag kommen, die
Tbeilnehmer zu deren gütlicher Annahme vermogt, und die Widersprüche

Einzelner, sey es im Wege des Vergleichs oder der Entscheidung, beseitigt
werden; sondern sie difen auch die hierüber genommenen, zur Vereikelunz
oder Erschwerung der Zwecke der Auseinandersetzune3 gereichenden Abreden der
Theilnehmer nicht gestatten, müssen vielmehr indergleichen Fällen durch angem:es-
sene Bedeutung ein anderesAbkommen zu bewirken suchen und wenn sie solches nicht.

Jahrgang i82: N 9. 10.



&amp; 10. In Beziehung auf das Verfahren verweisen Wirim Allgemei-
den auf die Vorschriften des zweiten Abschnitts der Verordnung vom20ften Juni
1817., welche in die Stelle des ##sten Titels des I. Theils der Allgemeinen Ge-
richtgordnung tritt, finden jedoch für näthig, folgende nähere. Bestimmungen
und Zusätze zu machen:

K. 1I. Ergiebt sich bei einer Regulirung der gutsherrlichen und bäuer-
lichen Verhältnisse nach Unserm Edikt vom 1###ten September 1811. und dessen
Deklarationen, oder bei einer Gemeinheitstheilung, oder bei einem Ablsungs-
geschäft, daß das berechtigte oder belastete Gur Lehn oder Fideikommiß sey,
oder widerkäuflich besessen werde, und daß der Lehnsbesitzer keine lehnsfähige
Abkömmlinge (Deszendenz) hat, so muß die bevorstehende Regulirung, Ge-
meinhcitstheilung oder Ablösung der Dienste und Leistungen öffenrlich bekannt
gemacht, und es allen denjenigen, welche dabei ein Interesse zu haben vermei-
nen, überlassen werden, bis zu einem bestimmten Termin sich zu melden, und
zu erklären, ob sie bei der Vorlegung des Plans zugezogen seyn wollen..

§&amp;#. 12. Dieser Termin wird Sechs. Wochen weit hinausgesetzt, und
zweimal in den Zeitungen, in den Incelligenz= und Amtsblattern der Pro-
vinz von drei zu drei Wochen bekannt gemacht, und es wird die Warnung
hinzugefügt, daß die Nichterscheinenden die Auseinandersetzunggegen sich gelten
lassen müssen und mit keinen Einwendungen dagegen werden gehört werden.

## 13. Diese Verwarnung wird in Rücksicht der bis zur. Vorlegung
des Auseinandersetzungsplans Ausbleibenden vollzogen, und ist daher in den
Auseinandersetzungsrezessen zu bemerken, daß, welchergestalt, und mit wel-

chem. Erfolg die öffenkliche Aufforderung geschehen istr
§. 14. Won den sich meldenden Theilnehmern sind nur- biesenigen

zu dem künftigen Termin der Vorlegung des Plans vorzuladen, welche bis-
her ein Recht auf Zuziehung gehabt haben, nemlicht

a) bei Lehnen der Lehnsherr und der nächste, oder bei dem Daseyn mehrerer
gleich naben, die nächsten Lehnsfolger, und falls diese außerhalbllusererStaa-
ten wohnen, auch darin nicht angesessen sind, und sich nicht gemeldet
haben, der Nächste nach diesen, welcher sich in Unsern Staaten befindet;

b) bei Fideikommißgütern die nächsten Anwärter„Allg. Landrecht Theil II.
Titet 4. §. 87. und ff.

C)bei Erbzinsgürern der Obereigenthümer;:
dl bei wiederkäuflichen Gütern der Wiederkaufsberechtigte;
e) außer diesen, alle solche Theilnehmer, die ein. unmittelbares Theilneb-

mungsrecht zu haben behaupten.
§. 15. Auch außer den F. II. gedachten Fällen steht es den Theil-

nehmern frei, auf öffentliche Bekannemachung der Auseinandersetzung.", zum
Zweck der Ausmittelung unbekannder unmittelbarer Theilnehmer, mitl der in
der G heitstheilungsordnung H. 157. gedachten Wirkung, anzurragen.

F. 10.
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. 16. Die Instruktion der Streitigkeiten, deren Entscheibnng von
Rechesgrundsätzen hauptsächlich abhängig ist, wird von dem Kreis-Justiz-
kommissarius (Verordnung vom 2osten Juni 1817. K. 6r.), oder einem
zum Richteramte geeigneren und verpflichteten Beamten bewirkt.

. 17. Auch können Beamte, die ehemals ein Richteramt bekleidet
haben, aber ehrenvoll entlassen sind, von den Generalkommissionen in ihrem
Geschaftskreis beauftragk, und ihnen unter Genehmigung des Oberlandes-
gerichtrs die richterliche Eigenschaft beigelegt werden.

§. 13. Die Bestimmungen der §# III. und 112. der Verordnung
vom 2osten Juni 1817. finden nur bei Regulirungen gutsherrlicher und
bäuerlicher Verhältnisse, die auf den. Grund des Edikrs vom 1##ten Sep-
kember 181 1. geschehen, start.

« H.19.Dek.im5,173.nachgelassenr.Nekuksiiitinfolgendetrsäh

len zulassig:
1) wenn die Beschwerde solche Gegenstande betrifft, die nach allgemeinen.

Vo schriften zum Wirkungskreise der verwaltenden Behörden gehören,
mehin insbesondere die, §. 43. No. I. bis 4. benannten Gegenstände
zu rechnen sind;
wenn die Beschwerde die Zulassung oder Jurückweisung nachgesuchter
Ablösungen, Gemeinheitskheilungen, der Ausweisung des hutfreien
Drittels, einzelner Auszüge aus der Gemeinheie und anderer, auf die
nadhere Bestimmung und Einschridnkung der bestehenden Gemeinheiten.
abzweckenden Einrichtungen, und die Statthaftigkeit der Subhastation:
des zu theilenden Gegenstandes betrifft;

3) wenn darüber gestritten wird, ob bei Forsten die Entschádigung der-
Dienstbarkeitsberechtigten in Land zu geben seyz.

4) wenn über die U#vollständigkeit und Unzweckmäßiqkeit der Auseinander--
setungen und Regulirungen in wirthschaftlichen Beziehungen, insbe-
sondere bezüglich auf einen Abbau, auf ganze Plan-Lagen und deren
Unterabtheilung, vorzubehaltende Wege und Triften, Viehlränken,
Lehm-, Sand= und Mergelgruben, Kalk= und andere Steinbruche,
Bewässerungs= und Entwässerungsanftalten, Beschwerde geführt wird;.

5) wegen der Unzweckmäßigkeit der neuen Grenzzüge.
## 20. Dem Ministerium des Innern. flehr es in einzelnen Fällen-#

frei, die ihm zusiändige Entscheidung in der Rekursinstanzden.Revisions-
kollegien zu übertragen.

#. 21- Gegen die in Rekurssachen von dem Ministerium des In-
nern oder dem deligirten Revifionskollegium ergangene Entscheidung, findet:
kein, weirerer Rekurs Statt.

 22. Wenn durch eine, aufden eingelegten-Rekürs erfolgte Abanderung
eine weitere Verhandlung nothig wird, um die Theilnehmer auszugleichen, —

- ort
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Hört dieselbe vor die betreffende Generalkommission, welche auch wieder in erster
Instanz erkennt, im Fall durch jene Abenderung annoch eine rechtliche Emscheidung
nothwendig geworden seyn sollte.

h. 23. Die Vorschriften . 178. bis 184. der Verordnung vom 20sten
Juni 1817. wegen der Wirkungen der Appellationen, finden auch auf Streitigkei-
ten Anwendung, die bei Gemeinheitstheilungen und Ablbsungen, worauf sich die
beiden heutigen Ordnungen beziehen, entsieben. »

H.2.-z.-GcgendieErkenntnissedcrRevisionskollcgiensindct,nachnähetek
BestimmungdckBekotdmmgvom29stenNovemberIstrxdasRechksmitteldet
Revision statt.

g. 25. Es steht den Theilnehmern frei, ohne Oazwischenkunft einer öffent-
lichen Behörde sowohl wegen der Gemeinheit als auch wegen der Diensie und Lei-
stungen, deren Ablbsung die heute besonders erlassene Ordnung zum Gegenstand hat,
sich auseinander zu setzen. Es müssen aber die uber solche Privatabkommnen geschlos-
senen Rezesse jedemalt der Generalkommission zur Bestätigung eingesandt werden.

 20. In Gemeinhcitstheilungosachen werden die Kosten der Vermessung
und Bonitirung von allen Theilnehmern, nach Verhältniß der Theilnehmungsrechee,
getragen. Die übrigen Auseinandersetzungskosten tragen die Theilnehiner nach
Perhältniß des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinandersetzung erwächst.
Das ungefähre Verhältniß dieses Vorkheils wird von der Auceinanderse zungskom=
mission crmessen, und der Kostenpunkt von der Gencralkommission festgesetzt. Die
Kostenpflichtigkeit in den bei Gemeinheitstheilungen entstandenen Prozessen wird
nach den Vorschriften der Gerichtsordnung befstimmt. Während des Laufsder Aus-
cinandersetzung mußjederTheilnehmer die Auseinandersetzungskosten, nach Verhält=
nißseiner Theilnehmungsrechte, mit Vorbehale küngftiger Ausgleichung, verschießen.

. 27. Die Kosten der AblösungenvonOienstenundanderenLeistungenwerden
nachden GrundsätzenderP.200undff.derVerordnungvom 20. Juni 181 7. verkheilt.

X. 28. Wegen des Ansatzes der Kosten und der Stempelfreiheit finden auch
im Gemeintheitstheilungs= und Ablesungssachen die Vorschriften 39. 213. und 213.
der gedachten Verordnung Amvemdung.

§. 20. O# für die in Magdeburg und Mümter zu errichtende Generalkom=
missionen bereits die Gesetze vom 25sten Seplember 18l. die Grundsätze bestimmen,
nach welchen sic bei Ablösungen von Diensten, Natural= und Geldleisiungen zu ver-
fahren haben, so dient ihnen das jetzige Gesetz nur in Rücksicht der Gemeinheils=
theilungen und Einschränkungen zur Richtschnur. Auch erstrecke sich dabei die Kom-
petenz der Magdeburger Gencralkommisston nur auf dielenige Tbeile der Prooinz
Sachsen, in welchen die Ausführung der heute erlassenen beiden Ordnungen nicht
nach F. 2. der Kurmärkschen Generalkom ssion übertragen worden ist.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Allerhöchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserm Königlichen Instegel bedrucken lassen.

So geschehen Berlin, den ##ien Juni 1821.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstei

Beglaubigt: Friese.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

——. Jo. 8. 5

(No. 053.) Gesetz wegen Untersuchung und Bestrafung des Holzdiebstahls. Vom 7ten
Juni 1821.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. 1.

Die bisherigen Gesetze wider die Holzdiebstahle haben theils wegen ihrer
Verschiedenheit und Unbestimmtheit, theils auch wegen des in Anwendung ge-
brachten gewohnlichen gerichtlichen Verfahrens, welches weder mit der Natur
noch mit der großen Menge der zur Untersuchung kommenden Vergehen dieser
Art in angemessener Beziehung steht, die beabsichtigte Wirkung nicht erreicht.
Um von dieser Seite die neuerlich zur Beforderung eines regelmaßigen Forst-
haushalts, und zur Sicherung eines nachhaltigen Ertrages der Forsten getrof-
fenen Anordnungen zu ergänzen, verordnen Wir daher, nach erfordertem Gut-
achten Unsers Staatsraths, für den gesammten Umfang Unserer Monarchie,
auch diejenigen Provinzen und Landestheile nicht ausgenommen, in welchen
das Allgemeine Landrecht noch keine gesetzliche Kraft hat, mit Aufhebung aller
früheren, über diesen Gegenstand ergangenen Bestimmungen, sowohl über-
haupt, als auch der in den Forstordnungen deshalb enthaltenen Vorschriften
insonderheit, wie folgt:

g. 1
Die Strafe des einfachen, mit keinen erschwerenden Umständen beglei-

teten Holzdiebstahls besteht, neben dem Ersatz des taxmaßigen Werths des
entwendeten Holzes und neben den Pfandgeldern, wo solche observanzmaßig
hergebracht sind, in der Erlegung des vierfachen Betrages jenes Werths,
welcher dem Waldeigenthümer anheim fllt.

g. 2.
Wenn der Diebstahl zur Nachtzeit verubt worden ist, tritt die Strafe

des sechsfachen Werths ein.
Jahrgang 1821. O K. 3.

(Ausgegeben zu Berlin den 2 8sten Juni 1821.)
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H. 3.
Auch bei der Wiederholung des Vergehens zum zweiten= und drittenmal,

nach erfolgter Bestrafung des früheren Diebstahls, soll die im vorstehenden S. 2.
bestimmte Strafe eintreten, und wenn die wiederholte Entwendung zur Nacht-
zeit geschehen ist, dieselbe um den achtfachen Werth bestraft werden.

§. 4.
Wenn der Holzdieb nicht vermögend ist, die Geldstrafe ganz oder zum

Theil zu erlegen, tritt Gefängnißstrafe ein, wobei Fünf Thaler Geldstrafe
achttägigem Gefängniß der Regel nach gleich geachtet werden.

§. 5.
Diese Gefängnißstrafe kann nach der Wahl des Waldeigenthümers, nach

dessen jedesmaligem Bedürfniss, in Forstarbeit von gleicher Dauer verwandelt
werden. Wegen der Art der Forstarbeir, wegen des elwa zu ihrer Verrich-
tung anzuwendenden Zwanges, und der dabei eintretenden Aufsicht, werden,
mit Rücksicht auf die Verschiedenheit der einzelnen Provinzen, besondere Be-
Sstimmungen von den Regierungen und Landes-Justizkollegien erlassen werden.

Der Waldeigenthümer ist, wenn er die Strafarbein wählt, verpflichtet,
den hierzu Verurtheilten während der Dauer derselben notbdürftig zu verpfle-
gen, und ist wegen des Maaßes und der Art der Beköstigung gleichfalls das.
Nöthige in der vorgedachten Art besonders zu bestimmen. Bei der Gefängniß-
strafe hingegen liegt die Verpflegung des Verurtheilten dem Waldeigenthümer,
als solchem, nicht ob, sondern selbige ist, wenn der Verurtheilte sich nicht
selbst zu verpflegen vermag, als eine Last der Gerichtsbarkeit zu betrachten,
und aus denselben Fonds zu leisten, aus welchen andere Strafgefangene leich-
terer Art verpflegt werden müssen.

§. 6.
Die Untersuchung und Bestrafung der Holzdiebstähle steht dem gewöhn-

lichen Gerichr, in dessen Bezirk der beschädigte Forst gelegen ist, zu, wenn es
auch sonst zur Ausübung derpeinlichenGerichtsbarkeit nicht befugt ist. In den-
jenigen Theilen der westlichen Provinzen, wo die Polizeigerichte der Friedens-
richter vorhanden sind, wird diesen Gerichten die Untersuchung und Bestrafung
übertragen.

# . 7.

Auf die Gefängnißstrafe und Forstarbeit wird sogleich für den etwanigen
Unvermäögensfall mit erkannt.

 S
Bei der Instruktion und Entscheidung soll folgendes abgekürzte Verfahren

eintreten.
H. 9.
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h. 9.
Es soll dazu bei jedem Gericht ein fester, zu bestimmten Zeiten wieder-

kehrender Gerichtstag ein für allemal bestimmt, und solcher öffentlich bekannt
gemacht werden.

§. 10.
Bei denin kollegialischer Form bestehenden Gerichten soll zur Abhaltung

bieser Gerichtstage und zur Aburtelung der auf denselben vorkommenden Holz-
diebstähle, ein Abgeordneter des Gerichts als Forstrichter bestellt, und diesem
ein Gerichtsschreiber beigegeben werden.

. II.

An diesen Gerichtstagen ubergeben die auf Unsern Forsten angestellten
verwaltenden Forstbedienten dem Gericht ein zwiefaches Verzeichniß sammtlicher,
in ihren Revieren vorgefallenen Holzdiebstähle, welches in tabellarischer Forr#
und fortlaufenden Nummern, die Anzeige

1) des Namens, Gewerbes und des Wohn= und Aufenthaltsorts des Ent-
wenders;

2) des Gegenstandes und dessen tarmäßigen Werths;
3) der näheren Umstände, als der Zeit und des Orts der Entwendung und

Ertappung; ob die Entwendung zum erstenmale oder wiederholt und bei
Njachtzeit verübt; ob sie mit Gewalt und Widersetzlichkeit bei der Betref-
fung verbundensey2c

4) der Zeugen und sonstigen etwanigen Beweismittel, falls der Forstbeamte
die Entwendung nicht felbst ausgemittelt hat, und der etwg abgepfänderen
Sachen, und »

5)einebcsondereKolonnezudemweitekhin(5.13.26.und33.)bemerkten
Zwecke,

enthalten muß. Dies Verzeichniß kann entweder von dem Oberforster oder dem
Unterforster aufgestellt, muß aber im ersten Falle von dem Unterforster, welcher
den Holzdiebstahl entdeckt hat, mit unterschrieben werden.

. 12.

Ein Exemplar dieses Verzeichnisses bleibt bei dem Gerichtsprotokoll, und
das andk#re Eremplar wird den Forstbeamten, sobald der Richter in selbigem die
fünfte Kolonne ausgefullt hat (J. 26.), zurückgegeben.

§S. 13.
Auf den Grund dieses Verzeichnisses muß das Gericht, und bei den Poli-

zeigerichten in den westlichen Prooinzen das öffentliche Ministerium, die Ange-
schuldigten zu dem nächsten Gerichtstage durch den Gerichtsdiener oder Gerichts-
vollzieher miltelst eines den Vorzuladenden einzühändigenden abschriftlichen Aus-
zuges, aus dem tabellarischen Verzeichniß vorfordern lassen. Der Gerichtödiener

O 2 oder



oder der Gerichtsvollzieher bescheinigt in der funften Kolonne des bei dem Gericht
zuruckbleibenden Verzeichnisses die gehorig geschehene Vorladung, mit Angabe
der Person, welcher der Auszug des Verzeichnisses zugestellt worden, und des
Tages, an welchem es geschehen ist. Die Behandigung der Ladung darf nicht
in den letzten acht Tagen vor dem Gerichtstage geschehen, widrigenfalls darauf
kein Kontumazial-Erkenntniß ergehen kann, oder dem erscheinenden Angeschul-
digten, auf dessen Begehren, die Vertagung bis zum folgenden Gerichtstage
nicht verweigert werden darf.

 . 14.
Der Forstbeamte, welcher die Holzdiebstähle enedeckt und ausgemittelt

bat, muß unaufgefordert an dem Gerichtskage zugegen seyn, und die etwa ab-
gepfändeten Sachen dem Gericht übergeben.

§#. 15
An jedem Gerichtstage wird ein fortlaufendes Protokoll über die vorge-

kommenen Holzdiebstähle, mit Bezug auf die Nummer des Verzeichnisses, ge-
führr.

. 5.16.

Zuvorderst werden die erschienenen Angeschuldigten einzeln vernommen,
und bei einem jeden wird sofort das Erkenntniß mündlich ausgesprochen und zum
Protokoll niedergeschrieben, worauf zur Vernehmung und Aburtelung der Fol-
genden auf gleiche Weise übergegangen wird.

 **sdh .

AlsdannwerdengegendieNichterschienenendieEntschckbigungundSttafe
in contumaciam festgesetzt und protokollirt. Jedem derselben wird der ihn
detreffende Auszug des Protokolls abschriftlich, mit der Unterschrift des Gerichts-
schreibers beglaubiget, behandigt, und solches durch den Gerichtsdiener oder
Gerichtsvollzieher auf gleiche Weise, wie §. 13. gemeldet, am Rande des Pro-
tokolls vermerkt.

9. 18
Das von jedem Gerichtstage besonders zu führende Prokokoll wird am

Schlusse vom Richter und Gerichksschreiber und den anwesenden Forstteamten
unterzeichnet. In denwestlichen Provinzen geschieht solches ebenfalls von den,
das öffentliche Ministerium bei den Polizeigerichren versehenden Beamten.

 . 10.
Wenn der am Gerich'stage anwesende Angeschuldigte die That in Abrede

stelle, so genügt die Angabe des gehörig beeidigten Forstbedienten, welcher ihn
aus eigener Wahrnehmung der That bezüchtiget, zu seiner Verurtheilung, falls
er nicht seine Unschuld durch einen gesetzlich zulässigen Gegenbeweis auszuführen

ver-
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vermag. Dies muß aber am anstehenden Gerichtstage geschehen, und er des
Endes entmeder seine Vertheidigungszeugen freiwillig gestellen, oder binnen den
ihm (K. 13.) freigelassenen acht Tagen deren Vorladung bei dem Richter aus-
wirken.

20.

Jeder Forstbeamte, welchem die Ausmittelung der Holzdiebstähle und
deren Anzeige obliegt, soll darauf vor dem Gerichk, bei welchem er in dieser
Eigenschaft zu erscheinen hat, oder, falls sein Revier in mehrere Gerichtsbezirke
fallt, bei dem Gerichte seines Wohnorts dahin eidlich verpflichtet werden:

daß er die Holzdiebstähle, welche in dem Forstrevier, wobei er ange-
stellt ist, vorfallen, und zu seiner Kenneniß kommen, mit aller Treue,
Wahrheit und Gewissenhaftigkeit anzeigen, und was er über die That-
Umstände des Vergehens, und über dessen Urheber und Theilnehmer
aus eigener Ansicht wahrgenommen, oder durch fremde Mittheilung
erfahren habe, mit genauer Unterscheidung angeben wolle.

Dies Verpflichtungsprotokoll wird in der Gerichtsregistratur aufbewahrt,
und es werden davon, falls der Forstbeamte bei mehreren Forstgerichten aufzu-
treten hat, demselben so viel Ausfertigungen ertheilt, als außerdem noch Forst=
gerichte vorhanden sind, bei welchen diese Ausfertigungen niedergelegk werden.
Nur der Angabe eines solchergestalt vereideren Forstbeamten wird die gerichtliche
Beweiskraft (F. 10.) beigelegt, wenn er aus eigner Wahrnehmung den Ange-
schuldigten der That bezüchtiget.

K&amp;. 21.
Um diese Beweiskraft nicht zu schwächen, sollen die Forstbeamten da, wo

es bisher Statt fand, nicht weiter einen Denunziantenantheil an den Geldstrafen
genießen und die observanzmäßigen Pfandgelder zur Kasse, wohin die Forst-
gefälle fließen, eingezogen werden.

6. 22.
Gegen die ausgesprochenen Urtheile findet ohne Unterschied, ob es Kon-

tumazial-Erkenntnisse, oder ob selbige nach Vernehmung des Angeschuldigren
ergangen sind, kein Rechtsmittel Srakt, wenn die Geldstrafe unter Fünf Thaler
betragt. Bei Gegenständen von Fünf Thalern und drüber sell ohne weitere Rück-
sicht auf die Höhe der Verurtheilung, nur ein Niederschlagungs= oder Milde-
rungsgesuch zulässg seyn.

 #.23.
Dies Gesuch muß von den hei der Verurtheilung anwesenden Ange-

schuldigten sofort am Gerichtstage, bei Verlust des Rechtsmittels, angemel-
det werden; den in contumaciam Verurtheilten ist dazu eine zehntägige
Frist, vom Tage der Behändigung des Erkenntnisses an gerechnet, gestattet.

#. 2J



g. 24.
Zur Entscheidung uber das' Gesuch werden bas Gerichtsprotokoll unb

das Verzeichniß an den Oberrichter eingesendet, welcher den Bescheid darauf
am nachsten Gerichtstage ertheilen muß.

In den g99. 6. 13. und 18. gedachten westlichen Provinzen soll der
Anklage-Senar des Appellationshofes uber diese Gesuche entscheiden.

g. 25.
Eine neue Untersuchung findet nicht statt, sondern das Gesuch kann

blos darauf gegrundet werden, daß entweder das Erkenntniß nichtig, oder
eine unrichtige Strafe auf die vom vorigen Richter vorausgesetzte That an-
gewendet worden.

. 26.

Zum Behuf der Vollstreckung des Erkenntnisses dient das dem Forst-
beamten (F. 12.) zurückgegebene Verzeichniß. In dessen fünfter Kolonne
wird nämlich vom Gerichtsschreiber das ausgesprochene Erkenntniß eingetra-
gen, wenn kein Niederschlagungs= oder Milderungsgesuch eingelegt, oder
dieses vom Oberrichter verworfen worden; sonst wird der Inhalt des auf
das Gesuch ergangenen abändernden Bescheides eingetragen. Die in dieser
fünften Kolonne eingetragenen Vermerke werden durch die Unterschrift des
Richters und Gerichtoschreibers, und das beizudrückende Gerichtssiegel be-
glaubigt. In den westlichen Provinzen geschiehet solches ebenfalls von dem,
das offentliche Ministerium bei den Polizeigerichten versehenden Beamten.

 27.

Auf den Grund dieses, von den Forstbeamten der betreffenden Kasse
zuzustellenden Verzeichnisses zielt letztere die zuerkannten Entschädigungen und
Geldstrafen in gleicher Art, wie ihre übrigen Gefälle, ein. In die Bei-
treibung wegen Unvermegenheit des Vexurtheilten fruchtlos gewesen; so er-
theilt die Kasse darüber ein Zeugniß, was dem Oberforlker zugestellt wird,
dainit dieser von der für diesen Fall erkannten Forstarbeif Gebrauch machen
kann. Wird darauf verzichret, so bescheinigt dies der Oberförster unter dem
Zeugniß der Kasse, und sendet dasselbe an das Gericht, welches erkannt
hat, oder in den §. 6. erwähnten Theilen der westlichen Provinzen, an das
öffentliche Ministerium des Polizeigerichts, was alsdann die Gefängnißstrafe
nach dem Erkenntniß vollstreckr.

g. 28.
Das in dieser Verordnung vorgeschriebene Berfahren soll auch auf

Holzdiebstähle in Gemeine= und Privatforsten angewender, und den Forstern
der Gemeinen und der Privat-Forsteigenthümer ein gleicher gerichrlicher

Glau-



Glauben, wie Unsern Forstbeamten (§. 10.) in dem daselbst gedachten Falle
gewährt werden, wenn die Förster auf Lebenszeit bestellt, und sie eben so, wie
G. 20. vorgeschrieben, vor Gericht vereidet worden, welchen Falls sie jedoch
ebenfalls an Pfand= und Strafgeldern keinen Antheil haben dürfen. Mangel#t
eines dieser Erfordernisse,sohabendieAussagen der gedachten Förster nur die-
jenige Beweiskraft, welche ihnen nach den bereits geltenden Gesetzen beizule-
gen ist.

E g. 20.

Die Gemeinen treiben die ihnen zuerkannten Entschadigungen und Geld-
strafen, wenn der Verurtheilte zur Gemeine gehort, durch ihre Gemeinekassen
auf die namliche Weise, wie ihre Gemeinegefalle, ein, und lassen, im Fall die
Beitreibung fruchtlos ist, darüber ähnliche Zeugnisse, wie K. 27. vorgeschrieben
ist, dem Gericht, oder dem öffentlichen Ministerium zugehen. Wenn die Ver-
urtheilten aber nicht zur Gemeine gehören, so werden die Entschädigungen und
Geldstrafen auf dem sonst gewöhnlichen Wege beigetrieben, der überall eintritt,
wenn die Entschädigungen und Geldstrafen einem Privat-Forstbesitzer zuerkannt
sind.

.30.
Nach dreimal erfolgter Bestrafung eines einfachen Helzdiebstahls, soll

bie vierte und fernere Entwendung dieser Art mit einer Einsperrung von vier
Wochen bis zu zwei Jahren in einem Atbeits= oder Besserungshause geahndet

werden. «

531
Sind bei einem HolzdiebstahlGewaltthatigkeiten von dem Gepfandeten

ausgeubt, oder ist dieselbe sonst mit einem Vergehen oder Verbrechen begleitet,
so treten die gemeinen Strafgesetze ein.

g. 32.
In Ansehung der Entwendungen des bereits gefallten, im Walde oder

an den Ablagen stehenden Nutz= oder andern Holzes, so wie des Schwemm-
oder Flößhotzes, behält es bei den Strafbestimmungen der G. 1 140. bis 1741.
des 20fsten Titels., Theil II. des Allgemeinen Landrechts, mit.Weglassung der
körperlichen Zöchtigung, und in denjenigen Provinzen, worin das Allgemeine
Landrecht noch nicht eingeführt ist, bei den dort geltenden Strafgesetzen sein
Bewenven.

S. 33.
In obigqen drel Fällen (§#. 30. 3 I. und 32.) tritt das gewöhnliche pein-

liche oder in den §. 24. gedachten westlichen Provinzen auch, nach Unterschied,
das korrektionelle Verfahren ein. Finden sich daher in dem Verzeichnig (§.1.
Entwndungen, welche diesen Charakter ansich tragen, so muß der Richter

solche



solche an die kompetente Behörde zur Untersuchung verweisen, und dazu sofort
die nöthigen Einleitungen treffen, oder die Untersuchung selbst veranlassen,
wenn er dazu kompetent ist. Daß dies geschehen sey, wird in der fünften Ko-
lonne des Verzeichnisses bemerkt.

H. 34.
Bei der Untersuchung und Aburtelung der einfachen Holzdiebstahle sollen

keine Sporteln und Einregistrirungsgebuhren statt finden.
Urkundlich ist diese Verordnung von Uns eigenhandig vollzogen, und mit

Unserm Koniglichen Insiegel bedruckt worden.
Gegeben Berlin, den 7ten Juni 1821.

¶L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Furst v. Hardenberg. v. Altenstein.

Beglaubigt:
Friese.

(No. 634.) Gesetz wegen des Aufgebots und der Amortisation verlorner oder vernichteter
sächsischer Kammer-Kredit-Kassen -Scheine, und Steuer-Kredit-Kassen-
Obligationen; imgleichen wegen Verjährung der Zinsen von diesen Staats-
papieren. Vom vien Juni 1321. «

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen ic. .

Da uber das Verfahren bei dem Aufgebot und der Amortisation der, zu
den mit dem Herzegthum Sachsen ubernommenen Landesschulden gehdrigen,
Kammer-Kredit-Kafssen-ScheineundSteuer-Kredit--Kassen-Obligationen,
und uber die deshalb in Anwendung zu bringenden Gesetze Zweifel entstanden
sind; so wollen Wir hierdurch, auf den Antrag Unsers Staatsministerii, nach
eingeholtem Gutachten Unseres Staatsrae, Folgendes erklären und festsetzen.

Dasjenige, was die Verordnung vom Llöten Juni 1810. wegen des Auf.-
gebots und der Amortisation verlorner oder vernichteter Staarspapiere in den
W. 14. bis 17. einschließlich, in Beziehung auf die sächsischen Central-Steuer-
Obligationen und deren Zins- Coupons, imgleichen §F. 22. im Allgemeinen ent-
hält, soll auch von den sächsischen Kammer: Kredit -Kassen-Scheinen, Steuer-

Kredit-Kassen-Obligationen und beiderZins- Coupons gelten.g.
Die in der Verorbnung vom ien Januar v. J. wegen der Behandlung

des gesammten Staats-Schuldemwesens §. 17. festgesetzte vierjährige Verjäh-
rungs=
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rungsfrift der verfallenen und unabgehoben gebliebenen Jinsen, sfindet auch auf
die Zius-CouponsdersächsischenKammer-Kredic-Kassen-ScheineundSteuer-
Kredie-Kassen-Obligationen Anwendung.

3.
Kann die Bernichtung des Zinsleistens (talon) von einem Kammer-

Kredit-Kassen-Schein oder einer Steuer-Kredit-Kassen -Obligarion auf die-
jenige Art dargethan werden, welche im F. 13. der Verordnung vom Ibten
Juni 1819. vorgeschrieben ist; so soll der neue Zinsleisten auf den Grund dieses
Beweises sofort ausgefertigt werden. Im Fall der Beweis aber nicht voll-
ständig geführt worden, oder wenn der letzte Inhaber den Verlust eines solchen
Zinsleistens blos behauptek, hat derselbe, ehe er die Ausferkigung des neuen
Zinsleistens verlangen kann, zuvor die Kapiral-Schuldverschreibung im Original
bei der Staats-Schulden-Tilgungs-Kasse vorzulegen, und überdem noch den
Ablauf der vierja4hrigen Verjährungsfrist von der Zeit ab, als der letzte zum
verlornen oder vernichteten Zinsleisten gehbrige Coupon hätte gezahlt werden
sollen, abzuwarten.

 1
Ein Gleiches (§. Z.)-gilt auch in Beziehung auf verlorne oder vernichtete

Zinsleisten von sächsischen Central-Steuer-Obligationen.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und Bei-

drückung Unsers Königlichen Insiegels.
Gegeben Berlin, den 7ten Juni 1821.

¶. s) Friedrich Wilhelm.
C. Furst v. Hardenberg. v. Altenstein.

Beglaubigt:
Friese.

(No. 655.) Allerböchste Kabinetsorder vom 7ten Juni 182 1., über die bffentliche Aus-
stellung inländischer Fabrikate.

A-% Ihren Antrag vom 23sten März d. J. will Ich über die öffentliche Aus-
stellung inländischer Fabrikate, und die für die ausgezeichnetesten derselben an-
zuordnende Preisaustheilung, Folgendes hiermit fesisetzen.

1) Vom Isten September 1822. an findet in Berlin die Ausstellung solcher
vaterländischen Fabrikate sechs Wochen hindurch statt;

Jahrgang 1821. P 2) das



2) das Recht zu bieser Ausstellung zugelassen zu werden, hat jedes Fabrikat,
auch das grobste, wenn dessen Gebrauch allgemein verbreitet, und es im
Verhältniß zum Preise gut gearbeitet ist;

3) die Gewerbtreibenden, welche an der Ausstellung Theil nehmen wollen,
sind gehalten, sich bei ihrer landräthlichen Behörde zu melden, welche die
Nachweisungen den Regierungen einreichen;

4) die Regierungen ernennen eine Kommission zur Prüfung, ob die Gegen-
stande von der Beschaffenheit sind, daß sie zur Nationalausstellung zuge-
lassen werden kônnen.

Die Kommission besteht aus sechs Fabrikanten unter dem Vorsitze des
Gewerberaths der Regierung.

5) Es findet eine Preisvertheilung für die ausgezeichnetesten Fabrikate, in gol-
denen, silbernen und ehernen Denkmünzen bestehend, start; auch beauf-
trage Ich Sie, Mir demnachst diejenigen Gewerbtreibenden zu höheren
Auszeichnungen namhaft zu machen, welche durch wesentliche Verbesse-
rungen in der Fabrikation und ausgezeichneten Betrieb ihres Gewerbes,
einen bedeutenden Einfluß auf das Wohl der Provinz und den Absatz an
Fabrikaten geübt haben.

6) Die Preisvertheilung geschieht auf den Ausspruch einer Kommission von
funfzehn Mitgliedern, welche hier in Berlin zusammentritt, und deren
Ernennung Ich Ihnen überlasse. Auch bestimmt diese Kommission, welche
Fabrikate eine ehrenvolle Erwähnung verdienen. Der Ausspruch dieser
Kommission wird öffentlich bekannk gemacht.

7) Für alle Gegenstände, welche für preiswürdig oder einer ehrenvollen Er-
wähnung werth erkannt worden sind, werden die Transporkkosten ersetzt.

8) Von allen Gegenständen, wofür ein Preis ertheilt worden, wird eine
Probe in die Waarensammlung der technischen Deputation des Handels-
Ministeriums niedergelegt, mit einer Bezeichnung, welche den Namen des
Fabrikanten, seinen Wohnort, die bewilligte Auszeichnung und den Preis
der Waare enthält.

Berlin, den 7ten Juni 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatsminister Grafen von Bulow.

(No. 656.)



(No. 656.) Allerhochste Kabinetsorder vom 7ten Juni 182 1., betkreffend die Ernennung
des vormaligen Ober-Bürgermeisters Deest als Mieglied der Hauptver-
waltung der Staatsschulden an die Stelle des ausgeschiedenen Banquier
David Schickler.

#
Jch habe dem Banquier David Schickler die seiner Privatverhältnisse
wegen nachgesuchte Entlassung aus dem ihm durch das Gesetz vom 17ten Januar
1820. übertragenen Amte eines Mitgliedes der Hauptverwaltung der Staats-
Schulden, unter Bezeigung Meiner volligen Zufriedenheit mit seiner Dienst-
fuhrung, ertheilt, und in dessen Stelle den vormaligen Oberburgermeister Deetz
aus Königsberg in Preußen, welcher von den in Gemäßheit des obigen Gesetzes
von dem Staatsrath in Vorschlag gebrachten dreien Individuen die Stimmen=
mehrheit für sich hatte, zum vierten Mitgliede jener Behörde ernannt. Indem
Ich Sie hiervon benachrichtige, überlasse Ich Ihnen, solches zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen, auch wegen der Vereidung des 2c. Deetz, nach Maaß-
gabe der Bestimmung des F. 15. der Verordnung vom I7#t#en Januar v. J., das
Nöthige zu veranlassen.

Berlin, den 7ten Juni 1821.
Friedrich Wilhelm.

An
den Staatskanzler Herrn Fürsten von Hardenberg.

([No. 657.) Allerhbchste Kabinetsorder vom gten Juni 1821., betreffend die Vergütungen
für die von den wiedervereinigten Thellen des vormaligen Großherzogthums
Warschau in den Jahren 1805. 1800. und 1812. geleisteten Lieferungen.

A.“ Ihren Bericht vom 3ten d. M. will Ich hiermit genehmigen, daß die aus
der frühern Preußischen Besitzzeit in den jetzt wieder vereinigten Theilen des
vormaligen Großherzogthums Warschau versprochene Vergütigungen für Liefe-
rungen an die russischen und preussischen Truppen in dem Jahre 1805. und bis
zum Usten November 1806., und für das Culmer-Land bis zum 15ten De-
zember 1806., so wie auch die Gelder für die im Jahre 1812. in Gemäßheit
eines zwischen Preußen und dem Herzogthum Warschau besonders geschlossenen
Vertrags von den Einwohnern des Posenschen und Bromberger Departements
an die französische Armee gelieferten Ochsen, aus allgemeinen Staatsfonds in
Staatsschuldscheinen nach dem Nennwerthe, ohne weitern Berzug nach gesche-
hener Feststellung der Liguidationen, wobei Ich Ihnen insbesondere die größte
Vorsicht und Genauigkelt empfehle, geleistet werden. Das, was an der-
gleichen Vergütigungen etwa bereits gezahlt seyn dürfte, ist den Liquidanten in

Aurechnung zu bringen. Um bei diesen Zahlungen etwanigem wucherlichen
er-
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Verkehre vorzubeugen, setze Ich zugleich fest, daß jene Vergutigungen nur
den ursprunglichen Glaubigern, oder deren rechtmaßigen Erben, zu Theil werden
kann. Zur Feststellung des Betrags der erwahnten Vergutigungen fur Liefe-
rungen in den Jahren 1805 finde Ich es auf Ibren Antrag ganz zweckmaßig,
daß ein öffenrlicher Aufruf der Gläubiger mit Bestimmung eines dreimonal-
lichen präklusivischen Termins erlassen und daß für die Anmeldung und Prü-
fung der Forderungen unter Leitung des Oberprasidenten des Großherzogrhums
Posen, in den drei betreffenden Regierungs-Departements die Chef-Präsiden=
ten, unter Zuziehung eines Raths und des nörhigen Hülfspersonals, zur Be-
wirkung eines schnellern Geschäftsganges zu Kommissarien ernannt werden.

Berlin, den oten Juni 1821. Z„ «
Friedrich Wilhelm.

n

den Staatsminister, General-Lieutenant Grafen von Lottum.

(No. 653.) Allerhöchsie Kabinetsorder vom hten Juni 1821., betreffend die Fälle, bei
welchen es der Bestätigung der riminal-Erkenntnisse durch das Justig=
Ministerium nicht bedarf.

A-#% Ihren Bericht über die Nothwendigkeit, zur Beschleunigung des Geschäfts-
ganges in Kriminalprozessen die Fälle, bei welchen es der Bestätigung des Er-
kenntnisses durch das Justizministerium nicht bedürfe, noch mehr zu beschränken,
als durch Meine Order vom 1öten Juli 1800. schen geschehen ist, will Ich hie-
durch nach Ihren Anträgen bestimmen, daß es einer Bestätigung der Kriminal-
Erkenntnisse durch das Justizministerium fernerhin nicht bedürfen soll,

1) wenn die Untersuchung eine fahrlässige Tödtung zum Gegenstande gehabt
har, bei welcher die Strafe nach den Vorschriften des Landrechts I§. 778
bis 781. Tit. XX. Th. II. erfolgen muß;

2) wenn die Untersuchung gegen eine Geschwächte, wegen des Todes ihres
unehelichen Kindes geführr, die Strafe jedoch nicht wegen Kindermordes,
sondern wegen verheimlichter Schwangerschaft und Niederkunft in den Fäl-
len und nach den Bestimmungen der W. 033. bis 00J. des angeführten
Gesetzes zu verfügen und auf eine Beraubung der Freiheir zu richten ist,
welche die ODauer von Zehn Jahren nicht erreicht. Sie haben hiernach das
Erforderliche zu veranlassen.

Berlin, den a#ten Juni 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Justizminister von Kircheisen.
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(No. 659.) Verordnuns über die Kompetenz der Friedensgerichte in den Nheinprovinzen.
Vom 7ten Juni 1821.

Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen r. .

thun kund und fugen hiermit zu wissen:

In Unserm Kabinetsbefehl vom 19ten November 1818., die Justiz-
Verfassung in den Rheinprovinzen betreffend, haben Wir die Grundzuge
bestimmt, wie die Friedensgerichte, mit Hinsicht auf den erweiterten Ge—
schaftskreis der ubrigen Justizbehorden, eingerichtet, und mit diesen in na—
here Uebereinstimmung gebracht werden sollen. Um diesen Zweck, so viel
es die noch bestehende Rechtsverfassung gestattet, zu erreichen, haben Wir
auf den, im Einverstandniß mit dem Justizminister, von dem Staatskanzler
gemachten, und von der Justizabtheilung Unseres Staatsraths mitberathe-
nen Antrag, für dienlich erachtet, in den bisherigen gesetzlichen Bestimmun-
gen über die Kompetenz der Friedensrichter einige Abänderungen zu kreffen,
dieselbe in einigen Punkten zu erweitern, und auch hierin eine großere
Gleichformigkeit in den verschiedenen Landestheilen der Rheinprovinzen ein-
zufuhren. Wir verordnen daher wie folgt:

g. 1.

Die Kompetenz der Friedensgerichte in streitigen Rechtssachen, soll
nach den bieherigen, in den Rheinprovinzen bestehenden Gesetzen, beurthei-
let werden. Doch wird die Summe, über welche sie ohne Appellation er-
kennen, auf Zwanzig Thaler Preußisch Courant, und diejenige, worüber

Jahrgang 182t. Q sie

(Ausgegeben zu Berlin ben 7ten Juli 1821.)



sie in blos personlichen und Mobiliarsachen mit Appellation erkennen, auf
Dreihundert Thaler bestimmt.

. 2.

Die Ladungen vor das Friedensgericht, werden von dem Friebens-
richter erlassen und unterzeichnet, sowohl in den Sachen, die zu seiner rich-
terlichen Kompetenz gehbren, als auch in solchen, worin seine Amtsverrich-
tungen auf den bloßen Sühnversuch beschränkt sind.

§. 3.
Die Zustellung der Ladung geschieht in der gesetzlichen Form durch

den Gerichts-Exekutor, welcher das Original des Insinnarions-Aktes auf
die Ladung schreibt. Nur dieser Instnuationsakt ist der Einregistrirung un-
terworfen.

K. 4.
In ihrer Eigenschaft als Polizeirichter erkennen die Friedensrichter,

mit Ausschließung der Bürgermeister, über alle Forstfrevel, welche nur eine
Geldstrafe oder eine Gefängnißstrafe von höchstens fünf Tagen nach sich
ziehen.

g. 5.
Die Verfolgung der Forstfrevel geschieht, wie bisher, durch die Forst-

verwaltung, auf deren Betreiben die Angeschuldigten vor das Polzeigericht
gestellt werden.

. 6.

Die Amtsverrichtungen des offentlichen Ministeriums versehen die Po-
lizeikommissaire, die Bürgermeister oder ihre Adjunkten, den in der Krimi-
nalprozeß= Ordnung Art. 1441. enthaltenen Bestimmungen gemaß.

Doch kann ein Forstbeamter, bis zum Grade eines Revierförsters ein-
schließlich, den Sitzungen beiwohnen, in der bei den Landgerichten bisher
üblichen Act.

K. 7.
Wider die ausgesprochenen Urtheile, findet die Berufung nach Maaß-

gabe der Kri inalprozeß -Ordnung Art. 172. statt.
g. 8.

Uebrigens hat es sowohl in Ansehung dieses, als der übrigen Rechts-
mittel, und so viel die Form des Verfahrens überhaupt betrifft, bei den bis-
herigen Gesetzen sein Bewenden.

X.



5. 9
Bei Untersuchung und Bestrafung der Holzdiebstahle, soll jedoch Un-

sere Verordnung vom heutigen Tage, diesen Gegenstand betreffend, auch
in den Rheinprovinzen beobachtet werden.

 K 10.
So oft der Forstfrevel entweder an und fur sich, oder weil er mit

einem andern Vergehen oder Verbrechen verbunden ist, eine schwerere Strafe,
als die §. 4. erwahnte, zur Folge hat, gehort die Sache vor das kompe-
tente Zucht-, Polizei= oder Kriminalgericht.

K. II.

Die Friedensrichter erkennen gleichfalls ausschließlich über alle Kontra-
ventionen gegen die Jagd= und Ficchereigesetze, in sofern die Strafe das
KP. J. bestimmte Strafmaaß nicht übersteigt, und die Uebertretung mit keinem
andern Verbrechen oder VBergehen verbunden ist. Auch diese Sachen werden
vor das Polizeigericht gebracht, unter Beobachtung des gewöhnlichen Verfah-
rens, und der in dieser Veroronung in Beziehung auf die Forstfrevel enthalte-
nen Modifikalionen.

KS. 12.

Sobald die neu organisirten Friedensgerichte in Thatigkeit treten, sol-
len auch die nunmehr zu ihrer Kompetenz gehdrenden Rechtsstreitigkeiten und
Vergehen an dieselben gebracht, die bei den Landgerichten schon anhän-
gigen Sachen jedoch bei letzteren fortgesetzt und beendigt werden. Als an-
hängig sind diejenigen Sachen zu betrachten, worin bereits eine Ladung,
sey es an den Beklagten, oder den Beschuldigten, oder an Zeugen, ergan-
gen, und dem einen oder andern gehbrig zugestellt worden ist.

§. 13.

Gegenwärtige Verordnung soll in allen Rheinprovinzen, den ostrhei-
nischen Theil des Regierungsbezirks Coblenz ausgenommen, gesetzliche
Kraft haben. Alle frühere Gesetze und Verordnungen, in sofern sie ent-
gegengesetzte Verfügungen enthalten, werden hierdurch aufgehoben.

Urkundlich



Urkundlich ist diese Verordnung eigenhändig von Uns vollzogen, unb
it Unserm Königlichen Insiegel bedruckt worden.

Gegeben Berlin, den 7ten Juni 1821.

L. S.) Friedrich Wilhelm.

C. Fürst v. Hardenberg. v. Kircheisen.
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 No. 10.—

[No. 660.) Erkl#ärung vom Jeen Juni 1821., wegen Bestrafung der von den gegenseltigen
Unterthanen in den Kduiglich-Preußischen und Kurfürstlich-Hssischen Ge-
bicten begangen werdenden Forstfrevel.

N. die Königlich-Preutzische Regierung mit der Rurfürstlich-Hessischen
Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur Verhütung der
Forstfrevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen, erklären beide Regie-
rungen Folgendes:

Art. I. Es verpflichtet sich sowohl die Königlich-Preußische als die Kurfürst-
lich-Hessische Regierung, die Forstfrevel, welche ihre Unterkhanen in den Waldun-
gen des andern Gebiets verbt haben möchten, sobald sie davon Kenntniß er-
hält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu. bestrafen, nach welchen
sie untersucht und bestraft werden würden, wenn sie in inländischen Forsten be-
gangen worden wären.

Art. 2. Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Frevler
alle mögliche Hülfe geleistet werden; und namentlich wird gestattet, daß die Spur
der Forstfrevler durch die Förster oder Waldwärter 2c. bis In das fremde Gebiet
verfolgt, und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den landräthlichen
Behöôrden und Aemrern, auf der Stelle, jedoch nur in Gegenwart unb nach

der Anordnung des zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden Bärgermeisters
oder Orts-Schultheissen, vorgenommen werden.

Art 3. Bei diesen Haussuchungen mußderOrtsvorstand sogleich ein Pro-
tokoll aufnehmen, und eine Ausfertigung desselben dem requirirenden Angeber, eine
zweite Ausfertigung aber seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamten)
übersenden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe von I bissThalernfür denjenigen
Ortsvorstand, welcher der Requisttion nicht Genügeleiser. Auch kann der Angeber

verlangen, daß der Forster, oderin dessen Abwesenheit, der Waldwärter des Ous,
worin die Haussuchungen vorgenommen werden sollen, dabei zugezogen werde.

Art. 4. Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Königlich-
Preußischen und in den Kurfürstlich-Hessischen Staaten wird zur Pflicht gemacht,

RJahrgang 1821. die

(Ausgegeben zu Berlin den 1isten Angusi 1321.)
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die Untersuchung und Bestrafungder Forstfrevel so schleunig vorzunehmen, als es
nach der Verfassung des Landes nur immer möglich ist, auch insbesondere bei
ausgezeichneten oder bedeutenden Freoeln die Untersuchung nicht bis zu den ge-
wöhnlichen im Kurhessischen vierteljährig zu haltenden Bußtagen auszusetzen
sondern in jedem einzelnen Falle eintreten zu lassen. Die Vollziehung der Sir
erkenntnisse und die Beitreibung der dem Wald-Eigenthümer zuerkannten Ent-
schädigungs-Gelder soll übrigens mit der erforderlichen Beschleunigung bewirkt,
und darüber zu gegründeten Beschwerden niemals Anlaß gegeben werden.

Art. S. Gegenwärtige im Namen Sr. Majestät des Königs von Preußen
und Sr. Königlichen Hoheit des Kurfürsten von Hessen, zweimal gleichlautend
augeferrigte Erklarung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung, Kraft
und Wirksamkeit in den beidtrseitigen Landen haben und öffentlich bekannt ge-
macht werden. Berlin, den Zten Juni 1821.

(I. S.)
Konigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Graf von Vernstorff.

(No. 661.) Geseth, die Verleihung des Bergeigenthums auf Flbtzen betreffend. Vom
1#sten Juli 1821.

V#

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. 7#c.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Da die Bestimmungen der Provinzial-Bergordnungen und des Allgemei-

nen Landrechts über die Verleihung des Bergeigenthums auf Flötzen, der eigen-
thümlichen Natur dieses Bergbaues nicht überall angemessen befunden worden,
und daher schon in einzelnen Provinzen ein abweichendes Herkommen darüber
bestanden hat; so haden Wir diese Mängel der bisherigen Gesetzgebung durch
enderweilige gesetzliche Bestimmungen zu heben beschlossen, und verordnen daher,
nach erfordertem Gutachten Unsers Staatsraths, für sämmtliche Provinzen und
Landestheile Unserer Monarchie, diesseils des Rheines, ohne Ausnahme,
Folgendes:

K. 1. Die Muthung und Verlrihung des Bergeigenthums auf Flötzen
soll künfrig nicht blos im Gevierten, sondern auch in gestrecktem Felde nach
Längen-Vermessung zulässig seyn.

#. 2. Welche dieser beiden Arten der Vermessung in vorkommenden
Fällen anzuwenden sey, bleibt dem Ermessen der Bergbehörde überlassen, je
nachdem see die eine oder andere Art dem zweckmäaßigen Abbau eines Elbgzes nach
deslen Verhalten angemessen finder.

K 3.



g. 3. In der Verleihung eines gevierten Feldes auf einem Flotz sollen,
stakt der in den Provinzial-Bergordnungen bestimmten Maaße, sowohl dem er-
sten Finder außer seiner Fundgrube, als jedem folgenden Muther, so viel Maa-
ßen zugestanden werden, als zu einem zusammenhängenden Bauerforderlichist,
jedoch nicht über zwölfhundert Maaßen hinaus, jede zu vierzehn Lachrern ins
Gevierte gerechnet.

# 4Afüm Mit der vorstehenden Verleihung zum gevierten Felde soll die
ewige Teufenachsenkrechten Ebenen verbunden seyn.

§. 5. Bei der Verleihung eines gestreckten Feldes auf einem Flötz wird,
statt der bisherigen Vierung, sowohl dem ersten Finder, als jedem nachfolgen-
den Muther eine ausgedehntere Vierung zugestanden, welche nach dem Ermessen
der verleihenden Bergbehörde bestimmt werden soll, jedoch nicht über fünfhun-
dert Lachtern hinausgehen darf. #

# #. 60. Es soll diese Vierung horizontal vom Dach oder von der Sohle
des verliehenen Flötzes gemessen, und sie kann entweder, theils im Hangenden,
theils im Liegenden, oder ganz im Hangenden, oder ganz im Liegenden genom-
men werden.

 7. Durch gegenwärkiges Gesetz sind die entgegenstehenden Vorschrif-
ten der Provinzial-Bergordnungen und des Allgemeinen Landrechts aufgehoben.

Urkundlich von Uns Allerhöchstselbst vollzogen und mit Unserm Konigli-
chen Instegel bedruckt. Gegeben Cölln, den Isten Juli 1821. «

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Furst v. Hardenberg. v. Altenstei

Beglaubigt: Friese.

[o. 662.) Allerhchste Kabinets-Order vom 7ien Juli 1821., die Bestrafung der Studl-
renden, welche unerlaubte Verbindungen unterhalten, betreffend.

D. seit einiger Zeit auf mehreren Universitaten Spuren von Verbindungen und
andern Umtrieben unter den Studirenden sich abermals gezeigt haben, die Unter-
suchung derselben aber daruber die juristischen Beweise nicht immer zu ermitteln ver-
mag; so will Ich, daß von nun an die bei Meinen Universitaten angestellten außer-
ordentlichen Regierungs-Bevollmachtigten gehalten und befugt seyn sollen, diejenigen
Studenten, welche nach ihrer Ueberzeugung verdachtig sind, auf der Üniversitat form-
liche oder formlose Verbindungen zu stiften, einzuleiten oder zu befordern, oder welche
in solchen Verbindungen auf andern Universitaten stehen, so wie diejenigen, welche
Verbindungen zwischen den verschiedenen Universitäten unterhalten oder irgend einer
Gattung von daram gerichteten oder anderen Umtrieben sich schuldig machen, ohne
weitere gerichrliche Unrersuchung und ohne Mitwirkung des Universitäts-Richrers
oder des akademischen Senats, sofort von der Universikät zu entfernen und nach ibtgn

11



Ermessen dies Meinen ubrigen Regierungs-Bevollmachtigten bekannt zu machen,
damit sie auch auf den, denselben untergeordneten Universitäten nicht angenommen
werden. Ec verstehr sich hiebei von selbst, daß in den nach dem Urtheile des Regie-
rungs-Bevollmächtigten dazu geeigneren Fällen die gerichtliche Untersuchung und
Bestrafung dennoch vor sich gehen muß, und mache Ich dabei allen Behörden, be-
sonders den Universitäts-Richtern, zur unnachlässigen Pflicht, hiebei mir allem Ernsteund mit gesetzlicher Strenge zu vassühren. Ich beauftrage Sie, hiernäch das Weitere
zu veranlassen. Spaa, den 71enJuli 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats-Kanzler Herrn Fürsten von Hardenberg.

(Ne. 663.) Erktärung wegen der zwischen der Königlich-Preußlschen und der Fürsklichen
Regierung älterer Linie Reuß von Plauen abgeschlossenen Uebereinkunft, in
Betreff der gegenseitigen Uebernahme der Vagabunden und Ausgewiesenen.
Vom ten Juli 1821.

N.# die Königlich-Preußische Regierung mit der Fürstlichen Regierung lte-
rer Linie Reuß von Plauen dahin übereingekommen ist, die bei UebernahmederVa-
gabunven und Ausgewiesenen gegenseitig zu befolgenden Grundsätze festzustellen; f#
erklären beide Regierungen hiermit, daß sie, statt einer besondern Uebereinkunft die-serhalb, lediglich denInhalt der, zwischen den Kronen Preußen und Sachsen am Sien
Februar 1820. über denselben Gegenstand abgeschlossenen Uebereinkunft (confr. pag-
40 sed. der Gesetzsammlung des Jahres 1820.)unter den beiderseitigen Staaten als
verbindlich gegenseilig anerkennen wollen, und zugleich soviel den §. 12. erwähnter
Uebereinkunft betrifft, auf Königlich-Preußischem Gebiete die Stadt 3 eitz, auf Furst-
lich-Reußischem Gediete dagegendie Stadt Greiz, als Uebergabe-Orte hierdurch fest-
setzen, jedoch mit der Modifikation, daß diejenigen in den Fürstlich-Reußischen Lan-
den alterer Linie ergriffenen Vagabunden, welche nach den Bestimmungendieser
Uebereinkunft als den, vormals zum Woigkländischen Kreise Sachsens gehörigen,
jetzt Königlich-Preußischen enklavirten Orten angehbrig zu bewachten sind, sofork an
diese selbst, diejenigen Bagabunden dagegen, welche aus dem Neustadter Kreise Köz
miglich-Preußischen Antheils und als zu diesen gehörig anzusehen sind, nach der
Kreislkadt Ziegenrück, so wie die in jenen Gebictstheilen angehaltenen, den Fürftlich-
Reußischen Landen allerer Linie angehörigen Vagabunden ohne Weiteres an das
nächste Fürstlich-Reug.Plauensche deralteren Linie Justizamt abzuliefern sind.

Gegenwärtige um Namen Seiner Majestät des Königs von Preußen und-
der Durchlauchtigen Fürsten älterer Linie Reuß von Mauen zweimal gleichlautend
ausgefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung, sogleich
Kraft und Wirkung erhalten und in den beiderseitigen Landen offentlich bekannt ge-
macht werden. Geschehen Berlin, den oten Juli 1821.

(I. 8.)
Konigl. Preuß. Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

Graf von Bernstorff.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 JNoo-. 11.—

(No. 664.) Tarif, nach welchem das Fährgeld für das Uebersetzen mit der Fähre liber die
Peene bei Pinuow bezahlt wird. Vom Sten Juli 1821.

E Gr.].1. ine Frachtfuhre, für den Wiggen . . . . 112 —

für jedes Pferdd 2—
2.Landfuhrwerke, Kutschen und andere zum Transpocke von

Personen und landlichen Erzeugnissen bestimmte Fuhrwerke:
fur den Wagen ...................6—
fur jedes Pferd 222

3.Ein Pferd mit Reurtterr .4
4. Em Pferd ohne Reutter 81—
5.ür jede Person, und was diese als Last tragen kaun 2—
6.] Für eine Person mit beladenem Schiebkaren 3—
7.Ein Stück Rindvrieeeeeen 3—
8.Ein Kalb, Schwein, Hammel, Schaaf, LammoderFerkel. 1—4

Verlangt eine Person mit ihrem Pferde, Rindvieh oder Wagen überge-
setzt zu werden, so muß dies sogleich geschehen, alsdann wird aber außzer den
Sätzen des vorstehenden Tarifs noch so viel mehr bezahlt, damit die Summe der
gesammten Einnahme fär das Ueberfahren wenigstens 6 cKGr. betrage.

Sind zwei Fußgänger allein vorhanden, so müssen solche sogleich fur die
Tarifsatze ubergefahren werden. Dies gilt auch, wenn einer den doppelten
Tarifsatz bezahlt.

« Ausnahmen.

1) Pferde und Fuhrwerk, den Königlichen und Prinzlichen Hofhaltungen ge-
hörig, und deren Führer.

2) Die auf Kommandogeschickten Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen, auch
Ordonanzen, werden mit Pferden, Fuhrwerk und Gepäck frei übergefahren.
Inngleichen sind die in herrschaftlichen Angelegenheiten, auch mit Freipässen
reisende Königliche Offizianten von Erlegung des Fährgeldes befreit.

Jahrgang 1821. S 3) Wen

(Ausgegeben zu Berlin den ten August 1821.)
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3) Wenn Eisbahn ist, wird don allen vorbenannten Satzen nur die Halfte
bezahlt, wogegen die Fahrleute schuldig sind, Bahn zu machen, und den
Reisenden solche nicht nur zu weisen, sondern sie auch zu begleiten und mit
Sicherheit überzubringen.

4) Ertraposten und Estafen#en bezahlen das Fährgeld nach den geordneen
Sétzen, erstere auch zugleich für die Rückfahrt der Extrapostpferde.

5) Die ordinairen fahrenden undreitenden Posten gehen frei, für jeden der
Beiwagen aber werden 4 c9Gr. Kourant bezahlt.

6) In den Fällen, wo Perde und FuhrwerkvonErlegungdesFährgeldes
befreit sind, sind es auch diedarin befindlichen oder dazu gehdrigen Per-
sonen.

Aachen,den öten Juli 1821.

¶L. S.) Friedrich Wilhelm.
S. Fürst v. Hardenberg. v. Bülow. v. Lottum.=

(No-665.) Gesetz wegen Anwendungdes Edikks vom 1 ten September 1811., die Re-
gulirung der gutsherrlichenundbäuerlichenW#hältnissebetreffend, und
der sp#teren darüber erlassenen Gesetze, auf die Oder= und Niederlausitz
und das Umt Senftenderg. Vom 21lsten Juli 1821.

Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen c. c.

haben durch Kommissionen aus StaatsdienernundlandeskundigenEingesessenen
näher untersuchen lassen, ob und in wie fern der bestehende Rechts-Zustand und
die Verfassung in der Ober und Nieder-Lausitz und dem Amte Senftenberg die
Anwendung der wegen Ausgleichung der gutsherrlichen und bauerlichen Verhälc-
nisse von Uns erlassenen Gesetze daselbst gestatte, und da Wir Uns hierdurch von
der Ausfährbarkeil dieser Maaßregel übereugt haben; so verordnen Wir des-
halb auf den Antrag Unsers Staats-Ministerii, und nach vernommenem Gut-
achten des Staatoraths, wie folgt:

§#. 1. Das Ed'kt vom I##ten September-I8IU#, die Regulirung der
gutäherrlichen und bäuecilichen Verhälrnisse, betreffend, und die dasselbe aban-
dernden, ergänzenden und erläufernden. Bestimmungen, als die Deklaration
vom 20sten Mai 1810., und die Verordnungen vom 20sten Juni 1817.,

oten
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9ten Mai 1818., vom oten Juni und 20sten November 1810., finden unter-
den nachfolgenden BestimmungenaufdieOber=undNieder-Lausitz und das
Amt Senftenberg Anwendung

#. 2. Der Anspruch auf Verleihung des Eigenthums und Regulirung
nach Inhal! des Edikks und dessen Deklarationen findet nur Statt wegen solcher
bäuerlicher Stellen, bei welchen sich gleichzeitig folgende Eigenschaften finden:

a) daß ihre Haupt-Bestimmung ist, ihren Inhaber als selbsiständigen Acker-
wirth zu ernähren;

b) daß sie bei Bekanntmachung dieses Gesetzes von dem Gutsherrn noch nicht
zur eigenen Bewirthschaftung eingezogen sind;

P) dan sie laßweise, sey es zuerblichen oder nicht erblichen Rechten besessen:
worden.

Dienst-Familienstellen im Gegensatze der Ackernahrungen (F. 2.
Buchst. a.) sind also hievon ausgeschlossen.

Müssen von der Stelle dem Gutsherrn Spanndienste geleistet werden,
oder hat der. Besitzer- bieher gewöhnlich zu deren Bewirthschaftung Zugvieh ge-
halten; so ist sie eine Ackernahrung. ·

Ist der Besiker nur zu Händdiensten pflichtig, hat er bisher zur Bewirth-
schaftung der Stielle kein Zugvieh gehalten, und ist auch solches zur Bewirth-
schaftung derselben nicht erfoteerlich; so gehört sie zur Klasse der Dienststellen.

§. 4. Bei nicht erblich besessenen Ackernahrungen hat jedoch der bishe-
rige Nutzniesser nur dann auf die eigenthümliche und. dienstfreie Ueberlassung der
Hälfte des Hofes Anspruch, wenn gegen dessen Befähigung und Aufführung
nicht diejenigen Einwendungen zu machen sind, die nach dem Allgemeinen Land-
recht Theil II. Titel 7. 85. 287—291.zur.Ermissionausdem.Besitzebe-
rechligen.

. 5. Die übrigen, von denvorstehenden abweichenden Bestimmungen:
der Art. “ und 5. der Deklaration vom 20sien Mai 1816. finden auf die beiden.
Lausitzen und das Amt Senftenberg nicht Amvendung.

§. 60. Ueber die hergebrachte Verpslichtung der Gutsherren,dieöffent-
lichen Abgaben der Bauerhöfe zu vertreten, behalten Wir Uns die nähere Be-
stimmung vor, da ihnen solche auch für die schon jetzt eigenthümlich besessenen
Baucrhöfe obliegt.

§. 7. Alle Zeitbestimmungen, welche sich auf den Bekanntmachungs-
Termin des Edikts vom 14ten September 181 1. beziehen, sind. in der Anwen-
dung auf diese Landestheile von dem Tage zu verstehen, an. welchem das gegen-
wartige Gesetz verkundigt wird.
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Jedoch ist jeder Theil, sowohl die Gutsherrschaft als die bänerlichen
Wirthe, sogleich nach Bekanntmachung desselben auf Auseinandersetzung durch
die Behörde anzutragen berechtigt.

&amp;. 8,Die Ausführung dieses Gesetzes wird der Neumärkschen General-
Kommission übertragen, und die Appellationen von den Entscheidungen dersel-
ben gehen an das für die Kur= und Neumark bestellte Revistonskollegium.

Urkundlich von Uns Allerhöchstselbst vollzogen, und mit Unserm Kö-
iglichen Insiegel versehen.

Gegeben Berlin, den 21sten Juli 1821.

#L. S.) Friedrich Wilhelm.

C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstei

Beglaubigt:

Friese.
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Gesetz-Sammlung
für die

Köntglichen Preußischen Staaten.

 No. 12. —

(No. 606.) Allerhchste Kabinets-Order vom 23sten August 1821., betreffend die Ki=
nigliche Sanction der päpstlichen Bulle, d. d. Rom den 16ten Juli c. a-

D. die Mir von Ihnen vorgelegte päbstliche Bulle, welche mit den Worten:
de salute animarum anhebt, und aus Rom vom loten Juli d. J. (XVII. Cal.
Aug.) datirt ist, nach ihrem wesentlichen Inhalte mit jener Berabredung zusam-
menstimmt, die unter dem 25sten März d. J. in Betreff der Einrichtung, Aus-
stattung, und Begränzung der Erzbisthümer und Bisrhümer der katholischen Kirche
des Staats, und aller darauf Bezug habenden Gegenstände, getroffen, auch von
Mir bereits unter dem oten Juni d. J. genehmigt worden ist; so will Ich, auf
Ihren Antrag, auch dem wesentlichen Inhalt dieser Bulle, namlich dem, was
die auf vorerwähnte Gegenstände sich beziehenden sachlichen Verfügungen betrifft,
hierdurch Meine Königliche Billigung und Sanction ertheilen, Kraft deren
diese Verfügungen als bindendes Statut der Katholischen Kirche des Staats von
allen die es angeht zu beobachten sind.

Diese Meine Königliche Billigung und Sanction ertheile Ich, vermöge Mei-
ner Majestätsrechte, und diesen Rechten, wie auch allenMeinen Unterthanen Evan-
gelischer Religion, und der Evangelischen Kirche des Staats, unbeschadet.

Demnach ist ein Abdruck dieser Bulle in die Gesetzsammlung aufzunehmen,
und für die Ausführung derselben durch das Ministerium der geiltlichen Angele-
genheiten zu sorgen.

Berlin, den 23sten August 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats-Kanzler Herrn Fürsten von Hardenbers.

Jatrgang 4324. Dlus

(Andgegeben en sten Septenber 1821.)



Pius Episcopus
Servus Servorum Dei.

Ad

Perpetsam Rei Memoriom.
———

D. salute animarum, deque Ca-
Molicae Heligionis incremento pro
Apostolicae servituris ollicio impense
solliciti curas Nostras continuo inten-

dimus ad ea omnia, quae Christi fide-

lium Spirituali regimini procurando
magis apta, ei utllia comparare posse
dignoscamus. Hoc sane consilio jam-
din cogitationes Nostras prsecipue
intendimus in regiones illas, quae
achku Dominatui subsunt Serenissimi
Principis Friderici Guilelmi Bo-
russorum Regis, ut illius intercedente
#opPe, ac liberalitate rem sacram ibi-

dem meliori, qua fieri posset methodo
Ccomponere valeremus.

Prohe sigquideem Nobis ante ocu-

los versabatur preesens Regionum
illarum ratio, nec.unqguam deplorare
cesaveramus ingentia damna proma-
nata ex Praeteritis rerum perturbatio-
nibus, quae florentissimas olim, al-
due ditissimas Germaniae Ecclesias à

veteri, duo praestabant, splendore
dejecus, ac bonorum praesidio spo-
liatas, ad miserrimum redegerant sta-
tum, ex duc summa in Catholicam

Religionem, et in Catholicos ipsos
Pernicies Promanayn.

114

nebersetnns.
Pius Bischof,

Knecht der Knechte Gottes,
zu

ewligem Gedächtniß.

**TWP
Indem Wir das Heil der Seelen und
die Wohlfahrt der katholischen Religion,
wie Unser aposlolischer Beruf es forderk,
eifrig zu Herzen nehmen, trachten Wir
beständig, Alles zu bereiten, was irgend
zur geistlichen Fährung der Christen taug-
lich und nützlich ist. In solcher Gesin=
nung hatten Wir längst Unsere Gedanken
auf jene Gegenden gerichtet, die der Durch-
lauchtigste Fürst Friedrich Wilhelm
König von Preußen dermalen beherrschet;
Wir wünschten, mit Hülfe Seiner Macht
und Freigebigkeit die Angelegenheiten der
Religion daselbst auf die bestmöglichste
Weise zu ordnen.

Denn jener Gegenden jetziger Zustand
schwebte Uns vor Augen; und Wir hatten
nicht aufgehört die Unfalle zu beweinen,
die aus der allgemeinen Zerrüttung hervor-
gegangen, jene einst so blühenden, so reichen
Kirchen von Deutschland, ihres alten Glan-
zes und Besitzthums beraubt, und sie in
das tiefste Elend herabgestürzt hatten;
woraus für den katholischen Glauben
und seine Bekenner groges Unheil entstan-
den ist.



Cumque temporum conditio mi-
nime pateretur inclytae nationis Ger-
manicae Eoclesias ad splendidum an-
mduum statum aspicere revocatas,
oimme studium diligentiamqdue adbi-
bnimus, ut tantis malis ea saltem

Pararemus remedia, quae ad conser-
vandam illis in regionibus Catholicam
fidem, er ad animarum Christi fdelium
salutem procurandam inprimis neces-
saria, et opportuna esse viderentur.

Ilujus modi autem votis Nostris
mirilicc obsecundavit laudatus Borus-
sorum Rex, cujus propensam admo-
dum invenimus, et grato animo pro-
seduimur voluntatem in Catholicos
magno numero sibi, subditos, prae-
sertim ex Ei attributa grandi parte
Provinciarum ad Rhenum, ita ut
omnia tandem fausto, lelicique exitu
componerc,acpro Locorum positione,
atque Incolarum commoditate norum

in Borussiae ———J Sta-
tum, ei Dioecesium limites nunc con-

stituere, singulasque deinde Sedes,
ubi deliciant, propriis, dignis, ei,
idoneis Pastoribus donare valeamus.

Pro expressis igitur, ac de
Verbo ad Verbum insertis habentes,
omnibus iis, duac respiciunt infra di-
cendas, vel Ecclesiarum, et Capitu-
lorum, eorumque Peculiarium ante-
riorum jurium, ac Praerogativarum
extinctionem, aut immutationem sen

reordinationem ac respectivarum
Dioecesium dismembrationem, seu
novam applicationem, nec non cujus-

cumgque praecedentis juris metropoli-
tici annullationem, et insuper duo-
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Da nun die Umstande nicht vergon-
neten, diese Kirchen der ruhmvollen deut-
schen Nation in vorigen Glanz hergestellt
zu sehen, so haben Wir alle Muhe und
Fleiß angewandt, Uns wenigstens jene
Mittel zu verschaffen, die Wir als nothig
oder diensam erachteten, um in jenen Ge-
genden den katholischen Glauben zu erhal-
ten und das Seelen-Heil der Christen zu
befordern.

Diesem Unseren Verlangen hat der
vorbelobte Konig von Preußen sich uber-
aus gunstig erwiesen, dessen geneigten Wil-
len gegen die zahlreichen, seinem Zepter
unterworfenen Katholiken, besonders in

den Ihm zugetheilten Provinzen am Rhein,
Wir mit dankbarem Herzen erkennen. So
vermögen Wir denn nun endlich Alles zu
einem guten und heilsamen Ausgang zu
leiten, noch Lage der Orte und Bequemlich=
keit der Imwohnenden einen neuen Zustand
der Kirchen des preußischen Reichs, mit
neuer Begränzung der Sprengel, einzu-
richten, und den einzelnen Stühlen, da,
wo es daran mangelt, würdige und tüch-
tige Hirten zu verleihen.

Derohalben, indem Wir als qus-
drücklich erwahnt und von Wort zu Wort
hier eingeschaltet ansehen alles dasjenige,
was die Aufhebung, Umwandelung oder
Einrichtung der unten namhaft zu machen-
den Kirchen und Kapitel, wie auch deren
besonderer früheren Rechte und Vorrechte,
imgleichen die Theilung und Zusammen=
setzung der Sprengel und die Vernichtung
jedes früheren Metropolikanrechts betrifft
— indem Wir ferner durchaus ergänzen
die Zustimmung aller derer, die irgend zur

T2 Sache



rumcumque interesse habentium con-
sensui plenaric supplentes ex certa
scientia, et matura deliberatione

Noutris, deque Apostolicae Potestatis
„TPlenitudine, praevia ex nunc omni-
moda suppressione, extinctione, et
annullatione vacantis Episcopalis Se-
dis Aquisgranensis, cum illius Cathe-
drali Capitulo ad statum simplicis
Collegiatae ut infra reducendo, atque
alterius Episcopalis Ecchesiae, et Ca-
Pituli Cathedralis Corbejensis, neo
non Monasterii Abbatiae nuncupati
Neocellensis, vulgo Neuenzell, ex
nunc itemque alterius AKlonasterii
Abbatiae Pariter nuncupati Oliven-
sis en nunc pro tunc, dquando scilicet
ex Persona Venerabilis Fratris Josephi
de llohenzollern Episcopi Warmien-
s is moderni Abbatis Olivensis duomo-
documquc vacaverit; ut communia

duoque Germanorum vota lgts
etiam aucta commendationibus be-
Hnigno favore prosequamur, ad Omni-
Potentis Dei gloriam, et ad honorem
Beati Peiri Apostolorum Principis Co-
loniensem Ecclesiam, jam anten imer
Germaniae Sedes nulli antiquitate
ac splendore secundam, sub Invo-
catione laudati Principis Apostolo-
rum ad Aletropolitanae Ecclesiae gra-
dum restituimus, ac in illo perbeino
Constituendam esse decernimus, ei-
demque Metropolitanae suffragancas
assignamusEpiscopales Ecclesias Tre-
virensem, Monasteriensensem, alqdue
Paderbornensem.

Episcopalem pariter Ecclesiam
Posnaniensem sub Invocatione Sanc-
rlorum Peiri ei Pauli Apostolorum ad
Sedis Aletropolitanae gradum extolli-
mus, ac constituimus, eamdemque al-
teri archie piscopall Ecclesiae Gnes-
nensi sub Invocatione Sancti Adal-
derti per dimissionem Venerabilis Fra-
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Sache betheiligt sind — aus sicherer Un-
serer Erkenntniß, nach reifer Ueberlegung,
aus Fülle apostolischer Gewalt, und in
Vorgang gänzlicher Aufhebung, Erlt-
schung und Vernichtung, schon jetzt der
bischöflichen Kirche von Aachen (der#e#n
Domfapitel in ein Kollegiatstift venwan-
delt werden soll), wie auch der bischöflichen
Kirche und des Domkapitels zu Corvei,
und der Abtei Neuzell, dereinst aber (nam-
lich nach dem Abgange desjetzigenAbrs,
Unsers ehrwürdigen Bruders, Joseph
von Hohenzollern, Bischofs von Ermland),
auch der Abtei Oliva — willfahrend dem

allgemeinen Wunsche von Deutschland,
welcher Uns durch die Empfehlung des
Königs doppelt werth geworden ist— dem
allmächtigen Gott zur Berherrlichung, und
zur Ehre des Haupts der Apostel, des hei-
ligen Petrus, setzen Wir hierdurch wieder
ein in den Rang einer Metropole, die,
jenem Haupt der Apostel geweihre, Kirche
zu Cöln, die an Glanz und alterthümlicher
Mürde keinem andern Stuhle von Deutsch-
land nachgiebe, und verfügen, daß sie zu
ewigen Zeiten solcher Ehre genießen, und
ihr die bischöflichen Kirchen von Trier,
Munster und Paderborn als Suffragane
unkergeben seyn sollen.

Die bischöfliche Kirche zu Posen, auf
den Namen der seligen Apostel Petrus und
Paulus geweiht, erheben Wir gleichfalls
zum Range einer Metropole. Wir ver-
einigen sie für beständig mit jener andern,
dem Namen des seligen Adalbert geweih=
ten, gleichfalls erzbischöflichen, Kirche zu

Gnae-



tris Itnatii Raczinski uhimi illius Ar-
chiepiscopi in manibus Nostris libere
sactam, et per Nos admissam ad prae-
sens vacanti, aeque principaliter per-
petno unimus, et aggregamus, ac
Venerabili Fratri Timotheo Gor-
szenski moderno Episcopo Posna-
niensi curam, regimen, et administra-
tionem ipsius Ecclesiae Gnesnensis
Plenarie committimus, eumdemque
Archiepiscopum Gnesnensem, acPos-
naniensem constituimus, et deputa-
mus, ac Archiepiscopum Gnesnensem,
ac Posnaniensem semper esse, et ap-

Pellari mandamus, ejusdue juri Me-
tropolitico Episcopalem Ecclesiam
Culmensem Suffraganeam assignamus.

Episcopales vero Ecclesias Wra-
tislarviensem, ac Warmiensem huic
Sanciae sedi perpetuo immediate sub-
jectas esse, ac remanere-debere de-
rlaramus.

Singulis autem Archiepiscopis
et Episcopis omnia et singula jura,
Praceminentias, Praerogativas, ac
Privilegia aliis illarum Partium Archi-
eiscopis ei Episcopis legitime com-
Petentia trih uimus, et Confirmamus.

Quod spectat Capitulum Me-
tropolitanae Ecclesiae Coloniensis,
in eo Duas erigimus Dignitates, Prac-
Posituram videlicet, qduae Major erit
bost Pontilicalem, ac Decanatum se-
Cundam, decem Canonicatus Nume-
rarios, ei duatuor Canonicatus llono-
rarios, ac Praeterea, octo Vicarias,
seu Praebendatus.

Archiepiscopalis Ecclesiae Gnes-
nensis Capitulum constabit inposte-
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Gnesen, die durch freiwillige, zu Unseren
Handen geschehene und von Uns geneh-
migte Entsagung Unsers ehrwurdigen Bru-
ders Ignatz Raczynski, ihres letzten Erzbi-
schoffs dermalen erledigt ist. Die Obhut,
Weide und Verwaltung dieser Kirche zu
Gnesen ubertragen Wir ganzlich Unserm
ehrwürdigen Bruder Timotheus Gor-
zenski, Bischofe zu Posen, welchen Wir
hierdurch zum Erzbischofe von Gnesen und
Posen bestellen. Wir wollen, daß er für
immer Namen und Würde eines Erz-
bischofs von Gnesen und Posen annehme
und führe. Seinem Metropolitanrecht
unterordnen Wir die bischöfliche Kirche
von Culm.

Anlangend die bischöflichen Kirchen
von Breslau und Ermland, so sind und
bleiben dieselben Unserm heiligen Stuhle
unmittelbar unterworfen.

Diesen Erzbischsfen und Bischofen
allen verleihen und bestätigen Wir den
vollen Inhalt jener Gerechtsame, Ehren,
Vorzüge und Freiheiten, deren sich andere
Erz-Bischöfe und Bischöfe jener Gegen-
den rechtmäßig erfreuen.

Was anlangt das Kapitek der Me-
tropolikan-Kirche zu Kölln, so errichten
Wir in demselben zwo Würden, nämlich
die Probstei, welche den Rang hat nächst
dem Erxzbischofe, und zur zweiten Würde
die Dechantei, sedann zehn wirkliche und
vier Ehren-Kanonikate, auch acht Vika-
rien oder Pfründen.

Das Kapitel dererzbischöflichen Kirche
zu Gnesen wird künftig nur aus einer

Würde



rum ex unica dumtaxat Praepositi
Dignitate, et ex numero sex Canoni-
catuum, alterius vero Posnaniensis
Archiepiscopalis Ecclesiae Capitulum
eflormabunt duo Dignitates, Pracpo-
siti videlicet, ac. Decani, octo Cano-
nicatus Numerarii, et alii quatuor Ca-
nonicatus Honorarü, nec non octo
Vicariae, seu Praebendatus.

Cathedralium Ecchesiarum Trevi-
rensis, atlue Paderbornensis respec-
tirum Capitulum constabit es Duabus
Dignitatibus, unanempePracpositi, ac
allera Decani, ex octo Canonicatibus
Numerariis,etquatuorCanonicatibus
llonorariis, atduc e dex Vicariis, seu
Pracbendatis.

In Cathedrali Ecclesia Monaste-
riensi Capitulum constituent binae
Dignitates, lajor nempe Praepositu-
rae, ac scecunda Decanams, octo Ca-
nonicatus Numerarll, quatuor Hono--
raril Canonicatus, et octo Vicariae,
seu Praebendatus. —-

Culmensis Cathedralis Ecclesiae
Capitulum constabit ex binis Pigni-
tatibus, Praepositurae videlicet, ac
Decanatus, ex octio Canonicatibus
Numerariis, eKquatuor Honorarlis Ca-
nonicatibus, et e sex Vicariis, seu
Praebendartis.

Cathedralis Ecclesiae Wratisla-
viensis Capitulum ellormabunt duco
Dignitates, una videlicet Pracpositu-
rae, et altera Decanatus, decem Ca-
nonicatus Jumerari# duorum primus
Scholastici Praebendam adnexam ha-
bebit, ser Canonicatus llonorarlü#,
atque octo Vicariae, seu Praeben-
datus.

Demum duod allinet ad Episco-
Palem Ecclesiam Warmiensem, illius
Cathedrale Capitulum in eo duc nund
reperitur statu consistet; reservata
tamen Nobis, ac Romanis Pontifici-
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Waurde bestehen, namlich der probstei-

—.

lichen, und aus Kanonikakren sechs an der
Zahl; dahingegen bilden das Kapitel der
anderen erzbischöflichen Kirche zu Posen
zwo Würden, Probstei und Dechamei,
acht wirkliche und vier Ehren-Kanontkatz,
auch acht Vikarien oder Pfründen.

Die Kapitel der beiden bischöflichen
Kirchen von Trier und Paderborn werden
ein jedes bestehen aus zwo Würden, näm-
lich Probstei und Dechantei, aus acht
wirklichen und vier Ehren-Kanonikaten,
und sechs Vikarien oder Pfründen.

In der bischöflichen Kirche zu Mün-
ster werden das Kapitel ausmachen zwo
Würden, nämlich als Erste die Probstei,
und als Andere die Oechantei, sodann acht
wirkliche und vier Ehren Kanonikate, auch
acht Vikarien oder Pfründen.

Das Kapitel der bischöflichen Kirche
zu Kulm wird bestehenauszwoWürden,
Probstei und Dechant#i, aus acht wirk-

lichen und vier Ehren-Kanonikaten, auch
aus sechs Vikarien oder PRründen.

Das Kapitel der bischöflichen Kirche
zu Breslau werden bilden zwo Würden,
nämlich die Probstei und Dechantei, dann
zehn wirkliche Kanonikate, deren Erstes
die Schulpräbende mit sich führt, und sechs
Ehren-Kanonikate, auch ache Vikarien
oder PMründen.

Was endlich angeht das Kapttel der
bischöflichen Kirche von Ermland, so blei-
bei solches für jetzt in seiner bisherigen
Verfassung, jedoch so, daß Uns und Un-

sern



bus Successoribus Nostris facultate
Capitulum ipsum ad aliarum in Regno
Borussico existentium Ecclesiarum
normam imposterum conformandi.

Porro in qdualibet ex antedictis
Ecclesiis tam Archiepiscopalibus
qduam Episcopalibus Animarum Pa-
rochianorum Ccura habitnualis reside-

bit penes Capitulum, actualis vero
ab uno e Capitularibus ad hoc ex-

Presse designando, et praevio exa-
mine ad formam sacrorum Canonum
ab Hrdinario aPProbando Cum Vica-
riorum auxilio exercebitur; ac in
unoquoque ex üsdem Capitulis duo
ab ordinario stabiliter deputandi erunt
idonei Canonici, a quorum uno Poe-
nitentiarii, ab altero vero sacram

scripturam statis diebus Populo ex-
ponendo Theologi respertive munera
fideliter adimpleantur-

rP
Singulis Prolegto ex Primodicto--

rum Capitulorum Canonicis Honora-
riis, quos ad personalem residentiam
et ad Servitium Chori minime obliga-
tos esse declaramus, ideem cum Resi-

dentibus Canonicis aditus ad Chorum
et ad caeteras Ecclesiasticas Functio-

nes Patchit;: Nosdue ad majus prae-
dictarum Ecclesiarum decus. Ac splen-
dorem omnibus antedictis Dignitati-
bus, ei Canonicis Indultum utendi
iisdem Insigniis, quibus antea srue-
bantur, expresse consirmamus, et
quatenus opus sit de novo concedi-
mus, et elargimur.

Cuilibet similiter ex supradictis
Capitulis Cathedralibus nunc, es Pro
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sern Nachfolgern, den Pabsten zu Rom,
vorbehalten sey, dasselbige in Zukunft nach
der Weife anderer Kapitel des preußischen
Reichs umzugestalren.

Ferner soll in allen den vorgenann-
ten erzbischöflichen und bischöflichen Kir-
chen die Seelsorge über die Parrgemeinen
zwar ein Recht des Kapitels seyn; sie soll
jedoch einem, eigens dazu bestellten, von
dem Erzbischofe oder Bischofe in Vorgang
gehöriger Prüfung, nach Vorschrift der
kanonischen Satzung bestätigtem Mitgliede
anvextrauf und von demselben mit Hülfe
der Müarien ausgeübt werden. Auch
sollen in jedem der gedachten Kapitel von
dem Erzbischofe oder Bischofe zwei Chor-
herren für immer angewiesen werden, de-
ren der Eine des Beichtvater-Amtes, der
Andere hingegen des Amtes eines Got-
tesgelehrten, welcher an bestimmten Tagen
dem Wolke die heilige Schrift erklärer,
treulich zu warten hat.

Die Ehren-Kanonici vorgedachter
Kapitel sollen zur persönlichen Residenz
und Abwartung der Chorstunden durch-
aus nicht verpflichtet, aber dennoch berech-
tigt seyn, an diesen Stunden und allen
gottesdienstlichen Berrichtungen, gleich
den wirklichen Kanonicis, Theil zu neh-
men. Und zu Zier und größerem Glanze
jener Kirchen bestckigen und nach Unter-
schied verleihen Wir allen Würden und
Kanonicis sich solcher Auszeichnungen zu
gebrauchen, als bisher üblich gewesen
sind.

Zugleich ermächtigen Wir die vorge-
nannten Domkapitel,so itzt als kunftig,

« daß



tempore existentibus, ut ipsi capitu-
lariter congregati pro novo, et cir-
dumstantiis magis accomodato earum-
dem Archiepiscobalium, et Episco
Palium Ecclesiarum, earumque Chori
duotidiano servitio, nec non rerum,
ac jurium tam Spiritnalium, duam
temporalium prospero, (telicique re-
gimine, gubernio, ac directione, one-
rumque iis respective incumbemium
supportatione, disrtributionum quoti-
dianarum, et aliorum qucorumcumque
eemolumentorum eractione, ac divi-
sione, et poenarum incurrendarum
Da non interessentibus Divinis Ofliciis

incursu, singulorum praesentiis, et.
absentiis nolandis, Caeremoniis, ac
ritibus serrandis, et qduibusvis allis
rebus circa praemissa necessariis, ei:
Opportunis duaecumque Statuta, Or-
dinationes, Capitula, ei Decreta, li-
cita tamen, atqdue honesta, et Sacris
Canonibus, Constitutionibus Aposto-
liciy, Decretisdue Concilil Tridentini
minime adversantia suh praesidentia,
inspechione, ctapprobatione respecti-
vorum ArchiePiscoborum, ei Episco-
PDorum edere, atqdue edita declararc,
et interprelari, ac in meliorem tor-
mam redigere, et reformare, seu alia
de novo, ab illis ad quos spectat, er
Pro tempore spectabit inviolabilirer
Ooserranda, sub poenis in contrala-
cientes statuendis pariter condere,
alque edere libere, ac licite valeant,
lacultatem perbetno concedimus, er
ImDerimur.

Dignitatum Canonicorum, ei
Vicariorum. seu Prachendatorum nu-
mero tam in metropolitanis, qduam in
Cathe dralibus Capitulis ursupra prae-
finito, ad Ca tam pro hac prima vice,
uam Pro H#uris temporibus compo-
nenda statuimus, ut imposterum qui-
libet ad Diguitates, et Canonicalus
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daß sie zu neuer und angemessener Ord-
nung des Dienstes ihre: Kirchen und des
td)lichen Stundengebers darin, auch zu
heilsamer Leitung, Führung und Verwal-
tung geistlicher und zeitlicher Angelegen-
heiten und Gerechrsame, zu Erfüllung ib-
rer Obliegenheiten, zu Einziehung und
Vertheilung der täglichen und übrigen
Hebungen und Nutzungen, zu Anordn#ung
der Strafen wider solche, so im Gottes-
dienste säumig sind, zu Aufzeichnung der
Anwesenden und Abwesenden, zu Haltung
der Zeremonien und Gebräuche, und was
sonst zu allem diesem irgend nützlich und
nöthig ist—Satzungen,Ordnungen, Ka-
Fitel und Beschlüsse, ehrbaren und erlaub-
ten Inhalts, so den heiligen Kanons, den
oposkolischen Verordnungen und den Be-
schlüssen der Versammlung von Trient
nicht widersprechen, unter Vorsitz und mit
Gutheißung ihrer Ordinarien, aufrichten,
erklären, auslegen, in bessere Fassung brin-
gen, abandern, auch deren ganz neue, so
von allen die es jetzo angeht und dereinst
angehen wird, zu beobachten sind, abfas
sen und ausgehen lassen mögen.

Und nachdem Wir eines jeden Me-
tropolitan= und Domstifts-Würden, Ka-
nonikate, Vikarien oder Pfründen der
Zahl nach, wie vorstehet, festgestellt, als
setzen Wir zu deren jetziger und zukünf-
tiger Einrichtung hierdurch fest, daß, wer

immer
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aseduendos infrascriptis ornatus esse
debeat requisitis, nempe, qguocd ma-
jores sacros ordines susceperit, uti-
lemque Ecclesiae operam saltem per
duinquennium navaverit, vel in Ani-
marum Cura exercenda, ant adjuvan-
da sese Praestiterit, vel Theologiaec,
aut Sacrorum Canonum Professor ex-

titerit, vel alicuique in Regno Borus-
Sico cekistenti PEpiscopo in Dioece-
Sanae administrationis munere inser-

vierit, vel demum in Sacra’Theologia,
aut in Jurc Canonico Doctoratus Lau-
ream rite fuerit consequutus; Ppostre-
mae tamen hujusce conditionis ellectu
x justis, gravibusque causis per De-
cennium a Data pracsentium compu-
tandum in usbenzum remanente. Cu-
juscumquc vero conditionis ecclesias-
ticos Viros aeqduali jure ad Dignitates,
et Canonicatus obtinende Caudere
debere decernimus. Iiemgque statuimus
Unam in #lonasteriensi, ac alteram in
Wratislavriensi Cathedralibus Lccle-
siis Canonicalem Prachendam desi-
gnandam, ei ab eo ad duem justa
mensium allernativam pertinebiosem-
Per, ei duandocumque conferendam
esse uni, et alteri canonica requisita
habentibus ex Drofessoribus Universi-
latum in dictis respectikis Civitatibus
ckistentium; atdue ulterins decerni-
mus, tam Pracpositum Parochialis
LEcclesiae Sanctac lledwigis Civitatis
Berolinensis, guam Decanumcommis-
sarium ELcclesiasticum in Comitatu
Glaccensi pro tempore esxistentes inter
Honorarios Canonicos Wratislavien-
Sis Cathedralis Capituli esse Cooptan-
dos; ita ut Pari cum üs fruantur jure,
locum illum, aldue Ordinem tenen-
tes, dui secundum respectivae Nomi-
nationis tempus ipsis competere
dignoscatur. Ouilibet autem ex cano-
nicis llonorariis in unumquodque ez
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immer zu vorgedachten Wärden und Ka-
nonikaten gelangen will, mit nachstehen-
den Erfordernissen begabe seyn soll; nam-
lich: daß er die höheren heiligen Weihen
empfangen, zum mindesten fünf Jahre
lang in dem Haupt= oder Hülfsseelsorger-
amte, oder in dem Lehramte der Gottes-
gelahrtheit und des kanonischen Rechtes,
oder in eines preußischen Bischofes Ver-
waltung gestanden und der Kirche mit
Nutzen gedient, oder die höchste gelehrte
Wurde in der Gottesgelahrtheit oder in
dem kanonischen Rechte gehörig erworben
haben müsse. Dieses letzteren Erforder-
nisses bindende Kraft wird jedoch aus er-
heblichen Gründen für den Verlauf der
nächsten zehn Jahre von diesem Tage ab
noch ausgesetzt. Uebrigens sollen Stand
und Geburt der Geistlichen in Erlangung
der Würden und Kanonikate von nun on

keinen Unterschied des Rechts weiker be-
gründen. Zugleich verfügen Wirhierdurch,
daß in dem Kathedral-Kapitel zu Münster,
wie auch zu Breslau, Ein Kanonikat
auserlesen werde, um von demjenigen,
dem es nach der Monate Wechsel gebüb-
ret, je allezeit einem öffentlichen Lehrer an
den hohen Schulen gedachter Städte, der
jedoch mit den kanonischen Erfordernissen
begabt sep, verliehen zu werden. Glei-
chermaaßen verordnen Wir, daß der je-
weilige Probst an der Pfarrkirche der hei-
ligen Hedwig zu Berlin, wie auch der je-
weilige Landdechant der Grafschaft Glatz,
den Ehren-Kanonicis der Domkirche zu
Breslau sollen zugezählt werden, also daß
sie durchaus mit den übrigen gleiche Rechte
geniegen, und ihre Stelle und Ordnung
einnehmen nach dem Alter ihrer Ermen-

1 nung.



antedictis Capimlis cooptandus su-
mendus erit ed numero Archipresby-
terorum Animarum curam in respe-
eCtiva Dioecesi laudabiliter exercen-
num.

Quod vero attiner ad novwam

Supradictorum Capitulorum pro hac
Prima vicc ea qua convenit celeritate

Kplendam compositionem, infrano-
minando harum Literarum Nostrarum

Exequntori poteslatem facimus, ut in
nnaquaque Ecclesia tam Dignitates,
et Canonicalus, duam Vicarias, sen
Prachendatus achku vacantes, dquae ad
acluandum numerum ut supra desi-

Snatum fortasse delicient, dignis et
idoneis Leclesiaslicis Viris ex delegata
Sibi speciali Apostolica facultate, ac
bujus sancise sedis nomine’conferat;
ita tamen ut il dumtalar, qui de Di-
Bnitatihus, et Canonicatibus ab ipso
Provisi luerint, Apostolicas npvae
Provisionis, et Confirmationis Literas
infra sex menses ex iund prozimos a

Dataria Nostra impetrare, et expe-
dire facere teneantur. Ei si contin-

PBäat, duod in aligqus ex Metropolitanis,
vel Cathedra'ibus in Borusziae Regßno-
existentibus Ecclesiis Dignitates, Ca-
nonici, ei Vicarii, seu Prachendati
legitime, et Canonice instituti adhuc
virentes respectirum numerum a No-

bis ut supra praclinitum excedant,
Praedictus Exequutor Apostolicus,
vocatis auditisque interesse habenti-
bus, aut per voluntarias jurium abdi-
eEationes ab illis, vel ab illorum ali-
duibus emirttendas rem componat,
Proviso insimul per congruas vitalitias

nung. Ein Jeglicher aber der Ehren-Ka-
noniei vorgedachter Kirchen insgemein soll
aus der ZJahl der Erzpriester genommen
sern —derer, die sich in der Seelsorge
mit Ehren versucht haben.

Was aber für jetzo die neue Zusam-
mensetzung vorgedachter Kapitel betriffr,
welche allerbaldest zu bewirken ist, so er-
theilen Wir Unserm, unten zu benennen-
den Vollzieher die Gewalt, in einer jeden
der vorgenannten Kirchen, solche Würden,
Kanonikate und Wikarien, als wirklich
erledigt sind, und bis zur Erfüällung vor-
gedachter Zahl, an würdige und geschickte
Geisiliche, aus besonderer ihm übertrage-
nen apostolischer Macht und im Namen
dieses heiligen Stuhls, zu verleihen; der-
gestalt indeß, daß jene, welche durch ihn
zu Wuürden und Kanonikaten beförderr
werden, gehalten sepn sollen, innerhalb
den nächsten sechs Manaten nach ihrer
Beförderung bei Unserer apostolischen Da-
tarie neue Verleibungs-und Bestätigungs-
Briefe einzuyolen und ausferrigen zu
lassen. Und, da sich zutrüre, daß in einem
oder andern Metropolltan= oder Kathedral-
Kapitel des Preußfischen Reichs, von den
Würden, Canonicic und Bikarien oder
Pündnern, rechtmäßig und kanonisch ein-
gesetzt, noch mehr am Leben wären, als
Unsere oben erwähnte Anzahl feststeller;
sosoll vorgedachrer apostolischer Vollzieher,
nach vorgängiger Ladung und Anhorung
der Betheiligten, durch freywillige Ver-
zichr aller oder Einiger von ihnen, die Sache
abthun, vorforgend, daß durch angemes
senes lebenslängliches Jahrgeld, wie der
durchlauchtigste Kömg versprochen hat,
derselben Unkerhalt gesichert werde. —
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Pensiones, jam Serenissimo Rege
Pollicitas Dimittentium zubstenta-
tioni, aut si abdicationes hujusmodi
minime habeantur, vel suffeientem
mnumerum non attingant in hoc casu,
dui numerum in supradicta Nostra
dispositione prachinitum excedentes
Dignitatum, Canonicatuum, et Vica-
riatuum possessionem postremo Loco
adepti fuerint, si apud Eccesias suas
resideant, Capitulares quidem, er
Vicarüt respective esse pergent, juri-
bus, ei Pracrogativis nunc iüs compe-
tentibus fruentur, suosque redditus
in ea qduantitate percipient, qua in
Praesens gaudent. Sed quando Bene-
ficia ab ls oblenta qducocumque modo
vacaverint aliis Conferri minime po-
terunt, atquc ex nunc Pro tunc sup-
pressa, et extincta debeant intelligi,
ad hoc ur deinceps praelixus ut supra
numerus in reshectivis Capitulis ad
amussim observetur. Quod sl in ali-
duo Capitulo Canonici minoribus in
Praesemiarum fruamur reddiribus.
duam qui luturis corum loco assi-
gnantur, nullum isti redditunm augu-
mentum consequenturnisiabExsequu-
rtore Apostolico sSingillatim similil,us
amplioribus reddiribus donati luerint.

Futuro autem tempore, sc suc-

Cessivis vacationibus a Nobis, et Ro-
manis Pontilicibus Successoribus

Nostris Praepositura, quase Major
post Pontilicalem Dignitas in supra-
memoratis Archiepiscopalibus, et
Episcopalibus Lcclesüs, nec non in
Lcclesia Aqduisgranensi in Collegiatam
ut infra eritzenda, itemqgue Canonica-
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Wo aber solche Verzichtungen, entweder
gar nicht oder nicht in genügender Anzahl,
zu erhalten wären, sollen alsdanndieüber-
zaähligen Würden, Kanonici und Vikarien
oder Pründner, welche später zum Besibe
gelangt sind, falls sie bei ihren Kirchen
wohnen, und fortfahren wollen, Kapitu-
laren und Wikarien zu seyn, in dein Ge-
nusse der Rechte und Borzüge, die ihnen
dermalen zukommen, nicht gestört werden,
und sollen ihre Einkünfte nach demMaatz-
stabe, wie jetzt, fortfabren zu beziehen.
Wenn aber ihre Pründen, die see jetzt be-
sitzen, dermaleinst, gleichviel auf welche
Weise, zur Erledigung gelangen: so kon-
nen solche keineswegs wieder besetzt, son-
dern sollen nun alsdann für aufgehoben
und erloschen angesehen und in den unrer-
schiedlichen Kapiteln die oben festgesetzte
Jahl genau gehalten werden. Wo aber
in irgend einem Kapitel die Kanonici bis-
her geringere Einkünfte bezegen hätten,
als diese Verordnung ihren Nachfolgern
bestimmt, sollen sie keinen Anspruch auf
diesen Zuwachs haben, es wäre denn, daß
der aposkolische Vollzieher ihnen einzeln
und ausdrücklich solche größere Einkünfte
beigelegt hätte.

Zutünftig aber, bet sich ereignenden
Erledigungen in den gedachten erzbischöf-
lichen und bischöflichen Kirchen, auch in
der Kirche zu Aachen (die, wie schon er-
wähnt, in ein Kollegiatstift verwandelt
werden soll) werden Wir und Unsere
Nachfolger, die Päbste zu Rom, nicht
mur die Probstei, welches die erste Würde
nächst der bischöflichen ist, sondern auch
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tus in Mensihus Jannarii, Martii, Maii,
Julil, Septembris, ac Novembris in
Praefatis Ecclesiis vacantes conferen-
tur qduemadmodum in Capitulo Wratis
laviensi hactenus facium est: qduo
vero ad Decanatus in praedictis Me-
tropolitanis, ei Cathedralibus Eccle-
slis, et ad Canonicatus tam in ipsis,
duam in dict Aquisgranensi Ecclesia
in Collegiatam erigenda, in aliis sex
mensibus vacantes ab Archiepiscopis
et Episcopis respective conferentur.
Vicariatus autem, sen Praebendatus

in praedictis Ecclestis quccumque
mense vacaverint respectivorum Ar-

chiepiscoporumetEpiscoporum col-
lationi relinquimus.

HRem denique Germaniae gra-
tissimam, simulque praelandato Bo-
russiae Regi acceptissimam, Nos esse
facturos judicantes, si electionum
jure in Transrhenanis Ecclesiis reten-
to, ac Cconlirmato, et in Cisrhenanis

cessato per Apostolicas Dispo#itioncs
anni millesimi octingentesimi Pprimi
nunc in ipsis Cisrhenanis Dioeccsibus

Praelati Regis Temporali Dominio
subjectis, idem jus electionis redinte-
gretur, duoad Capitula Ecclesiarum
ad Germaniam pertinentium, nempe
Colonieneis, Trevirensis, Wratisla-
vien##is, Paderbornensis et Monate-

riensis, decernimus, ac statuimus,quod
alia qduacumque ratione vel consue--
tudine, nec non electlionis, ei postu-

lationis discrimine, nobilitatisque
natalium necessitate sublatis Capitu-
lis Praedictis, postquam supradicta
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die in den Monaten Januar, Marz, Mai,
Julius, September und November zur
Erledigung gelangenden Kanonikate ver-
leihen, und zwar in derselbigen Art und
Weise, wie bisher zu Breslau gesche-
hen ist. Was aber die Dechanteien an
gedachten Metropolitan- und Kathedral-
Kirchen anbelangt, desgleichek die Kano-
nikate, so daselbst und in dem kunftigen
Kollegiatstifte zu Aachen, in den ubri-
gen Monaten des Jahrs erledigt wer-
den: so fallen solche der Vergebung der
betreffenden Erzbischofe und Bischofe an-
heim. Die Vikareyen aber oder Pfrun-
den, in was fur einen Monat sie ledig
werden mogen, uberlassen Wir ganzlich
zur Verleihung der betreffenden Erz-
bischöfe und Bischöfe.

Endlich glauben Wir dor deutschen
Nation etwas Angenehmes und dem vor-
belobten Könige von Preußen etwas Wohl-
gefäalliges zu erweisen, wenn Wir das Recht
der Wahlen, welches in den überrheint-
schen Kirchen erhalten und bestatigt, in den
diesseits Rheins Belegenen aber, durch apo-
stolische Verfügung vom Jahre 1801.
ausser Gang gebracht worden ist, in jenen
diesseit Rheins belegenen Sprengeln, die
dem Zepter des genannten Königs im Zeit-
lichen unterworfen sind, wieder herstellen.
Daher verordnen und verfügen Wir, in
Ansehung der zu Demschland gehbrigen
Kirchen von Kölln, Trier, Breslau, Pa-
derborn und Münster: daß mit Aufhe=
bung jeder andern bisherbestandenen Weise
und Gewohnheit, auch jedes Unterschiedes
von Wahl. und Postulation, und des Er-
fordernisses adlicher Geburt, besagee Ka-
pikel (sobald sie auf vorerwahnte Weise

ein-



methodo constituta, et ordinata erunt
facultatem tribuimus, ut in singulis
illarum sedium vacationibus per An-
tistitum respectivorum obitum etra
HRomanam Curiam, vel per earum
sedium resignationem, ei abdicatio-
nem (excepto tamen Ppraesenti casu
vacationis Coloniensis, ac Treviren--
sis Ecclesiarum) infra consuetum Tri-

mestris spatium Dignitates, ac Cano-
nici capitulariter congregati, et ser-
valis Canonicis regulis novos Antisti-
tes ex Ecclesiasticis quibuscumque

viris Regni Borussici incolis, dignis
tamen, ei juxta Canonicas sanctiones
idoncis servatis servandis ad formam

sacrorum Canonum eligere possint;
Ad hujusmodi autem Electiones jus
suffragii habebunt Canonici, tam Nu-
merarii, duam Honorarii, ne exclusis

duidem illis, dui ulira Capitularium
numerum in hac reordinatione prae-

i itum, duc ad vixerint in ipsis Ca-
Pitulis Conservabuntur.

Nihil vero in Capitulis Episco-
Palium Ecclesiaram Warmiensis, et
Culmensis, nec non Archiepiscopa-
lium Gnesnensis et Posnaniensis invi-

cem perpetuo unitarum, innovantes
mandamus dumtaxat ut Gnesnenses,
et Posnanienses Capitulares ad Ar-
chiepiscopi electionem conjunctim
debeam procedere. Quod autem
sPectat vacantem Episcopalem Eccle-
siam Wratislaviensem, specialem po-
testatem facimus, quinque actu in illa
existentibos Dignitatibus, nempe
Praeposito, Decano, Archidiacono,
Scholastico, et Custode, octo Cano-

eingerichtet und zusammen gesetzt soyn wer-
den) sich solchen Rechts sollen zu erfreuen
haben. Es sollen nämlich bei jeder Erle-
digung jener Stühle, es sey durch Todes-
fall entra curiam, oder dusch Abdankung
umnd Entsagung (mit Ausnahme jedoch der
jetzigen Erledigungen von Kölln und Trier)
innerhalb der gewöhnlichen Frist von drei
Monaten, die Würden und Kamonici ka-
pitularisch versammelt und mit Beobach-
kung der kanonischen Borschrifken, aus der
gesammten Geistlichkeit des Preußischen
Reichs sich einen würdigen, und mit den
kanonischen Erfordernissen begabten Mann
zu ihren Vorgesetzten kanonisch zu erwäh-
len, ermächtiget seyn. Bei dergleichen
Wahlen aber sollen nicht blos die wirkli-
chen, sondern auch die Ehren-Kanonici
eine Stümne führen, selbst jene, die über
die, in dieser Verordnung festgesetzte An-
zahl, auf ihre Lebzeit in den Kapiteln bei-
behalten werden, sollen nicht davon aus-
geschlossen sepn.

In Ansehung der Kapitel der bi-
schöflichen.Kirchenvon Ermland und Kulm,
und der erzbischöflichen von Gnesen und
Posen (die beständig vereinigt sind), ent-
halten Wir Uns etwas Neues zu verfü-
gen, außer, daßdie Kapirularen von Gne-
sen und Posen bei der Wahl ihres Erzbi-
schofes gemeinschafrlich verfahren sollen.
Was aber die erledigte bischsfliche Kirche
von Breslau betrifft, so ertheilen Wir den
dermalen in ihr bestehenden fünf Würden,
nämlich dem Probste, Dechant, Archidia-
kon, Scholaster und Custos, wie auch den
acht refidirenden und den sechs Ehren-
Kanonicis, die gegenwartig das Kapitel

jener



nieis residentibus, ei sex Canonicis

Honorariis, qui nunc ejus Ecclesiae
Cnpitulares habentur, ut ad novi
Lpiscopi elecionem Canonicam mo-
do, ct (orma praemissis, hac etiam
Prima vice Procedere Possint, er va-
leant.

Cuaelibet vero Electionum hu-
susmodi Instrumenta in aurhentica
sorma exarata, ad Sanctam Sedem de
more mittentur, a qua si Electio Ca-

nonice peraeta agnoscetur, et ex pro-
Cessu Inquisitionis deinde a Romano
Pontilice in singulis casibus alicui ex
Archiepiscopis, vel Episcopis intra
fines RegniBorussici existentibuscom-
miitendo, et ad sormam instructionis
jussu San. Mem. Urbani Octavi Prac-
decessoris Nostri editae diligenter
exarando de electi idoneitate consti-
rerit, electiones hujusmodi a Nobis,
et Romanis Pontificibus Successori-

bus Nostris juxta statutum morem per
Apostolicas Literas confrmabumur.

In singulis praeterea Cirvitati=
bus, tam Archiepiscopalibus, qduem
Fpiscopalibus unum Clericorum Se-
minarium, vel conservandum vel de
novo quamprimum erigendum esse
statuimus, in qduo is Clericorum nu-
merus ali, atque ad formam Decreto-
crum Sacri Concilil Tridentini institni,
ac educari debeat, qui respectvarum
Dioecesium amplitudini, et necessi-
tati respondeat, duique ab Exequu-
Lore praesentium Literarum congrue
erit praefiniendus: Arcchiepiscopi ta-
men Cnesnensis, et Posnaniensis ju-

dirio, éPrudentiae relinquimus,vel
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jener Kirche vorstellen, die besondere Be-
fugniß, daf sie zur kanonischen Wahl ibres
neuen Bischofs, in der Art und Weise wie
vorgemeldet ist, auch für dieses ersiemal
vorschreiten knnen.

Es foll jedoch über jede solche Wahl
eine in beglaubigter Fonn abgefaßte Ur-
kunde an Unsern heiligen Stuhl eingesen-
det werden. Wenn dieser dann die Wahl
für kanonisch vollzogen anerkennet, und
Kraft der Untersuchung, die der römische
Pabst jederzeit einem preußischen Erzbi-
schofe oder Bischofe auftragen, und dieser
nach Vorschrift der Oienstanweisung Unse-
res Vorfahrs Urban's VIIl. seeliger Ge-
dächtniß mit allem Fleiße führen wird, sich
von des Enwädlten Tüchtigkeit überzeuge:
so werden Wir und Unsere Nachfolger,
die Päbste zu Rom, jede solche Wahl, be-
stehendem Gebrauche gemäß, durch apo-
stolische Briefe beskätigen.

Es soll überdem in jeder erzbischöf-
lichen und bischöflichen Stadr ein geistli-
ches Seminar erhalten oder neu gegrün-
bet werden, damit darin eine solche Anzahl
angehender Kleriker unrerhalten und nach
Vorschrift der Beschiüsse von Trient un-
terrichtet und gebildet werden möge, als
es der Umfang und Bedarf der Sprengel
fordern, und der Vollzieher dieses gegen-
wärtigen Briefes genau anordnen wird.
Dem Erzbischofe von Gnesen und Posen
überlassen Wir: ob er in beiden Stadten
ein besonderes oder in der Stadt Posen,
wo die Gebände besser sind, für beide
Sprengel, ein gemeinsames Seminar zu
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in utradue Civitate proprium, ac
distinctum, vel unum tantum in Pos-
naniensi Civitate, quia amplis aedibus
constat, pro Clericis ambarum Dioe-
cesium Seminarium constabilire prout
Ecclesiarum ipsarum utilitas postu-
laverit.

Volentes nunc praevia dismem-
bratione, separatione, atque immu-
tatione nonnullorum Locorum, eir
Paraeciaruma priorum Ordinariorum
jurisdictione subtrahendarum ad elle-
Clum illa, ei illas Dioecesibus infra-
scriptis noviter aggretgandi, atque in-
corporandi, prout magis in Domino
opportunum visum fuerit, et auditis
etiam Venerabilibus Fratribus Nostris
S. R. E. Cardinalibus Congregationi de
Propaganda Fide Praepositis ad no-
vam Dioecesium circumscriptionem
procedere, ut singularum distinctis
finibus Jnacestiones omnes auferantur
circa Spiritualis jurisdictionis exer-
citium, earum Distributionem, ac Di-
visionem de Apostoligpae potestatis
Plenitudine decernimus, Praescribi-
mus, ei constituimus juxta eum, qui
sequitur, modum, videlicet:

Metropolitanae Ecclesiae Colo-
niensis Dioecesis eflormabitur ex Pa-
raeciis selcentum octoginta ser Par-
tim in sinistra, Partimin dextera Kheni
ripa positis. Et in sinistra quidem
complectetur Paraecias omnes pridem
in suppressa ad praesens Aquisgra-
neusi Dioecesi contentas, duae ad
Provincias pertinent Coloniensem,
Dusseldorphinam, et Aquisgranen-
"sem, nempe ultra Paraccias Civita-
tum Coloniae, ei Aduisgrani Lccle-
Sias Cantonalcs nuncupalas — Berg-
heimerdörif—Bonna,vulgo Bonn —
Brehl — Kerpen — Lechenich —

Lessenich — Loevenich — Mecken-
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haben vorziehe, nach dem, was zumgröße-
ren Wohl der Kirche gereicher, lzu be-
stimmen.

Indem Wir nun, nach vorgängiger
Theilung, Trennung und Veränderung
einiger Oerter und Parreien, die der Ju-
risdiction ihrer bisberigen Ordinariate
entzogen, und den unten nahmhaft zu
machenden Sprengeln neu hinzugefügt
und einverleibet werden sollen; — gemäß
Unserer besten Erkenntniß in dem Herrn,
auch nach angehörtem Rath Unserer ehr-
würdigen Brüder jener Kardinäle der hei-
ligen Kirche zu Rom, die der Versamm-
sammlung von der Verbreitung des Glau-
bens vorstehen, zu neuer Umschreibung
der Oiözesen übergehen: so ordnen, setzen
und verfügen Wir, damit bei genauer
Grenzbestimmung allen Irrungen in Be-
treff der Ausübung der geistlichen Juris-
diction vorgebeuget werde, wegen deren
Vertheilung in nachfolgender Weise:

Der Sprengel der Metropolitan-
Kirche von Kölln soll gebildet werden aus
sechshundert und achtzig Parreien, welche
theils am rechren, theils am linken Ufer
des Rheins belegen sind. Und zwar am
linken Ufer begreift er alle Pfarreien der
aufgelösten Diözes Aachen unter sich, die
zu den Regierungsbezirken Kölln, Aachen
und Dusseldorf gehören; nämlich neben
den Pfarreien der Stadte Kolln und Aachen
auch die sogenannten Kantonpfarreien
Bergheimersdorf, Bonn, Bruhl, Kerzen,
Lechenich, Lessenich, Löwench, Mecken-
heim, Munstereiffel, Zulpich, Krefeld,
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heim — Münstereiffel — Zolbiacum,

vulgo Zülpich —Crefeld— Dahlen —
Dormagen — Elsen — Gladbach —

Neuts — Urdingen—Viersen—Burt-
scheid — Marcodurum, vulgo Dü-
ren — Erkelenz — Eschweiler —

Geilenkirchen — Gemünd — lleins-

berg — luliacum, vulgo Julich —

Linnig—Montjoie—etNiddeggen—
una cum cearum Ecclesiis succursali-

bus, et adnexis, quae in dictis Pro-
vinciis intra Borussici KRegni fines mo-
do inveniuntur, a Cantonalibus dis-
jungendo Paraccias succursales, et
adnexas exlra KRegznum positas, et vi-
ceversa succursales, et adnexas pri-
dem pendentes a Cantonalibus positis
###tra Negnum autretzände Cantona-
libus in Regno existentibus. Com-
Plectetur Praeterea Cantonales Eccle-
sias ad Leodiensem Dioecesim perti-
nentes, ac temporarise administratio-
ni moderni Vicarii Capitularis Aquis-
granensis ab Apostolica Sede com-
missas videlicet Ecclesias Camonales
nuncupatas — Cronemburg — Eu--

en — Alalmedy—Niederkrüchten—
Schleiden — ei St. Vuh — una cum

earum succursalibus, et adnegxis in Bo-
russica dirionc sitis, ac sex Paraeciis
succursalibus, nuncupatis — Atden —
Alsdorf—Merkstein — Rolduc —
Ubach, — ei Welz — modo depen-
dentes a Cantonali — Herckraede —

Posita extra Regnum Borussicum.
Insuper complectetur novemdecim
Provincise Aquisgranensis ad Trevi-
rensem Dioecesim usquc nunc perti-
nentes Paraecias nuncupatas — llen-
dorff — Blankenheim — DollendorH

— llollerath — Lommersdorl— Slan-

derfeld — Marmatgen — MNülheim —

Nettersheim — Heiflerscheid — Re-

scheid—Rigsdorf— Mohr—Schmilt-
heim — Schönberg — Steinfeld —
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Dahlen, Dormäágen, Elsen, Pabbach,
Neuß, Urdingen, Viersen, Burtscheid,
Düren, Erkelen, Eschweiler, Gemünd,
Heinsberg, Jülich, Linnig, Montjoie und
Niedeggen sammt ihren innerhalb des
Preußischen Reichs und gedachter Regie-
rungsbezirke belegenen Hülfspfarreien
und Nebenkirchen; dergestalt: daß die au-
Herhalb des Reichs belegenen Hülfs-Par-
reien und Nebenkirchen getrennt, umge-
kehrt die innerhalb desselben belegenen,
welche zu ausländischen Kantonal-Kirchen
bisher gehörten, mit inländischen Kirchen
dieser Art vereinigt werden sollen. Auper-
dem wird dieser Sprengel in sich fassen
jene Kantonpfarreien des Bisthums Luc-
tich, deren Verwaltung dem Kapitular=
Vikariat zu Aachen vom apostolischen
Stuhle ubertragen war, nainentlich: Kro-
nenburg, Eugen, Malmedy, Nieder-Kruch-
ten, Schleiden und Et. Veith mit ihren
eignen Hulfs-Pfarreien und Neben-Kir-
chen auf Preußischem Gebiete; wie auch
mit den Hülfs= und Neben-Kirchen, Na-
mens Afden, Alsdorf, Merkstein, Roldau,
Ubach und Welz, so dermalen zu der, in
dem Königreiche der Niederlande belege-
nen Kantonkirche, Namens Herkerad ge-
hören: Ferner die in dem Regierungs-
Bezirke Aachen belegenen, zum Bisthum
Trier gehörigen Pfarreien, Namens: Al-
lendorf, Blankenheim, Dollendorf, Holle-
rath, Lommersdorf, Mardenfeld, Mar-
magen, Müllheim, Nettersheim, Reisfer-
scheidt, Rescheid, Rigsdorf, Rohr, Schmitt-
heim, Schönberg, Steinfeld, Tondorf,
Wellhofen und Wildenburg mit ihren an-
gehörigen Kirchen. An dem rechten Ufer
des Rheins hingegen, innerhalb der Re-

gle-



Tondorff — Udelhoven — et Wilden-

burg — cum suis adnexis Ecclesiis.
In dextera autem HRheni ripa, Provin-
cüsdue Coloniensi Dusseldorphiana,
et Conlluentina Paraecias complecte-
tur Regionum —Joiliensis — Dussel-

dorphianae — Essensis — ct Sieg--
burgensis — cum earum succursali-

bus, et adnexis demptis tamen Paroe-
cia — Römershagen — Paderbornensi

Dioeccsi ut infra applicanda, nec non
ParoecJjlüs — Hachenburg—et AMarien-
stadt — nuncupatis, quae in Ducatu
Nassaviae reperiuntur.

Dioecczis Episcobalis Ecclesiae
Trevirensis, ab omni Nletropolitico
jure Archiepisco pi Mechlinieneis sub-
tractae, ac Aletropolitanae Colonien--
Sis suffragancae adsignalae, Constabit
infraRkegzun Borussici line; ex Paroeciis
Sexcentum Triginta duatuor, scillicer
in sinistra Rheni riba, ex üs omnibus,
quae aciu ad illam Dioecesim perti-
nent, et Provincia Trevirensi conti-
nentur. Tum vero ex ea suppressac

nunc Dioecesis Aquisgranensis parte,
duac in Conlluentina Provincia con-
tinentur, videlicet civitatc ibsa Con-
fluemiac, et Lcclesiis Cantonalibus
nuncupatis—Adenau—Ohrweilcr—
Andernach — Boppard — Castellaun
— Cochem — Crenznach — Kay-

sersesch — Kirchberg — Krin —

Lutzerath — Mayen — Munstermay-
feld — Niederzissen — Oberwesel —

Polch — Pünderich — Kemagen —

Rübenach — Simmern — Sobern-

heim — St. Goar — Stromberg —

Treiss — Ulmen — Wanderath, —

et Zell — cum suis succursalibus, et
adnexis. Porro autem ex centum tri-

ginta duabus Paroeciis tum Cantona-
libus, tum succursalibus, cum suis
adnexis, duae in circumscriptione
Anni millesimi octingentesimi primi

Jahrgang 1821.
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gierungs- Bezirke Kolln, Dusselborff, unb
Koblenz: alle Pfarreien der Regionen
Deutz, Dusseldorf, Essen und Siegburg
mit allen angehorigen Kirchen, jedoch
iit Ausnahme der Pfarrei Romershagen,
die zu dem Bisthum Paderborn geschla-
gen werden soll, und der Pfarreien
Hachenberg und Marienstadt, die in dem
Herzogthume Nassau liegen.

Der Sprengel der bischöflichen Kirche
von Trier, die Wir allem Metropolitan-
Einflusse des Erzbischofs von Mecheln
entziehen, und der Metropolitan-Kirche
zu Kölln uberweisen, wird innerhalb der
Gränzen des Preußischen Reichs aus
sechs hundert und vier und dreißig Par-
reien bestehen. Nämlich, auf dem linken
Ufer des Rheins aus den in dem Regie-
rungs-Bezirke Trier belegenen, welche
jetzt ihren Sprengel bilden; dann aber
von dem aufgehobenen Bisthum Aachen,
innerhalb des Koblenzer-Regierungs-Be-
zirks folgende: als die Stadt Koblenz und
die Kantonal-Kirchen Ahdenau, Ahrwei-
ler, Andernach, Boppard, Kastellauen,
Kreuzenach, Kaisersesch, Kirchberg, Kirm)
Lutzerath, Mayen, Münstermayfeld, Nie-
derzissen, Oberwesel, Polch, Punderich,
Remagen, Rübenach, Simmern, Sobern=
heim, St. Goar, Seromberg, Treig, Ul-
men, Wanderath und Zell mit ihren
Hülfs-Pfarreien und Neben-Kirchen.
Weiter aber aus Hundert und zwei und
dreißig, theils Kantonnal= theils Hürlfs=
Kirchen, die nach der Umschreibung vom
Jahre 1801. zum Bisrheme Metz gehs-

X rig,



Dioecesi Metensi fuerant attributae,
ac deinde temporariae admi istrationi
Vicarii Capnularis Trevirensis ab
apostolica sede commissae. In dextra
vero Rheni ripa ex cunctis Ecclesiis
dirionis Borusicae, duae pridem ad
ipsam Trevirensem Dioecesim’specta-
banr, duacque per Gallicanarum
Dioecocium circumscriptionem anno
milleimo octingentesimo primo a
Nobis faclam ab illa fuerant dismem-
bratae, ac in praesens à Vicario
Abostolico in oppido Ehrenbreitstein
residente ad Nostrum beneplacitum
administrantur. Tandem vero extra

Praedictum Paraeciarum sexcentum
tritzinta qguatuor numerum, Regnique
Borussici fines cunctis illis, quae in
Territoriis Principum Coburgensis,
Homburgensis, et Oldenburgensis in-
veniuntur jam ipsi Dioecesi Trevi-
rensi peminentibus.

Dioecesim Episcopalis Monaste-
riensis Ecclesiae Suflraganeae Metro-
politanae Coloniensis efformsabunt
biscentum octoginta septem Parae-
ciae intra fines Regni Borussici silae
et aliae duoque extra ejusdem Regni
lines in eodem Dioecesano Territorio
actu comprehensae de qduibus in aliud
tempus disponendi Nobis, ei Homa-
nis Pomilicibus successoribus Nostris
Prout opportunum in Domino judica-
bilur (acultatem reserramus. Adjun-
Gimus praeterea HRegiones nuncupa-
cuuss — RBecklinghausensem — Ster-

Krathensem — ei Reesensem — pri-

dem antiquae Coloeniensis Dicecesis,
esclusa tamen ab hac postrema Re-
bione Paroecia Oeslelt sab Temporali
Belgici Regni dominio existeme, nec
aon ex Dioecesi Aquisgranenei nund
suppressa Cantonales Eccklesias nuncu-

alas — Calcar — Cleve — Cranen-

z—Dulken—Geldern—Goch—
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rig, auf · Verfugung des apostolischen
Stuhls dem Kapitular-Vikariat zu Trier
einstweilen waren anvertrauet worden.
Ferner am rechten Rheinufer alle Kirchen
des Preußischen Gebieks, die vordem zum
Trierschen Sprengel gehörig, durch Um-
schreibung vom Jahre 1801. davon ge-
trennt worden, und dermalen dem aposto-
lischen Vikar zu Ehrenbreitstein unterge-
ben sind. Endlich aus allen den bereits
jetzt zum Sprengel gehörigen Marreien
in den angränzenden Gebieten der Für-
sten von Koburg, Homburg und Olden-
burg belegen.

Den Sprengelber bischöflichen Kirche
zu Münstler, die der Metropole von Kölln
angehdrt, bilden ihre innerhalb der Grän-
zen des Preußischen Reichs belegenen
zwei hundert sieben und achtzig Parreien
sammt mehreren, außerhalb dieser Grän-
zen belegenen, und zu ihrer Dibzes gehs-
rigen, über die Wir Uns und Unsern
Nachfolgern, den Pbsten zu Rom, die
Macht vorbehalten in Zukunft, wie es
Uns in dem Herrn wohlgefallen wird, zu
verfügen. Außer dem vereinigen Wir
mit ihr die Regionen Rechlinghausen,
Sterkerath und Rees, sonst zur Köllner
Dibzes gehörig, jedoch mit Ausschluß
der Pfarrei Oeffelt auf Belgischem
Scaatsgebiet; sedann von der gegen-
wärtig aufgehobenen Aachner-Dizese
die Kanton-Pfarreien Calcar, Cleve,

Cranenburg, Dalken, Geldern, Sechein-



Kempen — Meurs—Rheinberg —
Wonkum — Wesel, — et Xanten —

cum suis succursalibus, et adnexis,
exceptis tamen iis Dominio Hegis Bel-
garum in temporalibus subjectis. Ad-
fungimus insùúper Paraecias nuncupa-
tas — Elten, — et Emmerich — cum

sus filiali hue usque sub mssionbus
Hollandicis extantes, itemque Parae-
ciam — Damme — quam ab Osna-

brugensi Dioecesi separamus, et Pa-
raeciam—Oldenburgensem—quam
sejungimus a Missionibus septemtrio-
nalihus, quaeque pertinent ad ditio-
nem Ducis Oldenburgensis. Denique
moderno, ac Pro tempore existenu
Episcopo Monasteriensi perpetuo re-
Sendas, et administrandas committi-
mus quinque Paraecias nuncupatas —
Brochterbeck —lbbenbühren—Mert-
tingen — Recke — et llalverde, duae

sufiratganei Osnabngensis Adminis-
trationi ad Apostolicae sedis bene-
Placitum crant commissne.

Daderbornensis Episcopalis Ec-
Cclesiae, Coloniensis Aletropolilanae
Suffraganeac, Dioecesis l#sdem, qui-
bus nunc reperitur, manebit circum-
scripta limitibus. IUli praeterea ad-
jungimus alteram nune suppressam
Dioecesim Corbejensem cum integro
suc Territorio à venerabili Fratre

Ferdinande Episcopo Nlonasteriensi
Administratam, nec non ex Transrhe-

nano antiquse Coloniensis Dicecesis
Territerio Decanatus — Mescheden--
sem — Altendornensem — Brilonen-

sem — Wormbachensem — Mede-

bachensem — ei Wettenscheiden-

sem — nuncupatos cum zuis Paro-

chialibus, er Filialibus Ecclesiis, pa-
riterque Commissariatum — llaaren-
sem, — et Paraeciam — Römersha-

gen —, et ulterius — Rittbergensem —,
et Wiedenbrickkensem — Decanat s,

Kempen, Mears, Rheinsberg, Wankum,
Wesel, Fanten mit ihren Hulfs-Mfar-=
reien und Nebenkirchen, jedoch enit Aus-
nahme der auf dem Gebiete des Königs
der Niederlande belegenen. Wir fügen
ferner hinzu die Parreien Elten und Em-
merich mit ihrer Tochkerkirche, so bisher
unter der holländischen Mission gestanden,
desgleichen die Pfarrei Damme, die Wir
von der Diözes Osnabrück trennen, und
die Gemeine zu Oldenburg, die Wir von
der Nordischen Mission ausscheiden laß
sen, und welche zum Gebiete des Her-
zoges von Oldenburg gehören. End-
lich übergeben Wir dem setzigen und künf-
tigen Bischofe von Münster zu beständi-
ger Leitung und Verwaltung die fünf
BMarreien Namens Brechterbeck, Ibben=
bühren, Mektingen, Recke und Halverde,
die der Verwaltung des Weihbischofs von
Osnabrück widerruflich anvertrauct waren.

Der Sprengel der bischöflichen Kirche
von Paderborn, deren Metropole eben-
falls die Kirche von Kölln ist, behält sei-
nen bisherigen Umfang. Mit ihm ver-
einigen Wir den ganzen Sprengel des
gegemwärtig aufgehobenen Bisthums Cor-
vey, außerdem aber noch von dem über-
rheinischen Gehiet der vormatigen Erz-
Diözes Kölln: die Dekanate Meschede,
Attendorn, Brilon, Wormbach, Mede-
bach und Wattenscheid, mit ihren Parr-
und Tochterkirchen, ferner das Commis-
sariat Haaren und die Dekanate Rietberg
und Wiedenbrück mit ihren Parreien und
Tochterkirchen, welche von der Diözes
Osnabrück abgelöst werden; sodann, mit
Ablösung von der Diezes Maynz, nacb-
her Regensburg: die Parreien Siegen
 bx und



cum suis respective Parochialibus,
et Filialibus Eicle-#i#s ab Osnabrugensi
Dioceciseparandos, nec non a Dioe-

cesi olim Moguntina, postea Ratis-
boncnsidisjungendas Paroecias —Sie-
ten — ei Obernetphen — nuncupa-

tas, Civitatem lleiligenstadt — cum
suo Decanatu, et Decanatus — Beu-

rensem —Bischoferodensem—Kirch-
worbensem — Külstädtensem—Len-

gefeldensem — Neuendorfensem —
Nordhausensem — Rüstenfeldensem

— Wiesenfeldensem — cum suis DPa-

rochialibus, et Filialibus Ecclesiis,
et Civitatem Erfurti — cum tribus

Parocciis suburbanis, atque Daroecias
in Territorio Magni Ducis Saxoniae
Wimarensis existentes, nec non Pa-
rocciam Eppensem extra Borussiae
Retzuum in Principam Waldecccnsi
ab amtiqua Coloniensi Dioecesi segre-
gandam, ei demum a Missionum sep-
temtrionalium Vicarialu Apostolico
searandas, e a futuris, ac pro tem-
bore existentibus Paderbornensihus
Episcopis perpetuo administrandas
Parcecias — Alindensem — Scilicet

in Westphalia, ei in Provincia Sako-
niae — Adersleben — Althaldensle

ben — Ammensleben — Aschersle-

ben — liadtmersleben, — Eeclesias

Andreae, ei Sanctae Catharinae
Ilalbestadil — llamersleben — lle-

dersleben — Iluysburg — Nlande-
burg — Mlarienbek — Mlarienstuhl —

Aleyenderf — Stendal — Heallc — ei

Burg — Attentis autem grandae#a
:ctate, ac eßregiis de Ecclesia, ei de
Catholica Religione mecitis, Venecra-
bilis Fratris Françisci Lgonis a Pur-
stemberg pracstantissimi IIildesiensis,
ac Paderbornensel Prnesulis, ac Mis-

sionumseptemtrionaliom Vicarü Apo-
slolici, ne ipsi novae adminiserationis
üonus adjungatur decernimus, et man-

und Obernepfften, sammt der Stadt Hei-
ligenstadt mit ihrem Dekanate und den
Dekanaten Beuren, Bischofbrode, Kirch-
worben, Kühlstädt, Langenfelde, Neuen-
dorf, Nordhausen, Rüstenfelde, Wiesen-
felde mit ihren Parreien und Töchter-
kirchen, und der Stadt Erfurt mit den
drey vorstädtischen Parreien, wie auch
die Pfarreien des GroßherzogehumsWei-
marz nicht minder die Parrei Eppe im
Fürstenthume Waldeck, sonst zum köllni-
schen Sprengel gehörig. Erdlich über-
geben Wir, mit Ablösung vom aposto-
lischen Vikariat der nordischen Missionen,
dem jetzigen und künftigen Bischöfen von
Paderborn zu beständiger Berwaltung die
Pfarreien Minden in Westphalen, und
Adersleben, Althaldensleben, Ammens-
leben, Aschersleben, Hatmersleben, St.
Andreas und St. Katharina zu Halber-
stadt, Hammersleben, Hadersleben, Huis-
burg, Magdeburg, Marienbeck, Marien-
stuhl, Mayenhof, Skendal, Halle und
Burg. In Erwägung aber des hoben
Alters Unsers ehrwürdigen Bruders, des
trefflichen Bischofs von Paderborn und
Hildesheim und apostolischen Vikars in
Norden, Franz Egon von Fürstenberg,
wie auch seines ausgezeichneten Verdien-
stes um die Kürche und katholische Reli-
gion, und um ihn mir neuer Bürde der
Verwaltung zu verschonen, verfügen und
verordnen Wir, daß aus Rucksicht dieses.
höcstwürdigen Hirten einstweilen keine
Veränderung vorgenommen, vielmehr
alles in dem Stande, worin es derma-
len sich befindet, belassen, und die vor-
gedachte Erweiterung der Dibzese Pa-
derborn erst daun zur Vollziehung ge-

lan-



damms nihil eta K##lem Aseilliremin
Ur#esens sse innevndum, sedcunc##
im edq, quo nunc geperiuntur, statu
interea relinqguendo, antedictam DPa-derbernenein Piorcinin ampliationem
eeo duamtaxat tempore suum elflectum
sortiri debere, cCcum Episcopali sedi Pa-
derbornensi de laudati Antistitis Fran-
cisci Kgonis Persona quomodocum-
que vacanti nevns Episcopus Aposto-
licae sedis aKuctoritate insnenetur. In-
terea vero omnia Loca, et Paroerise,
quae à Coloniensi, er Osnabragensi
Dioecesibus urs supra dismembrentar,
administeaioni peduliaris Vicarli Ape-
stolici a Nobis comminenrur, ut mibie
usque ad Paderbornensis Episcopalis
sedis vacationem, ac futuri novi Tpiis-
Cobi institutionem, exercrat spiritua-
lem jurisdictionem: atdue imsüper
salia loca, et Paraeciae s Pioecesi
olim Moguntina postea Ratisbonensi
disjuncta, et abEpiscopo pridem Cor-
bejensi, nunc Monasteriensi admini-
strala temporancae pariter Vicarii
Apostolici Administrationi tradentur.

Archiepiscopallum Gnesnensis ct
Posnaniensis invicem perpeino acqlue
Frincigaliter unitarum Dioeceses ef.rmabunt ea ipsa locs, quae actu
in üsceem cominentur, post novissi-
mam Dicecesium. Regni Polonici a
Nobis peractam Circomscriptionem,
exceptis tamen Decanatihus Schlocha-
viensi — Tuchelensi, — etCamenensi,
Culmensi Biocceskut nfra adjiciendis,
ac Praetere Deanatus Krusawicen-
#S, Innivladislasiensis.,, et Gniewke-
wensis a DioeLresi Wladislavienst
sparandi, qui ad praesens a Vicario
Aposlolico Gedanensi administrantur
nec non Decanaeus Oserszeszowensis.
et Kempnensis disjungendi a Dioe-
cCe# Wratislaviensi. DPwistonemautem
et assignationem Territorii Dioece-
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tungen soll, wenn nach dem Abgange des
vorbelobten Bischofs Franz Egon auf den
erlcdigten Stuhl zu Paderborn ein neuer
Bischof vurch Aukorikät des apostolischen
St##hls eingesetzt seyn wird. Indeß sollen
elle von den Dibzesen Kölln und Osna-
bräck, wie vor besagt, getrennten Orte
und Parreien einem, von Uns zu# bestel-
lenden, apostolischen Mikar überwiesen
werden, um selbige bis zur Erledigung
des Steuhls von Paderborn und des neuen
Bischofs, Einsetzung einstweilen zu ver-
walten. In gleicher Art sollen auch die,
von der Diözes Maynz, spater Regens-
burg, abgelbsten Or#re und Pfarreien, die
von dem vormaligen Bischofe von Corvey,
jetzt Bischofe vor Münster, verwaltet
werden, der einstweiligen Leitung eines
apostolischen Vikars anvertraut werden.

Den Sprengel der beiden erzbischèf-
lichen und für immmer zu gleichen Rechten
vereinigten Kirchen von Gnesen und Po-
sen werden jene Orte ausmachen, die dazu
jetzo, seit der letzten Diszesanumschreibung,
des Königreichs Polen, gehören, jedoch
mit Ausnahme der Dekanate Schlochan,
Tuchel und Kamin, die, wie unken ange-
führ werden soll, zur Diszese Culm ab-
getreten werden. — Dazu kommen die
Dekanate Kruswitz, Gaiewkowo und
Inowrarlaw, bisher zur Diszes von
Wrazlawek gehbrig und einstweiten un-
ker die Verwaltung des aposkolischen Bi-
kariats zu Danzig gestellt; sodaun: die
Dekanate Ostrzeszow und Kempen, die
von der Diözes Breslau abgelost wer-

den



sani pro una, e altera Dioecesi sta-
tuendam insfiadicende praesentium
Literarum Exequutori peragendam
expresse committmus.

Dioecesis Episcopalis Ecclesiae
Colmensis, sulfraganeae Archiepisco-
Pi Gnesnensis, et Posnaniensis, con-
stabit ex biscentum quindecim Parae-
ciisnempe cum suis respechive Suc-
ceursalibus, et Filiabus Ecclesiis ex
Decanatibus Lessenä, Rhedensi,
Neumarkano, Loebaviensi, Lautenbur-
gensi, Strasburgensi, Gollubensi,
Thorunensi, Culmensi, Culmseensi,
et Gurcznensi cum Paraecia Bialut-

ten nuncupata: duae bostremac duo
olm Dioeccesis Plocensis à suflraganeo
Culmensi in praesens administramur:;
itemque ex Decanatibus Gedanensi,
Putzitzensi, Mirchaviensi, Dirscha-
viensi, Stargardensi, Moewensi, Neuen-
burgensi, Schwetzensi, Lauenburgensi,
Schlochariensi, Tuchelensi, Came-
nensi, ei Fordonensi; qui Decanatus
pridem Dioecesis Wiadislaviensis,
nunc ab antedicto Vicario Apostolico
Gedanensi administrantur, nec non
ex Territorio Monasterit Abbatiae
nuncupatae Olivensis ut supra sup-
Pressi ex nunc pro tunc quando ex
Persona moderni Abbatis qucmodo-
cumque vacaverit. Et quoniam ex-
positum Nobis fuit aptas Culmae
deficere Domos pro Episcopi, er capi-
tuli decenti habitatione, lacultatem
mnibuimus Apostolico harum literarum
LExequutori, ut auditis interesse ha-
bentibus, ac re mature perpensa, fir-
mo remanente Titulo, ac denomina-

tione Episcopatus Culmensis, eir op-
Lortunis assitnatis Ecclesiae atque
a:edibus, residentiam Episcopi, et Ca-
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den. Was aber die Vertheilung:dieses
Sprengels an die beiden vereinigten Me-
7ropolitan-Rirchen anlangt; so überlassen
Wir dem unten zu benennenden Vollzie-
her dieses Briefs darüber die näheren
Verfügungen zu treffen.

Oer Sprengel der bischöflichen Kir-
che zu Culm, die Soffragan istdesErz-
bischofs von Gnesen und Posen, wird be-
stehen, aus zweihnndert und funfzehn
Marreien, nämlich aus den Dekanaten:
Lessen, Rehden, Neumark, Löbau, Lauten-
burg, Straßburg, Gollub,Thorn,Culm,
Culmsee und Gurzno mitl ihren Hülfs=
Pfarreien und Tochter-Kirchen, saumme
der Marrei Bialluten Cdie, wie Gurzno
vormals zur Dieözes Plock gehörig, der-
malen vom Weihbischof zu Culm verwal-
tet werden) — sodann aus den Dekana-

tten: Danzig, Putzig, Mirchau, Dirschan,
Stargard, Möwe, Neuenburg, Schwez,
Lauenburg, Schlochau, Tuck el, Kamin
und Fordon, die vormals zur Diezes
Wrazlaweck gehörig, jetzt von dem vorer-
wähmten apostolischen Vikar zu Danzig
beaufsichtigt werden — endlich aus dem
Gebiete der Abtei Oliva, jedoch erst nach
dem Abgange ihres gegenwärtigen Be-
sitzers. Und da Uns vorgetragen ist, daß
es zu Culm an Gebäuden zur angemesse-
nen Wohnung des Bischofs und Kapitels
fehle: so geben Wir dem Vollzieher die-
ses apostolischen Schreibens hierdurch die
besondere Macht: nach vorgängiger An-
hörung der Betheiligken und reifer Er-
wägung, jedoch unter Beibehaltung des
Titels und Namens des Bisthums Eulm,
und mit Ueberweisung von Kirche und
Gebauden, wenn es ihm in dem Herrn

also
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Pituli Culmensis, si itä in Domino
expedire jadicaverit, Pelplinum trans-
ferre libere, ac licite possit, ct valeat
proviso insimul congruae Cathedralis
Culmensis manutentionl.

Wratislaviensis Episcopalih Eccle-
siae huic Apaostolicae Sedi immediate
subjectac Dioccesim ellormabit actua-
Lis illius Territorium, exceptis dum-
tagxat Decanatibus Ostrszeszowensi,
Kempnensi Dioecesi Posnaniensi ut
supra incorporatis, at insuper Deca-
natus Plessensis, et Bythomiensis à
Cracoviensi Dioecesi disjuncti, nec
nonseduentes ParaceiacinLusaiia,Vi-
delicet Neocellensis Alonasterii Nul-
lius ul supra uppressi, ei aliac nun-

cupatae—Winichenau,Guntersdork,
lennersdorf, Pfallendorf, lbersdorf
a Decano Collegiatae Ecclesiae Sancti.
Peiri CppidiBuddissinac in Lusaliasu-
Perioti. hactenus administratae: duase
omnes insimul intra lines Borussici
Regni Paraeciac ad secentum viginti
unius numerum ascendent. Conser--
vabit item illas, duas actu habet im
Austriaca Dilione Paraecias. Futuri
Praeterea, ac pDro tempore existentis
Wralislaviensis Episcopi Administra-
rtioni perbetuo subjicimus eas, qduae
a Vicario Apostolico Alissionum sep-
tentrionalium fverunt hucusque ad-
ministratae Paraeciae in Civitatibus
Berolini, Potsdamü, Spandavige,
Franclurti ad Viadrum, Stettini, et
Stralsundiae, quaeque imposterum
Vi subdelegationis Episcopi W’ratisla-
viensis a supramemorato Pracposito
Parochialis Ecclesiae sanctae lledwi-
Gis dictse Ciitatis Berolinensis erunt
administrandae.

Deniqne Warmiensis Episcopa-
lis Ecclesiae, Abostolicae sedt Pariter
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also gut za seyn bedünken wird, den Bi-
schof und das Oomkapitel von Culm nach-
Pelplin zu versetzen, dergestalt jedoch, daß
für die Erhaltung der Kirche zu Culm
auf angemessene Weise Sorge getragen.
werde:.

Der Sprengel der bischöflichen Kir-
che zu Breslau, welche dem apostolischen
Stuhle unmittelbar unterworfen ist, bil-
det deren dermaliges Gebiet, mit Aus-
schluß der Oekanate Ostrzeszow und Kem-
pen, welche mit der Diezes Posen. ver-
einigt sind. Ferner die Dekanate Beu-
then und Pleß, die von dem Bisthume
Krakau abgesondert werden. Sodann
nachstehende, in der Lausitz belegene Pfar-
reien, als: Neuzell (gegenwärtig aufge-
hobnes vormals exemtes Kloster), Wit-
tichenau, Guntersdorf, Hennersdorf,
Maffendorf, Ullersdorf, die bisher von.
dem Dechant des Kollegiatstifts von St.
Peter zu Bautzen in der Oberlauftz ver-
waltet worden. Ueberhaupt sechshun-
dert ein und zwanzig Pfarreien innerhalb
der Gränzen des Preußischen Reichs.
Außerdem behält dieser Sprengel sei-
ne auf Oesterreichischem Gebiet bele-
genen Parreien. Endlich unterordnen.
Wir den Bischöfen zu Breslau für jetzt
und künftig die von dem apostolischenVi-
kariat der nordischen Missionen zu tren-
nenden Pfarreien der Städte: Berlin,
Porsdam, Spandau, Frankfurt an der
Oder, Stettin und Stralsund, welche
von dem vorerwähnten Probste zu Se.
Hedwig in Berlin, als. Delegaten des
Bischofs von Breslau, verwalret werden
sollen.

Den Sprengek derbischöflichen Kirche
von Ermland, welche ebenfalls dem

apo-



#immediate subjectse Dioecesis expro-
Prio actuali Dioecesano Territorio
constabit, atque insuper ex Decana-
ubus — Fürstenwerdensi — Neutei-

chensi— Mariaeburgensi — Stumensi,
— etChristburgensi—cum suis Eccle-

siis tam succursalibus, quam Filialibus
a Dioeccsi Culmensi disjungendis, ita
ut integra Dioecesis Centum novem-
decim Paraecias complectatur.

Praedictas itaque Civitates, er
Eeclesias Archiepiscopales et Episco-
Pales, itemque Paraccias et Loca
respectivis Ecclestis pro Dioecesi at-
tributa, corumque Incolas utriusque
Sexus lam Clericos, duam Laiccs üs-
dem Ecclesiis eorumque Praesulibus
pro suis respective Civitate, Territo-
rio, Dioecesi, Clero er Populo per-
Peino assignamus, et in spiritnalibus
omnimode subjicimus ad noc ut cui-
libet Antistiti vel jam promoto, vel
in futurum Apostolica auctorilate
promorendo liceat ber se vel Per alios
eorum nomine (postluam tamen su-

Ppramemoratus Josephus Episcobpus
Warmiensis Praesentes Literas debi-
tae egxeentioni mandaverit, et qucad
nonnullas dispositiones nunc pro lund
a Nobis factas cum tempus pro illa-
rum exccutione urt supra delinitum

advenerit) veram, realem, actualem
ei corporalem possessionem regimi-
nis, administrationis, et omnimodo
Juris Dioecesani, et Ordinarii in Prae-
dictis Ciritatibus, ac cacrum Ecclesiis,
ct Dioecesibus, nec non bonis, aliis-

due redditibus ad ipsarum dotatio-
nem, ut inlra assignandis vigore lite-
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apostolischen Stuhle unmittelbar unter-
worfen ist, bildet ihr dermaliges Gebiet,
nebst den von dem Bisthume Kulm ge-
trennten Dekanaten: Furstenwerder, Neu-
teich, Marienburg, Stuhm und Christ-
burg mit ihren Hülfspfarreien und Toch-
terkirchey, so daß der ganze Sprengel
Einhundert und neunzehn Pfarreien in
sich fasset.

Vorgedachte Städte nun und Kirchen,
erzbischbfliche und bischöfliche, sammt
Pfarreien und Orten, ihnen zum Spren-
gel beigelegt, auch Cimwohnemn beiderlei
Geschlechts, sowohl geistlichen als well-
lichen Standes, überweisen Wir den Kir-
chen und deren irten zu ewigen Zeiten
als Stadt, Sprengel. Dices, Geisilich=
keit und Gemeinc, und unterwerfen sie
ihnen im Geistlichen dergestalt und alfo:
dast, nachdem vorerwähnter Bischof Jo-
seph von Ermland diesen Brief gehörig
wird vollzogen haben, und einiger, in der
Form: dann als nun, getroffene be-
sondere Verfügungen Zeit gekommen seyn
wird, sie selbst oder durch andere in ihren
Namen, wahren, wesenhaften, und wirk-
lichen Besttz der geistlichen Leirung und
Verwaltung, und jegliches Dibzesan= und
Ordinariatrechts, in gedachten Städten
und deren Kirchensprengeln, wie auch Gü-
tern und Einkünften, zu ihrer Ausstat-
tung, wie unten folgt, ausgesetzt, Kraft,
kanonisch-apostolischer Einsetzungsbriefe,
frei ergreifen, auch in dem ergriffenen
Besitze sich erhalten mögen. Daher denn
auch, von dem Augenblicke, da sie nach
dieser Unserer Verordnung von den ein-
zelnen ihnen beigeleglen Sprengeln wer-

den



rarum Apostolicarum Canonicae In-
stitutionis libere apprehendere, ap-
prehensamque retinere; proptereaque
statim, ac in locis per hanc Nostram
dispositionem singulis Dioecesibus
nunc attributis possessionem sumpse-
rint, illarumgque Regimen actu con-
Secuti fnerint, omnis amtiquorum sub
duccumque Ordinariorum, sen Vica-
riorum, vel administratorum Tirulo
jurisdictio cessare debebit, omnesque
facultates in Partibus, et locis ab
eorum jurisdictione subtractis nollius
erunt amplius roboris vel momenii.

Nos enim adrespectivorum Dice-
eesanorum utilitaticonsulendum prae-
scribimus, ei injungimus, ut omnia
et singula Documenta respicentia
Kcclesias, Diceceses, Paraccias, et loc#
ua#t supra dismembraia, ac de noro

apbhlicata a veteribus Cancellariis ex-
trahi, et Cancellariis Dioecesium qui-
bus erunt incorporala opportuna for-
ma tradi, atqdue in üss perpetuo de-
beant asseryvari.

Vicissim autem Venerabiles Fra-

tres moderni, ac pro tempore eri-
Stentes Pragensis, er Olomucensis Ar-
chiepiscopi, nec non Episcopi Regi-
norhadecensis, et Litomericensis eam-

dem, duam nunc exercent, Spiritua-
em Jurisdictionem in HRegno Borus-
sico etiam inposterum conservabunt.

Filiales vero, ct ParochialesEccle.

sias carumque Fractiones in hacNostra
Dispositione non comprchensas, et
nextra Regnum Borussiae existentes à
Nlatricibus, ct Parochialibus in eodem

Regno positis disjungimus, et a proxi-
Jabrgang 1824.
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den Besitz ergriffen und deren Leitung mit
der That angetreten haben, alle Juris-
diction der vorigen Vorgesetzten, gleich-
viel ob Ordinarien oder Vikarien, auf-
hört, und alle denselbigen errheilte Fakul-
täten, in den ihrer Jurisdiction ke#tzoge-
genen Disirikten und Orten sofort ihre
Kraft und Gültigkeit verlieren.

Auch wollen Wir zum Nutzen der
unterschiedlichen Sprengels-Einsassen hie-
durch vorschreiben und verfügen: daß alle,
auf die abgetrennten und anderweilig ein-
verleibten Kirchen-Sprengel, Pfarreien
und Oree sich beziehenden Beweisthümer
aus den alten Kanzleien ausgezogen, und
an die derjenigen Bisthümer, dahin die
Einverleibung geschehen ist, zu bestän-
diger Aufbewahrung abgeliefert werden.
sollen.

Inzwischen werden Unsere ehrwür-
digen Brüder, die Erzbischöfe von Prag
und Ollmütz, wieauch die Bischöfe von
Königingrätz und Leutmeritz ihre Juris-=
dietion, so sie bisher im Preußischen Ge-
biet ausgeübt,, auch ferner behalten.

Hingegen werden die in dieser Unserer
Verordnung nicht mit einbegriffenenund
außerhalb des Preußischen Reichs bele-
genen Tochterkirchen, Pfarreien und
Brüche von Pfarreien, von ihren Mutter-
und Pfarrkirchen, so innerhalb desselben

9 Reichs



mioribus ordinariis aliis Matricibus,
et Parochialibus Ditionum, quibus in
temporalibus subjacent, applicandas
esse mandamus, ac vicissim de Paroe-
ciis, et Filialibus Ecclesiis cum uis

Fractionibus intra Borussicum leg-
num positis, duae a matricibus extra

idem Regnum eristentibus pendent,
idem observandum esse decernimus;
reservata Nobis, es hnic Apostolicae
sedi cura de Spirituali Regimine aliis
Partibus, et Locis si opus fuerit provi-
dendi.

Inspectis autem Dicecesinm Bo-

russici Regni amplitudinc, ac magno
Dioecesanorum numcrxo, cum dillicile

admodumessetArchiepiscopis,Epis-
copis Conlbirmationis Sacramenum
Cheristi fidelibus administrare, aliaque
Pontificalia munera sine alterius Epis-

copi opera, et ausxilio exercere; hinc

Nos consirmantes suffraganeatus in
Dioeccsibus Retzui Borussjiaein quibus
c#onstitnti reperiuntur, eos in Colo-
niend, ac Trevirensi Dioecesibus re-

dintegramus, erdenovo constituimus:
alque idcircoquiliben Archiepiscopus,
et ELpiscopus Nos, et Komancos Ponti-

Hes Successores Nostros juxta prac-

scribtammorem supplicabit, utaliquis
Ecchesiasticus Vir opporiunis praedi-
tus requisitis, ad Sullraganei munus
designetur, ac praevio Canonico pro-
essn, servatisdue Consneiis formis de
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Reichs belegen sind, hierdurch abgeschie-
den; und es sollen die nächsten Ordina-
riate dafür Sorge tragen, daß dieselben
mit andern Mutcerkirchen und Pfarreien
von einerlei Staatsgebiet vereinige wer-
den; gleichwie Wir es umgekehrt mit den
innerhalb des Prengischen Reichs bele-
genen, zu ausländischen Müttern gehd-
rigen Pfarreien, Tochter-Kirchen und
Marrbruchen, eben so gehalten wissen
wollen. Und behalten Wir Uns und
diesem apostolischen Stuhle vor, was die
geistliche Führung anderer Bezirke und
Orte angebt, wenn es nöthig isi, beson-
dere Fürsorge zu thun.

In Erwägung aber des großen Um-
fangs der Kicchsprengeln des Preußischen
Reichs, und der großen Anzahl der Ein-
gewidmeten, wie auch: daß es hiernach
den Erzvischöfen und Bischôöfen überaus
schwer fallen dürfte, allen Gläubigen das
Sakrament der Firmung auszuspenden,
und ohneBeistand eines fremden Bischofs
alle gotlesdienstlichen Handlungen des
bischöflichen Standes zu verrichten, wol-
len Wir die weihbischöfliche Würde in
denjenigen Sprengeln des Preußischen
Reichs, in denen sie bereits besteht, nicht
allein hierdurch besläligen, sondern auch
in den Sprengeln von Trier und Kelln
herstellen und von neuem errichten; deim-
zufolge dann jeder Erzbischof und Bischof
an Uns und Unsere Nachfolger, die
Päeste zu Rom, die Bitte zu bringen hat,
daß ein mit den gehörigen Erfordernissen
versehener Mann, geisilichen Standes,
zu der weihbischöflichen Würde bestimmt,
und in Vorgangdes kanonischen Prozes-
ses, auch #mit Beachtung hergebrachter
Formen, und nach Anweisung eines an-

slan-



Episcopatu Titulari in Partibus Infide-
lium cum assuetae congruae adsigna-
tione provideatur.

Quoniam vero praeclaram anti-
quissimam Coloniensem Sedem Ar-
chiepiscopalem duximus redintegrau-
dam, potius qduam Episcopalem Se-
dem Aquisgranensem illius quodam-
modo loco viginti dumtaxat ab hinc
annis erectam conservare; aliquam
tamen Civitatis Aquisgranensis ratio-
nem habendam esse existimantes, co-

Gnita etiam i id propensa Serenissimi
Borussici Regis voluntate, decernimus,
ac statuimus, qucd Ecclesia sub Ti-
tulo Beatae Mariae Virginis antea Ca-
thedralis in Collegiatam immutetur,
ejusque Collegiale Capitulum constet
ex unica tantum Pracpositi dignitate,
et Sex Canonicalibus cujus, etquorum
Collatio scmper ducad Praeposituram
Apostolicae Sedi, et qucad Canonica-
tus eidem sedi Apostoltcae alternatim
cCum Coloniensi Archiepisco spectare
debeat ac pertinere. lujasmodi au-
tem Capitularibus, ed peculiari gratia
licentiam deferendi Cappam matnam
sericam, violacei coloris cordulis seri-
cis subsutam cum pellibus armellinis
hyemali, aestivo autem tempore #loz-
zettam supra Rocchenum concedimus
et indulttemus, atduc ulterius faculta-
tem condendi statuta lisdem modo, et

foma quibus de Capitulis Cathedra-
lium Ecclesiarum supra eluculenter
dictum est trihuimus, er impertimur.

In Exequutorem itadue prac-
sentium Nostrarum Literarum prae-
dicitum Venerabilem Fratrem Jose-
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sländlgen Auskommens zu einem Titular-
Bisthum in Landen der Unglaubigen er-
hoben werden moge.

Und weil Wir die Herstellung des
berühmten, uralten erzbischöflichen Stuhls
zu Kölln, der Erhallung des vor zwan-
zig Jahren, gleichsam an seiner Statr,
errichteten Bisthums Aachen vorgezogen
haben, aber auch, in Uebereinstimmung
mit des Durchlauchtigsien Königs von
Preußen Wunsch und geneigtem Willen,
der Stadt Aachen etwas Angenehmes er-
weisen wollen: so beschließen und verfü-
gen Wir, daß die bisherige Kathedrale
zur heiligen Jungfrau Maria daselbst in
ein Kollegiatstift umgewandelt werden
soll, bestehend aus der einzigen Würde
eines Probstes und aus sechs Kanonika-
ten, deren Verleihung, was die Prob-
stei betrifft, dem heiligen Stuhle aus-
schließlich, was hingegen die Kanonikate
angehr, ihm in Abwechselung mit dem
Exzbischofe zu Kölln, gebühren wird.
Diesen Kapitularen verleihen Wir aus
besonderer Gnade die Erlaubniß, violett-
seidene Großtalare zu tragen, mit seide-
nen Schnüren aufgeschürzt, und im Win-
ter Hermelin-Fell, im Sommer Mozet-
ten über die Chorhemden. Ferner: die
Befugniß eigne Satzungen aufzurichten,
in derselbigen Form und Weise, wie
oben von den Kathedral-Kapireln ge:
sagt worden ist.

Zum Vollzieher diefes Unseres Brie-
fes ernennen, wählen, setzen und ver
ordnen Wir Unsern ehrwürdigen Bruder,

92 Joseph
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phum Episcopum Warmiensem, de
cujus prudentia, doctrina, atque inte-
Gritate plurimam in Domino bdu-
ciam habemus, expresse nominamus,
eligimus, constituimus, et deputamus
eidemque committimus, ut supradicta
omnia, et singula a Nobis disposita ad
Praestitutum Knem perducat, atqdue
Pariter ad effectum vacantes Ecclesias
de idoneis Pastoribus, quae Primane.
Cessitas est, ci#o providendi, et cunctas
res Ecclesiasticas ad meliorem statum,

et ordinem revocandi quaslibet Eccle-
sias congrua, et firma dotatione mu-

niri studeat, media ad hoc necessaria
benerolentissime, ac liberaliter exhi-
bente praelandato Serenissimo Borus--
siae Rege, dui magnanimi Principis
animum, ei propensissimam erga Ca-
tholicos ejus Imperio subjectes volun-
tatem pro ordinandis absque ulla mo-
ra Dioecesibus omnibus Regni Borus-
siae aperte declaravit, et sequentibus
ratione ac modo stabilienda, et appli-
canda proposnuit.

Super publicis Regni Sylvis
nominatim designandis tot Census
auctoritate Retgia imponentur, quot
erunt Dioeceses dolandae, etin respec-
tiva quantitate, ut ex 1üs annui lructus

ab omnibus cujuscumquc generis,
oneribus prorsus libere percipi possint
dui satis sinbd vel ad integram ipsarum
Dioecebium dotationemsi nullam actu

habeant, vel ad Supplementum ejus-
dem dotationis si partem aliduamsuo-
rum Bonorum adhuc possidean, ita
ut Singulae Dioeceses eos annuosred-

ditus imposterum habeant, qui reddi-

Joseph Bischof von Ermland, auf des-
sen Einsicht, Gelehrsamkeit und Recht-
lichkeit Wir in dem Herrn ein großes Zu-
trauen setzen. Ihm überlassen Wir, alles
und jedes Vorbesagte und von Uns Ver-
fügte zum vorgesetzten Ziel zu leiten, und
(damit die erledigten Stühle, wie es die
Noth erfordert, des baldigsien mit tüch-
tigen Hirten versehen und die kirchlichen
Angelegenheiten in besseren Stand und
Ordnung gebracht werden mogen) die
Kirchen mit angemessener und fester Aus-
stattung zu versorgen. Die dazu erfor-
derlichen Mitrel wird der vorgepriesene
Durchlauchtigste König von Preußen, sei-
ner Huld nach, freigebig bewilligen, als
welcher Fürsi Uns Gesinnungen der hoch-
sten Grotzmuth und Güte gegen die sei-
nem Zepter unterworfenen Katholiken,
zuerkennen gegeben und zu unverzüglicher
Herstellung aller Diözesen seines Reichs
folgende Art und Weise der Aussialtung
dargeboten hat:

Es sollen auf die, namenklich dazu
angewiesenen Staats-Waldungen so vicl
Grundzinsen errichtet werden, als aus-
zustattende Sprengel da sind; und zwar
zu solchem Betrag: daß die davon jähr-
lich zu erhebenden reinen, von jeglicher
Belästigung freien Einkünfte ausreichen,
entweder zu gänzlicher Ausstaltung der
Sprengel, wenn es durchaus daran ge-
bricht, oder zur Erganzung der Ausstat-
tung, wenn Sprengel einen Theil ihrer
Guter noch besitzen, so daß jede Diôzes
zukünftig ein solches Jahr-Einkommen
haben möge, welches die für die erzbi-

schöf-



tibns pro Archiepiescopäli, vel Epis.
Copali mensa pro Capitulo, Pro Semi-
nario Dioecesano, proque suffraganeo
statutis in duantitate singulis inferius
designanda perfecte respondeant, at-
due hujusmodi Censuum proprietas
Per Instrumenta in legitima, validaque
RHegni forma stipulanda, et a praelau-
dato Rege subscribenda unicuiqus
Lcclesiae conferetur. Et duoniam
enunciatae Sylvae, prout er publica
Bona omnia Regni Borussiae, ob aes
alienum, a Gubernio, bellorum causa
6ontractum, hypotheca gravata sunt,
atqdue ob id super nulla earum parte
Census imponi eorumque frucktus per-
cipi, salva füde, possunt, antequam im-
minuta, persolutiones aGubernio Cre-
ditoribus hypothecariis factas, aeris
alieni summa;, sufliciens sylvarum
duantitashypothecae, vinculo liberatn
fuerit; cumque secundum legem, qua
Serenissimus HRex Creditoribus publi-
cis Cavit, anno millesime octingente--
simo tritzesimo tertio a Magistratibus
deliniendum sit, dui agri ab eo vin-
cnlo soluti, duique adhuc nexi rema-
nebunt, hinc decernimus praedictos
Cenus, supersylvis supramemoratis,
dicto Anno millesimo octingentesimo
trigesimo tertio, et citius etiam si
Prius antediclae sylvae ab bypotheca
saltem pro rata Censuum imponendo-
rum liberatae fuerint, esse imponen-
dos, DrobtereaJue à singulis Dioece-
sibus immediate saltem post annum
millesimum octingentesimum tritzesi
mum tertium praecdictoruam Censuum
fructus esse percipiendos ex nunc

141

schöfliche oder bischsfliche Tafel, für dus
Domkapitel, für das Seminar und für
den Weihbischof ausgesetzten, unten auf-
zuführenden Einkünfte vollkommen decke;
und daß das Eigenthum solcher Grund-
zinsen durch Urkunden, in bündiger den
Gesetzenjenes Reichs entsprechender Form
abgefaßt und von dem vorgepriesenen
Konige selbst vollzogen, einer jeden Kirche
übertragen werde. Und weil vorgedachte
Waldungen, wie die Staatsgüter über-
haupt, aus Anlaß der, im Kriege ge-
machten, Schulden mit Hypokhek belasi.t
sind, denselben daher kein Grundzins
auferlegt, auch ihr Einkommen nicht be-
zogen werden kann, bevor durch Zahlun-
gen, welche die Regierung den Hypothe-
kar-Gläubigern geleistet, der Berrag der
Staatsschuld vermindert, und ein zurei-
chender Theil der Staats -Waldungen
von der Hppothek frei geworden ist; fer-
ner, da nach dem Gesetze, wodurch der
Durchlauchtigste König den Staats-
Gläubigern diese Sicherheit gewährt hat,
im Jahre Tausend, achthundert, drei-
unddreißig durch die Behörden sich ent-
scheiden wird, was fur Grundstucke von
der Hypothek erledigt oder noch damit be-
schwert bleiben werden: so beschließen
Wir, daß die Eintragung gedachter
Grundzinsen in dem erwähnten Jahre
Tausend, achthunder, dreiunddreißig,
oder auch theilweise früher, wenn näm-
lich ein Theil der Waldungen von jener
Hppothek befreiet würde, Sctalt finden
soll. Es werden demnach, wenigsiens
vom Jahre Tausend, achrbundert, drei-
unddreißig ab, jene Grundzinsen von den
einzelnen Diözesen ummittelbar erhoben;
von nun an aber bis zu gedachtem Jahre

bin,



autem usque ad totum annum mille-

simum ocitingentesimum trigesimum
tertium, vel usque ad celeriorem dic-
torum Censuum impositionem, eam-
dem argenti summam fructibus Cen-
sum respondentem ab Aerariis Pro-
vincialibus unicuique Dioecesi esse
numerandam. Ne vero ullo modo

numerationis prorogatio ultra annum
millesimum octingentesimum trigesi-
mum tertium timeri possit, quum forte
Magistratus intercesserint, ne Census
imponantur, non satis diminuta pu-
blici aeris alieni quantitate, laudatus
Rex ultro promisit, Cconceptisque ver-
bis sese obligavit, si Praeter omnem
expectationem id accidat, se curatu-
rum esse, ut tot agri Regiis impensis
eemantur pleno dominii jure singulis
Ecclesiis tradendi, duct necessarii
sinr, ut eorum reddicus annuas illas

summas exaequent, duae a Censibus

Percipiendac essent, nisi impedimen-
tum illud intercessisset. Quae omnia
cum Serenissimus Rex per Diplo-
mata in valida Hegni forma a se sub-

scribenda in tuto ponere, sit pollici-
tus, ut plenum,et integrum ellectum
suo tempore sortiantur; hinc supra-
dictus Josephus Episcopus Diplomata
hujusmodi singulis Ecclesiis tradet in
respectivis Archivis asservanda.

Similes autem redditus ad for-

mam promissionis Regßiae, deduc-
tis oneribus, Constaure debebunt se-
quentes annuas dotationum summas,

nempe Pro Archiepiscopo Colonien-
 . ac pro Archiepiscopo Gnesnensi,
et Posnaniensi duodecim millium tha-
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hin, oder bis dahin, da die Errichtung
des Grundzinses früher zu Stande kame,
soll eine, dem Ertrag der Grundzinsen
gleichkommende Baarschaft aus den Re-
gierungshauptkassen der Provinz einerjeg-
lichen Oiszes ausbezahlt werden. Und
um jede Besorgnig zu heben, daß diese
Art der Zahlung auch über das Jahr
Tausend achthundem drei und dreißig hin-
ausreichen könne, wenn vielleicht die Be-
hörde der Errichtung gedachter Grund-
zinsen widerspräche, weil die Staatsschuld
noch nicht genugsam vermindert worden
sep; so hat der belobte König sich erboten
und fest zugesagt und verheißen: wenn
wider alle Erwartung sich solches zutragen
möchte; daß dann mit baarem Gelde des
Staats so viel Grundslücke erkauft und
den Kirchen zu eigenthämlichem Besitze
übergeben werden sollen, als erforderlich
sind, um durch ihr jährliches Einkommen
den Betrag jener Grundzinsen zu erreichen.
Da nun der Durchlauchtigste König ver-
heißen hat, über dieses Alles bündige, in
seinem Reich zu Recht bestehende,vonIhm
selbst zu vollziehende Urkunden zu desto
sicherer Vollführung ausstellen zu lassen:
so soll gedachter Bischof Joseph verpflich=
tet seyn, jeder Kirche eine dergleichen Ur-
kunde zur Aufbewahrung in ihrem Archiv
zu überliefern.

Es haben aber die Einkünfte dieser
Art, der Königlichen Verheißung gemäßt,
freivon allen Laslen, folgenden Betrag jähr-
licher Ausstatung zu erreichen, als: Für
den Erzbischof von Kölln, auch für den
Erzbischof von Gnesen und Posen Zwolf
Tausend Preußische Thaler. Für die

Be-



lervvumn: Borussicorumn, po Rpisco-
Pis Trevirensi, Monasteriensi, Pader-
bornensi, ei Culmensi Ocio millium
thalcrorum ejoscem moneisc, pro
Episcopo vero Wratislaviensi duo-
decim millium thalerorum dicae mo-
 tae, ulira redditus fundi W’ürbe-
niani ad ejus Fpiscopalem mensam
"sbecihntis Pro parte DioecesibinReg-
o Borussico, salvis manentibus illis
reddiihus, quos percipit ex religua
Dioecesis parte temporali Dominio
Charissimi in Christo Filli nostri Fran-
eisci Austriae Imperatoris, aldue
llongariac, et Bohemiae Regis Apo-
Stolici subjecta; ducod vero ad War-
miensis Episcopalis menszae dotatio-
nem pertinet, firmis bonis, ac red-
diribus, quihus actu illa mensa gau-
det, nihil in praesens innovandum
esse declaramus, sed aliguando ad
aliarum in Regno Borussico mensa-
rum normam Apostolicz intervenica-
te auctoritate lore conlormandam.

PTari methode Motropoklitanze
Ecclesiae Coloniensis Capitulum do-
tabitur in annuas Summa bro Prae-
Posito thalerorum Borussicorum bis-
mille, pro Decano thalerorum item
bismille, pro qduolihbet ex duohus
Primis Canonicis numerariis thalero-
rum mille biscentum, pro quolibet
ex sequentibus sex Canonicis tbale-

rorum mille, pro quolibet ex duo-
bus postremis Canonicis thalerorem
octingentorum, Pr## duolibet ex dua-
tuor Canonicis llonorarlss thalerorum

eentum, pro duolibet demum ex oc-
to Vicarlis, sen Praebendatis thale-
rorum biscentum.

In Archiepiscobali Ecclesia Gnes-
nensi pro Praeposito, ei sex Canoni-
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Bischöfe ven Trier,Münster, Paderbom
und Kulm Acht Tausend Thaler selbiger
Währung. Für den Bischof von Breslau
Zwölf Tauseno Thaler selbiger Wähmmg,
außer seinem Gute Würben im Preußit
schen und außer seinen Einkünften aus
demjenigen Theil der Diözes, welcher dem
Zepter Unseres geliebtesten Sohnes in
Chrisio, des Kaisers von Oesterreich und
apostolischen Königs von Hungarn und
Böhmen, Franz, unterworfen ist. Un-
langend die Ausstattung des bischöflichen
Tisches von Ermland, so erklären Wir,
daß, da dieser Stuhl Güter und festes
Einkommen besitzet, vor der Hand keine
Verändenmg Statt finden soll. Es wird
jedoch zu seiner Zeit eine ähnliche Einrich-
lung, wie in Ansehung der übrigen Stühle,
durch apostolische Autoritär getroffen
werden.

Gleichermaaßen wird das Metropo-
likankapitel zu Kolln ausgrslattet werden.
zum jährlichen Betrage: für den Probst
von Zwei Tausend Preußischen Thalern;
für den Dechant eörnfeels Zwei Tausend,
Thaler; für die beiden ersten wirklichen
Kanonici mit Eintausend Iweihundert
Thalern; für jeden der sechs folgenden
wirklichen Kanonici mit Eintausend Tha-
lern; für die beiden jüngsten wirklichen
Kanonici mit Achthunder Thalern; für
jeden der vier Ehren-Kanonici Einhundert
Thaler; für jeden der acht Bikarien oder
Pfündner Zweihundert Thaler.

Bei der erzbischöflichen Kirche zu
Gnesen werden der Probst und die sechs

Kape-



cis quibus illud Capitulum imposte-
rum constabit, ea reddituum quan-
titas Conservabitur, qua Praepositus,
et sex Capitulares Seniores acktu
fruuntur. In Capitulo Archiepisco-
alis Ecclesiae Posnaniensis redditus
braedicto modo assitznabuntur in an-
nua Summa pPro Praeposito thalero-
rum mille octingentorum, pro De-
cano thalerorum pariter mille octin-
gentorum, Pro duolibet er duchbus
primis Canomcis thalerorum mille
Liscemum, pro qduolibet ex quatnor
sequentibus thalerorum mille, Pro
quolibet ex duobus postremis thale-
Trorum octingentorum, pro duoliber
ex quatuor Canonicis llonorariis tha-
lerorum centum, et pro quolibet ex
octo Vicariis, seu Pracbendatis tha-
lerorum biscentum.

In Capitulis Cathedralium Eccle-
Siarum lam Trevirensis, quam Pader-
bornensis Pro Pracposito thaleroram
mille quainor centum, item pro De-
cano thalerorum mille quatuor cen-
tum, pro duolibet ex ducbus primis
Canonicis thalerorum mille, pro duo-
bus sequentibus thalerorum Nonin-
gentorum, pro duolibet ex quatuor
Canonicis llonorariis lhalerorum cen-

tum, ei pro duolibet c sex Vicariis,
seu Praebendaus thalerorum biscen-
tum.

In Lpiscopali Ecclesia Monaste--
riensi, Dro Pracposito thalerorum
mille octingenrorum, ac pariter pro
Decano thalerorum mille ociingen-
torum, pro duolibet edK duchus pri-
mis Canonicis ihalerorum mille bis-

centum, pro duolibet esK seduentibus
duatu#dn, ihalerorum mille, pro duo-
libet ex duchbus Dostremis flulero-
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Kapitularen, welche in Zukunft deren
Kapitel ausmachen, forrfahren dasselbe
Einkommen zu beziehen, welches des
Probst und die sechs dltesten Kapitu-
laren gegenwartig genießen. Als Ein-
ko#en der cchbischöflichen Küche zu
Posen werden in der vorerwähnten
Weise angewiesen werden: dem Prob-
ste Eintausend achthundert Thaler; dem
Dechant ebenfalls Tausend achthundert
Thaler; jedem der beiden dllesten Ka-
nontei Eintausend zweihunderkThaker;
jedem dervier folgenden: Eintausend Tha-
ler; jedem der beiden Jüngsten: Acht-
hundert Thaler; jedem Ehren-Kanonico
Einhundert Thaler; jedem Vikax oder
Pfründner Zweihundert Thaler.

In den Domkapiteln Trier und Pa-
derborn dem Probste Eintausend vierhun-
dert Thaler; dem Dechant ebenfalls Ein-
kausend vierhundert Thaler; den beiden
altesten Kanonicis jedem Eintausend Tha-
ler; den beiden folgenden jedem Neun-
hundert Thaler; den übrigen jedem Acht-
hundert Thaler; jedem der vier Ehren-
Kanonici Einhundert Thaler; jedem der
sechs Vikarien oder Pfründnern zweihun-
dert Thaler.

In dem Domkapitel zu Münsier
dem Probste Eintausend achthunder Tha-
ler; dem Dechant Eintausend achthun-
dert Thaler; jedem der beiden ältesten
Kanonici Eintausend zweihundert Thaler;
jedem der vier nachfolgenden Eintausend
Thaler; jedem der beiden jüngsten Ache-
bundert Thaler; jedem der vier Ehren-
Kanonici Einhundert Thaler; jedem der

acht



rum octingentorum, pro quolibet ex
quatuor, Canonicis Honorariis, tha-
lerorum centum, et pro quolibet ex
octo Vicariis, seu Praebendatis tha-
lerorum Discentum.

In Ecclesia Cathedrali Culmensi
Pro Praeposito thalerorum mille bis-
Centum, item pro Decano thalerorum
mille biscentum, pro primo Cano-
nico thalerorum mille, pro secundo
thalerorum noningentorum, pro duo-
liber ex reliquis sex, thalerorum oc-

tingentorum, Pro qduolibet e quatuor
Canonicis lonorariis thalerorum cen-

tum, et pro qduoliber e sex Vicariis,
sen Praebendatis thalerorum biscen-
tum.

In Cathedrali Ecclesia Wratisla-
viensi, pro Praeposito thalerorum
bismille, pro Decanco similirter thale-
rorum bismille, prorimo Canonico
Praebendam Scholastici obtinente
thalerorum mille quingentorum, pro
duolibet e duchus sequentibus tha-
lerorum mille Ccentam, pro duolibet
ex aliis septem, thalerorum mille, pro
quolibet e sex Canonicis Honorariis
ihalerorum centum, et pro quolibet
ex ocio Vicariis, seu Praebendatis

thalerorum biscentum.

In Ecclesia vero Episcopali War-
miensi, nihil circa ejus Capituli do-
lationem, et formam ad pPraesens
immutandum esse declaramus, re-

servata tamen nobis, ei Romanis

Pontilicihus successoribus nostris fa-
cultate illos aliguando ad reliduarum
Borussici Regni Ecclesiarum normam
conformandi.

Jahrgang 1821.
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acht Vikarien oder Pfründnern Zweihun-
dert Thaler.

In der Kathedral-Kirche zu Kulm
dem Probste Eintausend zweihundert Tha-
ler; dem Decham ebenfalls Eintansend
zweihundert Thaler; dem dltesten Kano-
nico Eintausend Thaler; dem zweiten
Neunhundert Thaler; jedem der übrigen
sechs Achehundert Thaler; jedem der vier
Ehren-Kanonici Einhundert Thaler; je-
dem der sechs Vikarien oder Pfründnern
Zweihundert Thaler.

In der Domkirche zu Breslau dem
Probste Zweitausend Thaler; dem De-
chant ebenfalls Zweitausend Thaler; dem
ersten Kanonico der die Scholasterpfründe
hat Eintnusend fünfhundert Thaler; je-
dem der beiden nächstfolgenden Kanonick
Eintausend Einhundert Thaler; den übri-
gen sieben Kanonicis jedem Eintausend
Thaler; den sechs Ehren-Kanonicis je-
dem Einhundert Thaler; jedem der acht
Vikarien oder Pfrundnern Zweihundert
Thaler.

Anlangend das DomkapiteldesBis-
thums Ermland, erklaren Wir, daß fur
jetzt eine Veranderung seiner Ausstattung
nicht eintreten soll, behalten aber Uns und
Unsern Nachfolgern, den Pabsten zu Nom,
vor, ihm in Zukunft eine ähnliche Ein-
richtung, als den übrigenDomkapiteln,
angedeihen zu lassen.

* Das



Aquisgranensis praeterea Eccle-
siae her nos in Collegiatam ut supra
constitutae Capitulum, constans ex

unica Praepositi Dignitate, et sex
Canonicatibus eamdem annuorum

redditunm Summam conservabit, qua
actu gauder.

Committimus pariter antedicto
Josepho Episcopo Warmiensi, ut
Clericorum Seminarüss in qualibet
Dioecesi opportune Cconstabiliendis
firma remanente possessione Bono-
rum, quae ad presens obitinent eas
vel Partiales, vel integras prout neces-
Sitas, atdue utilitas postulabit Bono-
rum dotationes autribuet, duae ab ad-

Promissa Serenissimi Borussiac HRegis
liberalitate suppeditabuntur.

Mandamus quoque eidem Jo-
"sepho Episcopo, ut pro cnjuslibet
Antistitis decenti residentia, vel ve-
tera Episcopia, si commode fieri po-
terit, vel alias Domos ad id a praefato
HRege in respectiivis Civitalibus, atque
etiam alteras Ruri, si facile possit con-
cedendas; itemque Domos pPro Dig-
nitatibus Canonicis, ei Vicariis, sen
Praebendatis, nec non bro Curia Ec-
clesiastica, pro Capitulo, et Archivo
tribuendas opportune statuet, atque
assignet.

Ad manntentionem vero Fahbri-

Carum tam Meiropolitanarum, qguam
Cathedralium Ecclesiarum, com-

Prehensis qduoque suppressis Cathe-
dralibus Corbeiensi, et Aquisgra-
nensi, atqdue ad divini cultus, ac In-
servientium exbensas eaBona, acred-
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Das Kollegiatstift zu Aachen, aus
einem Probste undsechs Kapitularen be-
stehend, wird jenen Betrag des Einkom-
mens behalten, den das bisherige Dom-
kapitel daselbst bezog.

Fermer soll gedachter Bischof Joseph
von Ermland, zu angemessener sicherer
Ausstattung der Sei inarien jeder Diszes,
diesen Anstalten, mit Beibehaltung der
Güter, die sie etwa schon haben, jene
ganz neue oder ergänzende Ausstattung
überweisen, zu welcher der Durchlauch=
tigste König in seincr Freigebigkelt sich er-
boten hat.

Desgleichen tragen Wir ihm, dem
Bischofe Joseph, hierdurch auf: daß er
den Erzbischöfen und Bischofen zu ihrer
anständigen Wohnung entweder die alten
bischöflichen Residenzen, wenn dieses füg-
lich geschehen kann, oder andere Hauser
in den Städten, auch, wo die Umsiände
es begünstigen, einen Sommeraufenthalt,
Alles, wie die Gnade des Königs es ver-
leihen wird, fest bestimme und anweise.
Ein gleiches gilt in Betreff der Wohnun-
gen und des Gelasses für die Würden,
Chorherren, Vikarien oder Pfründner,
wie auch für die bischöfliche Kanzlei, das
Domkfapitel und Archio.

Zu baulicher Unterhaltung der Me-
tropolitan= und Kathedral-Kirchen (mit
Einschluß der als Kathedrale supprimir-
ten, übrigens aber beioehaltenen Kirchen
zu Corvei und Aachen) wie auch Behufs
des Aufwandes für den Gottesolensi und
für die Kirchenbedienten, sollen alle jene

Güter



ditus etiam in suturum conservabun-
tur, quae iis usibus jam sunt destinata,
quacque Serenissimus HRex diligenris-
sime bervaturum est pollicitus; et im
Cazu extraordinariae necessitatis con-

Kdimus fore, ut rebus hisce de The-
sauro K' gio liberaliter provideatur.

Antedicte Josepho Episcopo
Practerea injungimus, ut cujusliber
Archicpiscopalis, et Episcopalis Ec-
clesiac sulfraganeatus assuetae con-

Gruac Dotationi provideat, utque sin-
Bulis ArchieLiscopis et Episcopis ad
Satislacicndum expensis Vicariorum
Generalium, et Curiae eamreddituum
trihuat quantitatem, duae a Praelau-
dato Borussiade Rege juxta liberalem,
ac Drovidam suampromissionem bisce
titulis factam constitnetur.

IIt quoniam Serenissimus Bo-
russiae Rex uliro Nobis pollicitus est
se non modo Domos illas tamad alen-
dos emerios senes, vel inlirmos sa-

cerdotes, qduam ad coercendos Kccle-
siasticos discolos, ubi cxistunt con-
servaturum, sed etiam novas, ubi

desunt constabiliturum, propterca
ibsi losepho Episcopo committimus,
ut cognitis iis, duae de hac re statue-
rit praclaudatus Rex, audirisdue re-
sbectvis Locorum Ordinariis, sub
duorum jurisdictione bujusmod: Do-
mus manere debebunt, omnia quae

oPus erunt circa memoratas Domos,
earumque congruam dotalionem dis-
bonat.
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Gäter und Einkünfte auch künftig gewid-
met bleiben, welche es gegenwärtig be-
reiks sind, und deren sorgfältigste Erhal-
tung der Durchlauchtigste König Uns ver-
heißen hat. Im Fall außerordentlicher
Noth vertrauen Wir, daß für dieses Be-
dürfniß aus dem Vermögen des König-
lichen Schatzes mit Freigebigkeit werde
gesorgt werden.

Dem vorgedachten Bischofe Joseph
legen Wir überdies auf, daß er bei jedem
Erzbisthum und Bisthum für herkömm-
lich angemessene Ausstattung der weih-
bischöflichen Würde sorge; auch den Erz-
bischöfen und Bischöfen die erforderlichen
Einnahmen zur Besoldung des General=
Vikars und zum Unterhalte der Behbrde,
nach der hochst freigebigen und fürsorg-
lichen Verfügung des Königs über-
weise.

Und da der Durchlauchtigsie König
von Preußen verheißen hat, daß jene
Häuser, die zur Versorgung ausgedienter,
alter und kranker Priester, wie auch zur
Zähmmmg ungerathener Geistlichen, berei-
tet sind, nicht eingehen; vielmehr da, wo
es noch daran gebricht, deren neue crrich-
tet werden sollen; so überlassen Wir Ihm,
dem Bischofe Joseph, in vorga#giger Er-
kenntniß dessen, was der vorbeloble König
diesenwegen verfügt hat, auch nach ein-
gezogenem Gutachten der betreffenden
Orteordinarien, unter deren Aufsicht der-
gleichen Häuser bieiben mussen, alles,
was zu deren Aussialtung gehört, an-
zuordnen.

3 2 Da-



Cum vero in suppressis Corbe-
jensi, er Aquisgranensi Cathedrali-
bus LEcclesiis Sacra reperiamüur sup-
Pellectilia ad Pontilicalia in illis exer-
cenda non amplius necessaria, facul-
tatem praedicto, Josepho Episcopo
concedimus ea in usum, et commo-

dum Archiepiscopalis Ecclesiae Colo--
niensis, si opus suerit, sin minus in
uUusumaliarumkRegni Ecclesiarum, quae
Üüs indigeant, libere valeatonvertere.

Habita nunc ratione reddituum

supramemoratis Archiepiscopalibus,
et ELpiscobalihus BRegni Borus-
Siae Pclesiis ad presens respectire
adsignatorum, in Libris Camerse
Apostolicae Prout sequitur, nempe
Ecclesiam Coloniensem in Florenis
Mille auri de Camera, Lcclesias invi-
cem units OCOnesnensem, ei Posna-

niensem in Plorenis pariter Nlille,
Ecclesiam Wralislaviensem in Flore-

nis Alillc centum sexaginta sex cum

duobus tertiis, lclesiasque Trevi=
rensem, Nlonasteriensem, Paderbor-
nensem. Culmensem, ei Warmien-

sem in Florenis sexcentum sexaginta
sex Cum duabus tertiis taxari man-

damus.
Ut autem cuncta a Nobis ursupra

disposita ritc, leliciter, ac celeri-
ter ad optatum exitum perducantur
suradicio Josepho Episcopo War-
miensi harum Literarum Exequuntori
deputato omnes, et singulas ad hujus-
modi eflectum necessarias, ei oppor-
tunas concedimus facultates, ulbrae-
vils respectivis dotationibus per In-
strumenta in valida Hegni forma exa-
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Da sich aber in den Domkirchen zu
Lachen und Cowei heiliges Geräthe be-
findet, dessen dieselbigen zur Ausübung
der Pontifikal-Handlungen in Zukunft
ferner niche bedürfen, so ertheilen Wir
dem erwähnten Bischofe Joseph die
Macht, solches zum Gebrauche und Nutzen
der Metropolitankirche zu Kölln, wenn
solches nöthig ist, sonst aber zum Nutzen
anderer Kirchen des Preußischen Reichs
zu verwenden.

Ferner, mit Rücksicht auf den Betrag
des Einko# mens, welches den erzbischof-
lichen und bischöflichen Sitzen des Preußi-
schen Reichs dermalen beigelegt worden
ist, wollen Wir, daß sie in den Büchern
der apostolischen Kammer in Zukunft ge-
schätzt seyn sollen, wie folget: die Kirche
zu Kolln mit Tausend Goldgulden des
Kammersatzes; die vereinte Kirche von
Gnesen und Posen ebenfalls mit Tausend
Gulden; die Kirche zu Breslau mit Tau-
send Einhundert und Zweidriktel Gulden;
die Kirchen von Trier, Münsier, Pader-
born, Kulm und Grmland, jede zu Sechs-
hundert sechs undsechszig und 3weidrittel=
Gulden.

Auf daß aber Alles, was hier verord-
nek worden, gehörig, gut und bald ins
Werk gerichter werde, ertheilen Wir dem
mebrgedachten Bischofe Joseph von Erm-
land, als angeordneten Vollzieher dieses

Briefes, alle und jede Vollmachten, so zu
diesem Geschäfte nöthig oder dienlich sind,
auf daß er, nach vorg uriger Ausstattung
mittelst der, in rechsgüulrliger Form abzu-
fassenden Urkunden, zur Errichtung oder

neuer



randa ad uniuscnjusque Ecclesiae
cum suo Capitulo, sive erectionem,
sive novam ordinationem, ac respec-
tivi Territorii Dioecesani circumscrip-
üonem procedere, aliaque omnia ut
supra ordinala peragere, atque sta-
tuere delegata sibi Apostolica aucto-
ritate libere, et licite possit et valeat;
atque ulierius ipsi Josepho Episcopo
facultatem pariler tribuimus, utr ad
Plenam rerum omnium in Locis Prae-
sertim ab ejus residentia remotis exe-
cutionem unam, seuplures, personam
vel Personas in simili, vel alia Digni-
tate Ecclesiaslica, Cconstitutam, vel
Constitutas subdelegare, et tam ipse
Josephus, duam persona, vel perso-
nace ab eo sic subdeleganda,velsub-
delegandae super quacumquc oppo-
sitione, in acku executionis hujus-
modi qguocmodolibet forsan oritura,
servatis tamen de jureservandis etiam
definitive, et duacumque appellatione
remota Dronunciare libere lem, ac
licite possint, Ct valeant, ac duiliber,
corum resbechive possit et valeat.

Eidem vero Josepho Episcopo
e7resse injungimus, ac mandamus
ut exempla singulorum actorum tam
Per se, duam per ab eo Subdelegatos
in praesentium Literarum cexecutio-
nem confidendorum intra Quadri-
mobstre ab expleia ipsarum eeculio-
ne ad hanc apostolicam Sedem in au-
theimica forma transmittat in Archi-

vio Congretgationis rebus Consistoria-
libus Draepositae de more asserranda.

Praesentes autem Literas, et in
eis contenta, ac statuta quaecum-
dur, eliam ex ce duod quilihet in
Prachmiseis, vel in rorum aligqno jus,
aut interesse habentes, vel qduomo-
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neuer Gestaltung einer jeden Kirche, wie
auch ihres Kapitels, desgleichen zur Um-
schreibung ihres Sprengels vorschreiten,
auch alles Uebrige, wie vor beschrieben
ist, ausrichten und ordnen möge, als wo-

8 Wir ihm hiermit Unser apostolischesAnsehen leihen. Ferner legen Wir Ihm,
dem Bischofe Joseph, die Befugniß bei:
zu desto vollkommener Vollziehung dieser

Sachen, jumal an Orten, die ven seinemAufenthalte weit entlegen sind, Eine oder
auch mehrere Personen, die in gleicher
oder anderer kirchlichen Wurde stehen,
statt seiner mit Vollmacht zu versehen.
Und sowohl er selbst als jene Person oder
Personen, so er mit Vollmacht versehen
haben wird, sollen ermachtigt seyn, über
jeden Einwand, der vielleicht bei Gelegen-
heit der Vollziehung dieses Briefs gemacht
werden dürfte, mit Beobachtung jedoch
der Formen des Rechts, schließlich und
ohne Verstattung einiger Berufung zu
erkennen.

Wirmachen aber auch dem besagten
Bischofe Joseph zur Pflicht und gebieten
ihm, daß er Abschriften aller Verhans-
lungen, so sich auf die Vollziehung ge-
genwärtigen Briefes beziehen, sowohl
seiner eignen als derer, die er statt seiner
bevollmächtigt haben wird, innerhalb
vier Monate nach vollbrachter Bollzie=
hung, in beglaubigter Gestall, an diesen
apostolischen. Stuhl überschicke, damit
selche in dem Archiv der Versammlung,
die über die Konsistorial-Angelegenheiten
gesett ist, altem Gebrauche gemäß, auf-ewahrt werden mögen.

Es soll aber dleser Brief und Alles
was darin enthalten und beschlossen ist,
weder darum: daß die, oder die, so an
dem Vorbesagten, ganz oder theilweise,
berechtigt oder belheiligt sind, oder auch

erst



dolibet etiam in futurum habere prae-
tendentes cujusvis status, ordinis,
conditionis, et praeeminentiae, ac
eriam specilica, expressa, et indivi-
dua mentione ditzni sint, illis non
consenserint, seu duod aliqui ex ip-
sis ad praecmissa minime vocati, vel
etiam nullimode, aut non satis auditi
fuerint, sive ex alia qualibet etiam
laesionik, vel alia juridica privilegiata,
ac Drivilegiatissima causa, colore,
practextu, et capite etiam in corpore
juris clauso, nullo unquam tempore
de subreptionis, vel obreptionis, aut
nullitatis vitio, seu intentionis Nostrae,
vel interesse habentium consensus,
aliove duolibet delectu duamtumvis
magno, inc##cotitato, substantiali, ac
suD stantialissimo, sive cliam ex eo

quod in Dracmissis Solemnitates, et
duaccumquc alia forsan serranda, et,
aldimplenda, minime servata, et adim-
Plela, scu cansae Propter dnas prae-
Sentes cmanaverint non Suflidenter

adductac, verilicatae, ei justillcalae
dfuerint, nolari, impugnari, aut alias
infringi, suspendi, restringi, limitari,
vel in controversiam voecari, sen ad-
versus eas restituionis in intetzeum
aperitionis oris, aut aliud quodcum--
Gue Iuris, fjacti. vel justitiae remedium
impetrari, aut sub duibusvis, contra-
riis Constitutionibus, revocationibus,
suspensionihus, limitationihus, de-
Cretis, ant declarationibus, 8enera-
lihus, vel specialibus duomodoliber
factis minime bosse Comprehendi, sed
semper ab illin elceptas esse, et sore,
actamguam Gl'’ontiticiael’rovidemiae
Ollicio certa scientia, et potcstatis
Pleni#ndine Jobtriz lactas, ei ema-
natas, omnimoda lirmitate perpetuo
validas., et ellicace“ Cxvistere, el fore

suo#dur plenarios et integros essec-
tus sortiri, et obtinere, ac ab omni-
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erst künftig zu seyn behaupten (sie möcen
seyn wes Standes oder Ra 'get sie wol-
len, selbst ausdrücklicher und namenttcher
Meldung würdig) nicht darein gewilleur;
oder daß Ginige aus ihnen nicht dazu ge-
rufen, oder gar nicht, oder ulcht genug-
sam angeyôrt; Upch selbst um Verletzung
Willen, oder au5 einem anderen in den
Rechten noch so sehr begünftigrem Grunde,
Anschein, Vonvand, oder Berfügung,
selbst des geschlossenen kanonischen Gesetz-
buchs, weder als erschlichen, oder nichrig,
oder Unserer wahren Willenseneinung und
der Beistimmung der Betheiligten erman-
gelnd, oder mit einem andern, noch so
großen und wesenhaften Gebrechen, wie
es immer ausgedacht werden möge, be-
haftel; noch auch darum: daß die Frier-
lichkeiren und Forinen nicht gehörig beob-
achtet und vollbracht; oder daß die Ursa-
chen, um derentwillen Vorgedachtes er-
gangen ist, nicht genugsam angeführer,
nachgewiesen und gerechrfertigt worden,
semals können in Anspruch genommen,
angefeinder, entkräftet, ausgesetzt, be-
schrankt, beschnitten, in Zweifel gezogen,
noch dagegen Miedereinsetzung in den vo-
rigen Stand, Erlaunbniß zureden, oder
irgend ein anderes Rechtemittel der Form
oder deo Thakbestandes zugestunden wer-
den. Auch soll dieser Brief unter die Ver-
fügung der ihm etwa widerwärtigen Ver-
ordnungen, Widerrufe, Suepensionen,
Beschränkungen, Aufbebungen, Verän-
derungen, Verfügungen und Erklärun=
gen, allgemeinen und besonderen, keines-
weges begriffen, vielmehyr gänzlich davon
ausgenommen seyn und bleiven, und als
von Uns, aus päbsilicher Furforge, ge-
wisser Erkenniniß und Fülle apottolischer
Gewalt erlassen, sich durchaus vollkomm-
ner Kraft und Gülrigkeir# erfreuen, mic-
hin zu seiner vollen Wirksamkelt gelungen,
und zukünftig von Auen, die es angeht
und angehen wird, beständig und unver-

bruch-



bus, ad qucs spectat, et spectabir
quomodolibet in futurum perpetuo,
e2 inviolabilirer observari, ac supra-
dictarum Ecclesiarum Episcopis, e
Capitulis aliisque, duorum favorem
Praesentes Nostrac Literae concer-
nunt perpetuis luturis temporibus
Plenissime sulfragari debere, ecos-
demquc super praemisis omnibus,
et singulis, vel illorum causa ab ali-
quibus qguavis auctoritate sungenuus
duomodolibet molestari, perturbart,
inquietari, vel impediri, neque ad
Probationem, sen verilicationem duo-
rumcumque in üsdem praesentibus
narratorum nullatenus unquamiteneri,
neque ad id in judicio, vele Ktracogi,
seu Compelli bosse, et si secus super
his a qduoquam quavis auctoritate
scienter vel ignoranter contigerit at-
tentari irritum, et prorsus inane esse,
ac fore volumus, alque deccernimus.

Jon ob’stantibus de jure quaesito
non tollendo de suppressionibus com-
mittendis ad partes vocatis duorum
interest, aliisque Nostris, et Cancel-
lariae Apostolicae retzulis, nec non
diciarum Ecclesiarum etiam contir-
matiene apostolica, vel quavis fir
mitate alia roboratis statutis, et con-
suetudinibus etiam immemorabilibus
Privilegiis, duoque induliis, ei Con-
cessionibus quamvis specilica, et in-
dividus mentione dignis, omnibusque
et singulis abostolicis, ac in Synoda-
lihus, Provincialibus, et Universali-
bus Conciliic editis specialibus, #é1
Beneralibus Constitutionibus, ei or-
dinationihus. quibus omnibus, et sin-
gulis rorumque totis tenoribus, ac
formis, etiam si sperialis, pecilica,
et individua mentio, seu quaeis àin
expre sio habenda, aut alidua alin
ekduisita lorma ad hoc servanda (orct
illorum tenores, ac si de verbo, ad
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bruchlich beobachtet werden; auch den
Bischofen und Kapiteln vorgedachter Kir-
chen und anderen darin mit Gunst be-
dachten Personen zu ewigen Zeiten in
alle Wege zum Nutzen gereichen. Sie
sollen daber, in Betreff des Vorgedach--
ten und aus dessen Anlaß von Nieman-
den, er sey weiches Ansehens er wolle,
belästiger, gestöret, beunruhigt oder gehin-
dert werden; auch nicht zum Beweise oder
zur Bekräftigung dessen, was in diesem
Briefe geschichtlich anneführt ist, verpflich-
tet seyn, und dazu weder im Gerichte noch
außergerichtlich jemals können angehal-
ten werden. Und falls es sich zutrüge,
daß Jemand, welches 7 i#ebens er auch
sey, wissentlich oder unwissentilich hierge-
gen handelte; soll solches als null und
nichtig angesehen werden.

Auch soll nicht dawider senn: „daß
wohlerwordene Rechte nicht aufzuheben,“
ferner: „daß bei Suppressionen die Be-
tbeiligten zu hören“ und was dergleichen
Unserer und der apostolischen Kanzlei Re-
geln mehr sind. So auch nicht der ge-
dachten KRirchen mit päbstlicher oder sonsti-
ger Bestätigung versehene Statuten, ur-
alte Gewohnheiten, auch Privilegien, In-
dulte und Verleihungen von noch so be-
sonderem Inhalk, selbst ausdrücklicher
Meldung Würdize. Auch nicht die von
den Päabsten und in den Prooinzial= oder
Gencral= Synoden ausgegangene Ver-
ordnungen und Beschlüsse aller Arr, die
Wir vielmerr sammr undso. dere, ihrem
ganzen Inhalte und ihrer Form nach,
und (dafern deren besondere ausdrückliche
und eigemliche Erwähnung nsthig oder da-
zu eine andere besondere Weise erforderlich
wäre) gleich als ob hhr Inhalt von Wort
zu Wort, nichts auegelassen, hier einge-
tragen, und jene Form genau beobachtet

Wor:



verbum, nihil penitus omisso, et
Horma in illis tradbta, observata, in-
serli lorent, Praesentibus pro expres-
sis habentes ad praemissorum om-
nium, et singulorum eflectum latissi-
me, et plenissime, ac specialiter, et
evPresse esx certa scientia, et potesta-
tis plenitudine paribus derogamus,
et derogatum esse declaramus, Caete-
risque Contrariis Juibuscumque.

Volumus praeterea, ut harum
Literarum Nostrarum Transumpiis,
etiam impressis, manu tamen alicujas
Notarii Dublici subscriptis, er Sigillo
Pemonae in Lcclesiastica Dignitate
constitutar munitis, endem prorsus
Udes ubique adhibeatur, quae ipsis
Pracsentibus adhiheretur si forent,
exhibitac vel ostensace.

Nulli ergo omnino hominum li-
ceat hbanc paginam Nostrae suppres-
Sionis, extinctionis, annmullationis,
rostitutionis, ercctionis, unionss, dis-
memb’rationis, disjurclionis, separa-
rtionis, aggretgatiohis, applicationis,
circumsecriprionis, concessionis, In-
dulii, elargitionis, awignationis, sup-
pletionis. aubjectionis, altrihutionis,
statui, declarationis, commissionis,
deputationis, Alandai, Decreii, de-
rogationis, ei voluntatis inlringere,
vel ei ausu temerario contraire,siduis
autem hoc allentare Pracsumpserit.
Indignationem Omnipotentis Dei, no
Beatorum Petti et Pauli Apostolo-
rum ejus se noverit incursurum.

Datum Romae apucd Sanctam
Mariam Alajorem Anno lnçarnationis
Dominicae millesimo octingentesimo
Vigesimo Primo Decimo Sebtimo Ka-
lendas Augusti. Pontilicatus Nostri
Anno Vigesimo secundo.
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worden wäre, aus apostolischer Gewalt,
soweit es dessen zur Vollziehung und Aus-
fübrung alles Vorgedachten bedarf, hier-
durch gänzlich entkraften; wie auch in
gleicher Weise alles Uebrige was Obigem
entgegensieht.

Auch wollen Wir, daß den Abschrif-
ten dieses Briefes, selbst Abdrücken die
durch Unterschrift eines öffentlichen No-
kars beglaubigt, und mit dem Siegel ei-
ner Person, die inkirchlicher Würde stehr,
versehen sind, überall, wo sie dargereicht
und vorgezeigt werden, gleicher Glaube,
wie der Urschrift zu Starten kommen soll.

Niemand also, wer er auch seyn
moge, soll diesen Unsern Brief der Auf-

hebung, Erltschung, Werichtung, Her-stellung, Errichtung, Vereinigung, Thei-
lung, Trennung, Absonderung, Beifü-
gung, Zuwendung, Umschreibung, Verlei-
bung, Verstattung, Gewährung, Ueber-
weisung, Ergänzung, Unterwerfung, Bei-
legung, Satzung, Erklärung, Ueberlas-
sung, Abordnung und Beauftragung, Be-
schließung, Aufhebung und Willensäuße=
rung, auf irgend eine Weise brechen oder
freventlich dagegen handeln. Wer aber
solches zu thun wagt, soll wissen, daß er
die Ungnade des allmächtigen Gottes und
seiner heiligen Apostel Petrus und Pau-
lus auf sich lenke.
Gecgeben Rom anderKirche der hee-

ligen Maria, der Aelteren, um Jahre
nach der Menschwerdung des Her#n Ein-
tausend Achthundert Zwanzig und Eins,
den sechszehnten Tag des Monars Ju-
liut. Unseres Oberhirten Amtes im zwei
und zwanzigsten Jahre.

——.. — —
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(No. 667.) Allerhdchste Kabinetsorder vom 27sten Oktober 1820., betreffend die Ent-
scheidung strettiger, aus der Regulirung des Provinzial= und Kommunal=
Schuldenwesens entspringender Gegenstände in letzter Instanz.

RM. Bezug auf die Instruktion für die Generalkommission zur Liquidirung,
Ausgleichung und Regulirung des Provinzial= und Kommunal-Schuldenwesens
vom oten Juli 1812., nach welcher über bestrittene Ansprüche an eine Provinz,
einen Kreis, oder eine Kommune kein förmlicher Rechtsgang statt finden soll,
finde Ich es auf Ihren Bericht vom 22sten d. M. ganz angemessen, daß die Ent-
scheidung der streitigen Gegenstände in erster Instanz den Regierungen überlassen
bleibe, in zweiter und letzter Instanz aber solche einer aus fünf rechtskundigen
Ministerialräthen zusammenzusetzenden Kommission übertragen, und von dersel-
ben dem Ministerio des Innern zur Ausfertigung und Publikation zugestellt werde.
Zu dieser Kommission will Ich Ihrem Vorschlage und der Vereinigung mit den
betreffenden Minisierien gemaäß, den wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath
Köhler, den Geheimen Ober-Regierungsrath Kahle, den Geheimen Ober-
Instizrach von Goßler und die Geheimen Ober-Finanzräthe Bierdemann
und Ferber hiermit ernennen.

Berlin, den 27sten Oktober 1826

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatsminister von Schuckmann.

Aa (No. 668.)

(Ausgegeben zu Verlin eptember 1821.)



(No. 668.) Allerhdchste Kabinetsorder vom 5ten September 1821., bie vermehrten Ab-
stufungen in den Beiträgen zur Klassensteuer betreffend.

A- den Bericht des Staatsminisieriums vom Zosten August d. J. bestimme
Ich, um bei der, durch das Gesetz vom Zosten Mai v. J. eingeführten Klassen-
steuer eine mehrere Abstufung der Steuerbeiträge nach der Leistungsfähigkeit der
Mlichtigen möglich zu machen, daß

1I) über das bisherige Steuermaximum hinaus noch zwei Steuersätze von 12
und 8 Thalern monatlich für den Haushalt, und von der Hälfte dieses
Satzes für Einzelnsteuernde G. 4. d. des Gesetzes) hinzugefügt, und

2) zwischen den bisherigen Klassen, noch die Steuersätze von 13, 2, und 7 Tha-
ler monatlich für den Haushalt, wiederum mit der Hälfte des Satzes für
die Einzelusteuernden, eingeschoben werden sollen.
Die Grundsätze, nach denen bei der Einschätzung zu verfahren, modifzi-

ren sich hiernach, mit Rücksicht auf die Besiimmungen des F. 3. des Gesetzes,
und der durch Meine Verfügung vom löten September v. J. genehmigten Klassi-
fikations-Instruktion, dahin, daß

a) die bisherige letzte und untere Zwischenklasse mit der neu hinzugefügten
Stufe von Thaler monatlich zur Besteuerung der gewöhnlichen Lohn-
arbeiter, des gemeinen Gesindes und der Tagelöhner, so wie der ganz ge-
ringen Grundbesitzer und Gewerbtreibenden, welche sich hauptsächlich vom
Tagelohn nähren;
die bisherige A#te Klasse (mit # Thaler monatlich) nebst der durch die Order
vom 21’sten Dezember v. J. gestatteten obern Zwischenklasse (mit : Tha-
ler monatlich) und dem jetzt besiimmten Steuersatze von # Thaler monat-
lich zur Besieuerung des geringern Bürger= und Bauernsiandes;
die bisherige 2te (2 Thaler monatlich) und Zte C(1 Thaler monatlich)
Klasse nebst der jetzt nachgelassenen Zwischenstufe von 17 Thaler zur Ein-
schätzung der wohlhabenderen Einwohner, endlich «
die bisherige hochste Klasse (4 Thaler) mit den jetzt hinzugefugten Steuer-
stufen von 8 und 12 Thalern zur Besteuerung der besonders wohlhaben-
dern und reichern Einwohner in Anwendung kommen soll, und sich der fur
jeden steuerpflichtigen Haushalt und Einzelnen, innerhalb dieser 4 Haupt-
abtheilungen anzuwendende Steuersatz, nach Maaßgabe dessen mehrerer
oder minderer Leistungsfahigkeit nach dem pflichtmaßigen Ermessen der Ver-
anlagungs= und Revisionsbehörden zu bestimmen hat.

Hiernach ist bei Veranlagung und Crhebung der Steuer vom Anfange
des künftigen Jahres ab, zu verfahren.

5b—

C.

d

Zu-



Zugleich bestimme Ich, in Erlauterung des §. I. und 2. des Klassensteuer-
Gesetzes vom Zosten Mai v. J., daß die darin nachgelassenen Befreiungen von die-
ser Steuer, in soweit sie sich nicht auf die Einwohner der mahl= und schlachtsteuer-
pflichtigen Stadte beziehen, nur den Befreieten selbst und den Angehörigen ihrer
Familien, denen sie Wohnung und Unterhalt gewähren, niemals aber den, in
ihrem Lohn und Brod siehenden Personen, oder den bei ihnen sich aufhaltenden
Kostgängern, zu Statten kommen dürfen.

Berlin, den Sten September 1821.

Friedrich Wilhelm.

An
den Staals= und Finanzminister von Klewiz.

(No. 609.)
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¶No. 669.) Allerhochste Kabinetsorbre vom öten September 1821., betreffend die An-
wendung der bei Verdrechen gegen den Staat 2c. unterm öten März d. J.
festgesetzten Strafbestimmungen, in allen Provinzen, wo das Allgemeine
Landrecht noch nicht eingeführt ist.

D. Bestimmungen Meiner Order vom Söten Mälz d. J., betreffend die Straf-
gesetze und das Verfahren bei Verbrechen und Vergehungen gegen den Staat und
dessen Oberhaupt, so wie bei Dienstvergehungen der Verwaltungbeamten, sollen
sich nicht blos auf die Rheinprovinzen beschränken, sondern für alle Provinzen, in
denen das Allgemeine Landrecht noch nicht eingeführt ist, gelten. Hiernach ist
daher in vorkommenden Fällen zu verfahren.

Berlin, den Sten September 1821.

Friedrich Wilhelm.

An
das Staatsministerim



Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

—— No. 14. —

(No. 670.) Allerhochste Kabinetsorder vom 23sten August 1821., daß die Kaffen der
Schiffsgefäße nur acht Fuß Höhe haben sollen.

B., der immer mehr zunehmenden Gewohnheit der Schiffer, ihre Gefäße mit
übertrieben hohen Spitzen versehen zu lassen, welche, namentlich bei hohen Was-
sersiänden, manche Brücken theils gar nicht passiren können, ktheils denselben bei
der Ourchfahrt höchst nachtheilig sind, wird es allerdings nothwendig, die Höhe
der Kaffen auf ein besiummtes Maaß zu beschranken.

Ich will diese Höhe daher nach Ihrem Vorschlage auf acht Fuß festsetzen,
mit der Bestimmung, daß vom Issten April k. J. an, Schiffögefäße, welche un-
beladen eine höhere Kaffe haben, nicht durch die Schleusen und Brücken durchge-
lassen werden dürfen.

Berlin, den 2 3sten August 1821.

Friedrich Wilhelm.

An
den Staatsminister Grafen von Buleow.

Jahrgans 1941. Bb

(Ausgegeben zu erlin den 164en Oktober 1821.)



(No. 671.) Allerhöchste Kabinetsorder vom Sten September 1821., daß kein in Könlgl#-
chem Ofkfiiio sich befindender Forst-Bediente in der Angrenzung der unter
seiner Aufsicht stehenden Forst ein Grundstück erwerben darf.

S
Ich besiimme hiermit auf Ihren Bericht vom Sten v. M., daß kein im Dienste
des Staats slehender Forst-Bediente, ohne Unterschied seines Ranges, befugt sepn
soll, ein Grundstück zu erwerben, welches in den seiner Aufsicht und Verwaltung
anvertrauten Forsten und Revieren, ein Holzungs-, Hütungs= oder sonstiges Recht
hat, oder mit denselben grenzet. Ausnahmen hiervon dürfen nur in besonders
dazer geeigneten Fällen, auf den Antrag der Provinzial-Regierungen, durch das Fi-
nanz-Ministerium gestattet werden.

Berlin, den Sten September 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminisier von Klewiz.

(No. 672.) Allerbochste Kabineksorder vom Zten September 182 1., bekreffend die Bestins-
mung, in welchen Fällen von Festungs-Arrest auf Festungs-Arbeit
erkannt werden kann.

A# Ihren Antrag vom 21’sten Juni d. J. besilmme Ich hierdurch, daß
auch in den Fällen, in welchen die Strafgesetze nur des Fesiungs-Arrests
erwähnt haben, auf Festungs-Arbeit und Zuchthausstrafe erk.##nt werden
kann, und die Wahl zwischen diesen Strafen nach dem Stande des zu Be-
strafenden und seinen individucllen Veryältnissen geleitet werden muß.

Berlin, den gten September 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Scaats= und Juslizminister von Kircheisen.

(No. 673.)



(No. 673.) Gesetz über die Münzverfassung in den Preußischen Staaten. Vom Josten
September 16821.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 2c.

In der Absicht, eine gleichförmige feste Wahrung in Gold und Silber in
Unseren sämmtlichen Staaten einzuführen, diese durch eine angemessene Scheide-
münze, so weit es das Bedürfniß des täglichen Verkehrs erfordert, mit den beson-
deren Währungen einzelner Landescheile, für deren Beibehaltung hinlängliche
Gründe vorhanden sind, in ein fest besiiummtes und leicht übersichtliches Verhält=
niß zu setzen, und durch Ausprägung einer hinläuglichen Menge inländischer Gold-=
und Silbermünzen den Umlauf fremder Munzsorten sowohl, als der alten schon
herabgesetzten inländischen Scheidemünze allmahlig ganz entbehrlich zu machen,
verordnen und gebieten Wir, nach erfordertem Gutachten Unseres Staarsraths,
wie folget:

I.

Die eigenthümliche Goldmünze des Staats bleibt nach der bisherigen
Munzoerfassung der Friedrichsd'or. Derselbe soll wie bisher dergestalt ausge-
prägt werden, daß fünf und dreißig Stück eine Mark wiegen, und in dieser Mark
zwethundert sechszig Grän feines Gold enthalten.

2.

Bei der Rechnung in Golde wird der Friedrichsd'or zu fünf Thalern
angenommen. Einhundert drei und neunzig Thaler eilf Dreizehnrheil (roze)
in Golde enthalten daher eine Mark feines Gold.

3.
Doppelte und halbe Friedrichsd'or werden in gleichem Verhaltniß und

nach eben demselben Fuße ausgepragt.
4.

Die eigenthumliche Silbermunze des Staats ist der Preußische Thaler.
Zehn und ein halbes Stuck werden wie bisher eine Mark wiegen, und zweihundert
und sechszehn Gran feinen Silbers enthalten. Vierzehn Preußische Thaler sind
daher eine Mark feines Silber.

5.
Das bisher ausgegebene kleine Kurant, das nach dem Munzfuße von 1764.

zu vierzehn Thalern auf die Mark feinen Silbers ausgepragt wurde, und in hal-
ben, Drittel-, Viertel-, Sechstel= und Zwölftel-Thalern bestand, soll in allen
Theilen des Staats nach seinem vollen gedachten Werthe im Umlaufe bleiben;
künftig aber sollen außer den Thalern nur Einsechstelsiücke ausgeprägt werden.

Bb 2 6. Die
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6.
Diealten Einfünftel= und Einfunfzehntel-Thalerstücke, die ohnehin nur in

den Provinzen Preußen und Westpreußen noch im Umlaufe sind, so wie die unge-
ränderten Einsechstel= und Einzwölftel-Thalerstücke, sollen, ohne Herabsetzung
ihres Werthes und ohne Verlust der Inhaber, nach und nach eingewechselt und
in den Münzsiätten eingeschmolzen werden.

. 7·

Kunftig wird der Preußische Thaler in Unseren sammtlichen Staaten in
dreißig Silbergroschen getheilt. Es sollen deshalb Silbergroschen in Billon aus-
gepragt, dieselben aber nur als Scheidemunze zur Ausgleichung, besonders im
kleinen Verkehr, gebraucht werden. Zahlungen, die init ganzen, Drittel- und
Sechstel-Thalerstucken geleistet werden konnen, ist Niemand verpflichtet, in
Silbergroschen anzunehmen; dagegen darf die Annahme derselben, von den öffent-
lichen Kassen und Ansialten eben "6 wenig, als im Pridatverkehr, geweigert werden,
in so fern die zu leisiende Zahlung weniger, als ein Sechstel-Thaler beträgt, oder
wenigeroals ein Sechstelstück zur Ausgleichung der Summe erforderlich ist.

Die Vorschrift des Allgemeinen Landrechts 1. Theil 16. Tit. . 7v. ist also
hiermit aufgehoben.

8.
Einhundert sechs und zwei Drittel (l06 ) Silbergroschen-Stücke sollen

eine Mark wicgen und vier und sechszig Grän feinen Silbers enthalten. Die
Mark feines Silber wird also in den Silbergroschen-Stücken zu sechszehn Tha-
lern ausgebracht.

·.
Die Ausmünzung der Silbergroschen-Stücke soll in Unseren Münzstät=

ten mit der Bekanntmachung dieses Gesetzes anfangen, davon aber mehr nicht
in Umlauf gesetzt werden, als erforderlich ist, um den im vten §. ausgedräckten
Zweck zu erreichen.

l.

Sobald sie erscheinen, haben sie überall in Unseren Staaten auf die
in eben dem F. 7. ausgedrückic Weise geselllichen Kurs; die Führung der Rech-
nungen in offentlichen Kassen nach Thalern zu dreißig Silbergroschen, und die Er-
hebung der offentlichen Gefälle nach dieser Rechnung, nimmt gleichwohl erst dann,
wenn eine zureichende Zahl dieser neuen Münzsorken im Umlaufe ist, ihren Anfang.

11.

Der Silbergroschen wird weiter in zwölf Pfennige getheilt. Es sollen
gleichzeitig mit den Silbergroschen, Sechspfennig-StückeinBillon, verhältnißmä-
ßig nach dem im §. 8. bestimmten Münzfuße, auch Vier-, Drei-, Zwei= und Ein-
pfennig-Slücke in Kupfer ausgeprägt, und, in soweit dies zur Ausgleichung im klei-
nenu Verkehr nöthig seyn sollte, mehr aber nicht, in Umlauf gesetzt werden.

12.



— 161 —

12.

Die Verhaltnisse der alten Preußischen Scheidemunze in Billon bleiben
unverandert dieselben, wie sie durch das Edikt vom 13ten Dezember 1811. be-
stimmt sind, und alle offentliche Kassen werden hiermit angewiesen, jede Zah-
lung, welche in Preußischem Kurant an sie zu machen ist, auch in gedachter
Scheidemunze nach dem Verhaltnisse von zwei und vierzig Groschen-Stucken, zwei
und funfzig und einhalb Düttchen= oder Böhmen-Stücken und vier und achtzig
Sechspfennig-Stücken für den Preußischen Thaler überall anzunehmen.

Es soll aber, nach der Bestimmung des Edikts vom 13ten Dezember 18 1I1.,
diese Scheidemünze, soviel davon noch im Umlaufe ist, eingezogen, affinirt und
in Kurant umgeprägt werden; daher dieselbe auch fermerhin durch Privatperso-
nen in die Münze zum Umprägen eingeliefert werden kann.

13.
Die Preußische Kupfermünze, welche gegenwärtig noch im Umlaufe ist,

behäált ebenfalls ihren bisherigen Werth. Wo aber der Gebrauch derselben
Schwierigkeit findet, soll auf Antrag der Ober-Präsidenten Anstalt getroffen
werden, sie ohne Schaden der Besitzer gegen neues Kupfergeld umzutauschen.

14.
Erst von dem Tage an, da Unser Staats-Ministerium erklart haben wird,

daß in einer Provinz eine hinlängliche Summe in Silbergroschen im Umlaufe ist,
führen die öffentlichen Kassen daselbst ihre Rechnungen in Thalern zu dreißig
Silbergroschen, und Eilbergroschen zu zwölf Pfennigen.

Im Privatverkehr bleibt jede bisher erlaubte Berechnungsart auch serner
gestattet.

15.
Sämmtliche, besonders in den wesilichen Provinzen noch kursirende, nicht

Preußische Münzen, sollen ohne Aufschub aufs neue untersucht, mit dem Preußi-
schen Gelde verglichen, und die Resultate davon durch Vergleichungsktabellen;
nach vorgängiger Genehmigung des Staars-Minisieriums, gleichzcitig mit der
Publikation des gegenwäriigen Gesetzes öffentlich bekannt gemacht werden.

10.
Von den nach H. 11I. neu zu prägenden. Kupfermünzen sollen so viel

Stücke, als zusammengenommen einen Silbergroschen ausmachen, cin und ein.
viertel. Leth wiegen, und also das Gewicht

des Vierpfennigstückes fünfzwölftheil Loth,
des Dreixpfennigsiückes fünfsechszehntheilLoth,
des Zweipfennigsiückes fünf vier und zwanzigtheil Lotb,
des Cinpfennigstückes fünf acht undvierzigkheil Loth

betragen:
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17.
Bei der Ausprägung der Münzen, die in Folge dieses Gesetzes in Unserem

Staate im Umlaufe seyn werden, soll unter dem Vorwande eines sogenannten
Remediums an ihrem Gehalte und Gewichte nichts gekürzt, vielmehr alle Sorgfalt
darauf verwendet werden, daß sie beides, Gehalt und Gewicht, vollständig haben.

18.
An den einzelnen Goldmünzen soll durchaus keine Abweichung im Feinge-

halte, im Gewichte aber in keinem Falle weiter als áußerstens bis auf ein viertel
Prozent geduldet werden.

10.
An den einzelnen Preußischen Thalerstücken soll die Abweichung im Feinge-

halte außerstens einen Gran, im Gewichte aber höchstens ein halb Prozent be-
tragen dürfen.

20.

An den einzelnen Einsechskheilstücken darf die Abweichung im Feingehalte
niemals anderthalb Graän, und in Gewichte nie ein Prozent übersieigen.

21.

Wir behalten Uns vor, eigene von Unserer Münzverwaltung unabhängige
Müunzwardeine, wo es nöthig erachtet wird, anzuordnen, welche auf den Feinge-
halt, das Gewicht und die sonsiige Beschaffenheit des in irgend einem Theile Un-
seres Staates in Umlauf kommenden inländischen sowohl, als fremden Mecallgel=
des aller Art zu wachen, dasselbe zu untersuchen und die Resulkate davon zur Ver-
anlassung weiterer Verfügungen, den Ober-Präsidenten vorzulegen haben werden.

22.

Das gegenwärtige Gesetz hat keinen Bezug auf die Münzverfassung in
Neufchatel. Diese wird unverändert in ihren bisherigen Verhäl'nissen erhalten.

Wir befehlen Unseren Ministerien und sämmtlichen öffentlichen Behörden,
auf die Vollziehung dieses Münzgesetzes überall in den Gränzen der ihnen ange-
wiesenen Geschaftsverwaltung mit pflichtmäßiger Sorgfalt zu halten und den bei
Unseren Münzstätten angesiellten Beamten insbesondere, dasselbe gewissenhaft zu
befolgen, allen Einwohnern Unserer Staaten aber, sich darnach gebührend zu achten.

Urkundlich unter Beidruckung Unseres Königlichen Insiegels. Gegeben
Berlin, den 3ien September 1821.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürsiv.Hardenberg. v. Kircheisen. v. Bülow. v. Schuckmann.

r. Lottum. v. Klewiz. v. Bernstorff. v. Hake.

—
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([No. 674.) Erklrung wegen der, zwischen der Koniglich-Preußischen und Her#eglich-Nas-
sauischen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verbütung der For#-
frevel in den Grenzwaldungen. Vom toten Oktober 1821.

N. die Königlich-Preußische Regierung mit der Herzoglich-Nassauischen
Regierung ubereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur Verhütung der
Forstfrevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen, erklären beide Regie-
mungen Folgendes:

Es verpflichtet sich sowohl die Königlich -Preußische als die Herzog-
lich-Nassauische Regierung, die Forfifrevel, welche ihre Unterkhanen in den
Waldungen des andern Gebiets verübt haben mochren, sobald sie davon Kennt-
niß erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu besirafen, nach wel-
chen sie untersucht und bestraft werden würden, wenn sie in inländischen For-
sten begangen worden wären.

2.

Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Frevler alle
Mmäögliche Hülfe geleistet werden, und namentlich wird gestattet, daß die Spur
der Forsifrevler durch die Förster oder Waldwärter rc. bis in das fremde Ge-
biet verfolgt, und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den landräthlichen
Behörden und Aemtern, auf der Stelle, jedoch nur in Gegenwart und nach der
Anordnung des, zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden Ortsvorstandes
vorgenommen werden.

3.

Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Proto-
koll aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhändigen, ein
zweites Exemplar aber, seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamten)
übersenden, bei Venneidung einer Polizeistrafe von 1 bis 5 Thaler fur den-
jenigen Ortsvorsland, welcher der Requisirion nicht Genüge leisier. Auch kann
der Angeber verlangen, daß der Försier, oder in dessen Abwesenheit der Wald-
wärter des Ons, worin die Haussuchungen vorgenommen werben sollen, da-
bei zugezogen werde.

4.

Den untersuchenden imd bestrafenden Behorden wird zur Pflicht gemacht,
die Untersuchung und Bestrafung der Forstfrevel in jedem einzelnen Falle so
schleunig vorzunehmen, als es nach der Verfassing des Landes nur irgend

mog-
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moglich ist. Auch soll die Vollziehung der Straf--Erkenntnisse und die Beitrei-
bung der, dem beschädigten Waldeigenthümer zuerkannten Schaden-Ersatzgelder,
welche übrigens von den Königlich= Preußischen Behörden eben so, wie dies
bei den Herzoglich=NassauischenderFallist,inallenvorkommendenFällen
von den Strafgeldern getrennt angesetzt werden, jedesmal ohne Verzögerung
bewirkt und daräber niemals zu gegründeten Beschwerden Veranlassung gegeben
werden.

5

Gegenwärige im Namen Seiner Majestät des Königs von Preußen
und Sr. Durchlaucht des Herzogs von Nassau zweimal gleichlautend ausge-
fertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung, Kraft und
Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und öffentlich bekannt ge-
macht werden.

Berlin, den loten Oktober 1821.

(L. S.)

Konigl. Meuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

von Bernstorff.
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Gesetz= Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 SJNo. 15.

(No. 675.) Erhebungs-Rolle der Abgaben für die Jahre 1822—1324.Vom25östen
Oktober 1821.

Erhebungs-Nolle
der

Abgaben, welche vonGegenstanden die entweder aus dem Auslande
zum Verbrauch eingefuhrt, oder die durchgefuhrt werden,

dbesgleichen
von Gegenständen beim Ausgange aus dem Lande für die

Jahre 1822—1824.entrichtetwerdensollen.

Erste Abtheilung.
Gegenstände, welche gar keiner Abgabe unterworfen sind.

Ganz frei bleiben:

1) Ba, zum Verpflanzen, und Reben:
2) Bienemlöcke mit lebenden Bienen;
3) Branntweinspülich;
4) Dunger ((thierischer oder Stall-);
50 Eier;
6) Erden und Erze, die nicht mit einem Zollsatze namentlich betroffen sind, als:

Bolus, Bimsstein, Blutstein, Gips, Sand, Lehm, Mergel, Schmirgel,
Trippel, Walker-Erde u. a.

7) Erzeugnisse des Ackerbaues und der Viehzucht eines einzelnen von der Grenze
durchschnittenen Landguts;

8) Fische und Krebse (frische);
Jahrgang 1821. Ce Gras,

(Ausgegeben zu Berlin den 1sten November 1821.)
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0) Gras, Futterkräuter und Heu;
10) Gartengewachse (frische), alle Blumen, Genose und Kkautarten, Cicho-

rien (ungetrocknete), Kartoffeln und Rüben 2c.;
11) Geflügel und kleines Wildpret aller Art;
12) Glasur und Hafner-Erz CAlquifoux);
13) Gold und Silber, gemünzk, in Barren und Bruch;
14) Hefen oder Bärme;
15) Hausgeräthe C(gebrauchtes) von Anziehenden zur eigenen Benutzung;
10) Holz (Brenn= und Nutzholz), welches zu Lande verfahren wird, und nicht

nach einer Holz-Ablage zum Verschiffen bestimmt ist, Reisig und Besen
daraus, Flechtweiden;

17) Kleidungsstücke der Reisenden und deren Reisegeräthe und Wikkualien zum
Reiseverbrauch, auch die Kleidungsstücke der Fuhrleute und Schiffer;

18) Lohkuchen (ausgelangte Lohe als Brennmaterial);
10) Milch;
20) Obst (frisches);
a2o0b) Papierspäne (Abfälle) und beschriebenes Papier (Akten);
21) Rohr, Schachtelhalm und Schilf;
22) Sämmereien, für welche nicht namentlich ein Tarifsatz festgesetzt ist;
23) Steine Calle behauene und unbehauene), Bruch-, Kalk-, Schiefer-,

gel= und Mauersieine, beim Landtranspork, in sofern sie nicht nach ei
Ablage zum Verschiffen bestimmt sind;

24) Seroh, Spreu, Heckerling; «
25) Thiere (alle lebende) fur welche kein Tarifsatz ausgeworfen ist;
26) Torf und Braunkohlen;
27) Trebern,, Trestern.

Zweite Abtheilung.
Gegenstände, welche bei der Einfuhr und dem Verbrauchim Lande,

oder bei der Ausfuhr, einer Abgabe unterworfensind.
Funfzehn Silbergroschen oder ein halber Thaler vom Preußischen

Zemner Brurtogewicht, wird in der Regel bei dem Eingange und weiter keine Ab-
gabe bei dem Verbrauche im Lande, noch auch dann erhoben, wenn eine Waare
hiemachst ausgeführt werden sollte.

Aucnahmen hieron treten bei allen Gegensiänden ein, welche entwe-
der nach dem Vorhergehenden ganz frei, oder nach dem Folgenden, namentlich:

a) einer geringern oder höhern Abgabe, als einem halben Thaler vom Zentner,
unterworfen sind, oder auch bei der Einfuhr und dem Verbrauch im Lande
unbelastet bleiben sollen;

b) bei der Ausfuhr mit einer Abgabe belegt sind.
Es
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Es sind folgende Gegenstände, von welchen die beigesetzten Gefalle erhoben werden:

Benennung der Gegenstände.
Gewicht

oder
Anzahl.

Abgaben-Säße
beim

Eingang. [Ausgang
Nu. Sar.]R. Sar.

7————

1

—

 #) Chemische Fabrikate für den Medizinal= und

Abfälle.
a) von Glashütten, desgleichen Glasscherben und

Bruch, von der Fabrikation der Salpeter-
Säure; — von Salz= und Seifensiedereien, die
Mutterlauge, von Gerbereien, das Leimleder; —

desgleichen auch uberhaupt Hörner, Homspitzen,
Klauen und Knohen

b) au in Ite Asche, Kalkasche, Düngesalz, Horn-späne,Scheerwolle (Abgang beim Tuchscheeren)
Baumwolle und baumwolleneWaaren.a) rohe Baumwolle. ....
b) baumwollenGarn:

I) weißes und Watten,
aa) in den ösilichen Provinzren
bb) in den wesilichen Provinzen

2) gefärbtes . . ...

c) baumwollene Stuhl-- und gestrickte Waaren.. .
Blei.
a) Bleiin Blöcken und alte .

b) grobe Bleiwaaren, als: Kessel, **
Platten2c. 29.

IC) feine Bleiwaaren, als: Spielzeng c.
(siche grobekurze Waaren.)

Bürstenbinder= und Sicbmacher-Waaren.
a) grobe
h.) feine (siehe kurze Waaren.)

Drogueric= und Apotheker= auch Farbe-
Waaren.

Gewerbs-Gebrauch, und Präparate, als: äthe-
rische auch andere Oelec, Sauren, Salze, einge-
dickte Säfte, Hollunder-, Lakpritzen-, Wachhol-
der-Saft u. s. w., desgleichen Maler= und
Waschfarben

1 Zentn.

I dito

I dito

I dito

I dito
I dito
I dito

I dito

I diro

1 dilo

1 diro

frei

frei

OuS—
—

15

25

r

—rer
von ESrotsl

22

 in Aitten

* od. Fasseru.
 14 Vaues.

2 Ki##
 6Ee. ae#.

Aus.
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Gewicht Abgaben-Sabe re-, gütet
d.

Benennung der Gegenstände. aderi . einganbetnkuasgen *“v%Ztiner
· n hat«-im-

Ausnahmen von vorstehenden fur chemische Fa-
brikate und Präparate und für Maler= und 1
Waschfarben fesigesetzten Steuersätzen, so wie
von dem für rohe Exzeugnisse des Mineral-,
Thier= und Pflanjenreichs zum Gewerb- und
Medizinal-Gebrauch in der Regel geltenden
allgemeinen Eingangs- Satz, treten bei folgen-
den Waarengattungen ein:

b) Alaun, Schwefelfaure und Salzsaure .. . I1 Zentn.
c) Bleiweiß und Kremserweis 1 diton—.–—
d) Glätte (Blei-, Silber= und Gold-), Mennige,

Schmalte, gereinigter Sode (Mineral-Alkali),
gemischter Kupfer-und Eisen= und weißer Vitriolsl ditoo

.—. l X

l l

e)Eisen-Vitriol(gjicner)............... 1 dito-q
 Farben-Erden, gelbe, grüne, rothe Erde, Braun-

roth, Kreide, Oker, Rothsiein, Umbra I1 dito—–—
4 Farbe- und HSerbe-Kräuter, Wurzeln, Rinden,

Blätter, Krapp, Waid, Eckerdoppern, Knop-
pern, Wan, Sumach, Kurkume, Querzitron. diro#frei--——90

h) Holzasche, rolnlnln 1 dito freii —+—H0
i) Pottasche und Waidasche, auch ungereinigteSodeUdiro-5—
k) Mineral-Wasser in Flaschen oder Krügen 1Idito — 751 —
D Schwefel ...... .. . 1 dito — 10 -—

sens und Stahl.
a) Gußeisen in Gansen und Masseln, Roheisen

und roh Stahleisen, Stahlkuchen, altes Bruch-
eisen, Eisenfeile, Hammerschlaoag 1 diccfrei+

Anmerk. Eisenguß in Gänsen und Masseln und Roheisen
ist in den westlichen Provinzen auch beim Ausgang frei.

b) geschmiederes Eisen, als: Staab= oder Stangen,
Rcifen, Schlösser, Reck, Kneip, Band, Jain,
Kraus, Bolzen, Wellen, desgleichen Roh-Stahl,
Guß= und raffinirter Stahl, in den ösilichen
Provinzen bis zur Elbe einschließlich .. 1 diio  —

(links der lbe landwärts eingetend, und in den westl. Pro-
vinzen ird die allgemeine Emgangsabgabe erhoben.)

c) Ei-



Gewicht Abgaben-Satze ##
- der — mer

Benennung der Gegenstande. Sechbl nngent- ansenal 8
Ril. Sar. IXt. Sar. Gewicht.

–

c) Eisenblech aller Arr, besgleichen Eisendratb,Stahldrath und Anker... . ...... .. ... . I1 Zentn. 3 - .
d) Eisenwaaren: -

1)gkobch-ßwaarcnmOfemPlattethttmeIdito1
2) grobe, die aus geschmiedetem Eisen, Eisen-

blech, Stahl= und Eisendrath gefertigt sind,
als: Aerte, Degenklingen, Feilen, Hämmer,
Ketten, Hespen, Kaffeetrommeln und Müh-
len, Maschienen von Eisen, Holzschrauben,
Nägel, Pfannen, Pletteisen, grobe Schnal-
len und Ringe (ohne Politur), Schlösser,
Schraubstöcke, Sensen, Sicheln, Schaufeln,
Striegeln, grobe Waagebalken, Zangen,
Stemmeisen, Tuchmacher= und Schneider-
Scheeren 2c.1BBB I dztv—E

Z; feine: Werkzeuge und andere feine Eisenwaa-
ren (siehe grobe kurze Waaren).

Erze, nämlich: Eisen= und Stahl-Stein, Stufen,
Braunstein, Re'ß= und Wasserblei, Graphit, Gal-

mei, KobaoalltrH. 1 dito rei — 5
In der Provinz Sachsen, links der Elbe, Eisenediro frei—
In Westphalen und Niederrhein auf der Grens-

linie von Wilnsdorf bis Nench Eisenerz frei—frei8|Flachs, Werg, Hanf, Heede.. dto s5 10
Ausnahmen. Seewärtsin Preußischen Schiffenn.. — frei —

Getreide, auch gemälztes, desgleichen Hulsen-
früchte und Sämereien.

a) Gersie, gemälztes Getreide, Heidekorn oder
Buchweizen 40 Schf.— 25- —

b) Hafer ditoo 15—

hcs Rogeen ditaolcl—
d) Weizen, desgleichen Spelz oder Dinkel .. ... dito 1—
e) Hülsenfrüchte, als: Bohnen, Erbsen, Linsen

und Wicen dito —
(vorgenannte Gegenstände sind ganz nochk enn die Qvan-

titt Zwei Scheffel uscht überstrigt.)
1) Sä-
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. GewichtAbgabemSåtzkFürchm

· Benennung der Gegenstande. ober beim ard gt
E Anzahl. Einganz. [Ausgang Brutts-1 —2* Gewicht.

s) Samereien:
1) Kleesaat ..... . . . Il Zentn. — 10

2) Leinsaat ... ..............40Sfl.—25--
3) Hanfsaat, Mohnsaat, Leindotter oder Obder, 6

Raps, Rubesaat, Senfsaat .. . . .. . . . .. dito Ifreis- 120

10|Glas.
a) grunes Hohlglas (Glasgesthirr). .. . . .. Ze#1

Anmerk. Bei loser Verpackung werden 5 Kubik-
fuß zu einem Zentner veranschlagt.

b)weißes Hohlglas, Tafelglas, ohne Unterschied
der Fareee diro #

I) geschliffenes und massives Glas, Glasperlen oder
Behänge zu Kronenleuchtern, auch Glasknöpfe.Läno0h—IE

d) Spiegelglas, belegtes oder unbelegtes.
Laesostenes 1) wenn das Sctück nicht über I Fuß
Oeslasenee Oberfläche hht 1 dit060–
wie Tafel- 12) uber 144 DZollbis ½5 CZoll Ober- p.

glas). flache einschließlich. . . . . .. . duo

gegossenes sZ)uber :88 Noll bis 5 ol-- 1 Stückk—
und 1) 570 1000 dito 3 1|

geblasenes5 looco 1400 dito H
ohne 6) 1400 1900 . . . ditio 120

unterschied. () 1000 = 2200 dio 60—
undalle, welche eine größere Höhe und Breitehaben.

11|Hute und Felle, rohe, grüne und trockne, desgl.
rohe Harrerrr.......IIZentn.frei— 1120
Ausnahme. Rohe Haute, seewarts uber Dan-

zig, Millau, Memel, auch zu Lande, nach
Pehlen ausgehend....1dito—%

12 Holz und Holzwaaren,
a) Farbeholzer in Blöcken und geraspelt, (mit

Ausnahme des Fernambuck) desgleichen Kork-
holz, Pockholz und Buchsbamoo I dro——0
(Fernambuk und alle außereuropäische Tischlerhölzer
sind der gewohnlichen Abgabe von 15 Sgr. beim Ein-
ganze unterworfen.)

b) Brenn-



Gewicht
öder

Anzahl.

1r 1x
Benennung#der Gegustände. 1

b) Brennholz, beim Wasser-Transportt
c) Nutzholz

1) Masten 222 ————t—.K
2)Buchfprieten oder Spieren. ......

-3)BldckeodekBalkenvou hartem Holz... . ...
4) Balken von kienenem oder kannenem Holz
5) Bohlen, Brekker, Latten, Faßholz (Dauben),

Bandstöcke, Stangen, Faschienen, Pfahlholz,
Flechtweiden 2c., beim Wasserkransport, oder
beim Landtransport zur Ablage zum Verschiffen

4) Holzborke oder Lohe von Eichen und Birken,
desgleichen Holzkohlen

e) Hölzerne Hausgeräthe (Meules) und andere
Holzwaaren, welche gebeizt, gefärbt, lackirt

oder polirtsind.
Anmerkung. Versienert werden:

1) ganzfeine Holzwaaren, wie grobe kurze Waaren;
2) gepolsterte Menbles, wie grobe Sattlerwaaren;
3) grobe Böttcher= und Drechsler-, Korbflechter-,

Tischler= und alle rohe oder blos gehobelte Holz-
waaren, Wagnerarbeiten und Mäschinen von
Holz, aber blos mitder allgem. Eingangsabgabe

2 2222

2 2 2 2 —2 2 22 2 222 222 222322

3Instrumente, musikal., mechan., mathematische,
. II. Zenitn.optische, astronomische, chirurgische

Kalk und Gips (gebrannter)
Karden oderWeberdisteln 14 ...

tztere wonn sie zum Berkauf
2 Ê 2—2 —2 252 2 2 22 2 22 2 222 242422 222

und Wasche, beide
eingohen.

Kupffr und Messing.
) rohes, gäres, altes Bruckkinser oder Messing,

degleichen Kupser= und Messingfeile, Glocken=
gut,Aupfermünzen, in den öfllichen Provinzen

An berkung. In den westlichen Provinzen wird blos.
ie Allgemeine Eingangeabgabe gezahlt.

Kleider (fer#ige, new), desgl. gefragene Kleider

1Klftr.

1 Stück.
diro
dito
dito

Schlsloß.

I1 Zentn.

I dito

4 Scheffel
od. i Toune

x Zentu.

# diro

1 dito

-Sa ur TharaAbgaben Sahe vergutetbelm om ZeiinerEingang. Ausgam,s Brutto-
m—m— Gewicht.

110 —

1 – —

— 5 —

— 1 –

— 15 —

frei— 2

2 — 3—
— J.

6— — 27
— 5 —

frei— 5

tm1oo——

Urn ge-
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Benennung der Gegenstande.
Gewicht

oder
Anzahl.

— 8

b) geschmiedetes, gewalztes, geschlagenes, gegosse-
nes zu Geschirren, Blech, Dachplatten, gewöhn-
licher Orath, desgleichen polirte, gewalzte Ta-
feln und Bleche .. ....

c) Waaren: Kessel, Pfannen und dorgleichen, auch
alle sonstige kurze Waaren aus Kupfer u. Mefsing!

Kurze Waaren,
a) grobe, gefertigt theilweise oder ganz aus Ala-

baster, Glas, Horn, Holz, Lack, Leder, Papier,
Mcerschaum, unedlen Metallen, Porzellan oder
Stroh; als: Blei= und Rothstifte, Brillen, feine
Bürsten, Dosen, feine Drechslenwauren, feine
Eisengußwaaren, Fingerhüte, Glasschmelz,
Kämme, Klavierdratch, Knöpfe, Messer, Näh-
und Stecknadeln, sogenannte Nürnberger Waa-
ren aller Art, Parfümeriewaaren, Pastellfarben
und Tusche in Blasen, Glasern, Käsichen oder
Täfelchen, Peifenköpfe u. Peifenröhre, Schee-
ren, Schnallen, feine Seife, Siegellack, Spiel-
zeug, ganz feine Tischlerarbeiten, gröbere Stroh-
und Bastsgeflechte und Hüte, feine Werkzeuge
und dergleihen

b) feine, nämlich Waaren vorgenannter Ark, wel-
che zum Theil oder ganz aus Gold, Silber, Pa-
tina, mit Gold-oder Silberbelegung, oder ans-
Semilor, Bronze und andem feinen Metall-
gemischen, oder aus seinem Stahl, Elfenbein,
Schildplatt, Perlimutter, Bermtein, Krisiall,
unächten und achten Steinen und Perlen gefer-
tigt sind, Pfeifenköpfe mit feiner Malerei und
feinen Beschlägen, Etuis, Taschenuhren, Stut-
und Pendeluhren, Kronenleuchter mit Bronze,
Goldfäden, Goldblatt, feine lackirte Waaren.
Ferner: Männer= und Frauenputz, gehäkelt, ge-
stickt, Bonneks, Facher, Blumen, Schmuckfederm,

1 Zentn.

I dito

I diro

S Fur TAbgat en· Tate aier uim vom otsrEingang.Ausgang Brutfv-
lzal-t-

q
2
I

10 — — —

10—– –
.

7



173

Benennung der Gegenstände.
Gewicht

oder

Anzahl.

19

feine Bast- und Strohhute, Spitzen, feine Posa-
mentierwaaren, feine Schuhe, feine Hand-
schuhe, Perückenmacher-Arbeit

Leder, und daraus gefertigte Waaren,
a) gelohetes Fahlleder, Sohlleder, Kalbleder, Satt-

lerleder, Stiefelschäfte, desgleichen Juchren.4
b) sämischgares, weißgares, oder halbgares,

Korduan, Marokin, Safflan, Pergament.
Ausnahme. Halbgare Ziegenfelle für inländische

Saffianfabrikanten werden unter Kontrolle für
die allgemeine Eingangsabgabe eingelassen.

Wagen, woran Leder= oder Polsterarbeiten
d) feine Lederwaaren von Kordnan, Saffian, sä-

misch= oder weißgarem Leder, Sattel= und Reil-
zeuge und Geschirre mit Schnallen und Ningen,
ganz oder theilweise von feinen Mctallen oder
Moetallgemischen

Leinengarn.
a) rohes

aus den Osisechäfen ausgehend
h) gebleichtes, gefarbtes, auch Zwirn .. ... ...

1|Leinewand und Leinenwaaren.
a) graue P., kleinewand und Segeltuch
b) rohe, ungebleichte Leinewand und Drillich.
Ausnahme. Nohe ungebleichke Leinewand geht

auf der Grenzlinie von Leobschutz bis Reichen=
bach in Schlesien, nach schlesischen Bleichereien
und Märkten, auch an der Grenze der Provinz
WestphalennachBleichereien in die wesilichen
Provinzen frei ein.

J) gebleichte, gefärbte oder gedruckte Leinewand,
Zwillich, Drillich, Tischzeug, Strumpfwaaren,
Bänder, Batist, Kammertuch, Linon, Gaze, auch
Leinen mit Baumwolle gemisch

Jabrganz 1831.

) grobe Schuhmacher= und Sattlerwaaren, auch

1 Zentn.

I dito

1 diuo

I dito

1 dito

I dito

dito
I dito

I dilo
I dito

1 dio

Dd

bgaben-Sä ce TberaWu
Eingang. Ausgang rttto-
S# S# E Genicht.

50—–-A

6— 2

(nt
1

 ——

10 ——

20 — 1½

frei.

1 –4 —

 —1. in Kisten.
— 42

a

10 5 in Kilen

d) alte
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Gewicht Abgaben-Sate draBenennung der Gegenstande. oder vom ZentnerAnzahl. — Lusgens Bructo-
——9 Ku. Sar Gewicht.

d) alte Leinewand (Lumprn) ur Papiersabritation 1 Zentn. frei—
landwärks nach Pollen 1 dio —m— n

22 Achte, (Talg-, Wachs= und Waallrath.= dio———
23Material= und Spezerei= , auch Kondikor=

waaren und andere Konsumtibilicn.
1) Bier aller Ark in Fässerm, auch Meth und ge-
gaohrene Getränke aus Obcbttt. I dito 215—|—
b. Brannnreine aller Ar, auch Arrak, Num, Franz=

branntwein und versetzte Branntweinnn diio:3
I) Oflg aller Art in Füässen 1 diro 110.—
d) Speiseol aller Art in Fassern . . . . . . . . . . .. 1 dito 2—

Anmerkung. Wienn Bier, Essig oder Oel in
Flaschen oder Kruken eingett dio 8—–—

c) Wein und Most
) in die ösilichen Provinzen eingehed. ditot ———
2) in die wesilichen Provinzen eingchend I dilo 65—
3) aus den westlichen Provinzen beim lebergang

in die östlichen Provrinten 1 dilo 190
Anmerkung. Beim Kontiren zum Pribatlager werden

5 Zentner Brutto-Gewicht zu 180 Quart Inhalt an-
genommen.

) BurterinFassen diioo 15 *r
(Einzelne Stücke, welche eingehen, sind, wenn
sie zusammen unter 7 Zentner wiegen, frei).

6) Fleisch, frisches, ausgeschlachtetes, gesalzenes,
geräucherkes, auch ungeschmolzenes Feit, Schin-
ken, Sped, Würsle, desgleichen großes Mildl diuo22— 7½.
te, (Südfrüchte) frische und getrocknctc,
als Apfelsinen, Zitronen, Limoncn, Pommeran-
zen und Pommeranzen-Schaalen, Granaten,
Dakteln, Feigen, italienische Kasianien, Korin- 4 n.
then, Rosinen, Mandlen !1 dt 4 -1—4

Verlangt der Stcurrpflichti e die Auszählung der frischen uI#“# #
Südfrüchte, so zahlt er für 4 Stuck 1 Sübergroschen.

Berdorbeue bleiben unvers#euert, wenn sic in Gegenwart
des Steucramts weggeworfen werden.

i) Ge-
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Gewicht Abgaben-Satze Mr ar.
- Benennung der Gegennände. * Eingenet#sgeneleen Ttnturr

Nll. aren. # Gewicht

i) Gewürze, nehmlich: Anis, Stern-Anis, Gal-
gant, Ingber, Kardamommen, Kassia, Kuberen,
Kur mel, Lorbeeren und Lorbrerblätter, Muska-
tennüsse und Blumen (Macis), Nelken, Pfeffer, E
Piement, Saffran, Vanille, zimm..... Zent———

P) Heeringe *“
10 in den ösilichen Provrinnnend0 110——
2) in den wesilichen prooinzen. ddio 20— —r aues

1) Kaffee, Kaffce-Surrogate, und Kakaor diios2-— afers
m)Käse aller Art. .....................idito 2115——
Mn) Konfikürcn, Zuckerwerk, eingemachte Füchte

und Gewürze, desgleichen Chokolate, Kaviar, ·
Oliven,Pasieten,Sago,Tafclbouillon......Idito10 ——·«

o) Muhlenfabrikate aus Getreide und Hulsen—
früchten, nehmlich geschrotete oder geschälte
Körner, Graupe, Gries, Grütze, Mehl, Kraft-
mehl, Puder, Stärke, auch Rees..di0 2—— *:

uyp) Muschel= oder Schaalthiere aus der See, als: 6„
Ausiern, Hummer, Muscheln, Schitokrötkendiro 1—.—

 6(1) Salz, (Kochsal#,Steinsalz), ist einzuführen
verberen) bei gestatteter Durchfuhr wird die
Abgabe besonders besiimmt. 6„

tr) Snxtx. ...... Idfm 4«——-—".ssi
S) Tabak "

1) fabrizirter,undbearbeiteteBlälteraller Art. .. 1 dito 10 5
2) unbearbeitete Blätter und Stenge diio TT .
 Thee . . . . ... .. . . ... Hdiollll

u) Zucker.
1) Brod= oder Huth-, Kandis-Bruch= oder Lum-

pen= und gestoßener Zucker 1 ditoslol—— —
2) reher Zucker und gelber rder brguner Mcehl-

zucker (Kochzucker) . . . . . . . .. . . . . .. ... I! dio: 1-- Jr

3) roher Zucker für inländische Sichde reien zum
Raffiniren.......................Idito-1-1

2 Matten von Bat asl-5s—
DOd 2 25 Oel,



Abgaben-Satze
beim

Gewicht
. oder

Benennung der Gegenstande 1ne setsnn

Oel, (Brennöle), Hanföl, Leindl, Rübbb 1 Zenen.—ieo
Speiseble, siehe 23. d.

Papier.
a) graues Lösch= und Packpapier dito—
b) ordinäres, kleines, halbweises Oruckpapier, auch «

weißes und gefärbtes Packpapier und Papp-
deckel .dito 1—

I)alle andere Papier-Galtungen ...... ldico 3—
d) Papier-Tapeten diro 6—

7Pelzwerk.
a) (halbgares), auch gegerbte, behaarte Schaaf-

und Lämmerfelle, imgleichen fertige Schaafpelzeldito 6—
b) andere Kürschner-Arbeit, Rauchwaaren diiuo 20—

Schießpusver ............... ....·.... 1dic»2..

—
a) rohe, ungefarbte und gefarbte (Organsin, Näh-
seidee ...............1dito-

b) gezwirnte Seide und offene gefarbte Stickseibe 1dito 30
c) halbseidene Waaren aller Art ............ 1 dito 50%—
d) seidene Zeuge aller Art, glatte und brochirte,

Tafft, Allas, Sammtu. s. w., wie auch Strumpf-
und Bandwaaren und Perinet von Seidee duioloc

Seife.
a) gemeine weiße ............... ...1dim 2—
b) grüne und schwarze .................. two-W

Spielkarten, sind zum Gebrauchim Lande einzu-
führen verboten. Beim Transito wird der ge-
wöhnliche Zell à 15 Sgr. pro Zentner beim Ein-
gang erhoben.

2|Steinc.
Bruchsleine und behauene Steine aller Art, Müh-
len= und Schleifsteine, Tuff-, Traß-, Ziegel= und
Backsieine aller Art, beim Transport zu Wasser.#

Aumerk. Flinten= und Wetzsteine, auch Waaren von
Serpentinstein zahlen die allgemeine Eingangsabgabe.

33|Steinkohhen .......IZentn.—1

Rti. Sar. IRtl.
#—t

usr Tbbarard vergutet
von ZeutnerFStte

eilenn
2

in Ballen.
6

in Kisten.

22

34 Talg



77

Gewicht, Abgaben-Säße ir,kbr
Benennung der Gegenstände. e enngerben. Fcganshe-sn iminer

· Vtit. Sar. INti. Sut. Gewicht.

34Talg (eingeschmolzenes Thierfett)= .B3Zen—
35Theecr, Daggert und Pecch 1dito — 51 -
30Toôpfer-Thon und Töbfer-Waaren „

a) gewöhnlicher Topfer= und Peifen-Thon 1 dito—
U) Töpferrhon für Porzellan-Fabriken (Porzellan- .

erde)........................... Idik0———15
p)gemcmc Topferwaaren, Fliesen, Schmelztiegel ] 1 dito — 10

d) Steingut, Fayance, irdene Pfeifen .... .... 1dito 4 —— — E
e) Porzellan, weißes .... ..... ..... .... 1 ditooqlo——

1!) Porzellan, farbiges und weißes mit farbigen
Streifen oder gröbern Verzierungen und Blu-
men voneiner Fare 1dito 20 — in aiten.

8) Porzellan, mit Malerei oder Vergolkung. 1 diuoo 3o—— *
37Vich. «

a)Pfekde,Mai-Mel-Mauckhicke,Esel.......Stück110——-
1))OchscnnndStickc.................. dito 1101 — —

Anmerk. Pferde und andere vorgenannte Thiere sind
steuerfrei, wenn aus dem Gebrauch, der von ihnen
beim Eingange gemacht wird, hervorgeht, daß sie als

Zug-- oder Lastthiere zum Angespann eines Reise- oder
Frachtwagens gehoren, oder zum Waarentragen dienen,
oder die Pferde von Reisenden zu ihrem Fortkommen
geritten werden.

c) Kuhe und Fersen.. .......... .. diko—15—.-
d) kleines Vieh
I) Schweine, exel. Spanferke dito5
2) Kälber, Schaafvieh, Spanferkel, Ziegen. ditos

38|Wachsleinewand, Wachs-Mousselin und dar
Wachs-Taft .. . ................... IIIIE

39 Wolle, gefertigte Waaren aus Wolle und Haaren, -
oder mit Baumwolle oder Leinen gemischte,
a) kohe Schaaswollll I dio frei#—41

Ausnahme, auf der Grenze nach Polen 1 diro frei1SL
b) gefarbtes, wollenes und Kameelgarn ... ... 1 dito * Bauen.
Jc. wollene Zeuge, desgleichenZeugevon Haaren, in Sisien

und Zeuge von Haaren und Wolle, mit Baum-
wolle



Gewicht Abgaben-Säße churs *
Venennung der Gegenstände. oder beim von Ithiner

Anzahl. — ——vrn Sar xtt. SEar Glrut.

wolle oder Leinen gemischt, gewalkte und unge-
walkte, Borten, Strümpfe, Bänder, Schnürc,
Teppiche, desgleichen Hutmacher-Arbeiten (ge-
silztte) ..... ... ... . . .... 1 Zentn. 30 —+——Fe.

Ausgenommen hiervon sind allein: *
d) Flanelle und Moltons, weiße odermitStreifen

geweb, große Frießdecken, Warp oder Bauer-

Zi zeug von Wolle mit Lei engemischt; diese zahlenditol00 —Zink.
a) rvoher ........... ldito 2— ——i„
b) in Blechen ... 1 dilo *-

Dritte Abtheilung.

Von den Abgaben, welche zu entrichten sind, wenn Gegenstände zur
Durchfuhr angemeldet werden.

Die in der Ersten Abtheilung benannten Gegensiände bleiben auch bei
der Durchfuhr in der Regel abgabenfrei.

Die Abgaben, welche nach der Zweiten Abtheilung bei der Einfuhr und
Ausfuhr von Waaren zu entrichten sind, müssen in der Regel auch bei der
Dmrchfuhr erlegt werden; folglich der allgemeine Jollsatz von cinem halben
Thaler vom Zentner, oder staltt dessen die daselbst anders, höher oder niedriger
festgestellten Satze.

Ausnahmen hiervon treten durch Bestimmung eines besondern Durchfuhr-
Jolles nur ein, wo theils durch Konventionen die Abgaben für den Transite
abweichend fesigesiellt, theils aus andern Rücksichten, insbesondere auch nach
den Straßen, auf welchen die Waaren verfahren werden, niedrigere Sätze den
Umständen gemäß befunden sind.

Diese Ausnahmen sind vornehmlich folgende:
I. Bei der Durchfuhr von Waaren, welche rechts der Oder seewärte oder

landwärtse eingehen, desgleichen, welche durch die Odermündungen oder
anderswo in die ostlichen Provinzen linke der Oder zuerst eingehen, aber

mit



mit Beruhrung des rechten Ufers der Oder, oder durch die Odermündungen
ausgehen, wird erhoben:

1

v2

S

Von baumwollenen Stuhlwaaren (Abtheilung 2. Art. 2. c.),
neuen Kleidern (16.), gebleichter, gefärbrer oder gedruckter
Leimwand und andern Stuhlwaaren von Leinen (2 1.c.), Seide
und seidenen und halbseidenen Waaren aller Art (20.), des-
gleichen von wollenen oder mit Baumwolle oder Leinen ge-
imischten S#uhlwaaren und Huthmacherarbeit (30. c. d.), und
von kurzen Waaren (18.), insofern die Ein= oder Ausfuhr
zur Sec geschicbeee
sofern die Ourchfuhr blos landwärts geschiet

Von baumwollenen Garn und Watten (2. b.), von gefärbten.
wollenen und Kameelgarn (30..), groben geschmiedeten Eisen-
Waaren (6. d. 2.), von Instrumenten (13.), geschmiedetem,
geschlagenem und gewalztem Messing und Kupfer und Drath
(Ir. D.), von ganz groben Kupfer= und Messing= und andern

Metall Waaren (17. c.), von Kürschner= und Rauchwaaren
#r. 0h5hll..„

Von Droguerie= und Farbewaaren (5.), vonDatteln (23. h.),
von Galgant, Kardamomen, Kassta, Kuleben, Kümmel,
Muskatnüsse und Blumen (Macis), Nelken, Piement, Saf-
fran, Vanille und Zimmt (23. i.), von Kakao und Kaffce-

surrogat (23. I.), Konditorwaaren (23. n.), Thee ((.), Ta-
back (s.), Wachsleinewand und Wachstafft (388)

Von raffinirtem Zucker (23. u.), von rohem und Bruchtupfer
und Messing (II. 39;

Von weißem Hohlglas und Tafelglas (l0. b.), geschliffenem
und massivem Glas (l.c.), Branntwein (23. b.), Liqueur#Ob.),
Essig (c.), Speiseöl (d.), Wein (e.), Kaffee (I.); desgleichen
von groben Bürsienbinderwaaren (J. a.), Leder und Lederar-
beifen (10.), und gegerbten behaamen Schaaf= und Lämmer-
fellen und Schaafpelzen (27 a3a3))
In Fässerm wird von den oben genannken geistigen Getränken nur 1 Ktl.

vom Eimer erhoben, und 3 Eimer werden § Zentner im Gewicht
glrichgestellt.

Von Apfelsinen, Citronen, Limonen, Pommcranzen und Pom-
meranzenschaalcn, Granaten, Feigen, Kastanien, Korinthen,

Geldbetrag.

Xti. Sar. Vi.

110—



Geldbetrag
von einem
Zentner.

k% Nir. Sgr. Pi.

Nosinen, Mandeln (23. h.), von Anis, Stern-Anis, Ingber,
Lorbeeren und Lorbeerblätter, Pfeffer (23. il) ... 2

 Von rohem Zucker (23. u. .).....—2030
8|] Von Glätte, Mennige, Schmalte (5. d.), Blei (3. grünem ·

Hohlglas (10. a.), rohen Hauten und Fellen zur Gerberei,
und von Haaren (11.), Steingut und Fayance (36. d.)0|—

 Von Gußeisen (6. a.), geschmiedetem Eisen und Stahl (0. 0),
groben Eisengußwaaren, (6. d. 1.), Lumpen (21. d.) -b

10 Von Heeringen (23. khkh)).........5—
Anmerkung. Die Tonne wird zu zwei Zentner gerechnet. "

1IIAle andere Gegenstände werden nach den Bestimmungen der
Tarifs-Abtheilung I. und 2. behandelt; sofern sic dort aber
beim Eingang höher als mit einem halben Thaler belegt sind,
wird doch nur davon erhoren –

II. Bei der Durchfuhr von Waaren, welche durch die Odermündungen oder
links der Oder auf andern Wegen in die östlichen Provinzen eingehen,
und auch links der Oder wieder ausgeführt werden; imgleichen bei der
Durchfuhr von Waaren, welche in die westlichen Provinzen eingehen, wird
in der Regel (sofern nemlich nicht die fernerhin unter III. und IV. bemerk-
ten Festsetzungen gelten, welche für die Durchfuhr auf den besonders ge-

nannten Ströhmen und Landstraßen, gegeben sind) erhoben: Gewotaason einem

— *r *W x 2

11 Von baumwollenem Garn (2. h.), baumwollenen Stuhlwaaren
(2. c.), neuen Kleidern (16.), kurzen Waaren (18.), Leder
und Lederarbeiten (10.), gebleichtem oder gefarbtem leinen
Garn (20. b.), gebleichter, gefärbter oder gedruckter Leine-
wand und den unter 21. c. des Tarifs mehr benannten Ge-
genständen, Seide und seidenen oder halbseidenen Waaren
aller Art (20.), Wolle, wollenem gefärbtem Garn, und
wollenen oder halb wollenen Stuhlwaaren (39) 1——

2 Von Blei (2. 3.), gegossenem (6. a.), geschmiedetem (6. b.),
Eisen, groben Eisengußwaaren (6. d.), grünem Hohlglas
——————sssssss—ssss—s.—.—.———————— 70

Von allen andern Gegenständen, welche in der zweiten Abthei-
lung bei der Ein= und Ausfuhr höher, als mit der allge-
meinen Eingangsabgabe belegt sind, aber nur dieser Satz,
nemliHggggg 15—

III. Bei

#



— igt —

mm. Bei der Durchfuhr von Waaren, welche unmittelbar, ohne Umladung,
auf der Elbe, Weser, dem Rhein, der Mosel und der Saar erfolgt.

Hierbei findek der für die Durchfuhr mittelst Benutzung dieser Flüsse
für jeden derselben durch Traktaten festgesetzte Zolltarif Anwendung.

IV. Bei der Waarendurchfuhr ohne Umladung auf verschiedenen das Land auf
kurzen Strecken durchschneidenden Straßen, wo örtliche Verhälknisse eine
weitere Ermäßigung der Gefälle erfordern.

Als solche werden für jetzt bezeichnet, und bei der Waarendurchfuhr
auf selbigen folgende geringere Zollsätze festgesetzt:

oder Betrag.
Fur die Straße: —

1) über Pegau und Zeitz 88entn. 1—
von großem Vieh (37. a. b. c.) .............Stuck5 —

2) Lützen und Eckartsberrrga JZentner
3) Langensalza und Heiligenstoot.....I- 13

von großem Vieh (37. a. b. cnh)...Stück lo—
4 Petershagen, Herford oder Vlotho, Lippspringe,

und zuletzt über Warburg oder Giershagen «
5) Petershagen über Herford oder Blotho Zentner—
0) Lippspringe, über Warburg oder Giershagen
7) Kreuznach und die Binger Brucke, oder Oberstreit

oder iiiinn.....
8) Kreuznach und Oberstreit oder Kirn ........... Zentner] 3 —

9) Oberstreit oder Kirn und über die Binger Brücke -
10) Forbach uber Saarbruck und Rentrisch....... ... dito—

von großem Vieh (37. a. b.h)....Stück15|—
Zu ähnlichen Ermäßigungen in geeigneten Fällen ist der Finanzminister

vorläusig ermächtigt.
Allgemeine Bestimmungen.

1). Werden Waaren unter Begleitscheinkontrolle versandt, oder bedarf es zum
Waarenverschluß der Anlegung von Bleien oder Siegeln, so wird erhoben:

für einen Begleitschin 2 Silbergroschen,
ein angelegtes Blei Vv.l. 1 -
ein angelegtes Blei No. 2. zu Kellis,

die unter einem Zentner wiegen — 6 Pf.

Andere Nebenerhebungen sind ganz unzulässig.
2) Die Abgaben werden vom Bruttogewicht erhoben:

a) von all.n verpackt transttirenden Gegenständen;
Jahraang 4821. Ee b) von
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bß5) von den im Lande bleibenden, wenn.dieAbgabeeinenThalervomZenkner

4

5

6

7)

nicht ubersteigt, und
) auch in andern Fällen, wenn nicht eine Vergütung fur Thara: im. Tarif

ausdrücklich festgesetzt ist.
Gehen Waaren, bei. denew eine Tharavergütung zugeskanden wird, blos
in Säcken gepackt ein, so kann nurvom Zentner fur Thara gerechnetwerden. In wiefern. derEtenerpflichtige hierbei die Wahl hat, den
Tharatarifk gelten zu lassen, oder Nettoverwiegung zu verlangen, be-
Ienumkt die Zollordnung. §. 58. — Die Steuerbehörde ist in besondern
Fällen solche anzuordnen ebenfalls befug# —

Sindin einem und demselbenKolloWaarenzusammengepackk, welche nicht
gleich belastet sind, so muß bei der Deklaration zugleichdieMengevoneiner
jeden Waarengattung, welche das Kollo enthält, nach ihrem Nettogewiche
angemerkt werden, widrörenfalls der Inhaber des Kollo entweder beim
Grenz-Zollamte Behufs der speziellen Revision auspacken muß, oder von
demganzen.Gewicht des Kollo der Steuersatz erhoben werden soll, welcher
von der amhöchstenbesteuerten Waare, die darin enthalten, zuerlegen ist.

VondenWaaren,welche zum unmittelbaren Durchgang angemeldel werden,
mus die Transito-Abgabe gleichbeim Eingangsamee erlegt werden.

Von den Waaren, welche keine höhere Abgabe beim Eingang tragen,
als einen halben Thaler vom Zentner, müssen die Gefälle ebenfalls
gleich beim Eingangsamte erlegt werden.

Waaren dagegen, pecche sühe belegt, und nach einem Orte, woselbst sichein Haupt-Zollamt oder Haupt-Steueramt mit einer Waaren-Niederlage
befindet, addressirt sind, — gleichviel, ob sie dort bleiben sollen, oder wei-
terhin zur Wiedrrausfuhr bestimmt werden — können mntter Begleitschein-
kontrolle von den Grenzaimtern dorthin abgelassen und daselbst die Gefälle da-
von entrichtek werden, wenn sie aus der Niederlage entnommen werden sollen:
Bei.den Neben-Zollämtern I#ister Klasse (Zollordnung F. I.I.) können fortan
alle Gegenstände eingeführt werden, von welchen die Gefälle, womit solche
belegtsind, nicht über 22 Rihlr. vom Zemner betragen:

Bei höber belegten Gegenständen findet die Einführung über diese Aem-
ter nur statt, wenn die Gefälle von der ganzen Ladung nicht über 25 Ril.
betragen.

Es bleiben bei der Abgaben-Erhebung außzer Betracht, und werdem nicht
verzollt oder vekrrsteuert:

a) Quantitäten unter # Zentner- wenn die Abgabensie wei Thaler für
den Zentner nichr übersteigen;

b) ein= oder ausgehende Waarenposten, die se gering sind, daß die karifmä-
Ppige Abgabe davon überhaupt nicht cinen vollen Silvergrosten betragt;

auch



auch bei. Jahlungsleistungen. für größere Posten wird der Gefallebetrag,
der nicht einen halben Groschen ausmachr, nicht berechnet und erhoben.

8) Die Jahlung der Gefälle geschieht, unter Jehn Reichsthaler ganz in Silber=
geld, wenn aber Zehn Thaler und mehr in einer Post zu zahlen ist, muß
solche halb in Gold (den Friedrichsd’'or zu 5 Rthlr. gerechner) halb inSilber-
geld entrichter werden. Zwischensummen unter Zehn Thaler werden auch
niche zur Berechnung des Gold-Antheils gezogen.

Gegeben Berlin, den 25sten Oktober 1821.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg.

(No. 676.). Allerhdchste Kabineksorder vom 2ten September 183215, wegen Besftrafung
des von Militairpersonen begangen werdenden dritten Diebstahls.

D. von den Mllitairgerichten, in Anwendung der Bestimmung des 43sten
Kriegsartikels, wegen Bestrafung des dritten Diebsiahls häufig gefehlt wird, so-
lade Ich Mich veranlaßk, hierdurch zu erklären: daß die, für den dritten
Diebsiahl in dem ##sten Kriegsamikel nommirte Festungsstrafe bis zur Besserung
und dem Nachweise des künfrigen ehrlichen Erwerbs, nur von der Einsperrung
nach uberskandener Strafe zu versichen, diese Strasé also in dem Erkenntnisse
mit auszusprechen und nach Vorschrift des Allgemeinen Landrechte Tit. 20.
Theil II. zu crmessen ist. Ich beauftrage das Militair-Justizdepartement, die
Militairgerichte danach anzuweisen.

Charlortenburg, denalen September 1821.,

Friedrich Wilhelm.
An.

das Militair-Jufüzdepartement-

(No. 677.). Alerhöchste Kabinetsorder vom 4ten Oktober 13241, wegen der Fürstlichen
Würde desderzritigen. Bischofs von Münsterr

A# Ihren Vortrag habe Ich beschlossen, daß da dem Bischof von Münster,
Frciberrn von Lüning, die Fünstliche Würde zwar keinesweges in seiner Ei-
gemchaft eines Bischofs von Münster zustehr,, wohl aber, in Folge des Reichs-
Deputationsschlusses, demselben der Titel eines Fursibischofs von Corvey, also
die Gürsiliche Würde aus diesem Grunde zukommr, und da, durch die von Mir

geneh-
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genehmigte neue Dibzesan-Einrichtung, das Bisthum Cowey jetzt aufhört,
känftighin der gedachte Bischof von Münster den Titel:

Fürst von Corbey, Bischof von Münster
führen und im Wappen, wegen des Bisthums Münster, einen goldenen Dom#
im blauen Felde und wegen Corvey das alte roth und gold getheilte Wappenfeld
zugleich mit seinem Familiemvappen führen, auch das obgedachte Wappen mit
Fürstenhut, Fürsilichem Mantel und mit dem Bischofssiabe versehen werden soll,

Berlim, den Zten Oktober 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatskanzler, Herrn Fürsten von Hardenberg.

(No. 678.) Allerbdchste Kabinetsorder vom 25östen Okecher 1821., wegen Annahme fremder
Münzen in den Kdniglichen Kassen.

D. die Verordmingen vom 28ten Februar und 20sten Juni 1816. ist nach-
gegeben worden, daß nach den damit zugleich bekannt gemachten Tarifen in den Pro-
oinzen zwischen der Eibe, Weser, Maas, dem Rhein, der Mosel und Saar, des-
gleichen dem Großherzogthuhn Posen, Herzegthum #ommern und Fürsienthum Rü-
gen dieinUmlaufbefindlichenverschiedenen fremden Geldsorten bei allen Staatskas-
sen zur Erleichterung der Steuerpflichtigen bis dahin angenommen werden können,
daß die BVerbreitung einer hinreichenden Menge von Preußischem Courantgelde be-
wirkt seyn wird. Daabers:etzt in dem größten Theile der genannten Provinzen eine
binreichende Masse von Preuß.Courank vorhanden istund diebisher noch coursirenden
fremden Münzsorten dadurch größtemheils verdrängt worden sind; so besümme Ich
auf den Bericht des Staatsminisiertt vom I A#ten d. M. mit Aufhebung jener tempo-
rairen Vergünstigung, daß nach erfolgter Emanirung des neuen Münzgesetzes, fer-
nerhin alle fremde Münzsorten von der Annahme bei denöffentlichen Kassen ausge-
schlossen senn sollen, es sep denn, daß in einzelnen Fallen nach dem Ermessen des
Staatomimnisterii, solches noch nachzulassen sey. Für solche Fälle autorisire Ich
das Staatsministerinm ohne weitere Anfrage das Erforderliche zu verfügen.

Berlin, den 25sien Oklober 1821.

Friedrich Wilhelm.
An das Staats-Ministeri
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(No. 679.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 2 lsten August 1824., betreffend die Ver-
gütung für Verabreichung eines Naturalquartiers an die noch andern

21l Garnison-Orten versetzt werdenden Offiziere.
uf den Bericht des Staatsministerii vom l#oten d. M. will Ich, umdieBe-

stimmungen des F. 78. des Servis-Regulativs vom 17ten Marz 1810. mit de-
nen des §. lo. des Steuergesetzes vom ZostenMai v. J. gegen einander auszu-
gleichen, die letztern dahin deklariren: daß zwar bei Garnisonveränderungen
gFanzer Truppentheile den dazu gehbrigrn Offgieren in den neuen Garnison-Onen
bis zum nächsten Miethstermin, und bei Versetzungen einzelner Offiziere diesen
auf vierzehnTage,Raturalquarrier angewiesen, in beiden Fällen aber, die Ver-
gütung dafür an die Quamiergeber oder Garnisonkommunen nach den nämlichen
Sätzen aus dem Militairfonds geleistet werden soll, welche den Offizieren der be-
treffenden Garnison-Or#e zur Selbstbeschaffung ihrer Quartiere gewährt werden.

Berlin, den 21sten. August 1821. « »

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

(No. 680.) Mllerhochste Kabinetsorder vom 2ten September 1821., betreffend die Regu-
lirung des Peräquations= und Central-Steuer-Kassen-Schuldenwesens
im Herzogthum Sachsen.

Ehnverstanden mit dem, was die Ministerien des Innern und des Schatzes in
ihrem gemeinschaftlichen Bericht vom 21sten November v. J. Mir vorgetragen
haben, finde ich es angemessen, nunmehr auch im Herzogthum Sachsen die de-
smitive Regulirung und Berichtigung des aus der frühern Süchsischen Verwal-
tungszeit herrührenden Peräquations= und Central-Steuerkassen-Schuldenwe-
sens bewirken, und dabei, in Erwägung, das die ehemalige Peräquations-Anstalt
sich lediglich auf Königlich-Sächsische Regulative gründete, und aus gleichen
Racksichten für des Landes Besle, die in dieser Angelegenheit im Königreiche
Sachsen bereils zur Ausführung gebrachten Grundsätze im Allgemeinen gleichfalls
in Anwendung bringen zu lassen.
——— Ff Ich

(Ausgegeben zu Berlin den 22sten November 1821.)
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Ich bestimme darnach Folgendes:
Da eine Ausgleichung der Kriegesleistungen in der Art, wie solche durch
das Regulativ vom 14#ten Dezember 1807. und die späteren Verordnungen
festgesetzt worden, nicht mehr statt finden kann, indem auch im Herzogthum
Sachsen so bedeutende Summen dazu gefordert werden würden, daß deren
Aufbringung durch außerordentliche Anlagen nicht ohne die höchsie An-
strengung und Belastung der Unterthanen erfolgen könnte; so werden alle
Ansprüche aus dem Zeitraum bis zum #ten Juni 1815., wegen geleisteter
Tmppenverpflegung, Einquartierung, Nakurallieferungen, Fuhren und Bo-
tengänge, als niedergeschlagen und nicht weiter zur Vergütung geeigner,
erklärt. Dagegen sollen aber
alle diejenigen Ansprüche, welche in dem vorgedachten Zeitraum,

a)in Folge geschlossener Kontrakte der Kreisdeputationen, der Etappen-
und anderer diesen gleich zu achtenden Behörden, oder

b) durch förmliche, ebenfalls von den genannten Behörden, an Individuen
gerichtete Requisitionen, in sofern damit ein ausdrückliches und gleich-
zeitiges Zahlungsversprechen verbunden war,

entstanden sind; desgleichen
„P)die Forderungen wegen slatt gefundenen baaren Aufwandes für die La-

zareth-Anstalten, so wie auch die Entschädigungs-Forderungen wegen
der zu Lazarethen eingerichteten Gebaude und Lokale, und endlich

2) die Forderungen wegen rückständigen, den Individuen noch zu vergüten-
den Regie-Aufwandes,

zur Liquidation angenommen, und nach erfolgter Prüfung und Feststellung
derselben baar in Preußischen Münzsorten, wo nicht ein Anderes ausdrück-
lich siipulirt worden, oder auch, wo dieses geschehen kann, durch Abrechmung
vergütet werden. Es dient zur Beruhigung, daß die hierzu bereits angewie-
senen Fonds, wozu auch die rückständigen Peräquationsbeiträge 2c. gehören,
ausreichen werden, ohne zu ertraordinairen Auflagen schreiten zu müssen.
Damit aber die Regulirung der vorbemerkten, als vergütigungsfahig anerkann-
ten Forderungen nicht in die Länge gezogen werde, die Fesistellung und Be-
richtigung derselben vielmehr in Ordnung erfolgen und rein abgeschlossen
werdenkann, so sollen die Anspruchsberechtigten aufgefordert werden, ihre
Forderungen binnen einer

dreimonatlichen Präklusiv-Frist
bei dem mit Abwickelung dieser Angelegenheit speziell beauftragten Regie-
muungs-Chef-Präásidenten von Schönberg zu Merseburg porkofrei anzu-
melden, die diesfälligen Lignidationen mit einzureichen, und denselben die
erforderlichen Beweiomittel beizufügen. Alle nach Ablauf dieses Termins
nicht angemeldete Forderungen werden ohue weitere Rückslcht und auch
dann, wenn sie früher bereits bei irgend einer Behörde angemeldet gewe-
sen wären, für präkludirt erachtet, und von aller Bezahlung ausgeschlossen.

4 Ge-



4) Gegen die Festsetzungen des Liquidations-Kommissarü findet der Rekurs an
die Ministerien des Innern und des Schatzes,, abrigens aber ein prozessua-
lisches Verfahren nur bei solchen Forderungen statt, welche auf förmlich
abgeschlossenen Kontrakten beruhen.

5) Denjenigen Kreisen und Provinzen des Herzogthums Sachsen, welche früher.
dem Verbande zur Peräquations-Anstalt nicht beigetreten waren, namenk-
lich der Oberlausitz Preußischen Antheils, der Niederlausstz, und Henneberg-
Schleusingen, wird zwar überlassen, die noch rückständige Ausgleichung des
Kriegs-Aufwandes abgesondert unter sich selbst zu bewirken, jedoch mit
der Verpflichtung, sich gleichfalls nach den vorsiehenden Grundsätzen zu
richten, und namentlich nur diejenigen Leistungen als vergütigungsfähig
anzuerkennen,welche als solche hier bezeichnet worden sind.

Den Ministerien des Innern und des Schatzes überlasse Ich, hiernach
überhaupt das Weitere zu veranlassen, insonderheit auch das Erforderliche zur
öffentlichen Kenntniß bringen zu lassen.

Berlin, den 2ten September 1821.
Friedrich Wilhelm.

An
die Ministerien des Innern und des Schatzes.

(No. 681.) Allerhöchste Deklaration vom öfen Oktober 182 1., betreffend die substdiarische
Verhaftung derjenigen Personen, deren Gefinde oder Angehdrige wegen
Zoll= und Steuerdefraudationen bestraft werden sollen.

3Z. Lösung der nach Ihrem Bericht vom 1I5ten Mai d. J. entstandenen Zweifel
über den Sinn unddie Anwendung des §. 130. der Zoll= und Verbrauchsteuer-
Ordnung vom 26sten Mai 1818. und §. 83. der Ordnung zum Gesetz, wegen
Versteuerung des inländischen Branntweins 2c. vom Zten Februar 1810., in
Betreff der darin ausgesprochenen Verhaftung mehrerer Gewerbtreibenden und
anderer Personen für die, wegen- Oefraudationen ihres Gesindes und ihrer Ange-
hörigen, verwirkten Stirufen, bestimme Ich, daß, wenn die verbotwidrige Handlung
oderUnterlassung in den Gesetzen mit ciner Geldstrafe verpönt ist, der subsidia-
risch Verhaftete selbige zu zahlen verpflichtet ist, wenn sie wegen Unvermögens
des eigentlichen Verbrechers an demselben nicht zur Bollziehung gebracht werden
kann, und daß die körperliche Strafe an dem eigentlichen Berbrecher erst dann
zu vollziehen ist, wenn der subsidiarisch Verhaftete zur Zuhlung der Geldbuße
ebenfalls nicht im Stande seyn sollte; dagegen in denjenigen Wiederholungsfäl:
len, wo nach den P. 113. und 113. der Zoll= und Verbrauchsiener-Ordnung
vom 26sten Mai 1818. anstatt der Geldbuße auf verhaltnigmäßige Gefängniß-,
Zuchthaus= oder Fesiungsstrafe zu erkennen ist, die subsidiarifche Zahtungs-Ver-
pflichtung einer dafür eintretenden verhältnißmäßigen Geldsirafe erst eintreten

soll,



soll, sofern die körperliche Strafe an dem eigentlichen Verbrecher nicht zur Vol-
ziehung gebracht werden kann. Berlin, den öten Oktober 1821.

Friedrich Wilhelm.
An.

die Stamsminister von Kircheisen und von Klewiz.

(No. 632.) Allerhbchste Deklaration vom 14ten Oktober 1821., betreffenddieAnwendung
der rhelnischen Strafgesetze auf Mitschuldige, welche an Vergehungen
rheinischer Beomten Theil genommen.

Am Ihren Bericht vom Sten Oktober d. J. gue Ich zur Erläuterung Meiner Ka-
binetsorder vom Slen Mälrz d. J. hierdurch fest: daß die Untersuchung gegen die.
den rheinischen Gerichtshöfen unterworfenen Mitschuldigen, welche bei den Ver-

ehungen rheinischer Verwaltungsbeamten konkurriren, lediglich nach den Wor:
chriften der rheinischen Kriminalprogxeßordnung geführt, und die dortigen Straf

gesetze auf sie zur Anwendung gebracht werden sollen.
Potsdam, den 14ten Oktober 1821. · « ç

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Justizminister von Kircheisen.

(No. 683.) Bekanntmachung vom 2 9ten Oktober 1821., betreffend die Allerhbchst genehr
migte Herabsetzung des Schleusengeldes bel kleinen Fahrzeugen.

DDes Konigs Majestat haben durch nachstehende, an die unterzeichneten Mini-
sterien gerichtete Allerhochste Order:

Ich genehmige, Ihrem Amrage vom Oten d. M. gemäß, daß das Schleusen-
eld von den in Ihrem Bericht bezeichneten kleinen Fahrzeugen auf die Hälfte

des bisherigen Satzes von 1 Rthlr. herabgesetzt und künftig nur mit 12 gGr.
erhoben werde. Potsdan, den 13ten August 1821.

Friedrich Wilhelm.
zu genehmigen geruhet, daß an allen Schleusen, wo die Schleusen-Abgaben nach
den Vorschriften und Sätzen des S. 4. des Gesetzes vom IIten Juni 1810. entrich-
tel werden,

oon kleinen Fahrzeugen ohne Kajüte, oder von kleinen Seeboten, wenn sie
zum Waarentransport gebraucht werden, nur die Hälfte des bisherigen
Schleusengeldes, also Ein halber Thaler erhoben werden soll,

wonach sich die Königlichen Regierungen zu achten, und die Hebungsstellen anzu-
weisen baben. Berlin, den 20sten Oktober 1821.
Ministeriumd. Handels. General-Kontrolle. Ministerium #. Finanzen

v. Bulow. v. Lottum. v. Klewiz.
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(No. 684.) Allerhochste Kablnetsorder vom 8ten November 1821., wegen Verlängerung.
der zur Elnrichtung des Hppothekenwesens im Herzogthum Sachsen und
der Stadt und Gebiet Erfurt festgesetzten Fristen.

B. den in Ihrem Bericht vom Zten November d. J. angezeigten Umständen,
bestimme Ich Folgendes:

1) Die in der Verordnung wegen Einrichtung des Hppothekenwesens in dem
Herzogthum Sachsen vom löten Juni 1820. 9. S. und 20. zur Berichti-
gung des Besitztitels und Anmeldung der Real-Ansprüche besiimmte Frist,
soll, in Bezug auf die der Gerichtsbarkeit der Untrergerichte unterworfenen
Grundstücke, auf ein Jahr, also bis zum letzten Dezember 1822. verlän-
gert seyn.

Hiernach nehmen die in den §#. 7. und 8. der gedachten Verordnung fest-
gesetzten ferneren Fristen, erst mit dem Isten Januar und resp. den Asten
Juli 1823. ihren Anfang.

2) Die in dem Patent wegen Einrichtung des Hypothekenwesens in den Provin-
zen jenseits der Elbe und Weser vom 22sten Mai 1815. zur Berichtigung
des Besitztitels und Anmeldung der Real-Ausprüche bestimmte Frist, wird,
in Bezug auf die in der Stadt und dem Gebiet Erfurt belegenen Grund-
stücke, bis zum letzten Oezember 1822. hinausgesetzt.

Hiernach haben Sie das Erforderliche zu verfügen.
Berlin, den gten November 1821.

I“ Friedrich Wilhelm.
den Staats= und Jusiizminister von Kircheisen.

Jahegang 1931. G 8 WNo. 635.)

(Ausgegeben zu Berlin den Aten Dezember 1821.)



(No. 685.) Bekannemachung vom 27stenNovemher 1821., wegen und mit der Ver-
gkeichungs-Tabelle des Werths mehrerer fremder Geldsorten gegen Preu-
Hisches Geld; d. d. den 1 5ten Oktober d. J.

S
I# Bezug auf den KF. 15. des Gesetzes über die Münzverfassung vom, Zosten
September d. J., hat das Königliche Staatsministerium zur Belehrung des
Publikums nachstehende Tabelle zur Vergleichung derin den einzelnen Provinzen
der Monarchie kurfsirenden fremden Münzen mit dem gesetzlichen Preußischen
Gelde ausarbeiten lassen und öffentlich bekannt gemacht:

Vergleichungs-Tabelle
des Wertbs nachbenanncer fremder Geldsorten gegen Preußisches Geld, nach dem
neuen Munz-Edikt vom 30ten Sepcemberd.J.,zur Belehrung des Publikums.

In Ie rich#s. In LCourank.

* Ks Waten 430 Ser. oder 2V8 Eu.730 nnge· rchkn
Benennung der Münzen.

I. Gold= Sorten. Nol. Sgr. Pf.N1. .

(Das gesesliche Gewicht derselben vorausgeseßt.)

1Ein doppelter August= eorge Jerome- oder Carld'orl10 — —
2% einfacher „ - - 5

3% bealber - - - 215—

4Französisches 40 * ............. 9163
5-dergletchen20-........ 4231
0-Russt·sche510 Nubclstuck ................ 9226
7ibckgleichcn5 - von 1798 und 1799. 4256 3
5 n doppelter Souveraindooor 81 7

5½ einfacher (balbrr 4439
10 Holländischer doppelrer Ruyder. 6
11 dergleichen einfacher D 312

12 vollwichtiger Holländischer, Kremnißer, Oestreichi—scher oder anderer deutscher Tukaten. 22216
13 Russischer Dukaten, seit 1797 gepragt. 224%

II. Silber-Münzen.

1Ein Braunschweig Küneburgcher Kurhannoverscher Species-Thale,oder 48 Meriengroschen-Stük 115|—
2feiner Gulden oder 24 Muuriengroschen Sric ........... —226

3-BraunschwetgituneburgschckZThaleroder12 Matlengroschen .. 111 34ecchs Mariengroschen= Stück —51
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Terner:
SilberMünzen.

Ein Konventions= oder Species-Thaler ........
-halberSpecfesdealeroder KonventsvnsiGulden ..........
viertel - - - Gr. Stück

- Tonzig, Kreuzer Stück ...............
-nventtonsstGrSkuck.................... ....

ehnKrcuzenSkuck..........................
KonventionsLDGrcmck.......
BrabanterThaler...........................
halber Brabanter Thaler ..................... ..·
vierkel....·...................
48 Schilling Specie- oder 60 Schilling Lubisch oder Hamburger

Courankgeldee
dergl. 33à 32 Schil- Spcries oder Sothi. gbecker Courantgeld

- 4

* „ ½n „38 - -
4 5

W ; Mat— Suia, Ecurarczel
Shhiling-Senck ............. .

Von dem Mecklenburger Courantgelde werden die 32. 16. 12. 8.

gleich und verhältnißmäßig angenommen.

dergleichen Reichs-Banco= Lbaler von Frledtich WWI.
Schwedisches 10 Oerstück ...........
dergleichen EEIIJFEEEIIEIIE

- vormals Sn „Pommersches 4 Groschenstuck ·
- Holärdisches 5%66Stücck *.......

Daler io 30 Stuber
- Gulden zu 20 --

Seeländer Thalrr..........
- Polnischer Specics-Thaler von 1765 bis 10896 —

 dergleichen
"„ 4 dergl. oder Thalerstük ..... ..

Ddergl. oder ½ Thalerstück bis 1786 ..........
Specics-Thaler von 1787 bis 1793

4 und 2 Schilling: Stücke mit dem Hamburger Courantgelde

Dänischer oder Schwedischer Species Thalerr .. .

In Fourant

rech

a s

Socol
—— —O

— 81i8

—

 —2Steeolo
 ——— — JeES—02
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Ferner: 4
SilberMünzen. ##

Ein Polnischer ; Speckes-Dhalrr —498- deral. oder 3 Thalerstck zi) von 1807 bie — 96
1 Fl.) „ desgleichen— 8

 -„ Königl. Polnssches 5 gi. Stuck vom Jahre 18160 n 23
Franzbüsches 5 Frankenstüicccck UEE

* 2 Frankenstcccccccssss 145|0
1 [ —7114

z.............................. —3«
* Russ.Hischeralcer Rubel bis zum Jahre 11520202020. 14½ 3
"% - ordinairer Rubel von neuerem Gepräga 1113
- - - #&amp;NRub —1
- - 1 Rubemll — 716

- - 20 z.uhet ....................... —63
- EEIIIVETEEEEILEE 4
7 1 9 e — 2 8

Berlin, den 18ten Oktober 1821.

v. Altenstein.

Zur Vervollständigung wird diese Tabelle der Gesetzsammlung einverleibt.

Das Staats-Ministerium.
v. Kircheisen. v. Schuckmann. v. Lottum.

v. Klewiz. v. Hake.

Berlin, den 27sten November 1821.

Der Staats-Kangler.
C. Fürst von Hardenberg.
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"

(No. 686) Allerhochste Kabinetsoerder vom 19ten Nevember 1821., betreffend die An-
wendung des Besteuerungs-Sysiems auf die Prorinz Neu-Vorpommern.

Er. nähere Erwägung der für die Provinz Neu-Vorpommern besiehenden Ver-
hältnisse hat Mich überzeuge, daß eine längere Verzögerung der bis jetr Ansiand
gefundenen Maaßzregel, das in die übrigen Provinzen Meines Staats cingefährte
Besteuerungssystem auch für Neu-Vorpommern gleichförimig in Anwendung zu
bringen, namentlich die Ausschließung derselben aus dem Jollverbande, weder an
sich nothwendig, oder durch die abgeschlossenen Traktaten gerechtferliget, noch
dem wohlenwogenen Interesse der Einwohner selbst zuträglich sey, daß sie da-
gegen einen Zustand herbeifuhre, der auf der einen Seite die Steucrverwaltung
verwirrt und kosibarer macht, indem er auf der andern den Eimvohnern der Pro-
vinz die Vortheile einer allgemeinen Freiheit des Verkehrs mit ihren eignen Mit-
burgern entzieht. Ich habe daher beschlossen, die Ausführung der Steuergesetzc
vom Zosien Mai 1820., in soweit solche noch nicht statt gefunden, auch für die
Provinz Neu-Vorpommern in derselben Ausdehnung anzuordnen, in welcher sie
in den übrigen Provinzen vollzogen worden, so daß darin namentlich auchdie
Eteuergesetze vom 26sten Mai 1818. und g#en Febmar 1870. zur Anwendung
kommen sollen. Ich überlasse Ihnen, dieser Meiner Besiummung zu Folge das
Erforderliche zu veranlassen, und dem Finanzminister besonders auch die Berück-
sichrigung des frühern Verhältnisses gegen Schweden in der Maaße zu empfehlen,

das den Einwohnern der Provinz in Ansehung solcher Artikel, welche sie bisher
hauptsächlich aus Schweden bezegen, eine Begünstigung gegen die allgemein vor-
geschriebenen Zoll= und Steuersätze auf ein angemessenes Verbrauchsqnantum,
gestattert werde, weshalb Sie mit demselben das Nähere zu verabreden haben.

Berlin, den 1oten November 1821.

n Friedrich Wilhelm.
An

den Staatekanzler Herrn Fürsien von Hardenberg.

Hh (No. 687.)

(Ausgezeben zu Berlin den 11ten Dezember 1821.)



(No. 687.) Statut für die Kaufmannschaft von Ste
November 1821.

Inhalts=Anzeige.

I. Abschnirt. Aufhebung der bisherigen Zunfte und Gilden. J. 1—4,
II.

III.

IV.

V.

VI.

VII.

VIII.

IX.

X.

XI.

XII.

XIII.

Bildung der Korporation der Kaufmannschaft. §. 5 —7.

Qualisikarion zum Eintritt. §#. 8—14.

Gemeinsame Angelegenheiten der Korporation. §S. 15 — 16.

Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten durch Vor-
steher. S. 17—20.

Bestellung der Vorsteher. §. 21—338.

Geschäftskreis und Verfahren der Vorsteher. §8, 30—63.

Handhabung der Disziplin in den Versammlungen und an
der Börse. §S. 604 — 70.

Rechte und PMlichten der Mitglieder. §. 71 — 03.

Suspension und Verlust der Mitgliedschaft. §S. 94 — 101.

Von Lehrlingen und Gehülfen. &amp;. 702—103.

Von der Ansübung des Rekursrechtes und Einziehung der
Strafen. §F. lod—106.

Publikation des Statuts. §. 10.

Wir



Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen k. #2c.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen, wie Wir zum Besten des Handels-
standes von Stettin und zur Belebung des Gemeingeistes in demselben, in
Gemäßheit des §. 31. der Verordnung über die polizeilichen Verhältnisse der
Gewerbe vom vien September 18#I. beschlossen haben, sämmtliche Kaufleute
der Stadt Steltin in eine Korporation zu vereinigen und die Verfassung der-
selben nach Anhörung der Behörden, so wie auch eines zur Abgabe seines
Gutaachtens von der Kaufmannschaft erwählten Comiéé durch nachfolgendes
Scatut zu bestimmen.

I. Abschnit t.
Aufhebung der bisherigen Zünfte und Gilden.

§. I. Die in Stettin vorhandenen kaufmännischen Zünfte, Gilden,und v##
Innungen, unter welchen Namen sie auch bestehen, werden hiermit aufgehoben. minnnen In

#K. 2. Die Ausgleichung des Eigenthums der aufgehobenen Innungen Jus7!“unter ihren Mitgliedern und mit der neu zu errichtenden Korporation der Kauf=3Lr71t
mannschaft, wozu auch das ursprünglich von jedem Mitgliede entrichtete Ein-
trittsgeld gehörk, so wie die Sichersiellung ihrer Gläubiger und die Entschädi=
gung der ausscheidenden Vorsteher und Beamten für die bisher rechtmaßig ge-
nossenen Gehälter und Emolumnente, so weit sie darauf nicht freiwillig Verzicht
leisten, wird den Interessenten imWege des Vergleichs uberlassen, jedoch liegt
es-den, Abschnitt V. dieses Statuts näher bezeichneten Vorsiehern der neuen
Korporation ob, dieser Angelegenheit ihre erste Sorge zu widmen, und binnen
sechs Monaten nach ihrer Bestellung der Regierung nachzuweisen, daß und auf
welche Weise die erforderliche Auseinandersetzung Statt gefunden hat.

§. Z. Durch diese Vereinigung der bisher für sich bestandenen kauf-
mannischen Gilden und Innungen wird weder in den Rechten und Verbindlich-=
keiten derselben zu dritten Personen, noch in dein Rechtoverhältnisse der letzteren
zu jenen ehemaligen Gilden undInnungen, in sofern frühere Handlungen dabei
zum Grunde liegen, das Geringsie verändert.

§. 1. Vorkommende Streitigkeiten enkscheidet der Magistrat durch eine Streitigkel-
Resolution. Wollen sich die Interessenten bei derselben nicht beruhigen: so en.
steht ihnen der Weg des Rekurses an die dem Magistrat vorgeordnete Behörde
oder die Provokation auf richterliche Entscheidung offen. Wer von dem ersteren
Gebrauch macht, von dem soll angenommen werden, daß er sich der letzteren
begebe.

Hb „ II. Ab-
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II. Abschnitt.
Bildung der Korporation der Kaufmannschaft.

Sttder §. ##. Alle in die neu anzulegende Rolle der Kaufleute eingetragene
der holisimaß. Bürger der Stadt Stettin bilden die Korporation der Kaufmannschaft dieses
schaft. Orts und werden derselben die einer Korporation gesetzlich zustehenden Rechte

und obliegenden Verbindlichkeiten beigelegt, beide jedoch, so wie die ihrer ein-

wuunen NMitglleder zmächst nach den in diesem Statut enthaltenen Besiummungenbeurtheilt
Ziitchste g. 6. Wer das kaufmannische Gewerbe zu Stettin mit den durch das
#nbme parin Allg. Landrecht Th. 2. Tit. 8. Abschnitt 7. näher besiimmten kaufmännischen
grtaugt wer: Rechten, namentlich in Bezug auf Glaubwürdigkeit der Bücher, Wechselfähig-

keit, Geschftsfähigkeit der Handels-Gehülfen, Jinsen und Provision u. s. w.
fortseten und von jetzt ab erlangen will, muß sich vorher in diese Korporation
aufnehmen lassen.

Fremde Kauf- K. 7. Fremde Kaufleute, welche nicht Bürger der Stadt Stektin und
leate. nicht Mitglieder der Korporation geworden sind, durfen die Handelsgeschafte,

welche sie daselbst zu unternehmen wunschen, nur durch daselbst wohnhafte
Kommissipnaire,dienhe indeß frei aus der gesammten Kaufmannschaft des ge-
hannten Orts wählen können, betreiltn.

III. Abschnitt.
Qualifikation zum Eintritt.

arder an #. 8. Der wirkliche Betrieb des kaufmännischen Gewerbes ist ut-
detreb per. erläßliche Bedingung der Mitgliedschaft; wer daher jenes Gewerbe nicht in der
1hbtg diese That selbst oder durch einen Disponenten betreibt, kann in die Korporation.

nicht ausgenommen werden.
§. 0. Jedem, der in Stektin ein kaufmännisches Gewerbe treiben will,

stehr nach Maaßgabe der Bestimmungen im F. 6. und auf schriftliches desfall-
siges Ansuchen bei den Vorsiehern die Aufnahme in die Korporation der Kauf-
mannschaft und die Eintragung in die Rolle offen. Das Geschlecht und die
Rcligion machen bierbei keinen Unterschied.

u Sn S. 10. Das kaufmännische Gewerbe besteht in dem Handel mit Waa-
Cswerbesr ren, Wechseln und Geld, in dem Betriebe ven Kommissions= und Speditions-

Geschäften, in Unternehmungen von Fabriken und Mamufakkuren, in sofern
damit kaufmännische Rechte verbunden sund; im andern Falle siehet dem Fabri-
kanten nur das Recht, nicht aber die Pflicht zu, die Aufnahme in die kauf-
männische Korporation nachzusuchen. Der ##trieb der Sce-Rhederei mit kauf-
männischen Rechten und der Buch= und Kunsihandel, gehören gleichfalls zum
kaufmänmschen Gewerbe. .

S. II.



8. 1I1. Apothekern ·verbleihen ihre gesetzlichen Rechte, wenn sie auch nicht Abothcker.
Mitglieder der Korporation sind, jedoch nur in sofern sie keine kaufmannische
Geschafte treiben.

§.. 12. Sollten sich Fälle ereignen, daß ein in der Korporation nicht? Zweifelhaste
Aufgenommener seine Geschäfre dennoch anscheinend mit kaufmännischen Rechten
CS. 6.) betreibt, oder daß einem Handeltreibenden die Aufnahme deshalb versagt
wird, weil sein Handelsbetrieb nach dem Urtheil der Vorsteher als ein kaufm än-
nischernicht angesehen wird, so entscheidet auf erhobene Beschwerde darüber, ob
solches der Fall, und ob der Angezeigte entweder Mitglied der Korporation zu
werden verpflichtet, oder die Aufnahme darin ihm zu versagen sey, der Magistrat
nach Anhörung des Gutachtens der Vorsieher der Korporation, und bee der ersien
Aufnahme der Rolle, nach Anhörung des Gutachtens des von der Kaufmannschaft
zur Verhandlung über dieses Statut unter dem 25sten Mai 1810. erwählten
Comité, mit Vorbehalt des Rekurses. Eine richterliche Kognition findet hierbei
nicht Statt.

§. 13. Es ist zur Aufnahmein dieKorporation nicht unumgänglich er- Ee -
forderlich, daß der Aufzunehmende die Handlung bei einem Kaufmann gelernt,newle6.
und gewisse Jahre als Handlungodiener gedient habe; jedoch muß er seine Groß- rtttubn
jahrigkeit, völlige Verfügungsfähigkeit und die Gewinnung des Bürgerrechts in weres.
Stettin, so wie auch seine vollkommenste Unbescholtenheit auf Erfordern durch
glaubhafteZeugnisse nachweisen.

K. 134. Die Mitgliedschaft ist rein persönlich. Es müssen daher künftig Die Mitalied
auch Wittwen von Mitgliedern der Korporation, welche die Handelsgeschäfte #n
ihrer versiorbenen Ehemänner fortsetzen wollen, so wie alle andere Personen, de-
nen Handlungen durch Erbschufe, oder ans irgend einem andern Fundament zu-
fallen, und selbst Disponenren, welche den Handlungshäusern verslorbener Mit-
glieder, welche für Rechnung minderjdhriger oder anderer Erben verwaltet werden,
vorstehen, Mitglieder der Korporarionwerden, und vor der Aufnahme die geord-
neten Bedingungen ebenfalls erfüllen, in sofern von ihnen kaufmnännische Rechte
ausgeubt werden sollen.

Wittwen, die mit ihren verstorbenen Männern in Gemeinschaft der Güter
gelebt haben, und als solche nicht verpflichtet sind, noch besonders das Bürger-
recht zu gewinnen, haben auch die Befugniß, die Handlung fortzusetzen, ohne
die Mitgliedschaft für sich zu enverben.

Disponenten, welche der Handlung einer solchen Wittwe, die schon Mit-
glied der Korporation ist, vorslehen, sollen nicht verpflichtet seyn, Mitglieder
der Korporation zu werden. (F. 72.)

IV Ab--
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IV. Abschnitt.
Gemeinsame Angelegenheiten der Korporation der

Kaufmannschaft.

6 tinsam· K. 15. Die gemeinsamen Angelegenheiten der Korporation der Kauf-.natlegenhei-
rten der Kor= mannschaft betreffen:
voration. 1) das allgemeine Interesse der Schiffahrt und des Handels, oder eines Zwei-

ges desselben;
2) die öffentlichen Anstalten und Einrichtungen, welche zum Betriebe der Hand-

lung dienen, in soweit der Kaufmannschaft das Eigenthum oder die Verwal-
kung oder Kontrollirung derselben zukommen;

3) das besondere Vermögen, welches die Kaufmannschaft als Korporation in
Grundstücken, Kapitalien, Mobilien und milden Stiftungen besitzt;

) die besondern Rechte, welche der Korporation außerdem beigelegt sind und
werden= wohin z. B. die in den V. 16. und 39. zu d. bezeichneten Rechte
gehören, und

5) die Verhälmmisse der einzelnen Mitglieder zu der Korporation als Ganzem.
&amp;. 10. Die kaufmännischen Mitglieder der Sce= und Handelsgerichts-

Deputatson des Stadtgerichts zu Stettin werden von der Kaufmannschaft ge-
wählt, und durch den Magistrat der geordneten Behörde zur Bestätigung angezeigt.

V. Absch nitt.
Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten durch Vorsieher.

vg Ver- §. 17. Die Vertretung der Korporation und die Verwaltung ihrer ge-Vorsteher. meinsamen Angelegenheiten, welche derselben nach den allgemeinen Gesetzen und
diesem Statut zukommen, so wie des gemeinschaftlichen Eigenthums derselben,
es bestehe in Rechten, liegenden Gründen, Kapitalien und Stiftungen, wird
dem aus ihrer Mitte gewählten Ausschusse, welcher den Namen: „Die Vor-
steher der Kaufmannschaft zu Stettin“ führen soll, mit derselben Ge-
walt, welche der Kaufmannschaft als Korporation zusteht, übertragen.

Sie bes lie- S. 18. Diese Vorsieher beschließen nach der Stimmenmebrheit über alle
gen iere ais gemeinsame Angelegenheiten der Kaufmannschaft allein, ohne Rückfrage an die
ten. letztere und ohne deren Genehmigung, vollgultig verbindend fur alle Mitglieder

derselben, und sollen mithin die entgegenstehenden Bestimmungen des Allg. L. R.
Thl. 2. Tit. VI. S. 133. und 154. hier keine Anwendung finden.

H. 19. Hiervon sind jedoch nachstehende Angelegenheiten ausgenommen,
über welche nur die gan ze Korporation einen vollgültigen Beschluß fassen kann:

1) die Wahl der Vorsteher und der Mitglieder für die in den P. 31. und 47.
näher bezeichnete Rechnungs-Abnahmekommisston;

2) wenn



2) wenn Guundstücke erworben oder veraußert werden sollen;
3) wenn Kapitalien für die Korporation aufgenommen werden sollen;
4) wenn neue Geldverbindlichkeiten eingegangen werden sollen, wodurch die

Korporation zu einer fortdauernden, bisher nicht statt gefundenen Zahlung
verpflichtet wird;

5) wenn die Korporation fortdauernde WVerbindlichkeiten und Leistungen zur
Aufnahme und Befdrderung des Handels und der Schiffahrt übernehmen
soll, die aus den gewöhnlichen Beiträgen der Korporationsglieder nicht
bestritten werden können; (Abschnikt IX. JS. 00. 01.)

6) wenn die kaufmännischen Mitglieder der See= und Handelsgerichts-De-
putation des Stadtgerichts zu Stettin gewählt werden sollen;

7) wenn über die Frage zu entscheiden ist: ob ein Mitglied für einen gewissen
Zeitraum oder für immer von der Korporation auszuschließen sey?
§. 20. Wenn dergleichen Fälle eintreten; so sind nach Vorschrift des,

K. 54. Tit. 6. Th. 2. des Allg. L. R. sänumniche Mitglieder der Korporation
mittelst Umlaufschreiben mit der Anzeige des Gegenstandes der Berathung“
zu einer außerordentlichen Versammlung auf die in den W. 07. bis 61. daselbst
vorgeschriebene Weise einzuladen, und wird hierauf von den Erschienenen, ohne
Rücksicht auf ihre Anzahl, durch Stimmenmehrheit ein vollgültiger Beschluß
gefaßt.

VI. Abschnikk.
Bestellung der Vorsteher.

§. 21. Die Vorsteher bestehen aus neun männlichen Mitgliedern,
von denen wenigstens zwei Drittheile, also sechs, unzweifelhaft hauptsächlich
zur Sce und großhandelnde Kaufleute (wenn sie auch nebenher Ginzelhandel
treiben), Banquiers oder Seerheder seyn müssen. Aus jedem der Haupt-Han-
delszweige, nämlich: dem Waarenhandel, Weinhandel, Holzhandel, der Rhe-
derei und dem Speditionshandel muß wenigstens ein Vorsteher gewählt werden.

§#. 22. Die Vorsteher und das ersiemal der im IV. 12. bezeichnete Co-
mité der Kaufmannschaft fertigen alljährlich die Listen der nach dem vorsiehen-
den §. wahlfähigen Kaufleute.

. 23. Die etwanigen Einsprüche gegen einzelne Eimragungen oder
Uebergehungen in der Liste, wenn nämlich der geschehenen Anmeldung zur Auf-
nahme in die Korporation, entweder von den in der Liste Aufgeführten oder
von den Vorstehern widersprochen wird, werden bei der ersten Wahl von dem
Magistrat mit Rekurs an die Regierung und späterhin zunächst von eben dersel-
ben Prüfungskommission, welche nach H. 43. anzuordnen ist, für die nächst-
folgende Wahl entschieden-

K. 24.

„usammen=rufung sdmt-
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Bestellung §. 24. Aus dieser Wahlliste werden die Vorfleher durch die Korporation
Pu8d.Wabe auf sechs Jahre gewählt. Damit aber nach Ablauf dieser Zeit nicht alle Vor-

sechs Jabre. steher zugleich austreten, so scheidet die Halfte der Mitglieder, das erstemal
durchs Loos bestimmt, und mit Ausschluß des Obervorstehers, Falls derselbe
von der im §. 36. ihm eingeräumten Befugniß — die Dircktion nach Ablauf
von drei Jahren niederzulegen — keinen Gebrauch macht, und künftig nach
jedesmaliger sechsjähriger Verwaltung aus.

nescheiden §. 25. Eo sindet also alle dreiJahre eine neue Wahl statt, und wer-weeis5 den nach Ablauf der ersten drei Jahre vier und nach Ablauf der zweiten drei-

uel gehrenvon jährigen Periode fünf Vorsteher gewéhlt. Diese abwechselnde Wahl dauert
in ununterbrochener Folge fort.

§. 20. Die Ausscheidenden können auch für die nächsie Wahl als Kan-
didaten vorgeschlagen werden, jedoch hängt die Annahme von ihrem Willen
ab. G. 84.)

Stellveitre- §. 27. Für den Fall des gänzlichen Abganges oder einer dauernden
ter. Abwesenheit der Vorsieher werden gleichzeitig auf gleiche Art und unter deusel-

ben Bedingungen der Wahlfähigkeit, drei Stellvertreter gewählt; dieselben
treten, sobald ihre Stellverkretung wirklich statt sindet, in alle Rechte und Ver-
bindlichkeiten desjenigen Mitgliedes, in dessen Stelle sie einrücken. Die Wahl
eines neuen Stellvertreters bleibt dagegen bis zur nächsien regelmäßig alle drei
Jahre wiederkehrenden Wahlversammlung auegesetzt, wenn nicht in der Zwi-
schenzeit sogar die Stellvertretung eines vierten Vorsiehers nothwendig werden
sollte.

Verfabren bei §. 28. Zur Wahl der Vorsteher, welche jedesmal den ISten Januar,
Veral der oder wenn solcher ein Fesitag ist, den nächsten Tag darauf geschieht, werden

alle männliche Mitglieder der Kaufmannschaft und also auch die in dem F. 1.1.
envähnten Disponenten, durch Umlaufschreiben mit der Anzeige des Gegen-
standes der Zusammenkunft durch die bestehenden Vorsieher, das erstemal aber
durch den Magisirat eingeladen. Wer ohne Entschuldigung ausbleibr, soll in
eine Ordnungssirafe von fünf Thalern zur siädtischen Armenkasse genommen
werden.

§. 20. Ein Magistratsmitglied mit Zuziehung zweier Beisitzer aus dem
K. I2. bezeichneten Comité nach der Auswahl des Magistrats und künftig der
Oberorsteher, eröffnet die Wahlversammlung, läßt durch den einen seiner Bei-
sitzer die Amwesenden zählen, durch den andern deren Stimmfahigkeit mit der
Nolle vergleichen; hiemmächst macht er die Namen der ausscheidenden Glieder
bekannt und läßt durch die beiden Beisitzer die gedruckten Wahllisten unter die
Awvesenden vertheilen.

F. 30. Unter seinem Vorsitz wählt hierauf die Versammlung der persön-
lich Amvesenden, — Bevollmächtigungen sind nicht zulässig — aus den. Wahl-

listen
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listen nach der Vorschrift des §. 21. die erforderlichen Glieder der Vorsteher-
Versammlung, durch geheime Stimmenzeichen.

K. 31. Jeder der Anwesenden in der Versammlung kann aus diesen
Wahllislen einen Kandidaten auf die Wahl bringen.

# 32. Die beiden Beisitzer, welche für die künfligen Wahlen, der Ober-
vorsteher aus der Zahl der Vorsieher jedesmal ernennt, sammeln die Stimmen,
der Obeworsteher zählt sie und spricht die Zahl derselben mit dem Namen des Kan-
didaten aus. ·

H33.DiejenigenvondenzurWablvorgeschlagenenPersonen,welche
die meisten Stimmen fur sich haben, sind Vorsteher; die nachstfolgenden drei sind
Stellvertreter.

§. 34. Demncchst schreitet die Versammlung zur Wahl von fünf Mit- Waebl der
gliedern für die S. 47. näher bezeichnete Kommission, Behufs der jahrlichen Rech- ####n wt 1n07
nungsabnahme. Oie Mitglieder werden in eben derselben vorbin beschriebenen echnngr
Form, jedoch nur auf drei Jahre gewählt, und dürfen nicht zugleich Vorjieher
sepn.

&amp;. 35. Die Vorsteher wählen am folgenden Tage auf vorhergegangene bl det
schriftliche Einladung und unter dem Vorsitz des Nelkesien ihrer Glieder nach der seebes aus-
Kaufmannsrolle, aus ihrer Mitte den Obervor#teher und einen Stellvertreter auf sechs Jalre.
sechs Jahre. Der Stellvertreler vertrilt den Obervorsieher jedoch nur in des-
sen Abwesenheit, wegen Krantkheit, Reisen oder anderer dringenden Abhaltung,
so wie nach dessen gänzlichem Abgange bis zur Wahl des neuen Vorstehers, die
sofort zu veranlassen ist.

#. 30. Sollte der Obervorsteher seine Geschäfte zu beschwerlich finden, mefugnisdes
so steht es ihm frei, nach Ablauf von dreiJahren die Direktion niederzulegen. gechen, och
In diesem Falle muß die Wahl eines neuen Obervorstehers statt finden. die 2 Frketer

S 37. Alle Wahlen werden protokollirt, und die Umlaufschreiben mit Ferm der
den Unterschriften der zur Wahl Eingeladenen dem Protokolle beigefügt. In!EtPrott-
dem Protokolle wird das Verfahren nach den HH. 28. bis 35. bemerkt, und *
selbe zum ersten Male von dem Magistratsmitgliede und den ernannten Beisitzern,
künftig aber von dem Obervorsteher und den zwei Beisitzern; im Falle des §. 35.
aber, von den Aeltesten und den sämmtlichen Vorstehern unterzeichnet.

§. 38. Alle diese Wahlen sind auch für die, welchein den Wahlver= Kundmachung
sammlungen nicht erschienen sind, gültig und verbindend. Sie müssen sofort dem Vergeten
Magistrat, der Ortspolizeibehörde und der Regicrung angezeigt, so wie durch
Aushang auf der Börse bekannt gemacht werden. Der Regierung bleibt es über-
lassen, Irregularitäten, welche sich bei den Wahlen ereignen möchten, entweder
hr oder durch den Magistrat naher untersuchen zu lassen und daruber zu ent-scheiden.

Jobrgang 1646. 3# #n ut-
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VII. Abschnit k.
Gescháftskreis und Verfahren der Vorsteher.

——— K 30. Zu ihren Geschäften gehört auger der Besorgung der ihnen über-
Vorneber. tragenen gemeinsamen Angelegenheiten (K.#21.)

#)Stteitigkeiten in Handelsangelegenheiten „die von den Parteien freiwillig
an sie gebracht werden, durch einen Vergleich gütlich beizulegen. Hierbei
sindet alles dasjenige Anwendung, was die Allg. Ger. Ord. Th. II. §. 107.
bis 176. von Schiedsrichtern vorschreibt;

d) Guachteu abzufassen und vorzulegen., welche #fentlicheBehörden von der
Kaufmannschaft verlangen dürften;

Muerialien zu Anträgen an die Behörden über wichtüge Händelsgegenstände
vorzubereiten;

4) die Wahl der zu dem Betriebe der Schiffahrt und des Handels gehörigen
Beamten, welche den Kaufmannschaften durch das Gesetz vom 7ten Sep-
tember 1811. W. I# bis 1 10. incl. ausbrücklich beigelegt ist; die Gewähle
tenzzeigt sie, nach deren vorherigen Prüfung, soweit Ahr dieselbe zusteht oder
übertragen wird, mit Beifügung der polizeilichen Qualifikarions-A-reste, in
Betreff der Unbescholtenheit der Kandidaten, dem Magistrat zur Be-
statigung an.

Verwaltung· . 40. Die Verwaltung der Stiftungen, so weit dergleichen vorhanden
des GSeißn,sind,liegt ihnen gleichfalls ob, und haben sie hierbei, wie auch bei der Besetzung

ockkeher. der S tellenin denselben, nach den Stiftungsurkunden zu verfahren.
— H. 4.Sie können auch die Erhebung vonBeiträgen von den Kaufleu-
P tenzunothwendigenund nützlichen Zwecken der Kaufmannschaft,

als solcher, nach den in den S. 42. und 0 I. enthaltenen Bestimmungen beschliesten.
Denen, welche sich für prägravirt achten, bleibt die Beschwerde nach den

im C. 43. gegebenen Bestimmungen uberlassen.
« „K. 42. Um das vor dem Anfange eines jeden neuen Jahres von den Vortalit v jsiher- zu überschlagende jährliche Bedürfnig aufzubringen, vertheilen dieselben.

seai mtliche Korporationsmitglieder nach ihrem besten Wissen in fünf Klassen und
hiernach in angemessener Absiufung das fehlende Bedurfniß; jedoch dergestalt,
daß der Beitragssatz der höheren Klasse slets das ein und ein halbfache der vorher-
gehenden beträgt. Auch darfin der höchsten Klasse der Satz von 20 Rihlr., und
in der niedrigsien Klasse der Sat von # Rthlr. ohne Zustimmung der ganzen Kors

koratien mittelst Beschlusses nicht uberschritten werden.Beschwerd- 43. Werden bei den Vorstehern Beschwerden wegen Ueberschatzung
dagegen. chihi „so werden bei der nachsten Versammlung die Namen der Beschwerde-

hrer' der veisammelken Korporation angezeigt, und diese wählt alsdann aus
iarge ihrer Glieder, welche seit den letzten drei Jahren nicht Vorlleher fen
 Ü- en,
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sen., eins Kommission von. fünf Personen,aus jeder der obigen fünfKlassen wenig-
stens eine, die hinnen den nächs#en. Vier Wachen über dieBeschwerde, entscheidet,
und die Klasse bestimmt, in welchs jederider Beschwerdeführer zusetzen it. Von.
dieserBestimmungsenetjedocheine,BerufungaufdieEntscheipungdesMagi-
straisstatt,

v. 44. Bis diese Entscheidung erfolgt, mussen die Beschwerdefuhrerden
aufsie von den Vorstehern vertheilten Beitrag zahlen.
C. 45. Die Vorsteher fertigen den jahrlichen Etat von den gewohnlichen 1—2

Ausgaben, Außergewähnliche Zahlungen dürfen nur auf den Beschluß dersel- des Etats.
ben undiauf besondere Auweisung von dem Kassenrendanten geleistet werden.

&amp;. 46. Jährlich und spätesiens bis zum Tsien März legen die Vorteher Nechmuggs-
aber die statt gefundene Einnahme und Ausgabe Rechnung ab, und vertheilen kesuns-
einen gedruckten Auszug davon an jedes Mitglied der Korpokalion auf dessen An-
sachen. Eben derselbe ist dem Magistrat vorzulegen. r*-

S. 47.. Die Revisson und Abnahme derabgelegtenRechnung wird nun- ##nabme
mehr durch die gemäß F. 34. ernannte Kommission von fünf Mitgliedemn brwirkt,# Decharge.
so wie nach erfelgter Erledigung der etwanigen Erinnerungen von derselben die
Decharge ertheilt. 6

K. 48. Oie Vorsieher beschließen gültig, wenn wenigstens sechs ihrer Gälttsket#
Mitglieder gesetzlich versammelt sind. grege
 JSeieisinb für ihre Beschlüsse; in sofern sie in der statutemmäßigen Form ge-##

scheben, nur der Obrigkeit und ihrem Gewissen verantworklich. «

H.4().SiehallcnzgemäbntichesitzungcnanbestimmtmTagm,überGeschw-
welchesiesichdurcheinaneschjyßeinigymund.außergemähnlichedukchUeka
schriftliche Einladung des Oberoyfstehers oderdessen Stellverrreters.

Sobald Aufforderungen zu Versammlungen des Vorsieher-Amts,von.
den Behörden ergehen, muß der Obervorsteher oder dessen Stellvertreter diese so-
gleich veranlassen.

§. 50. Von den ersten Vorstehern ist zundchst zur Erreichung eines regel= Geschäfts
möbigen Geschaftsbetriebes nach dem Antritt ihres Amts sofort eine sorgfältig erbnung.
erwogene

Geschäfts-Ordnung
zu entwerfen, und als eine Instruktion für die kunftige Behandlung der vorkom-
menden Angelegenheiten feslzusetzen.

uWas daran späterhin vielleicht zu verbessern, wird die Erfahrung lehren.
S. 51. Der Obervorsieher erôffnet die Versammlung, hat darin den Vorsitz,

und vertheilt die Vortragssachen unter die ubrigen Mitglieder, bei deren Vor#rag
er gegemwänig ist.

Ji 2 K. 52.
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K. 52. Bei der Berathschlagung bestimmt er unker Mehrern, die das
Wort fordern, die Reihefolge, erklärt die Berathschlagung zum Stimmensam-
meln für geschlossen und spricht den Beschluß aus.

§. §3. Bei Gleichheit der Stimmengilt die Meinung, für welche er
geslimmt hat. Außerdem hat er, gleich jedem andern Mitgliede, nur eine Stimme,
und muß sich dem Beschlusse der Mehrheit unterwerfen.

#. 5Es ist der Obrigkeit verantwortlich, daß keine den Landesgesetzen
und diesem Statute entgegensiehenden Beschlüsse in den Versammlungen der Vor-
steher gefaßt werden. Geschieht es, so muß er solche unverzüglich dein Magistrat
zur weitern Anzeige an die betreffende Königliche Behörde, oder in dringenden
Fällen gleichzeilig auch dieser anzeigen.

#K 5. Die Verhandlungen der Vorsieher in ihren Versammlungen und
ihre Beschlüsse werden protokollirk.

# 0. Der Oberorsteher und die anwesenden Mitglieder wvollziehen die
Beschlüsse durch ihre Unterschriften. Im Briefwechsel, bei Urkunden, und allen
übrigen Ausfertigungen, also auch denjenigen, welche sich auf die Beschlüsse der

Generalversammlung, . 10., gründen, ist die Unterschrift des Obervorstehers,
und zweier Vorsteher zureichend.

K 57. Der Ober-Vorsieher empfängt und eröffnet die eingehenden,
und sorgt für den Abgang der ausgefertigten Sachen.

§. 58. Die Vorsteher führen ein Siegel mit dem Zeichen eines segel#-
den Schiffes und der Umschrift:

„Die Vorsteher der Kaufmannschaft zu Stektin,“
womit sie alle Ausfertigung vollgültig beglaubigen.

H. 59. Die Vorsteher führen die Rolle der zu der Korporalion der
Kaufmannschaft gehörigen Mitglieder. Eintragungen und Loschungen können
nicht anders als auf ihren Beschluß vollzogen werden.

Die Eingetragenen und Gelöschten erhalten darüber von den Worstehern
schriftliche Bescheinigungen unter deren Siegel. ç

. 60. Die Vorsieher machen die Namen der in die Rolle eingetrags-
nen und daraus geloschten Kaufleute durch Aushang an derBerse bekannt, und
theilen zu Anfang eines jeden Jahres eine berichtigte Lilte der jedesmaligen
Mitglieder der Korporation dem Ober-Landesgericht, der Regierung, dem Sce-
und Hamdelsgericht, der drllichen Polizei-Behörde und dem Magistrate mit.

#. OI. Sie wöählen die für ihre Geschäfte erfonrderlichen Beamten, kon-
trahiren mit denselben über deren Geschäfte und die Dauer des Olenstes, so wie

über deren Gehalt, ertheilen ihnen die erforderlichen Instruktionen, und sunen
die eidliche Verpflichtung derjenigen, bei welchen sie fur nothig crachtet wird,
bei dem Magistrate nach.

K. 62.
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. 62. Auch können die Vorsteher für einzelne Berwaltungszweige be-
sondere Ausschüsse aus ihrer Mitte anordnen, die aber von ihren Verhandlungen
den Vorstehern Bericht zu erstatten haben, und von diesen Verfägungen anneh-
men müssen.
C. 63. Die Vorsteher beziehen als solche keine Besoldung oder ein an- Die Vorke-

deres Einkommen. Sie können blos die Erstaktung baarer Auslagen, welche k#. wle
sie etwa bei einzelnen Verrichtungen im Dienste machen, fordern. unentgeldlch.

VIII. Abschnitt.
Handhabung der Disziplin in den Versammlungen und an der

Börse.
## 04. Der Ober-Vorsteher hält in den Versammlungen der Kauf- e mr n

mannschaft und der Vorsteher auf Ruhe, Anstand und Ordnung. lungen.
§. 05. Die Rubestdrer müssen auf sein Geheiß sogleich die Versamm-

läng verlassen; außerdem können sie auf seinen Antrag von den Vorstehern mit.
einer Ordnungsstrafe bis zu 50 Rthlr. belegt werden, welche zur Armen-Kasse
der Kaufmannschaft fließt. Denjenigen, welche die Strafe leiden sollen, bleibt
jedoch der Rekurs offen. 6

* CK. 66. Die Vorsteher können die Ausschließung derjenigen Mitglieder —1
aus ihrer Mitte beschließen, welche sich durch fortgesetzte Ruhestorungen odergurs- und ouie
durch ein öffentlich anstößiges Betragen ihrer Seelle unwürdig zeigen. Dem rn dte
Ausgeschlossenen bleibtjedoch der im vorigen §. nachgegebene Rekurs unbenommen. ———

Das Ausbleiben einzelner Vorsieher aus den Versammlungen ohne gehe-
rige Entschuldigung, ist durch eine Ordnungssirafe von I bis § Rlhlr. zu ahn-
den, welche zur Armen-Kasse der Kaufmannschaft fließt. Sollten wiederholte
Strafen frachtlos bleiben, so ist nach Vorschrift des§.88.zu verfahren.

#&amp;. 607. Die Vorsleher wählen jährlich zwei Börsen-Kommissarien aus Zwei Ber-
ihren Mitgliedern, welchen die Erhaltung der äußern Ordnung bei den Börsen= hrien.Komiiuf-
Versammlungen übertragen ist. Sie versehen sie mit der für diesen Auftrag
erforderlichen Geschäfts-Anweisung, und lassen sich von ihnen über einzelne
Falle der Börsen-Disziplin Bericht zu ihrer Emscheidung erstatten.

&amp;# 08. Oeffentliche Bekanntmachungen an die Korporation werden durch Aushang an
Aushang an der Börse besorgt. Eine Nachricht ist als vollständig bekannt ge- der Bbrse.
macht anzusehen, wenn sie drei auf einander folgende Borsentage wahrend der
ganzen Borsenzeit an dem gewohnlichen Orte der Borse ausgehangen hat.

K. 69. Nur die Vorsieber sind berechtigt, Bekanntmachungen in der
Form des vorstehenden H. 68. zu erlassen; sie durfen sich aber niemals weigern,
selchergestalt sogleich bekannt zu machen, was ihnen von den Roniglichen oder
städtischen Behörden zurBekammzmachung zugefertigt wird.

 70.
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5 70. Privatpersonen, sie mögen Mitglieder der Korporation seyn
oder nicht, müssen die Anschläge, welche sie an der Bärse anheften zu lassen-
wünschen, einem der Börsen-Kommissarien zustellen, welcher die Anheftung,
veranlassen wird, wenn er kein Bedenken dagegen findet. Bezweifelt er aber,
die Schicklichkeit oder selbst die Rechtlichkeit der beabsichtigten Bekanntmachung,
so giebt er den Anschlag im ersten Falle an den Verfasser zurück, im andern.
legt er ihn den Vorjiehern vor.

IX. Abschnitt.
Rechte und Pflichten der Mitglieder.

ard 6. 71. Die durch die Mitgliedschaft erworbenen Rechtke in Beziehung
 äaaf den Betrieb des kaufmännischen Gewerbes und auf die Theilnahme an den

gemeinsamen Angelegenheiten der Korporation (Ehrenrechte) sind schon im Vor-
hergehenden bestimmt.

aAichte der §# 72. An der Ausübung der Ehrenrechte der Korporation, d. i. dem
Mitglieher. Stimmrechte, der Wahlfähigkeit, an der Verwaltung und den Berathungen

nehmen Frauenspersonen, welche Eigenrhümer einer Handlung sind, nur durch,
männliche Disponenten Theil, welche zu dem Ende für ihre Person sich als
Mitglieder der Korporation müssen aufnehmen lassen.

abchen.der S. 73. Im Allgemeinen liegt jedem einzelnenMitgliede, ob, zum Besten
". Aügemeine, der Korporation, so viel in seinen Kräften steht, mitzuwirken. ·
b. Besondere g. 74. Insbesondere ist dasselbe verbunden, seine Handlungsbücher,
af in derjenigen kaufmännischen Form und Ordnung zu führen, wie sein Geschäft
#enssenit es erfordert, um sich selbst stets in einer vollständigen Uebersicht von der Lage
#% Bächer desselben zu erhalten, so wie auch den Abschluß der Bücher innerhalb der.
# nächsten sechs Monate nach Ablauf des verflossenen Jahres, also bis zum

zosien Juni des darauf folgenden, zu bewirken. CAllg. Landrecht Th. U.
Tit. VIII. S. 506. bis 500. und Tit. XX. V. 1468.)

vhhats # 75.Besindet sich ein Mitglied in der Lage, daß es seine Gläubiger
venz erkla= nicht mehr befriedigen kann, oder sich für insolvent erklären muß, so ist dasselbe.
Lung. verbunden, den Vorstehern davon schriftliche Anzeige zu machen.

Berkabren¾ S. 70. Diese ernennen auf die geschehene Anzeige oder bei deren Unter-
Vorneher und lassung, Falls die Insolvenz durch die von dem Gemeinschuldner den Gläubigern
dereuon thutn gemachten Privat-Offerken, oder in Gefolge seiner heimlichen Entfernung für
katoren. notorisch zu erachten ist,

(Allgemeine Gerichtsordnung Th. I. Tit. 50. S. d. No. I. und J.)
aus eigner Bewegung zwei Mitglieder der Korporation zu vorläufigen Kurakoren
der Masse, welche dieselbe bis zur Anerkennung Seitens der Gläubiger, oder Falls
die Sache zum gerichtlichen Berfahren kommt, bis zur Anerkennung Seitens des Ge-
richts verwalten. Die bestellten Kuratoren untersuchen den Zustand aufs genaueste,

ferti-
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ferkigendenStatum bonorum an, und überreichen ihn den Vorstehern mlttelst
zutuchtlichen Berichts.

§. 77. Die Vorsteher kheilen die vorhin gedachte Uebersicht, mit ihrem Mittheilung-
Wöhlerwogenen gewissenhaften Gutachten begleitet, sämmtlichen Gläubigerm mit,
umd fordern dieselben auf, sich innerhalb eines bestimmten Termins zu erkla#ren, Gläubiger
ob sie die von ihnen bestellten Kuratoren anerkennen, oder andere an deren Stelle
erwählen wollen.

§. 78. Bis dahin und bis zur gänzlichen Beendigung der Sache, Falls 88 ichtung
fle von den Glaubigern anerkannt worden, sind sie verpflichtet, für das Besse derundepgel
Masse redlich Sorge zu tragen, ohne s## ¾ dabei einer gesetzwidrigen Begünfstigungtor2
einzelner Glaubiger schuldig zu machen.

§5. 70. Durch obige Bestimmungen sind die Vorschriften der Allgemeinen
Gerichtsordnung Th. I. Tit. 50. K. 2. seq., so wie die fur die Gerichte darin ent-
haltenen Amweisungen nicht außer Kraft gesetzt. Es versteht sich daher von selbst,
daß mit dem Einschreiten der Gerichte die Einwirkung der von den Vorstehem be-
stellren Kuraroren, so weit das Gericht ihre Zuziehung oder Beibehaltung nicht
mehr nöthig findet, sofort aufhört.

§. 80. Für ihre Bemühung erhalten sie, Falls sie von den Gläubigern
nicht gewählt werden, einc angemessene Vergeltung aus der Aktiomasse, nach der
Bestimmungder Vorsteher, welche jedoch der richterlichen Festsetzung bedarf; Falls
sie aber anerkannt werden, nach freiem Uebereinkommen.

§6. 81. Da die Vorsteher hienach von der Lage und den Ursachen eines Verpp#ichtung
jeden Fallissemenks ndhere Kenntniß erhalten, so sind sie um so mehr schuldig, der kras
ihnen schon gesetzlich auferlegten Verpflichtung nachzukommen, wonach sie Verhrasan

bei Ein Hundert Dukaten Strafe jeden ihnen bekannt werdenden Fall «
eines strafbaren Banquerotts dem Richter anzuzeigen haben.

(Allg. Landrecht Th. II. Tit. XX. S. 1480.)
K. 82. Jedes Mitglied ist verbunden, die ihm nach diesem Statut durch 3)Verpig

die Wahl oder besondern Auftrag überrragenen Aemter und Geschäfte anzmehmen, an.
wenn es nicht rechtliche Entschuldigungsgründe beibringen kann. Ben. und

S. 83. Es sind hienach zur Annahme nicht verpflichtet: ausnahmen.
1) alle, die das Oosie Jahr ihres Alters überschritten haben;
2) diejenigen, welche durch ein ätzkliches Attest nachweisen, daß anhaltende

Krankheitszufallesiezur Besorgung von dergleichen Geschäften unfähig
machen;Z) dieda itzer bei der See- und Handelsgerichts-Deputationdes Stabtgerichls
zu Stettin;

die Stadtrathe, und
5) der Vorsteher der Stadwerordneten. "

. 84.
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Ausschelves K. 84. Dieausder Vorsleher-Versammlung scheidenden Mitglieder kön-
de Vorsteher. nen zur Annahme einer abermaligen Wahlin selbige, erst nach Verlauf von vollen

sechs Jahren nach ihrem Austritt, verpflichtet werden.
Ausschelden- 35. Ausscheidende Stellvertreter können eine auf sie,als WVorsteher

rercstrlzer= oder Stelloertreter fallende Wahl nur dann ablehnen, wenn sie drei Jahre und
längerdie Geschäfte eines Vorsiehers versehen haben.

Sind sie mehrmals, jedoch jedesmal unter jenem Zeitraume beschaftigt ge-
wesen, so werden die Perioden ihrer Beschäftigung zusammengerechnet.

wihen K. 86. DiePrüfungskommissarien, K. 43.., sind zwar in den folgenden33 i Jahren wieder wahlbar; es kann aber niemand genothigt. werden, die Wahl
rien. ofter als einmalin drei nach einander folgenden Jahren anzunehmen.

Bebarrllche §. 87. Wer außer den obigen Entschuldi gungogründen, die Annahme
Wgansser der nach diesem Statut auf ihn gefallenen Wahlen verweigert, erhält eine Woche
Wahl und be-Bedenkzeit, und kann, wenn er am Ende derselben noch auf seiner schriftlich ab-
lelterker. zugebenden Weigerung beharret, von den Vorslehernbestraft werden. Für den
Ens ver ersien Weigerungsfall dürfen dieselben eine Erhöhung der Geldbeiträge unm die

Hälfte eintreten lassen, im zweiten Falle können sic diese Beiträge um das Ganze
erhöhen und üm drilten Falle das renitirende Mitglied außerdem noch von dem Ge-
nusse der Ehrenrechte ausschließen und dies an der Börse durch Aushang bekannt
machen. Bei Aufträgen haftet das renitirende Mitglied füx den durch seine Wei-
gerung entstehenden Schaden, und wenn im schleunigen Falle einem Andern diese
gemacht werden müssen: sd ist es schuldig, die zu liguidirenden Auslagen und
Gelder, nach vorgängiherFestsetzungder Vorsteher, zu bezahlen.

§. 88. Sollte Jemand so wenig Gemeinsinn verrathen, daß er die mie
seinem Amte verbundenen Verpflichtungen nicht wahrnimmt, und sich geflissenklich
derselben entzieht, und sollten die Erinnerungen der Vorsteher und des Obervor=
slebers insbesondere hierunter vergeblich seyn, so sinden gegen den Schaldigen au-
PHer der an der Beörse durch Aushang bekannt zu machenden Entsetzung von dem
ihm übertragenen Amte auchdie in dem F. 87. aufgefühmen Strafbestuninungen
nach dem Grade der Verschuldung statt.

g. 89. In Beziehung auf die in den vorsiehenden §#. 87 und 88. aus-
gesprochenen Strafbestimmungen, bleibt jedoch demjenigen, der die von den Vor-
stehern festzusetzende Strafe leiden soll, der Rekurs vorbehalten. Auch stehtes
den Vorstehern zu, zu jeder Zeit die ergangenen Strafbestimmungen zu mildern
oder gänzlich wieder aufzuheben.

4) Koffen bel g. 90. Jeder von Publikation dieses Statuts ab in die Korporation
verklosnahme. Aufzunehmende zahlt zur Gemeinkasse

a) fur die Aufnahme ...........................FunfzigThaler
b) fur die Eintragungin die Rolle und den Ausfertigungsschein Zwei Thaler

AußerdemandenPVoren..EinenThaler.
K 01.
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§ r. Reicht die Gemeinkasse zur BestreitungderBesoldungenund2),brche=
äbrigen Gemein-Ausgaben nicht zu, so werden jährliche Beiträge von allen 9
MWitgliedern der Korporation exfordert.

&amp;# 02. Wer, nachdem er sein Gewerbe eine Zeit lang aufgegeben hat, mixp
und daher aus der Korporation geschieden ist, dasselbe wieder anfangen will, senkret.
umd die Wiederaufnahme nachsucht; soll kostenfrei aufgenommen werden.

g. 93. Eine Ausnahme findet jedoch Statt, wenn besondere Verhält= Avsmahme.
nisse es wahrscheinlich machen, daß der freiwillige Austrift aus der Korporation
auf eine Zeit lang nur erfolgt wäre, um sich denen für diesen Zeitraum von der
Korporation zu übertragen gewesenen allgemeinen Lasten und Leisiungen zu ent-
iehen.

Kann alsdann der Ausktretende einen solchen dringenden Verdacht nicht
genügend widerlegen, so ist derselbe bel. seiner Wiederaufnahme in die Korpo-
ration verpflichtet, den in jener Zwischenzeit (von seinem Austrilt bis zum Wie-
dereintritt) auf ihn, wenn er in der Korporation geblieben wäre, getroffenen
Antheil der Statt gefundenen allgemeinen Lasten und Leistungen nachzuzahlen.

Die Entscheidung, ob ein solcher Fall vorhanden ist, sieht auf die, von
den Vorstehern der Kaufmannschaft zu veranlassende nähere Erörterung des Sach-
verhältu#tsses, dem Magistrate, mit Vorbehalt des Rekurses, zu.

X. Abschnitt.
Suspension und Verlust der. Mitgliedschafk.

#&amp;. Oa. Die Rechte der Mitgliedschaft der Korporation sind unter= „Sezensson
brochen .- nischckZlMFtlZ
1 a) wenn das Mitglied unter Kuratel gesetzt wird;

b) sich fürzablungsunfähig erklärt;
Pc oder in eine Kriminaluntersuchung wegen solcher Verbrechen gerath, worauf

Sclebli die Strafe des Zuchthauses, der Strafarbeit, des Verlustes derürgerlichen Ehre und des Kaufmannsstandes siehet.
X os. Die Wirkung dieser Suspension haftet nur auf der Person des. Wlrkuns

Suspendirten, und nicht auf dem Gewerbe. Der Suspendirte kann daher weder derselben.
an den Ehrenrechten der Mitgliedschaft der Korporation Theil nehmen, noch auf
der Borse erscheinen, wohl aber kann seine Handlung wahrend der Suspension
durch einen personlich fahigen Disponenten, und in dem im H. 94. zu b. bezeich-
neten Falle, unter der Anordnung der bestellten Kuratorenfortgesetzt werden.

§. 00. ODie Suspension wird aufgehoben: Deren Auf-
m) durch die Aufbebung der Kuratel; bebung.
b) durch eine vollständige Absindung mit den Gläubigern, sen es durch Jahlung

oder Erlaß oder Befrisiung;
e) durch eine vollsiändige richterliche Freisprechung von der Anklage eines im

Kriminalprozeß erörrerten Verbrechens;
Jahrgang 1821. Kk d)
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d) wem der Gemeinschuldner zum benelicio cessionis bonorum auf den
Gund der Einmwilligung seiner Gläubiger, oder durch ein Erkenntniß gelas-
sen worden, auch kann er in diesem Falle selbst während des Konkurspro-
zesses eine neue Handlung eröffnen und führen.

Spie #. 07. Die Lossprechung bis auf weitern Beweis bewirkt da-
F 4 wSus.gegendie Aufhebung der Suspension an sich nicht, vielmehr entscheidet alsdanm
— — die Korporation in einer außerordentlichen Versammlung nach vorhergegangenem
bauern sol. Vortrage des Obeworslehers oder eines andern dazu ernannten Vorstehers:

a) ob die Suspension aufhren könne, ohne den Ruf der ganzen Korpornrion
zugefährden;b) her ob sie noch für einen beslimmten Zeitraum fortzusetzen;

ch oder ob die gängliche Ausschließung des Mitgliedes, wegen dringenden und
erniedrigenden Verdachts zu beschließen.
Von dieser Entscheidung findet der Rekurs an die vorgeordneten Behörden

nur in den Fallen statt, wenn die Stimmenmehrheit unter Zweidrittheile der An-
wesenden betragen hat.

Die Gerichte sind in dieser Hinsicht gehalten, den Vorstehern auf ihr An-
suchen das abgefaßte Erkenntniß mit den Grunden mitzutheilen.

alnnner g. 98. Die kaufmannischen Rechte in Absicht des Standes und ber Mit-
laun iut. gliedschaft gehen verloren:

a) durch den Tod, unbeschadet jedoch der, den Wittwen oder den Erben nach
den allgemeinen Gesetzen und diesem Statut zukommenden Rechte;

b) durch freiwillige Niederlegung des kaufmännischen Gewerbes für immer
oder auf eine Zeit lang, welche jedoch den Vorslehermin glaubhafter Fon#
und zur gehbrigen Zeit angezeigt werden muß. Derim Auskrer#enden verbleibt
die Verpflichtung, die Lasten des laufenden Jahres zu wagen.

Ausnahme. Ausgenommen hiervon sind jedoch solche Muglieder, welche nach einem
mehrjährigen Handelsbetriebe, denselven aufgebend, sich in Muhe setzen,und dennoch in der Korporation zu bleiben wünschen.

Diesen soll es unverwehrt seyn, wenn sie darum bei denVorstehem an-
halten, und Hinsichts ihrer Unbescholtenheit kein Bedenken obwaltet, gegen
Uebernahme der damit verbundenenVerpflichtungen Mitglieder der Korpo-
ration zu bleiben;

I) durch den Verlust des Stadtbürgerrechts;
d) durch richterliches rechtskräftiges Erkenntniß auf den Verlust der kaufmánni=

schen Rechte oder der bürgerlichen Ehre;
e) wenn ein Mutgliedwegen Defrandation landesherrlicher Gefälle zum zwei-

tenmal durch ein förmliches gerichtliches Erkenn#niß bestraft worden ist;
)dnurch einen Beschluß der Korporation auf den Antrag der Vorsteher, von

welcher Entscheidung der Rekurs an die geordneten Behörden gleichmaßig
nur in dem F. . zu c. bezeichneten Falle siart finder.

V. 00.



K. 00. Dieser Antrag muß geschehen: Verlutz wegen
wenn ein Mitglied durch richterliches Erkenntnig zwar nicht seines Ge-#uesüenden.
werhebetriebes verlustig erklärt;
oder wenn die Strafe im Wege der Gnade niedergeschlagen oderi
bloße Geld= oder Gefängnißstrafe verwandelt worden,

die demselben zur Last fallende Schuld aber dennoch nach gewissenhafter Erwägung
der Vorsteher so erschwerend ist, dat die Beibehaltung eines solchen Mitgliedes
zur Uneh#e und zum Nachtheil des ganzen Vereins gereichen wärde.

Dieser Fall finder bei. allen fahrlässigen und muthwilligen Fallissements,
so wie überhaupt bei allen Handlungen siatk, die nach der öffentlichen Meinung,
allgemein für entehrend anerkannt werden.

#. 100. Auch bleibt der-Korporation überlassen, zur Erhaltung ihrer
Ehre und zum Wortheil ihres Gewerbebetriebes, welche beide durch Steuer-De-
fraudationen leiden, dieses Verbrechens Schuldige schon quf das erste rechtskräfrig
verurtheilende Erkenntniß auszuschließen.

Die Ansicht, welche die Korporation stets leiten muß, ist zunächst die Er-
haltung ihres unbescholtenen Rufs bei den Behörden, im Publiko und auf aus-
wärtigen Handelseplätzen. ·

5.·101.WennimPubliIoGerüchteübekeinMitglieddcrKorporationEcke-wesle-
umlaufen,wodurchdasselbesolcher-Handlungenbeschuldigtwird,bie,wetcnsixIZF«I«-fstjsis
erweislich waren, die Ausschließung zur Folge haben wurden; so sind die Vorste- A
her berechtigt, dieses Mitglied vor sich laden zu lassen, ihm mit Schonung diese Lañ fallen.
Geruchte zu eroffnen, eine Warnung zu erlassen, und ihm anheim zu geben, zut
Erhaltung seines guten Rufs sich zu vertheidigen. Geschieht dies nicht, erhalten
sich vielmehr die Geruchte, und bleibt auch eine zweite Warnung ohne Erfolg,
so bleibt es dem ErmessenderVorsteheruberlassen,nach Maaßgabe dieser Ge-
rüchre das betreffende Mitglied dem behörigen Kriminalgericht zur Untersuchung

uzeigen. »
*’7 XI. Abschnitt.

Von Lehrlingen und Gehülfen.
K. lo2#.Die Verträge, welche Mitglieder der Korporation über die An= Verlautda-

nahme der Lehrlinge und Gehülfen schriftlich abzufassen haben, sind zwar an und asz deeet
für sich eine bloße Privatangelegenheir; sie sollen jedoch bel den Vorstehern ver= nen *44) den
lautban werden, welche auch die Zeugnisse nach beendigter Lehr= oder Dienstzeit rbenn“r
zu bestätigen haben, und bei diesem wichtigen Theile ihres Berufs dahin wirkenntsfse.
sollen, daß Rechtlichkeit, Ordnungsliebe und Sachkennrniß, als die wahre Grund-=
lage kaufmännischer Bildung anerkannt und behauptet werden. Das Verfahren
hierbei bleibt der Wahl der Vorsteher überlassen; sie sind jedoch verpflichtet, sich
darüber auf Erfordern der Obrigkeit zu jeder Zeit gründlich auszuweisen.
An Ausfertigungsgebühren wird für die Bestätigung der Zeugnisse Ein Ausfertl-

Thaler, ausschließlich des Stempels, emrrichtet. gunts Getüh,
S. 103.
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nn #. 103. Jedes Mitglied der Korporationistverpflichtet,einenLehrling
und Geihtss oder Gehülfen auf die Aufforderung der Vorsieher sofort zu'entlassen, wenn dieses

wegen solcher Vergehungen gefordert wird, welche bei Mitgliedern der Korpora-
tion die Ausschliehung begründen würden. Der Rekursbleibt jedoch nachgelassen.

xXII. Abschnitt.
Von der Auskbung des Rekursrechtes und Einziehung der

Strafen.
27 6. 104. Der Magistrat ist die zunachst vorgesetzte Behbrde der Korporü-
vorgesetzteBe=kion,welche, so wie auch ihre Vorsteher, verbunden find, den Anorbnungen
Ke. desselben, in sofern sie sich ·'

a)aufallgememcLandesgesetze,oder
1) auf ausdrückliche Bestimmungen dieses Statuts, oder
J) auf die gesetzliche Befugniß und Verpflichtung des Magistraks zurWahre

nehmung des städtischen Gemeimwohks gründen, insbesonderein den Fällen,
wo lotzteres mit dem Interesse einzelner Mitglieder der Stadtgemeine eder
anderer Korporgtionen kollidirt,

Folge zu leisten.
Zweifelhafte Fälle entscheiden die vorgeordnekenInstanzen.

Fre K. 105. In den Failen, wo einem Mitgliede, wekches eine Strafe erkei-
** den soll, oder sonst das Recht des Rekurses eingeräumt worden ist, muß dasselbe

gen binnen 10 Tagen, nach dem bescheinigten Empfange des Bescheides, oder der
Bestimmung, welche zur Beschwerde Veranlassing giebt, dieselbe bei der vorge-
schriebenen Instanz anbringen, wenn es anders von der Befugniß, Remedur
nachzusuchen, Gebrauch machen will. Geschiehr dies ordnungsmäßig, so mug
vor der Anwendung der Strafinaaßregel und vor der Realisation der den Gegen-
siand der Beschwerde ausmachenden Besiimmung, die höhere Entscheidung, mit
Ausnahme des im §. 44. besiimmten Falles, abgewartet werden.

Inziekung K. 100. Die Vorsteher ziehen die ordnungsmäßig festtehenden Strafen
trolen. durch Requisikion des berreffenden Gerichts, welches einer diesfälligen Reauisition

unweigerlich Folge zu leisten hat, ein.
XllII. Abschnitt.

Publikation des Statuts.
Irdisattien . voy. Dieses Statutsollsofort auf Kosten der kaufmännischen Gemein-

ureh- faste gedruckt und jedem Mitgliede der Korporation ein Exemplar kostenfrei mitge-theilt werden

Urkundlich haben Wir diesees Statut, welchem Wir hierdurch Gesetzes-(Kraft
nerleihen, und uber welches Wir fest und unverbrüchlich gebalten wissen wollen,
durch Unsere eigenbändige Umerschrift und unter Beidruckung Unseres großen
Aglichen Instegels vollzogen. Gegeben Berlin, den 151en November 1821.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. Graf v. Bülow.



Gesetz-Sammlung
fürdie

Königlichen Preußischen Sctaaten.
No. 10.—

(No. 68.) Verordnung wegen Verlängerung des Jodults bei den Pfandbriefen der Pro-
vinzen Ost= und Westprrußen und den zu der letzteren Provinz gehbrigen
Distrikten des Großherzogthums Posen, dem Kulm= und Michrlauschen
Kreis und der Stadt Thorn. Vom 1en Dezember 1821.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 2c.

habenim F. 3. des Gesetzes vom 1ten Imi 1810. und im F.2.des Gesetzes
vom Iaten Oktober 1818. die Dauer des Zndults für die Provinzen Osi= und

Westpreußen bis zum IstenJanuar 1822. und für die zu der letzteren Provinz
„gehörigen Distrikte des Großherzogthums Posen, den Kulm= und Michelauschen
„Kreis und die Stadt Thorn nebst deren Gebiet bis zum 2-A#len Iuni 1820.
lbbestimmt. Die Pfandbriefe der Kreditspsteme in beiden Provinzen siehen aber
im öffentlichen Umlaufe noch bedeutend unter ihrem Neunwerth, und die Kredit-
Direkfionen würden die ihnen aufzukündigenden Pfandbriefe mit baarem Gelde
zu realistren nicht im Stande seyn, welches allgemeine Verwirrung in dem
assoziirten Grundeigenthum und eine gänzliche Auflösung der Kredicsysteme, zum
wesentlichsten Nachtheil der Pfandbriefsgläubiger selbst, zur Folge haben würde.

Wir setzen daher, in Anwendung der Maaßregel, die Wir Uns im §. 12.
des ersieren und §. 1. des letzteren Gesetzes, in Bezug auf die Verhältnisse der

landschartlichen Kreditsysieme, vorbehalten haben, hierdurch fest: daß der Kapi-
tals-Indult für die Kreditsysteme in Ost= und Westpreußen noch bis zum Weih-
nachtstermin 1825. fortdauern, und den Kredirdirektionen beider Systeme, bei
pünstlicher Bezahlung der laufenden Zinsen, bis dahin kein Pfandbrief aufge-

kündiget werden soll.
Was die Zinsenrückstände betrifft, so haben die verderblichen Folgen des

Krieges und die dem Landbau sehr ungünstigen Verhältnisse der letzten Jahre
den beiden Kredit-Insiikuten nicht gestattet, diejenigen Fristen vollständig einzuhal-
ten, welche Wir in den Verordnungen vom 1 3ten Juni 1816. S. II. und L#2ten
Oktober 1818. K. O. festgesetzt haben. Damit jedoch von jetzt an eine zuver-
lässige Behandlung hierin statt sinde, bestimmen Wir

1) wegen der Ostpreußischen Landschaft: daß mit der Abtragung der aus
den Terminen von Weihnachten 1811. bis Johannis 1814. noch rück-

Jabrgang 1821. ## standi-

(Lusgegeben zu Verlin den 20ten Dezember 1821.)
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standigen Zinsen ununterbrochen fortgefahren und die ganzliche Tilgung spa-
testens mit dem Weihnachtstermin 1825. vollendet werden musse;
wegen der Wesipreußischen Landschaft, bei welcher die Verbindung
mit dem vormaligen Herzogthum Warschau eine bei weitem größere Anh##u-
fung der Zinsenrücksiände verursacht hat, haben Wir bereits früher bewil-
ligt, daß auch die Zinsen für den Johannistermin 1815. den Rücksiänden
noch beigezählt werden können und verordnen hierdurch, daß die Landschaft
fortfahre, die Abführung ihrer insrückstände nach ihren äußersten Kraften
zu beschleunigen, wenigstens aber nach der Bestimmung des H. 1 1. No. 2.
Lit. b. der Verordnung vom 13ten Juni 1816. einen vierteljährigen Ter-
min der Zinsenrücksiäende in der Art abzuführen, daß sie alljährlich in Weih-
nachten neben den laufenden Zinsen den Betrag eines halbjährigen Koupons
einlöse; wobei derselben jedoch für den Weihnachtstermin des laufenden
Jahres, wegen der Näbhe desselben, gestattet seyn soll, die darin fällige
Zahlung bis auf den nachstbevorstehenden Johannistermin auszusetzen.
Dieses alles soll auch auf diejenigen Pfandbriefe, welche auf Gütern des vor-
maligenHerzogthums Warschau haften, angewendet und die Bestimmung des
S. ö. No. 2. der Verordnung vom 1 2ten Oktober 1818. in diesem Punkte mo-
difizirt, und mithin von allen Westpreußischen Landschaftsschuldnern, ohne
Unterschied, ob dieselben zu den Alt-Weslpreußischen oder zu den vormak
Herzoglich-Warschauschen Landestheilen gehören, vo#in Weihnachtstermin die-
ses Jahres an (dergestalt also, daß dieser Unserer Bestimmung keine räckwir-
kende Kraft beigelegt werde) erekutivisch nicht mehr als ein viemehährlicher
Zinsrückstand in jedem halbjährlichen Zinskermin eingezogen werden. Zur
Sicherstellung der Inhaber der Westpreußischen Pfandbriefe für die unfehl-
bare Erfüllung dieser ansehnlich ermäßigten Verpflichtungen der Landschaft
verordnen Wir aber zugleich, daß, wenn die Zahlung nach vorherstehenden
Bestimmungen nicht überall pünktlich eingehalten wird, alsdann auf die
in dem Westpreußischen Landschafts-Regkemen festgestellte Generalgarankie
zurückgegangen werden soll und behalten Uns solchenfalls vor, das dabei zu
beobachrende Verfahren unter solchen Fomnen, durch welche den Gldubigermn
ihre Befriedigung auf dem kürzesten Wege verschafft wird, besonders anzu-
ordnen. Auch soll die gesammte der Wesipreußischen Landschaft vorstehen-
dermaßen gestattete Nachsicht derselben vor der Hand nur bis zum Weih-
nachtstermin 1824. bewilligt seyn; mit Ablauf dieses Zeitpunkts behalten
Wir Uns vor, nach Lage der Umsiände zu bestimmen, ob und in welcher Art
die Abtragung der Zinsenrücksiände erweitert und beschleunigt werden soll.

Gegeben Berlin, den 13ten Dezember 1821.
(L. S.) Friedrich Wilhelm.

C. Fürsi v. Hardenberg. v. Schuckmann.

([No. 689.)
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o. 689.) Regulatid hber die künftige Verwaltungdes,Zeitungs-Wesens. Vom 1456en
Dezember 1821.

8. 1. D., Publiko wird von jetzt ab die Berechtigung zu Theil, seinen Be-
darf an Zeitungen, politischen und gelehrten Inhalts und Journalen jeder Art,
von deim Verlagsorte unmittelbar zu beziehen, falls es nicht in der Konvenienz
des Einzelnen liegen sollte, die Bestellung durch das an seinem Aufenthaltsorte
etablirte, oder wenn daselbst keins vorhanden seyn sollte, an das seinem Aufent-
haltsorte zundchst belegene Postamc, gehen zu lassen.

##. 2. In dem ersltern Falle erhält der Abonnent durch die Briefpost
unter Kreuzband, so daß sich die Bogenzahl bemerkbar macht,

a) die inlän dischen Zeitschriften
gegen ein mit Rücksicht auf die Besiimmungen des Münz-Edikts vom Zosten Sep-
tember d. J. festgestelltes Porto“

von 4 fennigen fur den ganzen Druckbogen
2 - * „: halben "
1# - viertel -

1# ganzen Bogen Beilage
: 1 : halben =

b) die ausländischen Zeitschriften (mit Ansschluß der
französsschen Blätter, in Absicht deren es bei den bereits zur öffentlichen Kennt-
niß gelangten Besümmungen des Postvertrages mit Frankreich, sein Bewen-
den behält)
gegen ein Porto

von 5 Pfennigen für den ganzen Druckbogen
4 # halben 2

2 28 - : H. viertel

(ohne daß die Beilagen eine Moderation genießen.)
Dieses Porro muß am Abgangsorte entrichker werden, und hat sich der Abon-

nent dieserhalb mit dem Verleger, welcher hiernach den Preis der Zeitung regulirr,
zu verstandigen. 4#

Den Berliner Zeitungsverlegern wird, damit sie ihren resp. Abonnenten den
Preis eines Exemplars der Zeitung vorher bestimmen können, nachgegeben, die

Tortovfüchtigeei jedes einzelnen Exemplars mit 2 Rehlr. jährlich bei der Postkasse
abzulösen.

Die Staatszeitung entrichtet dagegen für jedes Eremplar nur 1 Rthlr. 10 r.
In Albsicht der ausländischen Zeitungen hat da, wo die Postverhältnisse des

Auslandes eine direkte Bezfehung vom Verlagsorte gegen einen moderirten Porto-
sat nichr gestatten, und wo daher der Einzelne es seiner Konvenienz angemessen
finden dürfte, seine Bestellung entweder hier in Berlin bei dem zu errichtenden Zei-
tungskmptoir oder bei dem betheiligten Grenz-Postamte zu machen, das Erstere
wie das Letztere um einen Abonnementspreis zeilig genug festsetzen zu können, das
inländische Porro zu b., durch einen nach der Bogenzahl der betreffenden Zeitung in
dem letztverflossenen Jahre zu ermitrelnden Aversional-Satz zu bestimmen, und von
Zeit zu Zeit zur ösfenrlichen Kenmuniß zu bringen.

5§. 3. In dem zweiten Falle wird den Postmeistern und Amsverfehenei
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obgleich schon die dem Publiko gewährte Konkurrenz sie zu einer ungeiessenen Presk-
stellung der Zeitungen und Journale nörhiget, dennoch ausbrücklich die Pficht auf-
erlegt, solche nicht höher zu debitiren, als sie dem einzelnen Besteller zu stehen
kommen würde, wenn er neben dem Kostenpreise am Verlagsorte und bei auswär-=
tigen Zeitungen und Journalen, neben dem ausläándischen Porko auch die
zu b. F. 2. gedachten Portosätze entrichten müßte.

Um etwanigen Mißbräuchen hierunter vorzubeugen, wird das Publikum
bierdurch auf die, den in= und ausländischen Zeitungen und Journalen angehäng=
ten Abonnements-Bedingungen besonders aufmerksam gemacht. "

H.4.EbenfostchtdenBuch-nnd Musiköckndlern ur schnellen Bekannt-
machung der erscheinenden Arrikel dieser Art, ferner zur Vertheilung von Katalogen
und Prospekten, den Kaufleuten aber zur Versendung von gedruckien Preiskon-
ranten und eben dergleichen offenen Cirkularien, der Weg durch die Briefpost der-
gestalt offen, daß sie

für den gewöhnlichen Druckbogen oder für acht Blätter kleineren als Oktov-
Formats gleichfalls nach dem zu F. 2, angegebenen Münzfuß 8 Pfennige,

5 2für die einzelnen halben Bggen
für den einzelnen Viertelbogen 4

Dagegen
fur den Bogen Musikformat . ........ .... ... ... 10

fur den halben Bogen Musikformat 5
gleich am Absendungsorte entrichten.

Landkarten werden nur in dem Format bis zu groß Quarto auf den Brief-
posten angenommen, in keinem Falle dürfen sie aber gerollt seyn.

Auch dürfen nur brochirte Bücher, niemals aber gebundene oder
rohe damit versendet werden.

Die Absender von dergleichen Gegenstanden sind verpflichtet auf dem Kreuz-
bande ihre Namen und die Zahl der Bogen zu bemerken. Sollte jedoch ein Absen-
der diese Bersendungsweise zu schriftlichen Mittheilungen irgend einer Art benutzen,
so verfällt derselbe in die Strafe der Entrichrung des zehnfachen Briefporto“s.

d. * Die bezeichneten Portosatze bleiben innerhalb Landes fur alle Ent-
fernungen des Absendungs= vom Bestimmungsorte sich gleich.

 0. Für Sendungen dieser Art mit der ordinairen fahrenden Post wird
bis auf Weiteres die Tarirungsweise und Frankirungsfreiheit überall beibehalten.

&amp;. 7. Das den Postbeamten der Haupt= und Restdenzstadt Berlin bis hie-
her eingeräumt gewesene Recht des Zeitungödebits wird hiermit aufgehoben. Es
wird dageqgen hier und zwar im Lokale des General-Postamts ein Komtoir errich-
tet, welches diesen Debit vom Iisten Januar 1822. ab, zu besorgen hat. Allc,
sowohl von den Provinzial-Postämtern, als von einzelnen Prival-Interessenten
an die Postbeamten der Haupt= und Residenzstadt Verlin bisher gerichtet gewesene
Zeitungsbestellungen sind forkan an das gedachte Komtoir zu richten.

d. 8L. Wegen der Stempclung in= und ausländischer Zeilungen behält es
bei den Vorschriften des Stempelgesetzes sein Bewenden.

&amp;. O. Oie Besiimmungen dieses Regulativs kreten mie dem tsten Jannar
1822. in Kraft. So geschehen und gegeben Berlin, den 151#en Dezember 1821.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. F. v. Hardenberg.
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Gesetz Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 SJNo. 20. —

(No. 690.) Allerhochste Kabinetsorder vom 15ten Dezember 1821., betreffend die Bestatigung
der landschaftlichen Kredit-Ordnung für das Großherzogthum Posen und die Ernen-
nung eines Koniglichen Kommissarii wie auch elnes General-Landschafts-Direktors.

D. es nach IhremBerichte vom 22sten v. M. nicht mehr zu bezweifeln ist, daß das
beabsichtigte Kredit-Sysiem für das Großherzogthum Posen als ein solides Institut
zu Stande gebracht werden wird, und die in Meiner Order vom 2gsten Juni d. J.
dabei gestellte Bedingung, daß die beitretenden Gutsbesitzer wenigstens auf eine Summe
von Zwei Millionen Thalein unterzeichnen, erfüllt ist; so habe Ich den Mir vorgeleg-
ten Entwurf der landschaftlichen Kredit-Ordnung für die genannte Provinz, so wie
solcher in Folge der Erörterungen des Staatsraths ausgearbeitet worden, vollzogen.
Die dergestalt besiätigte Ordnung erhalten Sie im Anschlusse zurück, so wie auch die
Mir eingereichten Tar-Prinzipien wieder beiliegen, deren Genehmigung Ihnen über-
lassen bleibt. Zu Meinem Kommissarius bei Ausführung der Geschäfte, welche im
F. J7. sed. der Ordnung ausführlich angegeben sind, ernenne Ich hiermit den Ober-
Präsidenten v. Zerboni, zum General-Landschafts-Direktor, dessen Funktionen
im F. 51. sed. ndher aufgeführt sind, den jetzigen Präsidenten des Landgerichts zu
Fraustadt Grafen Johann von Podworoweski. Hiemach bleiben Ihnen die
wei#tern Verfügungen überlassen.

Berlin, den ISten Dezember 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatsminister des Innern von Schuckmann.

Jahrgang 1831. Mim (No. 691.)

(Ausgegeben zu Berlin den 27sten Dezember 1821)
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Mo. 691.) Landschaftliche Kredit-Ordnung für das Gpothozosthun Posen. Vom 6ten
Dehember 4821.

Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen r. 7.

thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Nachdem ein großer Theil der Gutsbesitzer in Unserem Großherzogthum Posen

Uns den Wunsch zu erkennen gegeben, auf ähnliche Art, wie solches in Unsern Pro-
vinzen Schlesien, den Marken, Pommern und Preußen geschehen, in eine gemein-
schaftliche Verbindung treten, und bevorrechtete, mit der Burgschaft der gesammten
verbundenen Landschaft versehene Pfandbriefe ausfertigen zu durfen; Wir auch diesem
Wunsche in Gnaden statt zu geben geruhet haben: so sind aus den Freisen Unsers ge-
dachten Großherzogthums Abgeordnete ernannt und bevollmächtiget worden, um einen
solchen Kredit-Verein zu Stande zu bringen.

Diese haben dazu bei ihrer Versammlungin Posen eine landschafkliche Kredit-
Ordnung entworfen, und Uns zur Allerhöchsien Bestätigung vorgelegt. Der Entwurf
ist durch Unsern Staatsrath geprüft, nach dessen Erinnerungen näher bestimmt, und
bierndchst von den verbundenen Gutsbesitzern in nachstehender Art vollzogen worden.

Landschaftliche Kredit-Ordnung
für

das Großherzogthum Posen.

Dar- Zweck des landschaftlichen Kredit-Vereines im Großherzogthum Posen, ist in
Bezug auf diesenigen Landgüter, welche demselben angeschlossen werden, die Sicher-
heit der Gläubiger, die Wiederherstellung des Kredites der Grundbesitzer, und die
endliche Befreiung der Landgüter von den auf denselben haftenden Kapitalien, durch ein
mit einem Tilgungsfonds verbundenes Pandbriefssystem.

Erstes Kapitel.
WVon der Natur der landschaftlichen Pfandbriefe und deren Vor-

zügen vor anderen Schuldverschreibungen.

6. 1. Landschaftliche Pfandbriefe des Großherzogthums Posen, sind an den
Inhaber (au porlcur) geslellte Hypotheken-Insirumente, welche von der zum Kredit-
spsieme verbundenen Landschaft ausgefertigerl, und sowohl in Ansehung der Sicherheit
des Kapitals und dessen Rückgewähr, als wegen der richtigen und pünktlichen Zinsen-
zahlung, ihren Inhabern verburgt werden.

g.
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§. 2. Die zu diesem Behuf auszufertigenden Pfandbriefe, haben vor bloßen
Hypotheken--Insirumenten den Vorzug, daß

Ka) die bei der Landschaft zu verpfändenden Güter nach richtigen Grundsätzen abge-
schatzt, und die darauf zu bewilligenden Anleihen mit dem ausgemittelten Werrhe
in ein besiimmtes Verhältniß gesetzt werden;

b) die zum Kreditsysteme verbundenen Gutsbesitzer die Burgschaft für jede Pand-
briefsschuld dergestalt übernehmen, daß sie noch außer dem zur Spezial-Hypo-
thek verschriebenen Gute, mit dem Gesammtbesitz aller bei der Landschaft verpfän-
deten Grundstücke, die möglichen Ausfaälle vertreten, und ohne alle prozessualische
Weitläuftigkeiten oder Kosien, die baare Zahlung der laufenden Zinsen, und auch
die des Kapitals, nach den weiterhin angenommenen Grundsätzen, leisten.

F. 3. Um diese Verbindlichkeit unter allen Verhältnissen erfüllen zu können,
werden Pfandbriefe nur bis zum Betrage der ersien Hälfte des Werthes, der von der
Landschaft ausgemittelt, und mit fünf vom Hundert des Ertrages zu Kapital gerechnet
worden, auf das Gut ausgefertiget.

§. 4. Die Pfandbriefe werden den Inhabern mit vier vom Hundert in halb-
jährigen Fristen verzinset.

S. 5. Die Landschaftskasse bezieht die Zinsen von den Schuldnern, und zahle
sie in den beslimmten Terminen an den Vortzeiger der fälligen Coupons ohne Abzug,
Aufenthalt oder Kosten baar in Silber-Courant.

§&amp;. 0. Die Gerichtshöfe desGroßherzogthums Posen sind verpflichtet, bei ei-
nemin Konkurs verfallenen Gute aufdiein den Hypothekenbüchern eingetragenen Pfand-
briefe von Amrswegen Rücksicht zu nehmen. Das landschafftliche Kreditspstem hinge-
gen darf sich in dem Liquidationstermin nicht melden; vielmehr ist es von aller Einlas-
sungim Konkurse und von allen Beiträgen zu den diesfälligen Gerichtskosten, sie mö-
gen Namen haben wie sie wollen, entbunden. Der Inhaber der Pfandbriefe kann
daher auch nie in einen Konkurs verwickelt werden.

§. 7. Oie Zinsenzahlung wird durch einen über das verpfändete Gut entste-
henden Konkurs nicht unterbrochen. Die Inhaber der Pfandbriefe erhalten vielmehr
auch während desselben jederzeit ihre Zinsen prompt und richtig ausder Landschaftskasse.

§. S. Oie landschaftlichen Pfandbriefe sind alle von einer Beschaffenheit und
völlig gleichen Vorrechten, werden auch nicht auf den Namen des Gläubigers oder
Schuldners, sondern auf das verpfändete Gut ausgestellt; sie können daher im Pu-
blikum ungehindert umlaufen, und aus einer Hand in die andere übergehen, ohne
daß es dazu einer besondern Cession, Giro oder anderer Weitlauftigkeiten bedarf, so
daß die bloße Vorzeigung zureichend ist, den Inhaber eines solchen Pandbriefes als
den Eigenthümer desselben bei der Landschaft anzuerkennen.

§. 9. Wenn die Direktion des landschaftlichen Kreditsystems sich aus irgend
einer Ursache außer Stande befinden sollte, Zinsen zu zahlen, oder wenn sie diese Zah-
lung aus irgend einem Grunde ablehnen oder verweigern sollte; so ist der Inhaber des

Mm2 Pfand-



Pandbriefes berechtiget, sich ohne weiteres an das verpfändete Gut zü halten. Die
Gerichte sind verbunden, die von dem Inhaber für diesen Fall nachgesuchte rechtliche
Hülfe, nach Anleitung der Allgemeinen Gerichtsordnung F. 15. Titel 28. Theil I.
und des F. 106. des Anhanges, ohne prozessualisches Verfahren sofort zu leisten.
Sollte der Inhaber des Pandbriefes auf diesemWege dennoch nicht zu seinerBeffie-
digung gelangen, so tritt die Vorschrift des §. 31. ein.K.# 10. Die Pfandbriefe können, mit einziger Ausnahme derjenigen, welche
durchs Loos zur planmaßigen Tilgung bestimmt sind, den Inhabern weder von den
landschaftlichen Behorden, noch von den einzelnen Gutsbesitzern gekundiget worden.
Doch muß jeder Inhaber, sobald Behufs der Ablosung und Loschung eines Pfandbrie-
fes oder sonft ein gesetzlicher Grund eintritt, scinen Pfandbrief nebst den dazu gehbri-
gen Zinscoupons zu jeder Zeit nach vorgängiger halbjähriger Kündigung gegen Empfang
eines andern Posenschen Pandbriefes von gleichem Betrage, und mir gleichen Zins-
coupons versehen, herausgeben.

S. II. Die Pfandbriefe werden in Courant nach dem Mönzfuße von 1764.
die Mark fein zu vierze#n Thaler, ausgefertiget. Kapitale werden bei der Landschaft
nie nach einem andern Münzfuße angenommen, und es bleibt den Betheiligten alletn
überlassen, die in den Hypotheken-Instrumenten etwa bestiumnmten andern Münzsorten,
vor der Umschreibung derselben in Pfandbriefe, auszugleichen.

Zweites Kapitel.
Von den Personen und Gütern, welche zur Aufnahme von Pfand-

briefen und Belasiung mit solchen geeignek sind.

§. 12. Nur auf Güter im Bereich des Großherzogthums Posen, die in den
Hypotheken-Registraturen als freie adliche Güter eingczeichnet sind, und die minde-
siens cinen Taxwerlh von fünftausend Thalern haben, werden landschaftliche Pfand-
briefe gegeben. Der Stand der Besitzer dieser Güter ist gleichgültig.

§. 13. Auf Fideikommisse, Majorate und Lehne können Pfandbriefe nur un-
ter den Voraussetzungen, unter welchen die Substanz derselben nach den Gesetzen mit
Schulden belastet werden darf, bewilliget werden.

§. 14. Auf adeliche in Erbpacht ausgegebene Güter sollen dem Grundherm
Pfandbriefe auf die Hälfte des neu auszumittelnden Tarwerthes nur gegeben werden,
wenn der halbe Kapitalwerth des verabredeten Kanons, nach dem Zinsfuß von fünf
Prozent berechnet, mit dem halben Tarwerth des Gutes gleich hoch oder höher ist,
und wenn der Erbpächter in die Aufnahme der Pandbriefe willigek.

§. 15. Nur Personen, die den Gesetzen nach gültige Darlehnsverträge zu
schließen befugt sind, können Pfandbricfe auf ihre Güter nehmen.

#. 10. Andere Schuldverschreibungen können den Pfandbriefen im Hppe-
thekenbuche nicht vorstehen. Eben so wenig Verschreibungen über Lebtagsrechte,

Kautie-
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Kautionen, Protestationen oder andere Verpflichtungen, welche die freie Verfugung
uber die Substanz oder die Einkunfte der Guter beschranken.

&amp;. 17. Wer Pfandbriefe aufnehmen will, muß daher die Ablösung oder die
Bewilligung des Gläubigers zum Umtausch der Schuldverschreibungen gegen Pfand-
briefe beweisen, oder die Cession der Priorität aller auf dem Gute haftenden im Hy-
pothekenbuche eingetragenen vorerwähnten Beschränkungen beibringen, ehe Pfand-
briefe für ihn ansgefertiget werden können.

§#. 18. Gutsbesitzer in denjenigen zum Großherzogthum Posen gehörigen
Kreisen, welche ehemals zu Westpreußen gehört haben, und daher in der General=
Bürgschaft des westpreußischen landschaftlichen Kreditsystems befangen sind, können
dem Posenschen Kreditsysteme nicht eher beicreten, als bis sie von allen ihren Ver-
pflichtungen gegen das westpreußische Kreditsystem, und namenklich auch aus dieser
General-Bürgschaft, gänzlich entbunden sind.

# 10. Bei Gütern, welche die Grenzlinie mit Polen durchschneidet, wer-
den nur auf die disseitigen besonders abzuschätzenden Besitzungen Pfandbriefe gegeben.

&amp;. 20. Alle Güter, die dem Kreditsystem beitreten, müssen während der
ganzen Tilgungszeit in der Feuersozietät versichert werden.

§. 21. Auch sind die Eigenthümer derselben verpflichter, der Vieh= und
Hagelschlag-Versicherungsgesellschaft beizurreken, in sofern im Laufe der Tilgungszeit
eine solche errichtet wird.

g. 22. Die ersten fünf Jahre, nach Einrichtung des landschaftlichen Kredit-
spstems, sieht es jedem Besiter eines §. 12. bis 14. beschriebenen Gures frei, dem
landschaftlichen Kreditsysteme beizutreten.

&amp;. 23. Nach Verlauf dieser fünf Jahre wird das System Feschlossen, und
kein weiterer Zutritt gestartet.

§. 24. Doch soll es einem Jeden, der biszudieser Zeit seinen Beitritt er-
klart, und noch nicht bis auf die Halfte des Taxwerthes Pfandbriefe genommen hat,
auch nachher freistehen, sich bis zu dieser Hohe Pfandbriefe ausfertigen zu lassen:

Drittes Kapitel.
Von der Bezahlung und planmäßigen Tilgung der Pfandbriefe.

§. 25. Die Posenschen Pfandbriefe sind zwar insgesammt von Seiten des
Gläubigers Inhabers) aufkündbar. Doch sinde diese Aufkündigung erst von dem
Jeitpunkte an slatt, da das System nach §. 22. und 23. geschlossen wird. Wer aber
nach Eintrikt dieses Zeitpunktes jeine Pfandbriefe baar bezahlt haben will, muß solche
in den gewöhnlichen Zinsterminen ein halbes Jahr vorher, der Provinzial= oder
General-Landschafts-Oirektion kündigen.

§. 20. Die Provtnzial-Oirektion nimmt den gekündigten Pfandbriefin Ver-
wahrung, und händigt dem Glaubiger dagegen ein Anerkenntniß aus, welches aber

gleich-
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gleichfalls auf jeden Inhaber gestellt wird, und für diesen gilt. Die General-Di-
rektion wird von der Kundigung sofort in Kenntniß gesetzt. «

S.27.ImnächstenTekminethältbekJnhaberdesAnerkenntnisses,aufdessen
VorzeigungbeiderbetreffendenProvinzial-Dikektion,unfehlbarbaakeBeftiedigung.

5.28.SolltendiezukBerichtigungdergekündigkenPfairdbxiefeerforderli-
chen Gelder durch den Tilgungsfonds nicht aufgebracht werden können, so müssen sie
zuvörderst aus dem eigenthümlichen Fonds der Landschaft genommen werden.

§. 20. Sind diese Mittel nicht zureichend, um allen erfolgten Kündigungen
zu genügen, so muß schleunigst die Generaldirektion davon in Kenntniß gesetzt werden,
um das bensthigte baare Geld ohne Anstand herbeizuschaffen.

&amp;. 30. Sollte sich die Generaldirekticn hierin säumig finden lassen, oder
solches zu bewirken nicht im Stande seyn, so daß die baare Einlösung des gekündig-
ten Pfandbriefes nicht prompt und unweigerlich in dem vorbestimmten Zahlungstermin
erfolgte, so steht es dem Inhaber zunächst frei, auf die Spezial-Hypothek zurückzu-
gehen, und aus dieser, nach einer neuen halbjährlichen, dem Besitzer des damit elasteten
Gates gemachten Aufkündigung, seine Befriedigung bei dem betreffenden Gerichte
nachzusuchen.

§. 31I. Ereignete sich aber nach Verfolgung der Spezial-Hopothek irgend
ein Ausfall, es sey an Kapital, oder an Zinsen und Kosien, so sieht ihm der Weg
Rechtens gegen die General-Landschaftsdirektion zu Posen dahin zu, daß diese vom
Richter schuldig erkannt, und durch richterlichen Zwang angehalten werde, ihn aus
den bereitesien Mitteln, sofort vollständig zu befriedigen, und in deren Ermangelung
die dazu erforderlichen Summen ohne Anstand auf alle Mitglieder des Kreditvereines
nach dem Maaßsiabe der Kapital-Beträge ihrer Pfandbriefsschulden auszuschreiben
und von denselben beizutreiben.

g. 32. Außerdem sind die von dem landschaftlichen Kreditsysieme des Groß-
herzogthums Posen ausgefertigten Pfandbriefe einer fortlaufenden planmäßigen Til-
gung unterworfen, welche nach dem beiliegenden Tilgungsplan auf 41 Jahre berech-
net ist, wenn die Pfandbriefe nicht über ihren Nennwerth siehen. (Siehe Beilage A.)
Zu diesem Ende wird von den Schuldnern außer den vier Prozent jährlicher Zinsen,
noch ein fünftes Prozent gezahlt.

#6. 33. Es verzinset daher der Schuldner die auf sein Gut genommenen Pfand-
briefe, von dem Termin der Aushändigung ab, mit fünf Prozent, und entrichtet außer-
dem noch jährlich ein Viertel Prozent des Kapitals zur Besireitung der Verwaltungskosten.

§. 3J. Oas eine zur planmäßigen Tilgung bestimmte Prozent soll als Kapital
angesehen, undrmuß daher, wenn eintretende unbesiegbare Verhältnisse die Zahlung
desselben aufhalten sollten, von dem Schuldner bis zur Berichtigung mit fünf Pro-
zent verzinset werden.

&amp;. 35. Wer sich nach §. 2 J. Mandbriefe nachfertigen läßt, muß im Verhalt-
niß zu der fortgeschrittenen Tilgung einen größeren Tilgungsbeitrag übernehmen, der-

ge-



gestalt, daß derselbe zu der planmaßigen Tilgung des Kapitals in der allgemeinen
Tilgungsfrist hinreicht. Doch soll dies auf diejenigen Mitglieder, welche noch vor der
Schließung des Systems hinzugetreten sind, oder die volle Halfte des Taxwerthes an
Pfandbriefen genommen haben, nicht angewandt werden, wenn auch dadurch, daß
sie nicht gleich bei Errichtung des Kreditsystems beigetreten sind, oder nicht sogleich die
ganze Hälfte des Tarwerthes in Pandbriefen genommen haben, die Ablösung ihrer
Schuld sich verzögerr.

##. 30. Alle Gelder, welche zur planmáßigen Tilgung der Pfandbriefe be-
stimmt sind, müssen zunächst zur Einlösung der etwa gekündigten Pfandbriefe G. 25.und
folg.) verwendet, und alles, was dazu nicht erforderlich ist, sogleich in Posensche Pfand-
briefe umgesetzt werden. Andre Papiere dürfen unter keinerlei Umständen dafür ein-
gekauft werden.

##. 37. So lange die Pandbriefe unter dem Nennwerth oder ihm gleich
stehen, besorgt die Gencral-Direktion die Tilgung durch Ankauf derselben. Steigen
sie über den Nennwerth, so geschieht die Tilgung durch Verloosung; doch soll dem
Inhaber der zur Tilgung gelooseten Pfandbriefe, das Aufgeld nach dem Cours bis
auf die Höhe von drei Prozent, nie aber darüber, vergütet werden.

# 38. Zur Erleichterung der Tilgung durch Verloofung sollen die Pand-
briefe gleicher Summen mit einer fortlaufenden Nummer bezeichnet werden.

§&amp;#. 30. Die Zahl der Pfandbriefe, welche bei der Verloosung von jeder Gat-
tung besonders gezogen werden, bestimmt sich nach dem zusammengesetzten Verhältniß,
in welchem die Stückzahl der Pfandbriefe jeder einzelnen Gattung und deren Werth zu-
sammengenommen zu dem Gesammtwerth der ganzen Pfandbriefsschuld steht, dergestalt,
daß, soweit es moglich ist, immer das gegenseitige Verhältniß der Stückzahl von jeder
Gattung vor und nach der Verloosung dasselbe bleibt. Das Verfahren hiebei ist
übrigens in dem funfzehnten Kapitel näher bestimmt.

#. 40. Die öffentliche Bekanntmachung der gelooseten Pfandbriefe, vertritt
die Stelle der Kündigung, und sechs Monak nach dieser werden die Pfandbriefe zahlbar.
Sollte das Geld alsdann nicht bezogen werden, so bleibt es bei der General-Land-
schaft niedergelegt, trägt aber dem Inhaber vom Jahlungstage ab, keine Zinsen.

§. ALl. Auch jedem zum Kreditspsteme gehörigen Gutsbesitzer siehe frei, im
Laufe der planmäßigen Tilgungszeit bei der General-Landschafts-Direktion die auf sein
Gut genommenen Pfandbriefe, entweder sämmtlich auf einmal, wo dann, wie
sich von selbst versieht, der durch die planmäßige Tilgung bereits erloschene Theil in
Abzug gebracht wird, oder auch theilweise, nehmlich in einzelnen, außer dem Til-
gungsprozent erfolgenden Kapitalzahlungen, abzulösen, und sich dadurch entweder

gänzlich, oder fur den dergestalt besonders abgeloseten Theil, von allen weitern
dlichkeiten zu befreien. Die Ablösung kann jedoch nicht anders, als

in Posenschen Paandbrieten, und nur nach vorgängiger halbjahriger Kündigung,
geschehen.

S. 42.
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9. 42. Auch entbindet nur die gänzliche Ablösung sammtlicher Pfandbriefe
diesesGut von der nach §F. 2. durch den Beitritt zum Posenschen Kreditsysteme übernom-
menen General-Bürgschaft. Bei theilweisen Ablöfungen dauert dieselbe durch die
ganze Tilgungszeit fort.

. 43. Die Löschung abgelöseter Pfandbriefe im Hypothekenbuch und deren
Pernichtung erfolgt sogleich nach Berichtigung des Ablbsungs-Geschäfts; diejenige
der durch die planmäßige Tilgung löschungsfähig gewordenen Pfandbriefe aber
jeberzeit, wenn sich fünf Prozent der gesammten Pandbriefsschuld in dem Tilgungs-
fonds aufgesammelt finden.

 44. Diescletztere Löschung muß indessen immer bei sämmtlichen verbundenen
Gütern gleichzeitig nach dem Gesellschaftsverhältniß erfolgen, und die dazu nöthigen
einzelnen Pfandbriefe, welche in dem Tilgungsfonds etwa nicht schon vorhanden sind,
durch Umtausch (F. 10.) herbeigeschafft werden.

#. 45. So weit das Gesellschaftsverhältniß mit Rücksicht auf den Betrag
der einzelnen Pfandbriefe nicht bei jeder einzelnen Löschung genau beobachtet werden
kann, ist solches bei der nächstfolgenden möglichst auszugleichen.

&amp;. 46. In dem Verhältniß der verbundenen Gutsbesitzer zu der Landschaft
rücksichtlich der Zinsen= und sonstigen halbjährlichen Zahlungen, wird aber durch diese
periodische Löschung der planmäßig gerilgten Pfandbriefe, nichts geändert, und muß
daher solches mit Bemerkung der Höhe der halbjährigen Zahlungen, im Hypotheken=
buche mit vermerkt werden, und dieser Vermerk so lange stehen bleiben, bis der letzte
Pfandbrief gelöscht wird.

Viertes Kapitel.
Von Einrichtung der landschaftlichen Behörden überhaupk, und

von dem Königlichen Kommissariusinsonderheit.

. 47. Alles was zur Aufrechthaltung des landschaftlichen Kreditvereines und
der in der gegenwärtigen Kredit-Ordnung festgesiellten Grundsätze gehört, sieht unter
der Ober-Aufsicht des Ministers des Innern, und der besonderen Aufsicht eines in der
Provinz wohnenden Königlichen Kommissarius. Unter diesen werden die Geschäfte
des Vereins besorgt:

1) von den Provinzial-Direktionen;
2) von der General-Landschaftsdirektion, welche ihren Sitz in Posen hat;
3) von dem engeren Ausschusse, der sich jährlich einmal in Posen versammelt;
4) von der Generalversammlung, welche nur bei außerordentlichen Gelegenheiten

ebendaselbst zusammengerufen wird.
. 13Allen diesen Behörden, §. 47., wird zunächst ein von Sr. Majesict zu

ernennender Kommissarius vorgesetzt, der mit aller Strenge darüber wacht, daß überall
genau nach der Kredit-Ordnung und den Grundsätzen des Kreditsystems verfahren

und
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am;d nicht das Geringste, was den Allerhöchsten Gerechtsamen Seiner Königlichen
Majestät und den eingeführten Landesverfassungen zuwider ist, vorgenommen oder.
verabredet werde.

K. 40. Der Königliche Kommissarius beruft in den dazu geeigneten Fällen
den engeren Ausschuß und die Generalversammlung, führt der Regel nach in beiden
den Vorsitz, und enrläßt die Versammlung nach Erledigung der Geschäfte. (Vergl.
5S. 160. und 171.)

K. 50. Er ist befugt, überall, wo er es nöthig finder, Kassenvisitationen
und Rechnungsrevisionen zu verordnen, und dabei gegenwärtig zu seyn. Die halb-
jährigen Abschlüsse und Visitationsprotokolle der Hauptkasse mülsen ihm eingereicht
werden.

Fünftkes Kapitel.
Von derGeneral-Landschafts-D irektion.

# S IAm An der Spitze der Verwaltungsgeschäfte steht die General-Land=
schafts-Direktion, ein Kollegium, welches aus dem General-Landschafts-Direktor und
vier General-Landschafts-Räthen, den Syndikus mit eingeschlossen, besteht, und
außerdem mit den nöthigen Unterbeamten versehen ist.

&amp;. 52. ODer zuerst anzusiellende General-Landschafts-Direktor wird von
Sr. Majestät auf die nächsten drei Jahre höchstunmittelbar ernannt. Für die Folge
wird einer von dreien durch den engeren Ausschuß vorzuschlagenden Kandidaten die
Kdnigl. Beslätigung erhalten. Seine Verpflichtung erfolgt vor der versammelten
General-Landschafts-"Direktion durch den Königlichen Kommissarius oder dessen Stell-
vertreter, und seineDienstzeit dauert sechs Jahre.

§. 5 3. Die vier Räthe werden von dem engeren Ausschuß durch Mehrheit
der Stimmen gewáhlt, von dem Königlichen Kommissarius zur Besiätiguns des
Ministers des Innermn vorgeschlagen, und in Gegenwart des Königlichen Kommissa-
rius durch den General-Landschafts-Direktor vereidet.

9. 54. Drei von ihnen müssen aus den zum Kreditvereine gehbrigen Guts-
besitzern des Großherzogthums Posen gewählt werden, und Männer von bekanntem
gutem Ruf, Vermögen und Fähigkeiten seyn.

K. S. Die Dienstzeit dieser drei Räthe dauert sechs Jahre, dergestalt,, daß
alle zwei Jahre einer ausscheidet und durch neue Wahl ersetzt wird. In den beiden
ersten Wechselfällen, wird der Austrict durch das Loos bestimmt. Jeder Austretende
ist sofort wieder wählbar.

S. 56. Zum General-Landschafts= Syndikus hingegen wählt der engere
Ausschuß einen gesetzlich geprüften Rechtsgelehrten, der in einem richterlichen Amte
steht oder gestanden hat, und des unbezweifelten Vertrauens der Regierung und seiner
Mitburger genießt. Er ist zugleich Rath mit-Sit und Stimme indet General- Land-
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chafts-Direktion, und hat als solcher die besondere Aintspflicht, die Rechte und dasvet der Gläubiger (Pfandbriefsinhaber) zu vertreten. Mit seiner Bestätigung
und Verpflichtung wird es eben so, wie bei den andern General-Landschafts-Räthen
gehalten. Sollte derselbe unerwartet abgehen, oder auf längere Zeit krank werden,
so muß ein anderer erprobter Rechtsgelehrter die Stelle bis zur Wiederbesetzung ver-
walten. Sobald die Fonds des Vereins es erlauben, soll dieser Beamte so besoldet
werden, daß er keiner andern Beschäftigung bedarf. Seine Anstellung ist lebensläng-
lich, er kann derselben nur durch eigene Entsagung oder durch Urtheil und Reche
verlustig gehen.

#. 57. Die Bestellung des Rendanten und der übrigen Unterbeamten wird
der General-Landschafts -Direktion überlassen, welche allein für ihre Befähigung
haftet; bei ihrem Dienstantritt erhalten die Beamten eine besondere Geschäfts-Anwei-
sung. Der Rendant muß eine Kaution in Gelde oder in Pfandbriefen von Sechs
Tausend Thalern machen. Diese Beamten werden sämmtlich auf Lebenszcit ange-
stellt, und können nur durch Urtheil und Recht entlassen werden.

§#. #. Das Kollegium versammelt sich, so oft der Direktor es für nöthig
erachtet, und faßt seine Beschlüsse nach der Stimmenmehrheit ab. Es wählt aus
seiner Mitte in derselben Art, als solches §. 238. bei den Provinzial-Direktionen
bestimmt ist, zwei Kassenkuratoren, denen die daselbst angegebenen Verpflichtlungen
öbliegen.

§6#. .Die General-Landschafts-Direktion ist verpflichtet, die Giundsätze
bes Krediesystems aufrecht zu erhalten, sie pünktlich ausführen zu lassen, das allge-
meine Beste desselben überall zu befördern, und jeden Nachtheil zu beseitigen und zu
verhindern.

&amp;ä#. 00. Die Provinzial-Direktionen müssen daher den auf die Kredikordnung
begründeten Verfägungen der General-Direktion pünktlich Folge leisten, widrigen-
falls sie durch Zwangsmittel dazu angehalten werden können.

9. 01I. Die General-Direktion untersucht und entscheidet alle Klagen und
Anzeigen gegen die Provinzial-Direktionen oder gegen ihre einzelnen Mitglieder,
in sofern sie das Kreditsysiem betreffen. Wer sich bei dieser Entscheidung nicht beru-
bigen will, wendek sich an den engeren Ausschuß. #

#&amp;. 62. In allen Sachen, welche von der General-Landschafts-Direktion
oder von den Provinzial-Direktionen entschieden werden, findet kein Prozeß slatt. Es
wird der Bericht des angeschuldigten Kollegiums oder der einzelnen Mitglieder gefor-
derk, und nach Beschaffenheit der Umstände, auf Kosten des Schuldigen, eine Kom-
mission zur Untersuchung ernannt, auf deren Bericht die Sache ohne femere Weit-
läuftigkeit entschieden wird.

. 63. Alle Vorschläge und Bemerkungen, die auf Verbesserung des Kredie-
psteme abzwecken, müssen an die General-Landschafts-Dircktion eingereicht werden.

S. 64.
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. 64. Alle zweifelhafte Fälle, wo die Vorschriften dieser Kredltordnung
nicht zureichen, werden von der Provinzial -Direktion der General-Direktion zur
Enrscheidung vorgelegt.

#. 66. Die General-Landschafts-Direktion hat die Oberaufsicht über smme-
liche zum Kreditsysteme gehdrige Kassen, auch über diejenigen Fonds, welche die
Gnade Sr. Majestat zur Unterstützung des Kreditsystems bewilligen dürfte.

3 Sie hat sämmtliche dahin gehörige, von der Provinzial-Direktion einzusendende.
Rechnungen zu revidiren und festzusetzen, die General-Rechnung zusammengustellen
und dem engeren Ausschusse zur Decharge vorzulegen.

Ausschließlich beschäftiget sie sich mit der Ausführung des Tilgungsplans, durch
Ankauf oder durch Verloosung nach den gegebenen Vorschriften. Sie wird zum An-
kauf die zweckmmäßigsten Zeitpunkte wählen, und jeden rechtlichen mit dem Kredite des
Spystems vereinbaren Vortheil zu benutzen suchen, um die Tilgung zu beschleunigen.

Zur besondern Aufnahme von Kapitalien, bedarf sie der Zustimmung des
engeren Ausschusses.

## 60. Sie empfängt die Bestände der bei den Provinzial-Direktionen nicht
erhobenen Zinsen, und für die gekündigten und nicht präsentirten Pfandbriefe, im-
gleichen den Ueberschuß des nicht verbrauchten Tilgungsprozenkes zur weitern Auszah--
lung an die sich bei ihr meldenden Gläubiger.

g. 67. Sie ist berechtiget, so oft sie es für gut findet, Kassen-Wisitationen
anzustellen, Rechnungen zu fordern, zu untersuchen, und aus den Provinzial-Direk-
tionen Abgeordnete zu diesen Geschäften zu ernennen.

§. 68. Sie führt den Schriftwechsel mit allen Königlichen Kollegien in An-
gelegenheiten, die das Ganze des Kreditspystems und das allgemeine Interesse der ver-
bundenen Gutzbesitzer betreffen.

 #. 60. Die General-Landschafts-Direktion kann mit Zustimmung des en-
geren Ausschusses, wenn sie es nöthig findet, bei dem Königlichen Kommissarius auf
die Zusammenberufung einer Generalversammlung antragen.

Sechstes Kapitel.
Von den Provinzial-Direktionen.

S. 70. Bis zur Erweiterung des Kreditvereines soll nur eine Provinzial-Dl-
rektion und zwar in Posen, eingerichtet werden.

§. 71I. Für die ersten sechs Jahre nach Eröffnung des Kreditvereines sollen
in der Kreisversammlung (Kapitel VII.) für jeden Kreis, in welchem wenigstens sechs
Gutsbesitzer dem Kreditsysteme beigetreten sind, drei Landschaftsräthe gewählt werden.

S. 7.Oer Direktor bildet mit denen im Junius und Dezember sich versun-
melnden Landschaftsrathen das Provinzial-Kollegium.

Nu 2 S. 73.



A 73. Es besteht aus einem Di#ektor; einem Landschaftsrath aus jedem
Kreise, und aus noch einem Landschaftsrath, der zugleich Syndikus ist, und ist auper-
dem mit einem Rendanten, einem Kalkulator, der zugleich Registratur-Gehülfe ist#
einem Kanzlisten und einem Boten versehen.

A. Von der Wahl und dem Amke des Direktors.

## 74. Der Provinzial-Landschafts=Direktor wird in der K. 76. näher be-
Limmten Form von allen zum Kreditspsiem verbundenen Gutsbesitzern des landschaff-
lichen Provinzial-Departements, nach Mehrheic der Stimmen, in den Kreisver-
sammlungen gewählt. Der Königliche Kommissarius holt die höhere Bestätigung ein,
welche der Minisier des Innern ertheilt.

S. 75. Er wird auf sechs Jahre gewählt, ist nach Ablauf dieser Frist aber
wieder wahlfähig. Sollte er durch Unglucksfälle oder andere Ursachen außer Stand
gesetzt werden, Zinsen zu zahlen, und von der Landschaft oder einem Gericht mie
Erekution bedroht werden, so muß er sofort sein Amt niederlegen und es muß zu einer
andern Wahl geschritten werden.

§. 76. Bei der darüber in den Kreisversammlungen zu veranlassenden Wahl,
werden schriftliche Abstimmungen nicht angenommen; jeder verbundene Gutsbesitzer
muß persönlich erscheinen. Von diesen werden in jedem Kreise zwei Wahlherren gee
wählt, diese versammeln sich von allen verbundenen Kreisen in der landschaftlichen
Departementsstadt, wählen unter sich einen Präsidenten der Wahlversammlung, und
sodann nach Mehrheit der Stimmen den Provinzial-Direktor. Bei gleichen Stim-
men entscheidet das Loos.

K. 77. Zu der Stelle der Provinzial-Landschafts-Direktoren (und eben f##
auch der Landschaftsrärhe, den Syndikus ausgeschlossen) konnen nur solche in dem
Kreditvereine des Großherzogthums Posen begriffene Gutöbesitzer gewählt werden, die
von guten Vermogensumsiänden und nicht über Gebühr verschuldet, auch von hin-
reichenden Kennenissen sind und dac Vertrauen ihrer Gegend genießen. Sie müssen
der polnischen Sprache mächtig seyn. Da aber, auf Verlangen deutscher Theilneh=
mer auch Auszüge und Ausfertigungen in deutscher Sprache ertheilt werden sollen, so
muß außer dem Direktor und Syndikus jederzeit wenigstens ein Mitglied des Kolle-
giums auch diese Spracheverstehen.

K. 78. In der Regel sollen auch zu den Mirgliedern und Dirigenten der Kol-
legien nur Männer gewählt, werden, welche ihre im Großherzogehum Posen befind-
lichen Güter bereits durch mindesiens sechs Jahre selbst venvaltet haben. Doch sollen
Hinlänglich begrundete Ausnahmes zulälssig seyn.

+. 70. In der Folge mug der zu wählende Direktor schon früher den Posten
eines Landschaftsrathes verwalstet haben. Zwei landschaftliche Aemter aber lassen
ssch nicht mit einander verbinden. Die angenommene Wahl. zu einen z eiten schließe
die Nothwendigkeit in sich, das ersie aufzugeben.

. 30.



. g0o. Der Direkcormußsich,sooft es nothig ist, in der lanbschaftlichen
Departementsstadt aufhalten; auch muß er es der General-Landschafts-Direktion
anzeigen, wenn er uber die Grenze seines Departements reisen will, und einen Land-
schafesrath namhaft machen, der seine Stelle ersetzt. Dies geschieht auch, wenn er
durch Krankheit oder andere gesetzliche Ursachen an der Ausübung seines Amts behin-
dert wird. „

g. 81. Der Direktor führt in dem versammelten Kollegium den Vorsitz, und
leitet alle Berathschlagungen und Geschaäfte.

§## 82. Auch außer den Sitzungen ist er verpflichtet, alle Aufträge der Gene-
ral-Landschafts-Direktion auszuführen. El ist berechtiget, auf solche Gegenstände,
die keinen Verzug leiden, das Erforderliche vorlaufig zu verfügen. Sind es sehr wich-
tige Angelegenheiten, so muß er, um einen Beschluß zu fassen, mindestens zwei der-
nächsten Landschaftsrathe zuziehen, auf alle Fälle aber das Kollegium bei der nächsten.
Versammlung von dem Verfügten in Kenntniß setzen.

§# 83.E korrespondirt ununterbrochen mit der General=Landschafts-Direk-
tion, den Landschaftsräthen der Kreise und mit allen die mit der Landschaftin Geschaf-
ten stehen. Er kontrollirt das Dienst= und hkonomische Betragen der Landschafts-
räthe und der zum Systeme verbundenen Gutsbesitzer, sucht dem Instirute jeden erlaub-
ten Vortheil zu= und jeden Nachtheil abzuwenden. Die eingehenden Klagen der
verbundenen Gutsbesitzer gegen Landschaftsrathe wird er nach eingezogener Nachricht
in der Güte beilegen, aber Sachen von Wichtigkeit der General-Landschafts-Direk-
tion anzeigen.

§. 84. Er erbricht alle eingehende Briefe, und hat das Rechk, die Auf-
nahme von Taren zu verfügen, wenn Gesuche um Pfandbriefe eingehen.

§. 85. Die Kassen seines Departements sinr seiner besondern Aufsicht unter-
worfen. Erist schuldig, sie oft zu revidiren und die Verwaltung derselben, so wie
die gute Ordnung in der Registratur und Kanzlei immer im Auge zu behalten.

g. 80. Er wird durch den General-Landschafts-Direktor im Beiseyn des

Abuiglichen Kommissarius vereidet.
&amp; 87. Zn allgemeinen Landschafts-Angelegenheiten erhält er außer seinem

Gehali keine Diaten, bei Reisen werden ihm drei Postpferde vergutet.

B. Von den Landschaftsräthen ausschließlich des Syndikus.

S. 88. Diese Landschaftsräthe sind in Beziehung auf das Kreditsystem die
Verrteter der zu demselben verbundenen Guksbesitzer;siehaben daher vorzüglich das
Nsondere Interesse derselben wahrzunchmen.

#. 80. Sie werden in jedem Kreise durch die Mehrheit der Stimmen der zum
Kredic#pslem verbundenen Gutsbesitzer gewählt, und durch den Königlichen Kommis-
sarius zur Beslärigung. des Minisiers des Innern vorgeschlagem
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 . &amp;GNach Ablauf der ersien sechs Jahre (F. 71.) sollen in jebem Kreise nur
zwei Landschaftsrathe auf sechs Jahre gewahlt werden, die von drei zu drei Jahren,
das erstemal durch das Loos ausscheiden, so, daß immer Einer vorhanden ist, welcher
den bisherigen Gang der Geschafte kennt.

Ihre Wahl erfolgt in einer personlichen Versammlung der im Kreise befind-
lichen Mitglieder des Vereins. Sie wechseln jährlich unter sich als Mitglieder der
Provinzial-Direktion. Sie können wieder gewahlt werden.

§. . Das erstemal beruft der Landrath des Kreises im Auftrage des König=
lichen Kommissarius die verbundenen Gutsbesitzer zur Wahl, und führt bei derselben
den Worsitz; für die Folge geschieht es von dem dienstthuenden Landschaftsrathe immer
drei Monate vor dem landschaftlichen Termine, also um Ostern und Michaelis, in
dem Jahre, wo für den Kreis eine Wahl nothwendig wird.

&amp;. 2.In außerordentlichen Fällen soll es den zum Kreditsystem verbundenen
Gutsbesitzern frei stehen, auch einen zum Kreditspstem verbundenen Gutsbesitzer aus
einem andern Kreise, zu dem sie ein besonderes Vertrauen haben, zu wählen. In.
keinem Fall dürfen aber die zu wählenden Landschaftsräthe mit dem Direcktor in gerader
Lime verwandt seyn.

&amp;. 03. Komme der Gewählte durch irgend einen Zufall so weit zurück, daß
gegen ihn, wegen rückständiger Zinsen, Verfügungen ergehen müssen, so ist er genöthi-
get auszuscheiden. Es ist dann eine andere Wahl zu treffen.

# Wer durch Mehrheit der Stimmen gewählt wird, ist verbunden, der
Wahl zu folgen. Nur die Einwilligung der wählenden Mitglieder des Vereins selbst

kann ido Hirpon entbinden, wenn ihm nicht ein gultiger Entschuldigungsgrund zurSeite steht.
§. s. Als gültige Entschuldigungsgründe werden nur angenommen:

a) zwei Vormundschaften, die mit wirklicher Vermögensverwaltung verknüpft find;
b) der Umstand, zweimal hintereinander Landschaftsrath gewesen zu seyn;
c) andaltende Krankheiten;
d) ein Alter über sechszig Jahr.

§. 96. Die gewählten Landschaftsräthe loosen unter sich, wer zuerst zu der
Versammlung des Provinzial-Kollegiums geht.

§. 97. Die Verrichtungen der Landschaftsräthe sind zweierlei:
a) als Glieder der Provinzialdirektion in den bestimmten Versammlungen, fa#r die

Dauer eines Jahres;
U) als beständige Abgeordnete, um Taxen aufzunehmen, Güter zu verpachten, die

Aufsicht darüber zu führen, sie zu übergeben, und abzunehmen, überhaupt um
alle Aufträge zu erledigen, die ihnen in Bezug auf das Kreditsystem von dem
Direktor oder der General-Landichaftsdirektion gemacht werden.

08. Sie erbalten kein bestimmtes Gehalt; dagegen werden ihnen, so lange
in den Zinsenzahlungs-Termmnen dauern, drei Thaler, und bei kom-
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missarischen Geschäften zwei Thaler Diaten bewilliget. Bei Reisen liquidiren sie drei
Posipferde.

§&amp;#. O0. Die Landschaftsräthe werden durch den General-Landschafts-Direktor
im Beiseyn des Königlichen Kommissarius vereidet.

C. Vom Provinzial-Syndikus.

 4äl, 100. Der Provinzial-Syndikus wird aus denjenigen geeigneten Personen,
welche sich um die Uebertragung des Syndikats bewerben werden, von dem gesamm-
ten übrigen Provinzialkollegium, nach Mehrheit der Stimmen, gewählt, und das
Wahlprotokoll, aus welchem alle Mitbewerber ersichtlich seyn mussen; der General-=
Landschaftsdirektion eingereicht. "

H.101.EttnußdieselbenEigenschaften,iederSyndikusderGencml-
Landschaftsdirektion haben, in der Landwirthschaft einigermaßen erfahren, und im
Rechnungswesen geubt seyn.

&amp;. 102. Die General-Landschaftsdirektion hat sich zuvörderst die nöthigen
Nachrichten über seine Kenntnisse in der Landwirthschaft, der Verfassung überhaupt,
und der gegenwärtigen Kredit-Ordnung insbesondere, zu verschaffen, und demnchst
die Bewirkung seiner Bestätigung bei dem Königlichen Kommissarius in Antrag zu
bringen. Mit der Besiatigung und Vereidung wird es eben so wie bei den an-
deren Landschaftsräthen gehalten, bei der Vereidung demselben jedoch zugleich eine
ordentliche Bestallung auf lebenslang ausgehändiget.

§d. 103. Der Provinzial-Syndikus ist zugleich Landschaftsrath mit Sitz und
Stimme in dem versammelten Provinzial-Kollegium, und als solcher von Amtswe-
gen besonders die Rechte und das Interesse der Gläubiger (Pfandbriefs-Inhaber) zu
vertreten schuldig. Insonderheit aber hat er in rechtlicher Hinsicht alles zu prüfen,
was auf die Sicherheit der Pfandbriefe Bezug hat, vorzüglich die Hypothekenscheine
und die Disposuionsfahigkeit der Besitzer. Seine über diese Gegensiände, gemachten
Erinnerungen müssen erlediget werden. In gleichem Maaße ist es auch seine beson-
dere Obliegenheic, zu beurtheilen, ob bei den eingetragenen Schuldposten und deren
Ablösung noch zu erledigende Bedenklichkeiten obwalten, und auf deren Erledigung
zu halten.

§. 10.1. Außerdem führt er das Protokoll bei den landschaftlichen Zusam-
menkünften, und besorgt den eigentlichen Schrifrwechsel des Direktors und des Kol-
legiums in allen landschaftlichen Angelegenheiren. Er führt die Landschaftsregister,
und trägt das Erforderliche ein. Ueber die eingehenden Schreiben, die er in Abwe-
senheit des Oirektors erbricht und präsentirt, und über die erlassenen Verfügungen
führt er ein Journal, in welches diese mit Nummer, Namen des Cinsenders oder
Empfängers, kurzem Inhalt, dem Tage des Einganges und der Verfügung, und mit
Anzeige der Akten, wo die Eingahe und Verfügung zu sinden ist, gehörig und voll-
ständig eingetragen werdem

K. 105.
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F. 105. Ist ein abzuschatzendes Gut nicht zu weit von dem Sitze der Direktion
entfernt, und erlauben es seine Geschäfte, so muß er bei der Aufnahme der Taren
gegenwärtig seyn, auch andere Aufträge, die ihm von der Direktion in Landschafts-
sachen gemacht werden, übernehmen.

&amp;. 106. Dagegen soll er aber auch mit einer angemessenen Besoldung verse-
hen, und kann nur durch eigene Entsagung oder durch Urtheil und Recht von seinem
Amte entfernt werden.

D. Von den Geschäften der Direktion und des Kollegiums.

§. ly. Das Kollegium versammelt sich jährlich zweimal, zu der K. 237.
bestimmten Zeit, und bleibt, bis die Geschäfte abgemacht sind, beisammen.

&amp;. 108. Einer Rücksprache mit den verbundenen Gutsbesitzern bedarf es
nicht, wenn der Gegenstand blos die Anwendung der Grundsätze dieser Kredit-Ordnung
auf gewisse einzelne Fälle, z. B. die Revision und Festsetzung aufgenommener Taxen,
die Abfassung eines Beschlusses über Pfandbriefsbewilligungen oder Anlehne, die Ver-
fügung der Verpachtung, die Revision und Abnahme der Rechnungen, die Wahl und
Anslellung der Beamten, welche der Direktor in Gemäßheit dieser Kredit-Ordnung vor-
zuschlagen, das Kollegium abermitBestallungen zu versehen hat, und dhnliche Ange-
legenheiten betrifft. Bezieht sich aber der Gegenstand auf eine Abänderung in der
Einrichtung des Kollegiums, z. B. auf die Anftellung eines in der jetzigen Ordnung
nicht bestimmten Beamten, oder eine Beränderung des Lokals, besonders aber auf ge-
wisse, dem Etat nicht gemäße Verfügungen, über die eigenthümlichen Fonds der
Kasse, z. B. Zulagen und Neben-Einnahmen der Beamten; so kan ohne Rückfrage
an die Kreise und ohne Genehmigung desengerenAusschusses von dem Kollegium nichts
bestimmt werden, vielmehr muß die Direkrion alle Gegenstände der letzteren A, vor
den zu haltenden Kreiskagen den Landschaftsräthen mittheilen, damit diese die Mit-
glieder des Vereins darüber befragen, und die nèthige Anweisung von ihnen einziehen
können.

§ 100. Das Provinzialkollegium faßt alle Beschlüsse lediglich nach Mehr-
heit der Stimmen. Bei gleichen Stimmengiebr die Stimme des Direktors den Ausschlag.

F. 1 . Den ganzen Geschäftsgang leitet der Direstor; doch müssen dabel
alle Belästigungen sorgfältig vermieden und die Geschefte gleich vertheilt werden, wenn
nicht eine nahe Verwandtschaft der dabei betheiligten Personen eine Ausnahme noth-
wendig macht.

S. III. Allgemeine Angelegenheiten, welche das Departement oder das
ganze Institut betreffen, muß der Direktor allen in dem Jahre dienstehnenden Land-
schaftsräthen auf dem geschwindesten Wege mittheilen, und diese sind zu einer gleichen
Mitltheilung an alle verbundene Gutsbesitzer verpflichtet.

#. II2. Die Provinzialdirecktion muß vorzüglich darauf sehen, daß die
Grundsätze des Systems in ihren Kreisen genau beobachtet, und alle Unordnungen ver-
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mieden werden. Sie muf alles, was zur Aufnahme des landschaftlichen Kredits ge-
reichen kann, befördern und ausführen.

§. II3. Die Direktion hat vorzüglich die Sicherheit zu untersuchen, welche
von den zu bepfandbriefenden Gütern zu leisten ist. Wenn sich aus dem Hypotheken-
schein ergiebt, daß bei dem zu verpfändenden Gute, z. B. in Ansehung des Besttz-
titels, noch eine Erinnerung von Seiten der Gerichte vermerkt steht, so ist der Pfand=
öriefssucher sogleich anzuweisen, das Nöthige bei der Behörde nachzusuchen, und den
Erfolg nachzuveisen. Es muß auf den Grund des Hppothekenscheins die Beschaffen-
heit der in Pfandbriefe umzuschreibenden Schuldposten, auch ob und was der Umschrei-
bung entgegen stehe, untersucht werden.

S. II4. Vorzuglich beschaftiget sich die Provinzialdirektion mit Revision ber
aufgenommenen Taren, mit Einnahme der Zinsen und deren Auszahlung an die Con-
pons-Inhaber, der Beitreibung der Rückskände, den erforderlichen Verpachtungen,
der Aufsicht darüber, und der Einziehung der Pachtgelder, imgleichen der Auszah=
lung des Kapitals der Pfandbriefe, in sofern ihr solche von der Generaldirektion über-
tragen wird.

F. 115. Die Direktion muß die Wirthschaftsführung der verbundenen Guts-
besitzer genau beobachten, und bei entdeckten die lanbschaftliche Sicherheit bedrohenden
Unordnungen, die schleunigste Abhulfe verfugen.

§. 116. Jeder Theilnehmer ist verpflichtet, der Direktion anzuzeigen, wenn
ein Gutsbesitzer seinen Acker nicht gebörig bestellt, außer Dünger kommen läßt, seinen
Viehstand schwächt, oder ihn nicht ergänze, wenn er durch einen Zufall vermindert
worden ist; wenn er Wohn= und Wirthschaftsgebäude verfällen läßt, und nicht aus-

besserk.. Damme eingehen laßt und Holzungen aushaut. Doch ist hiebei auf namen-
lose unb unbestimmte Anzcigen keine Rücksicht zu nehmen.

S. II7. Vorzüglich muß die Bewirthschaftung der dem Kreditsystem verpfän-
deten Wälder genau beobachtet werden.

§. II8.Will der Besitzer den Wald von der Tare ausnehmen, so muß er
schriftlich erklären: daß es nur geschehe, um die landschaftliche Aufsscht zu vermeiden;
er es sich aber gefallen lasse, daß bei einer nothwendig werdenden Verpachtung des
Gutes der Wald als mitverpfändet angesehen, und der Wirthschaftsbedarf nach den
in der Wirthschaftstare bestimmten Preisen aus dem Walde entnommen werde; auch
muß# er sich einer-Einschränkung von Seiten der Landschaft unterwerfen, wenn er eine
dem jährlichen Bedarf nachtheilige Ausholzung unternehmen sollte.

§. 110. Ist der Wald mit zur Tare gezogen, so muß die Direktion darüber
wachen, daß der Wald nach den von ihr festgesiellten Grundsätzen bewirthschaftet, und
nicht mehr als danach bestimmt ist, geholzt und verkauft werde.

§. 120. Sie istzu diesem Behufberechtiget und verbunden, so oft sie es nöthig
sindet, den Walb besichtigen zu lassen, die Einsicht der Rechmmgen zu verlangen, und
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die Jäger und Försier eidlich zu verhören, um sich zu überzeugen, obdie Forstwirkh-
schaft nach den bestehenden Grundsätzen geführt wird, oder nicht?

#. I2I. WirdindererstenHälfte der Tilgungszeit der Pfandbriefe ein Wald
durch Naupenfraß „Windbruch oder Brand vemwüstet, so soll dasbeschädigte Holz von
der Landschaft in Beschlag genommen, mit Zustii mung des Gutsbesiters verkauft,
und von diesem Ertrage, so weit er zureicht, die auf den Wald genoinmenen Pfand-
briefe abgelost werden.

In der zweiten Halfte der Tilgungszeit wird das Holz zwar seiner freien Ver-
fügung überlassen; doch soll im Verhältniß des Schadens eine Reihe von Jahren be-
slimmt werden, in welchen der Besitzer den zum Ertrage berechneten Theil der Forst

nichtabholzen darf, um den Wald wiederin ein forstmäßiges Verhältniß zu bringen.
In beiden Fällen aber soll es von dem Gutsbesitzer abhängen, ob er sich diesen

Bestimmungen unterwerfen, oder die auf den Wald gegebenen Pfanvbriefe sofort
ablosen will.

§. 122. Findet ein Besiitzer iin einem oder dem andern Falle Gelegenheit, sich
einen bedeutenden Vortheil durch einen uber die festgestellten Grundsatze hinausgehenden
Holzverkauf zu schaffen, so muß er es der Direktion anzeigen, die nach vorheriger Un-
tersuchung bestimmen wird, wie viel er.dagegen Pfandbriefe abzulosen, oder in welchen
Verhaltnissen und wie lange er den Wald in den folgenden Jahren zu schonen habe,
um das festgestellte Verhaltniß der Holznutzung wieder herzustellen..

§. 123. Hat ein Bestitzer imverflossenen Jahre weniger Holz geschlagen als
beslimmt ist, so wird ihm der ersparte Abtrieb im laufenden Jahre bei dem Verkaufe
zu Gute gerrchnet-

K. 124. Es ist eine Forflverwüstlung, wennderBesitzermehr, als grundsätz
lichfestgeskellt ist,Holz verkauft, wenn er nicht in der vorgeschriebenen Ordnung holzt,
oder wenn er die abgeholzten Flecke nicht vorschriftsmaßig hegt. Jede Forstvenwüstung
ist ein zureichender Grund, das Gut zu verpachten, und die Forst unter besondere Auf-
sichtzunehmen,umden Kreditverein sicher zu stellen.
1n . 125. Auf die Anzeige einer Forstverwüstung oder der üblen Bewirthschaf-
fung eines Gutes, muß der Direktor entweder die Verantwortung des Gutsbesiczers
erfordem, oder ohne Aufsehen nähere Erkundigung über die Richtigkeit der Anzei-
ge einziehem.

§#. 126. Isl er von der Wahrheit der Anzeige überzengk, so ist er befugt und
verbunden, aus den Mitgliedern des Kollegimns eine Kommission anzuordnen, welche
die angezeigten Unordnungen an Ortund Stelle zu untersuchen und den Gutsbesiter anzu-
weisenhat, in welcher Art und in welcher Jeit dengerügten Mängeln abgeholfen seyn muß.

S. 127. Die Direktion ist wegender durch üble Wimnbschaft emstehenden Aus-
falle verantwortlich; in dringenden Fällen ist sic daber auch ermächtiget, die Unter-
suchung in Abwesenheit des Gutsbesitzers vornehmenzulassen.

. 128.



 CE. 128. Genugt der Gutsbesitzer den Anweisungen der Kommisslon in ben
festgestellten Fristen nicht; so ist ohne weitere Ruckfrage die Administration oder Ver-
pachtung einzuleiten, die so lange fortgesetzt wird, bis die Wirthschast wieder in Stand
kommt, und der Besitzer hinlangliche Sicherheit fur ein bessere Wirthschaftsfuhrung leisiet.

§. 120. Der Rekurs von dergleichen Verfügungen des Provinzial-Kollegiums
steht dem Beschuldigten an die General-Landschafts-Direktion offen, welche die Be-
schwerde auf einen von dem Provinzial-Kollegium mit den Akken erforderten Bericht
entscheidet, oder nach Umständen auf Gefahr und Kosten des Beschwerdeführers eine
nochmalige Untersuchung durch andere Abgeordnete verfügen kann.

Die Feststellung der Genecral-Direktion wird vollzogen, dem Kläger aber der Re-
kurs an den engeren Ausschuß gestattet.

E. Von der Registratur und den Landschaftsregistern.

S. 130. Die Registratur wird von dem Syndikus mit Hülfe des Kalkulators
in Ordnung gehalten.

§. 131. Sie besteht:
I) aus General-Abten, die alles enthalten, was das Spflem überhaupt und das

ganze Departement angehr, besonders die Korrespondenz mit der General-Oirek-
tion und andern Behörden über allgemeine Gegenstände;

2) aus Termins= oder Sitzungs-Akten, worin die auf den ODepartemenkstagen vor-
gekommenen Gegenstände enthalten sind, als Bewilligungen, Taxvorträge und
sonstige Beschlusse.

Hiezu gehören auch die Kreistags-,Intabulations-, Rechnungs-Abnahme-,
Zinsenzahlungs= und andere periodische Aktensiücke; diese werden wie die ersten
nach Jahrgängen gefühm.

3) aus Spezial-Akten von jedem Gute, und sonstigen einzelnen Gegenständen nach
alphabetischer Ordnung;

4) aus besonderen Spezial-Akten von jedem Gute im Betreff der planmäßigen Pand-
briefstilgung. Diese muß der Syndikus in einem von ihm zu verschließenden.
Schranke allein aufbewahren. Er bleibt für ihre Erhaltung vcrantworrlich.

§6. 1 32. Die Landschaftsregister enthalten ein Berzeichniß der im Departement
befindlichen verbundenen Güter, der Besitzer und ihres Besitztitels, und der Höhe der
auggefertigten Pfandbriefe, die Nachweisung, wie viel zur Tügung derselben gezahlt,
und wie viel damit getilgt sind, und andere dazu gehörige Nachrichten, nach einer
noch zu entwerfenden Schema.

K. 133. Sie werden von dem darauf besonders mit vereideten Syndikus geführk,
und unter seinem Verschluß in der Registratur aufbewahrt.

K. 134. Nur im versammelten Kollegium, und zwar auf den Grund eines,
ü#ber die Eitragung oder Löschung aufgenommenen, und vom Hollegium vollzogenen
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Protokolls, darf der Syndikus in die Regisier eintragen. Einseitig darf er keinen
Vermerk machen. In eben der Art wird die Pfandbmefstilgung nachgetragen.

§. 1356. Bei eigener Vertretung muß der Syndiküs diese Register mit der
größten Genauigkeit führen, und sie unter keinen Umständen aus der Hand geben.

F. Vom Rendanten und den übrigen Beamten.

## 136. Der Rendank muß alle Gelder nach der von der Departements-Direk-
tion zu erhaltenden Dienstanweisung annehmen, auszahlen, buchen und belägen.

Er besorgt die Einnahme und Ausgabe der Zinsen, nimmt auf Anweisung der
Direktion alle abzulösende Pfandbriefe oder ähnliche Dokumente in Empfang und ver-
fährt damirt, wie bei der Einnahme und Ausgabe der baaren Gelder.

Ueber Einnahme und Ausgabe muß er ein richtiges Journal führen, seine Kas-
senbücher, Registratur und Rechnungen jederzeit in gehöriger Ordnung halten, und
sich in Allem nach der ihm zu ertheilenden Dienstanweisung richten.

#. 137. Sein Amt istihm lebenskänglich verliehen; nur durch eigene Emsagung
oder durch Urtheil und Recht kann er entfernt werden.

Er muß eine von der Provinzial-Direktion zu bestimmende Kaution in baarem
Gelde oder in Pandbriefen machen.
 36. Er wird von dem Direktor vorgeschlagen, durch die Mehrheit der

Stimmen im Kollegium angenommen, und durch dasselbe vereidet. Sobald es der
Fonds der Landschaft erlaubt, foll bei der Kasse noch ein Kontrolleur angestellt werden.

&amp;#. 730. Bei der Registratur, Kanzlei und Kalkulatur werden so viel Beamte
angestellt, als nach dem Ermessen des Provinzial-Kollegiums zur ordnungsmäßigen
Betreibung der Geschäfte erforderlich sind.

§. 140. Jeder bearbeitet zwar besonders das ihm angewiesene Fach, muß
sich aber auch zu andern landschaftlichen Geschäfren von der Direktion gebrauchen kassen,
and Alles was ihm aufgetragen wird, mit Ordnung, Fleiß und Treue ausführen.

§. IAI. Die Landschafts-Direktion hat ihre Befahigung zu prüfen; ihre
Aemter sind lebenslänglich, wenn sse nicht wegen pflichtwidrigen Betragens entfernt
werden. (C. 102.) Der Direktor bringt sie in Vorschlag, und die Mehrheit der Stim-
men im Kollegium entscheidet ihre Ansiellung; sse werden von dem Direktor vereidet
und erhalten ihre Bestallung von dem gesainmten Kollegium.

§#. 142. Der ebenfalls noch anzusiellende Bote besorgt die Reinigung und
Heitzung der Zimmer und die Aufwarkung bei den Sitzungen, trägt und holt Briefe,
Paqucte und Geld von der Post, und muß sich bei dringenden Angelegenheiten auch zu
Verschickungen brauchen lassen.

. 143. Er erhält seine Bestallung auf den Borschlag des Direktors vom
Kollegium, und behält sein Amt so lange als er es verwalten kann, und sich dessen
durch ein pflichtwidriges Betragen nicht unwerrh macht. Der Direktor wird ihn
vereiden.

Sie-



Siebentes Kapitel.“
Von den Kreis-Versammlungen.

#. 144. Der dienstthuende Landschaftsrath ruft zweimal jährlich, nämlich
um Ostern und Michael, die zum Krediesystem verbundenen Gutsbesitzer des Kreises
zusammen, eröfnet ihnen, was etwa geschehen sepm mag, und erforderk ihre Bemer-
kungen, die er berathen und den durch die Mehrheit der Stimmen festgestellten Beschluß
aufzeichnen und unterschreiben läßt, um ihn bei dem Kollegium in Worrrag zu bringen.
Es müssen auf diesen Kreistagen alle Wahlen, und andere den Kreditverein betreffende
Gegenstände abgemacht werden, worüber es der unmittelbaren Zuziehung der ver-
bundenen Gutsbesitzer bedarf.

§. 145. Alle zum Kreditsysteme verbundene Gutsbesitzer müssen, können sie
keinc rechtliche Abhaltung nachweifen, persönlich erscheinen. Für unmündige und
moralische Personen kann ein angesessener Gutsbesitzer bevollmächtiget werden, ihre
Stimme abzugeben, oder für erstere auch der Vormund selbst erscheinen.

§. 140. Von Wirthschaftsbeamten oder Andern, die persönlich nicht geeignet
find, in den Kreisversammlungen zu erscheinen, werden weder schriftliche noch münd-
liche Erklärungen angenommen.

K. 147. Die Nichterscheinenden oder durch einen zulänglich Bevollmächtigten
Nichtvertretenen, werden als einwilligend in den Beschluß der Mehrheit angesehen.
Wer aber, ohne eine hinlängliche Ursach anzugeben, dreimal hintereinander ausbleibt,
wird von der Versammlung und von allen Wahlen zu einem landschaftlichen Amte oder
Geschäfte auf immer ausgeschlossen.

§. 148. In der Ausschreibung zur Kreisversammlung müssen die Hauptge-
genstände der Berathung angeführt werden, und jeder Gutsbesstzer muß bei dem Em-
pfangsvermerk zugleich anzeigen, ob er persönlich erscheinen werde, oder welche drin-
gende Abhaltungen er habe. Die Umläufe müssen in kleinen Umkreisen dergestallt be-
fördert werden, daß sie acht Tage vor dem Termin herumkommen können.

§. 140. Den Vorsitz in den Kreisversammlungen führt der dienstthuende Land-
schaftsrath, in seiner Abwesenheit der folgende.

K. 150. Ist Alles, was auf das Krediesystem Bezug hat, vorgekragen und
erlediger, so wird, wenn dergleichen erforderlich sind, zu den Wahlen geschritten.

§. III. Bei den Wahlen werden die Stimmen nach der Zähl der stimmenden
Gutsbesitzer gezäahlt. Jeder hat in demselben Kreise, ohne Rüsicht darauf, ob er darin
mehrere Güter oder nur eins besitzt, nur eine Stimme. Wer aber in mehreren Kreisen
besondere Besitzungen hat, hat in jedem dieser Kreise eine Stimme.

§. 152. Von den bei den Kreisversammlungen aufgenommenen Prokokollen
erhält die Provinzial-Direktion eine unkerschriebene Abschrift, und erstattet aus sämmt-
lchen Kreisberichten einen Haupbericht an die General-Landschafts-Direktion.

S. 153.



K 153. Außer diesen jährlich zweimal abzuhaltenden Kreisversammlungen
ist. kein Landschafts-Rath berechtigt, ohne besonderen Auftrag der Gencral-Land-
schafts -Direktion, eine landschaftliche Versammlung auszuschreiben.

Achtes Kapitel.
Vom engeren Ausschusse.

K, 154. Der engere Ausschuß ist eine Versammlung von Abgeordneten, welche
die zum Kreditsystem verbundenen Gutsbesitzer eigends für diese Bestimmung, und
zwar zu einer jeden solchen Versammlung von neuem, in den Kreisversammlungen
nach Mehrheit der Stimmen wöählen.

K. 155. Es soll dazu auf drei Kreise nur ein Deputirter gewählt werden.
Diese Kreise wechseln dergesialt ab, daß der eine Kreis im ersien Jahre, der zweite im
zweiten, der dritte im dritten, den Abgeordneten wählt. Das Loos wird bestimmen,
welcher Kreis anfängt und welcher folgt.

S. 156. Außerdem soll auch der Gencral-Landschaftssyndikus mit Sitz und
Stimme hinzutreten, und in den Versammlungen das Protokoll führen, imgleichen
von jedem Provinzialkollegium ein Landschaftsrath mit zum engeren Ausschusse ge-
schickt werden.

§. 157. In dem Kreise, wo der Abgeordnete zum engeren Ausschusse zu wäh-
len ist, werden die zum Kreditsystem verbundenen Gutsbesitzer, nach erfolgtem Auftrage
der Generaloirektion, von dem diensithuenden Landschaftsrath zu der §. O. besiimm-
ten Zeit in der Kreissiadt zusammenberufen. Er führt bei der Versammlung den Vor-
sitz, sammelt und zählt die Stimmen, und macht den Gewählten bekannt. Das über
die Wahl geführte Protokoll wird von allen Anwesenden unterschrieben, einmal dem
Königlichen Kommissarius und einmal der Gencral-Landschaftsdirekrion eingereicht.

§. 158. In der dieofälligen Kreisversammlung G. 1.1.) mussen alle ver-
bundene Gutsbesitzer persönlich erscheinen. Bevollmächtigte weroen nicht angenom-
men; auch kann einem Andern die Stimme nicht übertragen werden, wohl aber der

Vormund für seine Unmündigen erscheinen. Wer nicht erscheint, erklärt dadurch,
daß er den genommenen Beschlüssen bejahend beitrete.

§S. 150. Oer engere Ausschuß versainmelt sich jährlich eimmal in Posen i
den ersten Tagen des Januars. Sein Geschäft isi, die unverbrüchliche Sicherheit
der Pfandbriefe, die richtige Zinsenzahlung und den pünkilichen Gang der Pfandbriefs-
tilgung unter allen Verhältnissen zu erhalten. Er ist die kontrollirende Behörde der
Gencral= und sämmtlichen Provinzial-Laudschaftsdirektionen, und hat alle Rechnun-
gen zu dechargiren, und die an ihn gelangten Beschwerden in letzter Instanz zu ent-
scheiden. Abweichungen von dieser Kredi-Ordnung, oder Abänderungen dersel-
ben, ist aber auch der engere Ausschuß zu beschließen oder zu genehmigen nicht er-
machtiget.

S. 160.



5. 160. Der Konigllche Kommissarius ruft den engeren Ausschuß, mit Be-
ftimmung des Tages an weledem er sich versammeln soll, zusammen, eröffner die
Sitzungen, leitet die Berathschlagungen und Beschlüsse, und entläßt ihn, wenn alle
Geschäfte beendiget sind. Im Fall der Behinderung des Königlichen Kommissarius
vertritt der General-Landschaftsdirektor seine Stelle.

&amp;#. 101. ODer engere Ausschuß faßt seine Beschlüsse nach Mehrheit der Stim-
men. Oer Königliche Kommissarius oder sein Stellverrreter, stimmt nicht mit, giebt
aber bei Stimmengleichheit durch seine Meinung den Ausschlag. Ein amvesender
Abgeordneter oder Landschaftsrath, der persönlich, oder für seinen Kreis insonderheit
betheiliger ist, darf nicht mitsiimmen.

#. 162. Die Abgeordneten sind verbunden, die von ihren Machtgebern erhal-
tene Anweisung zum Vortrage zu bringen. Doch sind sie ohne Verantwortlichkeit be-
fugt, davon abzugehen oder der Mehrheit beizutreten, wenn sie eine andere Ueber-
zeugung von der vorzutragenden Sache erhalten haben. Die Kreise und die Depar-
tements werden durch den Beschluß der Versammlung verbindlich gemacht. Sollte.
ein gerade nicht eiliger Gegenstand zur Berathung kommen, welcher den Kreisen ganz
unbekannt ist, oder worüber sie gar keine Anweisung ertheilt haben, so wird der Ge-
genstand zur vorherigen Berathung der Kreise gewiesen.

§S. 163. Die General-Landschaffsdirektion ist schuldig, dem engeren Aus-
schusse über alles, was er zu wissen verlangk, die nöthigen Nachrichten und Akten
mitzutheilen. Der Gencral-Landschafts-Syndikus insbesondere aber ist noch ver-
pflichter, in allen Rechtsangelegenheiten sein rechlliches Gutachten dem engeren Aus-
schuß auf Verlangen in schriftlicher Ausführung vorzulegen-

§. 104. Alle Rechnungen, die dem engeren Ausschuß vorgelegt werden, müs-
sen von den Provinzialdirektionen halbjährig gehörig abgeschlossen, belagt, von der Ge-
neral-Landschaftsdireklion revidirt, auch alle Erinnerungen möglichst erlediget seyn.

#. 106. Vorzüglich wird die General-Landschaftsdirektion die Rechnung
über die planmäßige Tilgung der Landschaftsschulden mir aller Pünktlichkeit legen,
und alle ihre Geldgeschäfte zulänglich rechtfertigen, und belägen-

§. 100. Wenn in dem Schriftwechsel, welchen die General-Landschafts-
direktion mit den Königlichen und andern Kollegien führt, Gegenstände vorkommen,
die einen Vor= oder Nachtheil des Kredirsysiems betreffen, so müssen Auszüge davon
gemacht, und dem engeren Ausschusse zur Berathung und weilern Veranlassung vor-
gelegt werden.

§. 107. Das Prokokoll des engeren Ausschusses muß von dem Königlichen
Kommissarius unverzüglich in Abschrift an das Ministerium des Innern eingesandt,
und Falls der engere Ausschuß die Zusammenberufung einer Gencralversammlung.
nöthig, und auch der Königliche Kommissarius die Gründe dafür erheblich finder,
die Genehmigung ore geoachten Ministeriums dazu cingeholt werden.

Neun-



Neuntes Kapitel.
Von der General-Versammlunz.

K. 168. Im Auftrage des Ministers des Innern ruft der Königliche Kom-
missarius die Generalversammlung zusammen.

b. 160. Die Generalversammlung besteht aus einem Abgeordneten von je-
dem derverbündeten Kreise. Sie werden wie zum engeren Ausschusse in den Kreis-
tagen G. 144.) gewählt. Außerdem treten alle Mitglieder der General-Landschafts-
direktion, und die Direktoren und Syndiker der Provinzialkollegien mit Sizz und
Stimme der General-Versammlung hinzu. «

s . 170. Die zu Abgeordneten in die Generalversammlung gewählten Guts-
besitzer müssen, so wie die Abgeerdneten zum engeren Ausschusse, ohne Unterschied die
noch festzusetzenden Dichten und Reisekosten annehmen, um die Uneigennätzigkeit der
Bedürfrigern nicht in Verlegenheit zu setzen. Wer zum Abgeordneken gewählt wird,
muß die Wahl annehmen.

. 17I. Oer Königliche Kommissarins bestimmt den Tag der ersten Zusam-
menkunft, führt in den Sitzungen den Vorsitz, und entläßt die Generalversammlung,
wenn die Arbeiten derselben geendet sind. Ist er krank oder abwesend, so wird der
Minister des Innern seinen Stellvertreter ernennen.

# 172. Die Generalversammlung ist die oberste Kontrolle des gesammten
Kreditvereins. Sie entscheidet in der letzten Instanz alle Angelegenheiten, die der
engere Ausschuß nicht abmachen kann. Sie entscheider auch, ob Vorschläge und Ent-
würfe, innerhalb der Grenzen der Kredit-Ordnung, die auf die Aufnahme des In-
stituts und auf Beförderung des Kredites gerichtet sind, oder Abanderungen in der
innern Oekonomie bezwecken, angenommen oder verworfen werden sollen.

. 173.Die General-Versammlung faßt ihre Beschlusse nach Mehrheit der
Stimmen; die Reihefolge, in welcher die Stimmen abzugeben sind, und damit zu-
gleich die Rangordnung aller Mirglieder der Generalversammlung in derselben, wird
in der ersten Sitzung ein für allemal durch's Loos bestimmt.

g. 174. Der Koönigliche Kommissarius stimmt in der Regel gar nicht mit.
Sind aber uber einen Gegenstand der Berathung gleiche Stimmen, so wird derselbe,
nach Anhörung der wechselseitigen Gründe, mit seiner Stimme den Auaschlag geben.

. 175. Der Syndikus der Gencral-Landschaftsdirektion führt das Proto-
koll bei der Generalversammlung.

§. 176. Von der General-Landschaftsdirektion wird der Generalversamm-
lung ein ausführlicher Bericht über alles erstattet, was das Ganze des Kreditsystems
und das allgemeine Interesse aller verbundenen Gutsbesitzer betrifft.

§. 177. Alle über die verwalteten Fonds geführte und von dem engeren
Ausschusse revidirte Rechnungen werden der Generalversammlung noch einmal zur
Einsicht vorgelegt, die, findet sie es nöthig, eine nochmalige Revision veranlassen kann.

F. 178.



s. 178. Die General-Landschaftsdirektion tritt während der Generalver=
sammlung ganz außer Thätigkeit. In allen Fällen, wo es auf eine Untersuchung
der Geschäftsführung dieses Kollegiums ankommt, wird ein besonderer Ausschuß aus
der Generalversammlung selbst ernannt, welcher einen Rechtsgelehrten, der nicht im
Dienst der Oirektion ist, zuzuziehen hat, und bei der endlichen Entscheidung dürfen in
solchen Fdllen die Mitglieder der General-Landschaftsdirektion nicht mitstimmen.

§. 170.DOie der Generalversammlung zur Berathung und Entscheidung vor-
zulegenden Sachen, können auch von den Provinzialdirektionen oder von einzelnen
Kreisen eingereicht werden. Doch mussen sie zuvor alle an die General-Landschafts-
direktion gehen, die sie den übrigen Provinzialkollegien bekannt macht, um in ihren
Kreisen darüber in den Kreistagen abstimmen zu lassen, damit die zum engeren Aus-
schusse gewählten Abgeordneten darüber mit Anweisung versehen, einen Beschluß fas-
sen können: was davon der Generalversammlung vorzulegen ist.

h. 180. Die Generalversammlung darf nichts zu ihrer Berathung und Ent-
scheidung ziehen, was nicht den landschaftlichen Kreditverein und dessen Bestimmung
angeht, oder die Gerechtsame der Glaubiger gefahrden konnte.

§. 181. Deshalb müssen alle an die General-Landschaftsdirektion eingesandte,
und von ihr und dem engeren Ausschusse einer näheren Erwägungder Generalversamm-
lung würdig geachtete Eingaben und Vorschläge, sechs Wochen vor der Zusammen-
kunft derselben, dem Königlichen Kommissarius zur Prüfung mitgetheilt werden.

&amp;. 182. Will der engere Ausschuß oder die General-Landschaftsdirektion
von Amtswegen einen Gegenstand in Vorschlag bringen, über welchen noch die ge-
sammten Gutsbesitzer gehört werden müssen, so werden die Vorschläge zur gehdrigen
Zeit den Provinzialdirektionen mitgetheilt, um in den Kreisen darüber absiimmen zu
lassen. Die nächste Versammlung hat über diese Abstimmungen einen Beschluß zu
fassen, der dann der Generalversammlung vorgelegt wird.

S. 133. Ueber alle Beschlüsse, welche auf Abäuderungen der gegenwärtigen
Kredit-Ordnung oder Zusätze zu derselben gerichtet sind, muß der Königliche Kom-
missarius bei dem Ministerium des Innern, bei Einreichung einer vollständigen Ab-
schrift der Generalversammlungs-Protokolle, noch besonders auf die Einholung der
Königlichen Bewilligung antragen, und können dieselben nicht eher, als bis diese
erfolgt ist, in Ausübung gebracht werden.

S. 184. Nach beendigter Generalversammlung müssen die Abgcordneken der
Provinzialdirektionen diesen, und die Provinzialdirekrionen den verbundenen Gutsbe-
sitzern von allen genommenen Beschlüssen Nachricht geben.

§. 185. So wie die Generalversammlungdurch den Kbniglichen Kommissa-
rius geschlossen ist, tritt die General-Landschaftsdirektion wieder in volle Thä-
tigkeit.
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Zehntes Kapitel.
Ven Vollziehung der landschaftlichen Verfügungen.

#§#. 186. Jedes Mitglied des Wereins ist verbunden, sich den Verfügungen
der landschaftlichen Kollegien, welche die Aufrechthallung und Ausführur.g des Kre-
ditsystems betreffen, zu unterwerfen.

# 187. Bei Widersetzlichkeit und Ungehorsam sind die Landschaftskollegien
befugt, ihren Verfügungen durch Geldstrafen, durch landreuterliche Hülfe, und nö-
thigen Falls durch nachzusuchenden militairischen Beistand, Nachdruck zu geben.

Die Gerichte sind gleichfalls verpflichtet, der Landschaft in diesen Fällen auf ihr
Ansuchen schleunige und unweigerliche Hülfe zu leisten.

K. 188. Sollten diese Mittel den Widerspenstigen nicht zur gesetzlichen Ord-
nung zurückbringen, so ist der Verein berechtiget, die Ablösung der empfangenen
Pfandbriefe von ihm zu fordern, und wenn diese nicht erfolgt, die Verdußerung der
verpfändeten Gäter zu verlangen.

#. 180. Das Provinzialkollegium, welches sich zu einem solchen Verfahren
genöthiget sieht, muß unter Anführung aller vorwaltenden Umstände und Gründe an
die Generaldirektion berichten, welche nach Lage der Sache eine nähere Untersuchung
veranlaße, den Angeklagken mit seinen Vertheidigungsgründen hört, und darauf fest-
setzt, ob und in wie weit die vom Provinzialkollegium geforderte Ablösung der Pfand-
briefe statt finden müsse.

§. 100. Glaubt der Angeschuldigte sich bei dieser Feslsetzung nicht bernhigen
zu können, so kann er entweder auf eine nochmalige Untersuchung durch andere Ab-
geordnete, oder auf die Entscheidung der nächsten Versammlung des engeren Ausschus-

ses, oder auch der Generalversammlung, Falls nämlich die Berufung einer saen
gerade beschlossen seyn sollte, antragen. Hiernach haben diese Behörden die Akten
zu revidiren, und einen unabänderlichen Beschluß zu fassen.

K. 101. Wenn der Angeschuldigte in der gesetzten Frist die Pfandbriefe nicht
ablöst, so ist das Gut sofort zu verpachten, und nach Ablauf der Pachtjahre auf Er-
suchen der Landschaft von dem betreffenden Landgericht zur Subhastation zu stellen.

&amp;#. 102. Alle landschaftliche Beamte sind verpflichtet, den Verordnungen ih-
ter vorgesetzten Behörden Folge zu leisten. Die Ungehorsamen können in Geldstrafe
genommen, und bei beharrlicher Widerspenstigkeit durch Urtheil und Recht von ihren
Aemtern entfernt werden.

§. 103. Auch die verbundenen Gutsbesitzer ganzer Kreise in ihrer Gesamms-
heit bei den Kreisversammlungen sind verpflichtet, den Vorschriften der Kredit-Ord-
nung und den auf den Grund derselben abgefaßten Beschlüssen und ergangenen Ver-
fügungen der ihnen vorgesetzten landschafrlichen Behörden, in allen Stücken Folge zu
leisten.

Eils-



Eilftes Kapitel.
Bon dem Verfahren bei der Aufnahme der Taxen.

X lo#. Von allen dem landschaftlichen Kreditspstem zu verpfändenden Ga-
tern mussen neue Taxen aufgenommen werden, und die Abschätzungen der Güter und
Forsten nach den in der Beilage B. der gegenwärtigen Kredit-Ordnung beigefügten
Targrundsätzen erfolgen.

§K. 195. Die Taren der Güter, welche bereits von der westpreußischen Land-
schaft gefertiget sind, bedürfen nur einer Reoision an On und Stelle, und der Be-
richtigung nach den vorgedachten Targrundsätzen.

#&amp;. 106. Wer im Laufe der Tilgungszeit neue Pandbriefe aufnehmnen will,
muß sich einer gleichmäßigen Revision unterwerfen, wenn die vorhandene Tare dlter
als drei Jahre ist.

§. 107. Als einzige Ausnahme von dieser Regel soll gestattet werden, auf
ein Viertheil des Kaufpreises der bis zum Ende des Jahres 1703. erkauften Güter
Pandbriefe ohne Taxe zu bewilligen.

§. 108. Das nicht zu überschreitende Minimum und Marimum ist überall
in den Targrundsätzen ausgedrückt. Jede Provinzialdirektion wird in den Grenzen des-
selben die Sätze für ihren Bezirk, oder, wenn sie es nöthig finder, für jeden Kreis be-
stimmen, und diese Bestimmung durch die Generaldirektion auch dem engeren Aus-
schusse zur Bestätigung vorlegen.

§. 100. Wo eine Vermessung des Guts vorhanden ist, wird allein auf diese
veranschlagt. Wo diese nicht ist, muß die ganze Fläche durch einen vereideten Feld-
messer mit Ruthen oder Stangen übermessen und das Resultat mit dem sechsjahrigen
Durchschnitt der zu beschwdrenden Aussaat-Register verglichen werden.

Sind keine Wirthschaftsregister vorhanden, so muß die Aussaat und der Heu-
Ertrag durch die Oekonomiebedienten und drei Dorfseinsassen, die eine zulängliche Kennt-
niß davon haben, beschworen werden.

 200. Die Aufnahme der Taxen geschieht bei Gütern bis zu einem Werthe
von Zwanzigtausend Thalern, von einem Mitgliede des Provinzialkollegiums. Bei
Gütern von höherem Werthe wird noch ein zweites Mitglied dazu ernannt. Wal-
dungen bis fünf und vierzig Huben werden von zwei, größere Walder von drei Forsi-
verständigen abgeschätzt.

§. 201. Die zur Aufnahme der Taxen beauftragten Räthe müssen die
im §. 77. und 78. bestimmten Eigenschaften besitzen. Bei ihrer Auswahl ist
mit besonderer Sorgfalt dahin zu sehen, daß sie weder unter sich, noch mit dem
Besitzer des abzuschatzenden Gutes in so nahen Familien= oder sonstigen Verbindungen
stehen, welche nach den Gesetzen ihre Glaubwürdigkeit als Zeugen schwächen würden;
auch ist zwischen zwei und mehreren Kommissarien eine wechselseitige Theilnahme bei
der Abschätzung ihrer eigenen Güter als gänzlich unstatthaft zu vermeiden.
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8. 202. Die Abschatzungs--Kommissarien mussen uberall mit Zuziehung eines
Justizbeamten verhandeln. Wenn der Syndikus durch andere Arbeiten abgehalten,
der Taraufnahme nicht beiwohnen kann, so muß der Provinzialdirektor einen anderen
zu diesem Geschäfte besonders zu vereidenden Justizbeamten dazu ernennen. Jeder
Abschätzungs-Kommissarius erhält zwei Thaler Diäten.

§. 203. Der Oirektor ernennt die zur Taraufnahme nöthigen Kommissarien,
und diese vereinigen sich wegen des anzusetzenden Termins, der sofort dem antra-
genden Gutsbesitzer mit dem Auftrage bekannt zu machen ist, alles Erforderliche vor-
zubereiten, und eine Fuhre an den bestimmten Ort zu schicken, um die Kommissanien
abzuholen, oder ihre Reisekosten extrapostmagig zu vergütigen.

§. 20A. Alle Zubehbrungen (Pertinenzien) des abzuschatzenden Gutes müs-
sen zur Tare gezogen werden. Es bleibt dem Eigenthümer nur erlaubt, die Forsten

auszunehmen. Z

§. 205. Wenn gleich die Kommissarien mit aller Pünktlichkeit und Umsicht
den wahren Ertrag ausmitteln müssen, so dürfen sie doch durch unnütze Weitlauftig=
keiten das Geschäft nicht absichtlich verlängern. Die Direktion muß bei Feststellung
der Diäten darauf Rücksicht nehmen; und diese werden von ihr allein an die Kommis-
sarien ausgezahlt und von dem Veranlasser der Tare wieder eingezogen. Eine un-
mittelbare Zahlung der Dicten Seitens des letztern an die Kommissarien darf niemals
gestattet werden.

h. 200. Die Kommissarien schicken sofort die von ihnen gemachte und unter-
schriebene Taxe an den betreffenden Direktor, und berichten zugleich über die erwa
vorgefundenen besonderen Verhdlknisse.

##. 207. Alle aufgenommenen Taren sollen, sobald sie bei dem Direktor ein-
gehen, durch zwei Mitglieder des Kollegiums, welche bei der Aufnahme der Taxe
nicht mitgewirkt haben, und von dem Direkror zu ernennen sind, von jedem beson-
ders reoidirt werden. Oie Revisoren erhalten die Taren mit ins Haus. Die schrift-
lich abgefaßten Erinnerungen und Bedenken gegen die Taxen senden sie dem Direktor,
welcher sie den Abschätzungs-Kommissarien zur Erledigung zuschickt. Dem zweiten
Revisor werden die Bemerkungen des ersiern nicht mitgetheilt.

§. 208. Die Kommissarien sind zunachst verantworklich, wenn der Land-
schaftHurch eine zu hohe Tare, aus unrichtig zum Grunde gelegten Thatsachen, oder
aus unrichtiger Anwendung der Grundsätze ein Schaden erwächst — subsidiarisch auch
die Revisoren, wenn sie nicht beweisen, mittelst unrichtiger Angabe von Ertragsgegen-
tänden durch die Kommissarien gelcuscht zu seyn. Liegt böser Vorsatz oder grobe
Fahrlässigkeit (was nicht vorausgesetzt werden kann) zum Grunde, so müssen sie, nach
den allgemeinen Gesetzen, den ganzen Schaden vertreten. Für geringere Versehen
bleiben die Tarkommissarien und Revisoren nur drei Jahre nach revidirter Tare ver-
antwortlich. In allen diesen Fällen sindet jedoch die Verantwortlichkeit derselben
nur gegen die Landschaft, nicht aber gegen einen dritten, statt.

. 200.



—. 245 –

K. 200. Nach eben diesen Grundfätzen fallé auch die weitere Verkrerung ei-
nes Ausfalls wegen allzuhoher Abschätzungen entweder dem gesammten Departememts-=
kollegium, oder denjenigen Mitgliedern zur Last, die bei dem Vortrage für die Erhe-
hung gestimmt haben.

Um daher einer künftigen Mitvertretung auszuweichen, kann jedes Mitglied
des Kollegiums seine Abstimmung mit Anfühmrung der Gründe zu den Akten geben.

§&amp;#. 210. Glaunbt sich ein Gutsbesitzer durch das Verfahren der Tarkommis-
sarien beeinträchtiget, so muß er auf eine zweite Abschätzung antragen. Der Direktor
ernennt alsdann neue Kommissarien, und die gesammte Provinzialdirektion bestimmt,
nach reiflicher Ueberlegung der den ersten Taxkommissarien gemachten Beschuldigungen,
und nach der Revision der neu aufgenommenen Taxe, ob der Ankläger oder der An-
geklagte die Kosten bezahlen müsse.

§. 211. Wird außer diesem Fall auf eine neue Abschätzung angetragen, um
einen höhern Ertrag des Gutes zu beweisen, so bezahlt der Antragende die Kosten, und
die ersten Tar-Kommissarien können auch zur zweiten Tare ernannt werden.

#§# 212. Auch gegen einzelne Zweige der Abschätzung kann der Gutsbesttzer
Ausstellungen machen; das Provinzial-Kollegium wird bestimmen, ob sie erheblich
genug find, um eine neue Tare zu veranlassen.

§. 213. Die Einwendungen gegen die erste Tare müssen allemal bestimmt an-
gezeigl, und glaubhaft bescheiniget werden, bevor die örtliche Revision der ersten Tare
oder die Aufnahme einer neuen verfügt werden kann.

§S. 214. Sollte das Provinzial-Kollegium aus irgend einem Grunde von
Amtswegen eine neue Abschatzung fur nothig erachten und verfugen, so wird das Re-
sultat derselben ergeben, ob die ersten Tar-Kommissarien, oder der Gutsbesitzer, oder
beide die Kosten zu bezahlen haben.

§. 215. Wollen sich in allen biesen Fällen die Kommissarien oder die Guts-
besitzer bei dem Beschlusse der Direktion nicht beruhigen; so bleibt ihnen der Rekurs an
die General-Landschafts-Direktion und an den engeren Ausschuß, der die Beschwerde
lletzter Instanz entscheiden muß.

§. 210. Bei der Benachrichtigung von der festgestellten Höhe der Tarc eines
Gates wird dem Besitzer zugleich bekannt gemacht, daß er einen Auszug der Tare, oder,
wenn er die Schreibgebühren bezahlen will, die ganze Taxe in vierzehn Tagen erhalten
soll, und daß er vierzehn Tage nach Empfang derselben seine Eimwendungen dagegen
dem Provinzial-Kollegium anzeigen muß, widrigenfalls die Tare als angenommen
angesehen wird.

Zwoölftes Kapitel.
Von Ausfertigung der Pfandbriefe.

K. 277. Wer Pfandbriefe auf sein Gut nehmen will, meldet sich bei der be-
treffenden Hypotheken-Behörde, und unterrichtet gleichzeitig von seiner Absicht die
Mrovinzial-Landschafts-DOirektionen.

S. 21g.
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K. 218. Die Hypothekenbehörde ist verpflichtet, davon sofort Kenntniß zu
nehmen. Sind gesetzliche Hindernisse vorhanden, so bescheidet sie darüber den Nach-
suchenden. Im entgegengesetzten Falle sendet sie die Eingabe ohne Aufenthalt ur-
schriftlich und unter bloßem Umschlag mit Beifügung eines Hypothekenscheines an die
betreffende Provinzial-Direktion.

. 210. Findet der Direktor die Bewilligung der Pfandbriefe nach den be-
stehenden Grundsätzen nicht zulassig, so setzt er den Ansuchenden sofort davon in Kennt-
niß. Unterliegt aber die Bewilligung keinem Bedenken, so wird das Gesuch der
nächsten Versammlung des Provinzial-Kollegiums vorgelegt, undder Suchende vor-
läufig davon benachrichtiget.

&amp;#. 220. Die in dem abgelaufenen halben Jahre eingegangenen Eingaben
und Taxen vertheilt der Direktor unter die Muglieder des Kollegiues zum Vortrage;
für die letztern werden zwei Referenten ernannt.

6. 221. Es ist hiebei vorzüglich zu berücksichtigen:
1) daß der Re= und Korreferent aus dem Kreise seyn muß, in welchem das taxirte

Gut liegt, beide aber eine zureichende Kenntniß davon haben müssen;
2) daß sie mit den Antragenden in keiner Verwandtschaft oder anderen nahen Ver-

bindung stehen, (S. 201.) und
3) daß sie nicht selbst die Tare aufgenommen oder revidirt haben.

K. 222. Die Referenten müssen die Tare genau mitdenfestgesetzten Grund-
fätzen vergleichen, solche selbst nach ihren Lokalkenntnissen von dem Gute prüfen, und
über das Resultat dem Kollegium einen erschöpfenden Vortrag halten. Das Kollegium
berathschlagt, und setzt demnächst durch Mehrheit der Stimmen fest, bis auf welchen
Betrag Pfandbriefe gegeben werden sollen.

§. 223. Der Beschlutz wird von dem Syndikus in das Protokoll eingetra-
gen, am Ende der Sitzung vorgelesen, und von sämmtlichen Gliedern des Kollegiums
unterschrieben.

## 224. Wenn alle eingegangene Gesuche und Taren vorgetragen sind, und
darauf verfügt ist, geschieht die wirkliche Ausfertigung der Pfandbriefe.

##. 225. Pfandbriefe sollen nur in nachfolgenden Summen, als zu 1,000
Thaler, 500 Thaler, 250 Thaler, loo Thaler, 50 Thaler und 25 Thaler ansge-
fertiget werden. Wenigstens für den achten Theil des Ganzen werden kleine Pfand=
briefe, das heißt: zu 160, 50 und 25 Thaler, gefertiget.

&amp;# 220. Die Pfandbriefe werden nach dem in der Beilage C. enthaltenen
Schema auf Pergament mit besonders dazu gestochenen Matten und lateinischen Buch-
staben, in zwei Halbscheiden, die eine in polnischer, die andere in deutscher Sprache,
abgedruckt, und denselben Zins-Conpons auf fünf Jahre, also zehn Stück, beigegeben.

&amp;. 227. Bei Berichtigung des zehnten Coupons werden dem Inhaber ment-
geldlich zehn folgende ausgehändiget, wenn nicht etwa ein dritter, als Inhaber des
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Pfandbriefes, fruher dagegen Einspruch gethan hat. Diese Bestimmung wird auf
der Ruckseite des zehnten Coupons mit abgedruckt.

&amp;. 228. Außer der Zeit des Gebrauchs werden Platten und Stempel durch
den Kniglichen Kommissarius verssegelt, und von der Direktion mit der größten Sorg-
falt aufbewahrt.

#&amp;#. 220. Wenigsiens zwei Mitglieder des Provinzial-Kollegiums müssen ge-
genwärtig seyn, wenn die erforderliche Anzahl Exemplare zu den auszuferrigenden
Pandbriefen abgedruckt und vorschriftsmäßig gestempelt wird.

&amp;#. 230. Im versammelten Kollegium muß der Syndikus die in den abge-
druckten Exemplaren leer gebliebenen Plätze, die Summe, die Nummer und den
Buchsiaben des Pandbriefes ausfüllen. Der Direktor und wenigstens zwei Land-
schaftsräthe unterschreiben den Pfandbrief, und drucken das Landschafrs-Siegel bei.

#. 231. Mit dem Präsidemen des betreffenden Landgerichts bestimmt der
General-Landschafts-Direktor gemeinschaftlich den Termin, in welchem sich die Ab-
geordneten der Landschaft, zu welchen allemal der Syndikus gehdren muß, mit den Ab-
geordneten des Gerichts an dem Orte, wo dieses seinen Sitz hat, verenigen sollen.
Die Abgeordneten des Gerichts, die durch die Landschafts-Oirektion ein schriftliches
Berzeichniß der halb vollzogenen, auf die gesammte Landschaft ausgestellten Pfand-
briefe, und eine Nachweisung, auf welche Güter diese Pfandbriefe gegeben sind, er-
halten, überzählen diese, unterschreiben und untersiegeln sie, wenn sie richtig sind,
und besorgen dann sofort die Eintragung in das Hppothekenbuch, und den vom
Archivarius und Ingrossator zu unterzeichnenden vorschriftsmaßigen Vermerk der
richtigen Eintragung.

#. 232. Dies muß in vollständiger Versammlung der beiderseitigen Abgeord-
neten geschehen, und darüber ein genaues Protokoll zweifach aufgenommen werden;
eins von Seiten des Gerichts, das andere von Seiten der Landschaft.

# 233. Die ausgefertigten Pandbriefe versiegeln die Abgeordneten des Ge-
richts. Unter diesem Siegel werden sie von den Abgeordneten der Landschaft entge-
sengenommen, und demnächst dem Oirektor am Sitze der Provinzial-Bersammlung
ausgehändiget, welcher sie dann an die Theilnehmer, die auf ihre Ausfertigung an-
getragen haben, vertheilt, nachdem zuvor auch noch deren Eintragung in das Land-
schafts-Regisier G. 132.) bewirkt worden ist.

§. 234. Die Pfandbriefe müssen an den betreffenden Gutsbesitzer selbst aus-
gehändigt werden, einem dritten aber nur auf gerichtliche Spezial-Vollmacht desselben.

§&amp;#. 235. Sollen Hypotheken-Insirumente in Pfandbriefe umgeschrieben wer-
den, so wird die nämliche Form wie bei der Ausfertigung neuer Pfandbriefe beobach-
tet. Die Umschreibung muß in den Hypothekenbüchern besonders vermerkt werden.
Die Aushändigung der Pfandbriefe erfolgt aber erst nach Uebergabe und Vernichtung
des Hypotheken-Instruments, welche letztere durch die Hypothekenbehörde geschiehr.
Bis zu diesem Zeilpunkt bleibt der Pfandbrief im Deposito des Gerichts.

Drei-
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Dreizehntes Kapitel.
Von Einzahlung der Zinsen von den landschaftlichen.

Pfandbriefen.

A. Von der Einzahlung selbst.
. 236. Die Zinsen der Pandbriefe werden in halbjährigen Fristen vom lbt##-

bis 26sten Juni, und vom 12ten bis 24sten Dezember von den Schuldnern baar in
Courant nach dem Münzfuß von I764. an die Landschafts-Direktion bezahlt. Nur in
demselben Termin fällige Coupons werden als baar angenommen.

#. 237. Die Direktion versammelt sich acht Tage vor diesem Termine in dem
Kassengebaude der landschaftlichen Provinzialstadt, und besiimmt die Stunden, in
welchen Zahlungen angenommen werden.

§#. 238. Sie ernennt zugleich z ei ihrer Mitglicder zu Kassen-Kuratoren,
welchen während ihrer Amtsdauer noch die besonderen Pflichten obliegen, welche die
Gesetze mit einer Kassen-Kuratel verbunden haben. Der Direktor und der Syndikus
dürfen dazu nicht ernannt werden.

§. 230. Die Zinsen können auch durch einen Abgeschickten bezahlt, oder mit
der Post franko an die Direktion übermacht werden; im letztern Falle werden die Geld-
packete, bis sie im versammelten Kollegium eröffnet und nachgezählt werden können,
in den Depositalkasien verwahrlich niedergelegt. Dieser Deposstalkasten muß von Ei-
sen und mit drei Schlössern versehen seyn, zu welchen die beiden Kassenkuratoren und
der Rendant besondere Schlussel haben, so daß er von keinem Einzelnen eröffnet wer-
den kann.

#. 240. Außer den Sitzungen ist weder die Oirektion noch der Rendant er-
mächtiget, Zinszahlungen anzunehmen. Der Direktor ist zwar befugk, an ihn adres-
sirte mit der Post eingehende Gelder gegen Empfangschein anzunehmen; doch darf er
die mit Geld beschwerten Briefe, Beutel oder Packete nur in der Versammlung des
Kollegiums erbrechen, wo die Gelder gleich nachgezählt werden müssen.

&amp;. 241. Jede eingezahlte Post wird von einem Kassenkurator in das von ihm
zu führende Protokoll, von dem andern in die Kontrolle, und von dem Rendanten in
das Rechnungsbuch eingetragen; und die Schulbner erhalten über ihre Einzahlungen ge-
druckte, von den Kassenkuratoren unterschriebene, von dem Rendanten kontrasignirte
und nummerirte Quittungen. Die Nummern derselben werden in das Prokokoll und
in das Rechnungsbuch mit eingetragen.

§. 242. In dem Protokell werden die Zahlungen, wie sie geschehen, hinter
einander aufgeführt, und die Summe, so wie der Name des Jahlers und des Gutes,
dessen Pfandbriefe sie betreffen, vermerkt. Zur leichtern Uebersicht werden die Zinsen
gleich in drei Rubriken nach folgendem Schema vereinnahmt;

Sche-
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und nach dem Schlusse einer jeden Sitzung wird das Protokoll mit der Kontrolle ver-
glichen, und von beiden Kassenkuratoren unterschrieben.

§. 243. In dem Rechnungsbuche wird für jedes Gut eine zulängliche Anzahl
Blätter besiimmt. Bei Erdffnung der Sitzungen wird aus den Landschaftsregistern
ausgezogen. wie viel PMandbriefe auf jedem Gute haften, wie viel davon an Zinsen,
wie viel zum Tilgungsfonds, und wie viel zu den Verwaltungskosten einkommen muß,
folglich das Soll-Einkommen bestimmt.

9. 244. Die Kontrolle besteht aus einem alphabetischen Verzeichnisse der be-
pfandbrieften Guter, welches vor der Sitzung gefertiget und von dem Syndikus at-
testirt wird, mit den namlichen Rubriken zur Einnahme wie das Rechnungsbuch.

6. 245. Der Direktor ist fur das punktliche Verfahren bei der Zinsen-Ein-
zahlung verantwortlich. Er wird alle Uneinigkeiten, die etwa zwischen den Direktions-
mitgliedern und den Betheiligten vorfallen konnten, ausgleichen.

§. 246. Theilweise Zahlungen der Zinsen werden in der Regel und ohne be-
sondere Bewilligung des versammelten Kollegiums nicht angenommen. Mit Ablauf
der bestimmten Termine müssen alle Zinsen an die Kasse eingezahlt senn. Wegen der
Rücksiände tritt das F. 250. und folg. bestimmte Verfahren ein.

§. 247. Wenn die Einnahme der Zinsen geschlossen ist, versammelt sich das
Kollegium, und läßt die in dem Rechnungsbuch und in der Kontrolle bereits abgeson-
derten Zinsen, den Tilgungsfonds, die Verwaltungskosten, jedes in einem besonde-
ren Kasten mit drei Schlössern, wozu die Schlüssel nach §. 230. vertheilt sind, auf-
bewahren.

S. 248. Ueber diese wirkliche Trennung des baaren Geldes und dessen Nie-
derlegung in verschiedene Kasten wird ein besonderes Protokoll aufgenommen, in wel-
chem die Summe der Zinsen, der Tilgungs= und Verwaltungsfonds genau angegeben
werden muß, und von dem Direktor, sämmtlichen Räthen mit Einschluß des Syn-
dikus, und dem Rendanten unterschrieben.

Jahrgang 1821. Qq 9. 249.
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§ 240. Die Direkti muß sofort der General-Landschaftsdirektkon anzeigen,
wie viel an fälligen Zinsen eingegangen ist, wie viel Rückstände geblieben sind, und
was sie verfügt hat, um die Beitreibung zu bewirken.

B. Von Beitreibung der zurückgebliebenen Zinsen durch Admi-
nistration und Verpachtung.

K. 250. Es ist ein Hauptgrundgesetz des landschaftlichen Kreditsystems, den
Coupons-Inhabern die fälligen Zinsen an den beslimmten Terminen pünktlich und baar
zu bezahlen.

§. 251I. Um dies bewirken zu können, muß mit Strenge darauf gehalten
werden, daß die Schuldner ihre Zinsen in den bestimmten Temmnen pünkllich zur
Kasse bringen. Die schnellsion Exekutionsmittel müssen gegen die Säumigen verfügt
werden.

§. 252. Nach Ablauf des zur Zinsenzahlung bestimmten Termins, müssen
die Kassenkuratoren sofort einen Auszug der Rückstände aus ihren Büchern machen,
und diesen dem versammelten Provipzialkollegium vortragen. Dieses fertiget sogleich,
durch reitende Boten auf Kosten der Schuldner, den in den Kreisen zurückgebliebenen
Landschaftsräthen, einen Auszug mit der Aufgabe zu, ohne Verzug die nöthigen Maaß-
regeln zur Beitreibung der Rückstände zu ergreifen-

F. 253. Sogleich nach dessen Empfang muß sich der Landschaftsrath, mit Zu-
ziehung einer vereideten Gerichtsperson, auf das genannte Gut verfügen, und von den
auf demselben vorzufindenden Wirthschaftsbeständen, doch ohne der Substanz des Gu-
tes zu schaden, so viel versilbern, daß damit die schuldigen Zinsen bezahlt werden kön-
nen. ODer Erlös wird auf Kosten der Schuldner der Oirektion eingeschickt und über
das Verfahren eine genaue Verhandlung aufgenommen.

§. 254. Findet er keine veränßerliche oder nicht zulängliche Bestände, so
bereitet er sofort Alles zur Administration des Gutes vor, berichtet an die Direkrion
und schlägt einen Administrator vor.

§. 255. Sind von dem Gute Un Termin Weihnachten die laufenden Zinsen
nicht gezahlt, so wird es adminisirirt und den folgenden loten Juni zur Verpach-
lung gestellt, damit aus den vorzuschießenden Pachtgefällen die rückständigen und lau-
fenden Zinsen bezahlt werden können.

§. 250. Sind die laufenden Zinsen im Termin Johannis nicht gezahlt, so#
soll das Gut unter Aufsicht eines Landschaftsrathes durch den auf demselben vorhan-
denen und besonders zu vereidenden Wirthschafter —in sofern sich gegen dessen Per-
sönlichkeit und Fahigkeit nichts zu erinnern sindet — bis zum 1 5Sten Juli desselben
Jahres administrirt, und der Direktion Rechnung gelegt werden. An diesem Tage
aber soll die Verpachtung verfügt werden, wenn der Eigenthümer sich nicht bis dahin
bei der Provinzialdirektion erklärt hat, daß er die Administration bis zum nachsten
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Johannistermin wunsche. In diesem Termine muß aber, in sofern die Kasse nicht
befriedigt ist, unfehlbar zur Verpachtung geschritten werden.
 257. Die Güter werden auf drei hintereinander folgende Jahre verpachtet.

Bei dem Abschlusse des Pachtvertrages soll der Eigenthümer mit seinen Anträgen
gehört werden.

§. 258. Die Hauptbedingungen bei der Verpachtung sind, daß der Pchter
neben einer sichern von ihm zu leistenden Kaution die rückständigen Zinsen fofort baar auf
Abschlag der Pachtgefälle zahlt; daß er die Pacht übernimmt, ohne für irgend etwas,
es mag Namen haben, wie es wolle, Pachterlaß zu fordern; daß die Pachkraten halb-
jahrig zum voraus in den landschafflichen Jahlungs-Terminen geleistet werden; und
daß er das Gut nach Ablauf der Pacht in derselben Beschaffenheit zurückgewähre, wie
er es übernommen.

Die General-Landschafts-Direktion wird zu diesem Pacht-Kontrakte eine beson-
dere Amweisung geben.

§ 250. Insbesondere muß auch der Pächter, da diese Verpachtung niemals
entgegenstehen darf, wenn etwa das Gut im Laufe der Pachtjahre auf Antrag eines
Prvatgläubigers zur Subhastation gelange der Zuschlag vor dem Ablauf des Pacht-termins erfolgt, und der neue Erwerber den Pachtvertrag nicht fortsetzen will, verpflich-
tet werden, das Gut schon während der dreijährigen Pachtzeit, gegen ein in dem Pacht-
vertrage selbst festzusetzendes Abstandsgeld, zu räumen.

#. 200. Das zu verpachtende Gut wird dei Pächter mit einem neu aufzuneh-
menden Inventarium übergeben, und sowohl der Pachtvertrag, als alle darüber auf-
genommene Verhandlungen, dei Provinzial-Kollegium zur Prüfung, und von die-
sem der General-Landschafts-Direktion zur Bestätigung eingereicht. ie Landschafts-
räthe haben die Aufsicht über die verpachteten Güker, und wachen darüber, daß die
Pächter ihre vertragsmäßigen Verbindlichkeiten erfüllen, und die Substanz der Güter
nicht verschlechtern. Jeder mit dem Kredusystem verbundene Gussbesitzer aber ist ver-
bunden, auf Antrag der Direktion die besondere Kuratel zu übernehmen.

§. 261. Wenn zulänglicherMatzfürdenPächterist,sokanndemBesitzerdie
Wohnung doch nur unter der Bedingung gelassen werden, daß er sich in keiner Art indie Wirthschaft mische.

§. 262. Wenn ein der Landschaft verpfändeter Wald zu dem Gute gehört, so
übernimmt ein Landschaftsrath die Oberaufsicht, der den Forstbedienten vereidet, und
ihn verpflichtet, kein Holz ohne seine Anweifung schlagen oder verabfolgen zu lassen.Das Provinzial-Kollegium wird innerhalb der Grene einer guten Forst-Oekonomie
bestimmen: ob es zur Deckung der rückständigen und laufenden Zinsen nothwendig ist,
Holz, und wie viel, 44 verkaufen.§. 203. Während der Pachtzeit zieht die Direktion das ganze Pachtgeld ein,
und verabfolgt den Ueberschuß, der nach ihrer Befriedigung annoch bleibt, dem Eigen-
thümer. Sind Anträge der Gerichtshöfe auf diesen Ueberschuß eingegangen, so hat sie
diese, so weit die Einnahme zureicht, zu befriedigen. — «

g.2().1.Wennn«1ch821pla11·fdekPachtzeitdieLandschaftbefriedigetist,sowitd
das verpachtete Gut von der Direktion dem Pächter abgenommen und dem Eigenthämer
übergeben. Ist dies nicht der Fall, so muß 8 nach Umständen, deren BeurtheilungOqr ledl-
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lediglich von der Provinzial-Direktion abhangt, auf anderweite drei Jahre verpachtet
oder subhastirt werden.

§. 205. Beschwerden der Schuldner über das Verfahren des Prorinzial-Kol-legiums bei Verpachtungen, gehen an die General-Landschafes-Direktion, welche erfor-
derlichen Falls eine Untersuchung der Sache durch eigene Kommissarien veranlaßt. Ist
der Schuldner auch mit dem Resultat dieser Untersuchung nicht zufrieden, so hat er seine
weiteren Anträge bei der nächsten Versammlung des engeren Ausschusfes zu machen,
bei dessen Ersscheidung es verbleibt.§# 200. Im übrigen hat es überall, insonderheit auch wegen der Streitigkeiten,
die aus den von der Provinzial-Landschafts-Oirektion selbst abgeschlossenen Pacht= und
Verwaltungs-Verträgen entstehen mögten, bei den Verschriften der Allgemeinen Ge-
richtsordnung Theil I. Titel 24. §. 131 — 130. sein Bewenden.

&amp;. 207. Dem Schuldner muß die jährliche Rechnung über eingezogene Pacht-
gefälle und bezahlte Zinsen, und was ihm an lleberschuß gcezahlt ist, vorgelegt werden.
Es steht ihm frei, die Rechnung zu revidiren und seine Erinnerungen der Direktion ein-
zureichen, welche die begründeten erledigen, die unbegründeten zurückweisen muß.

§. 208. Außer den Fällen, wo die Landschaft aus eigener Bewegung mit der
Exekution verfährt, können auch diejenigen Real-Exekutionen, welche von Seiten der
Gerichte gegen den Besitzer eines der Landschaft verpfändeten Gutes auf Aumrrag eines
anderweiken Gläubigers verfügt worden, der Provinzial-Landschafts-Direktion zur
Vollstreckung aufgetragen werden.

&amp;. 200. In einem solchen Fall wird von dem betreffeuden Gericht der Oirektor
des Departements, zu welchem das Gut gehört, darum ersucht. Dieser läßt die ver-
fügte Erekution durch einen Landschaftsrath mir Zuziehung des Syndikus vollstrecken,wobei die Sicherstellung der landschaftlichen Zinsen die erste Derinaung bleibt.

K. 270. Wenn der anderweilige Gläubiger durch die Verpachtung des Guts
seine Befriedigung nicht erhalten kann, und auf die Subhastation anträgt, oderes end-
lich zur Eröffnung des Konkurses oder Liquidationsprozesses kommt, so wird dadurch bis
zum Zuschlag und Uebergabe des Guts an den neuen Erwerber in der Pachtung nichts
gämdert, sondern es mässen die eingehenden Einkünfte nach wie vor, hauptsächlich zuezahlung der während des Konkurses fortlaufenden Zinsen der Landschaft, und in 8
weit, als die Nothwendigkeit dazu vom Kreis-Landrath pflichtmaßig bezeugt wird, aber
nicht weiter, zu dem Zwecke, un das Gut in einem ertragsfahigen Zustande zu erhal-
ten, verwendek, der Ueberrest aber erst an das Gericht, vor welchei der Prozeß schwebt,
eingesand, demselben aber auch, wie nach F. 207. dem Schuldner, die Rechnung vor-
gelegt werden.

. 271. Wenn in der Folqe von Seilen der Landschaft die Tare eines Gmes
bei dem betreffenden Landgericht, entweder auf diesfälliges Erfordern, oder bei Gele-

Frbei eines Antrages auf Subbastation, übergeben werden muß; so ist zuvörderst dasut selbst, mit seinem ganzen Wirthschaftszustande noch einmal zu revidiren, jede seis
der Abschätzung desselben vorgefallene Beränderung in Ansehung des Inventariums,
der bewerkstelligten Verbesserungen oder der vorgefundenen Verschlechrerungen, in der
u Übergebenden Tare genau zu bemerken, und ubrigens nach den bestehenden Gesetzen
ber die Subhastarion zu verfahren.

S. 272.



G. 272. Sollte sich der Fallereignen, daß ein in Konkurs gerakhenes Gut einen
änzlichen Verfall dergestale erlitten hätte, daß bei der Verpachtung die Zinsen derPfahdbriefe nicht aufgebracht werden könnten, so muß die Landschaft entweder aus ihrer

eigenthümlichen Kasse oder durch aufzunehmende Darlehne den nöthigen Vorschuß besor-
gen, der den Landesgesetzen nach bei dem bevorstehenden Verkauf, vorzüglich vor an-
deren Schulden, und zwar nebst Zinsen, erstattet werden muß.

§. 273. Wenn sich im Bietungstermin ein Käaufer meldet, so muß dessen Ge-
bot wenigstens die Summe der auf dem Gute haftenden Pfandbriefe hinlänglich decken;
sonst ist die Landschaft nichk schuldig, in den Zuschlag zu willigen.

K. 274. Nach erfolgtem Zuschlage eines zum Verkauf ausgebotenen und von der
Landschaft verpachtet gewesenen Gutes geschieht die Uebergabe desselben durch das betref-
fkende Landgericht und die Landschaft gemeinschaftlich.

Sollte jedoch das Landgericht in einem oder dem andern Falle, einen eigenen
Abgeordneten zu diesem Behuf zu ernennen nicht nöthig finden, sondern die Landschaft
ersuchen, die Uebergabe allein zu verrichten, so kann auch dieses ohne Bedenken von
Seiten der Landschaft geschehen. Jedoch muß die Landschafts-Direktion von der voll-

zegenen Uebergabe dem Gericht, unter beigefügten Abschriften der Uebergabe-Protokolle,achricht geben.
§. 276. Bei der Ausbietung (F. 273.) kann die Landschaft die Ablösung eines

Theils der Pfandbriefe dem künftigen Käufer zur Bedingung machen.
. 276. Uebrigens ist die Landschaft, wie schon gesagr, nichr verbunden, beri

dem Konkurs sich zu melden, und zu den Kommunkosten beizufragen; vielmehr ist sie
berechriget, ihre eigenen Verpachtungskosten aus dem Gute zu nehmen.

C. Von der den verunglückten Schuldnern wegen der Zinsen zu
verstattenden Nachsichr.

S. 277. Die eigene Nothduft der Landschaft erfordert, den durch Unglücksfälle
zurückgesetzten Schuldnern eine billige Nachsicht dei der Zinsenzahlung zu gestatten.

S. 278. Oiese Nachsicht kann aber nur nach einer genauen, von der Direktion
zu veranlassenden Untersuchung bewilliget werden, wenn durch dieselbe festgestellt wor-
den, daß der Besitzer an dein Unglück nicht selbst Schuld, und daß es so bedeutend ist,
daß der Ertrag des Gutes nicht zureiche, die falligen landschaftlichen Zinsen zu zahlen.

§. 270. Der Schuldner muß das ihn betrofsene Unglück acht Tage nach dessen
Erfolg dem Provinzial-Landschafts-Direktor anzeigen, wenn er Anspruch auf Nach-
sicht machen will.

§ 280. Auf diese Anzeige bestimmt der Direkkor einen Landschaftsrath des
Kreises zur pflichtmäßigen unentgeldlichen Untersuchung, und dieser reicht mit seinemgutachtlichen Bericht eine aueführische Nachweisung der gewöhnlichen Gutseinkünfte,
und des durch das Unglück entstehenden Ausfalles ein.

&amp; 281. In der nächsten Sitzung wird der Bericht zum Vortrage gebracht, und
das Kollegium stellt fest, auf welche Höhe und auf welche Frist dem Schuldner Nach-
sicht gegeben werden soll! Doch muß das Tilgungsprozent unter allen Verhälrnissen
gezahlt werden.

§. 282. Mit Ablauf der Frist aber muß der Schuldner den Rückstand zur Pro-
vinzial-Kasse unfehlbar abführen, oder gewärtigen, daß er mit aller Schärfe der land-
schaftlichen Exrekurion beigelrieben wird.

D. Von
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D. Von Ergänzung der ausbleibenden Zinsen.

 §# 283. Der eigenthümliche Fonds der Landschaft ist besonders dazu bestimmt,
ausbleibende Zinsen vorschußweise zu bezahlen. Wer mit seinen Zinsen im Rückstande
bleibt, ist verbunden, den daraus gemachten Vorschuß mit fünf Prozent zu verzinsen.

# 284. Sollte der Fonds nicht zureichen, so muß das gesammte Kollegium bei
Jeiten auf Mittel denken, die mörhigen. Gelder zur prompten Jinsenzahlung herbeizu-schaffen. Besonders muß dieses in Ansehung der Zinsen geschehen, worauf Nachsicht
bewilliget ist, die also bestimmt in dem Termin nicht eingehen.

§. 286. Die Landschafts-Direktion kann entweder selbst, auf Kosten der Schuld-
ner, Gelder aufnehmen, oder Schuldnern, die nur in einer augenblicklichen Verlegen-
heit sind, die schriftliche Bewilligung zur Aufnahme von Geldern, Behufs Bezahlung der
laufenden Zinsen, ertheilen.

g. 286. Wer für solche Schuldner den Vorschuß macht, erhält von ihr gegen
Einzahlung desselben eine Urkunde, welche die Bescheinigung über die Zahlung selbst
und über deren Bestimmung, und zugleich die Zusage enthält, daß daraus im Fall der
verzögerten Rückzahlung gegen den Hauptschuldner die landschaftliche Exekution statt
finden solle. Dieser Zusage gemäß wird auch vorkommenden Falls verfahren, und mit
dem Vorschusse zugleich die bedungenen Zinsen bis zum Jahlungstage beigetrieben; und
muß die Direktion selbst für einen säumigen Zinsenzahler Gelder aufnehmen, so muß
Letzterer ihr nicht blos die §. 283. gedachten fünf Prozent Zinsen, sondern auch die er-
weislich höher gezahlten Zinsen und andere Unkosten vergüten.

K&amp;. 287. Auch müssen in diesem letztern Fall, wenn nämlich die Direktion selbst
für einen Schuldner Gelder aufgenommen hat, die Gläubiger allemal den vollständigen
halbjährigen Zinsenbetrag erhalten, wenn ihnen der Vorschuß auch früher zurückgegahltwerden sollte.

§. 289. Doch foll die Rücksahlung aus der Kasse in der Regel nicht eher, als.
bei der nächstfolgenden Provinzial-Versammlung geschehen.

§. 280. Es muß zu diesem Behuf bei jeder Provinzial-Direktion neben der Zin-
sen= auch noch eine besondere Rückstandsrechnung geführt werden.

 200. Die Landschaftsräthe fertigen aus der Zinsenrechnung einen Auszug,
welche Güter, und wie viel sie an Zinsen rückständig, wann und woher die Rückstände
eingegangen, und wie die gemachten Vorschüsse davon bezahlt worden sind. Oieser
Auszug wird von dem Syndikus noch besonders beglaubiget, und von dem Rendanten
nachgetragen.

K. 201. Die Schuldner, welche Nachsicht erhalten haben, müssen die Gelder
an die Provinzial-Direktion einzahlen. Sie werden sofort in das Rechnungsbuch ein-
getragen, und das baare Geld in die Kasse niedergelegt.

. 202. Alle Ruckstandsrechnungen müssen bei der nächsten Provinzial-Ver-
sammlung dem Kollegium vorgelegt, durch einen aus ihrer Mitte zu ernennenden Aus-
schuß revidirt, und abgenommen, und dem Rechnungsführer darüber eine Decharge
ertheilt werden.

. 203. Die Jinsenrechnungen nebst den Quiktungen derjenigen, welche die
Vorschüsse zur Deckung der Rückstände geleiste und wieder bezahlt erhalten haben,sind die Beläge, womtt die Rückstandsrechnung justifizirt werden muß.

Vier-
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Vierzehntes Kapitel.
Von der Auszahlung der Zinsen an die Pfandbriefsinhaber.

 §# 204. Nach dem Abschluß der Zinseneinnahme beginnt die Auszahlung der-
selben den 2 gsten Juni und den 27sten Dezember.

. 205. ODie Zinfen werden an den Vorzeiger der fälligen Coupons ohne Aus-
flucht oder 3Z6gerung bezahlt, und diese ohne alle weitere Förmlichkeit stam Quittungen
angenommen.

g. 296. Die Auszahlung geschieht in der nämlichen Form, wie die Einnahme;
in dem Rechnungsbuche der Konkrolle und dem Protokolle werden nur die wirklich ge-
zahlten Vier Prozent eingezeichnet.

shi 297. Die Zinsenzahlung wird mit dem 14ten Juli und dem Ibten Januar
geschlossen.

§5. 208. Zu mehrerer Bequemlichkeit des Publikums sollen von der Landschaft
Agenten in Berlin und Breslau bestellt werden, welche die fälligen Zinsen vom isten
August und uisten Februar ab, zahlen werden.

g. 299. Wer in diesen bestimmten Tagen die Zinsen nicht erhebt, muß sich mit
den falligen Coupons bei dem Direktor besonders meiden, der sie ihm auszahlen läßt,
wenn Geld in der Kasse ist, oder ihn zur Erhebung an die General-Landschafts-Direk-
tion verweiset.

* 3o. Wer aus irgend einer Urfache die falligen Zinsen an einem Tert in
nicht erheben will, kann sie an dem folgenden mit erheben.

30o01. Die Einlieferung, Eintragung und Durchstreichung der Couponswirkt einen vollständigen Beweis der geschehen Zahlung gegen jeden Anspruch, der
innerhalb zehn Jahren gemacht werden könnte. Zu diesem Behmf werden die Coupons
zehn Jahre lang bei der Kasse aufbewahrk, nach Ablauf dieser Frist aber vernichtet, und
keine Nachforderung der Zinsen mehr angehörk.

 302. Oie allgemeinen Gesetze schreiben übrigens vor, wie in Ansehung der
sichern Aufbewahrung der Pfandbriefe, der Emschädigung des Eigenthümers eines ent-
wendeten Pfandbriefes, und der Erneuerung schadhaft gewordener Pandbriefe verfah-
ren werden soll.

9. 303. Mit Beziehung darauf wird aber noch folgendes bestimmt:
a) der Besitzer eines Pfandbriefes ist zwar befugt, durch einen Privatvermerk sich

egen Entwendung desselben zu sichern, und derjenige, der einen mit einem solchen
Zermerk versehenen Pfandbrief ohne ausdruckliche Einwilligung des Besitzers an

sich bringt, soll fur einen unrechtmäßigen Besitzer angesehen werden; jener aber,will er ihn wieder in Cours bringen, i verpflichtet, ihn der betreffenden Direktion
einzureichen, um ihn auf seine Kosten umfertigen zu lassen.

b) Jedem Inhaber steht frei, seinen Pandbrief durch die DOirektion außer Cours setzen
u lassen, oder ihn bei ihr gegen Deposiral-Gebühren von ein Vierkel für das
ausend von Termin zu Temmin nmiederzulegen.

c) Die Beamten der Landschaft sind verpflichtet, wenn ihnen die Entwendung oder
der sonst zufallige Verlust eines Pfandbriefes bekannt gemacht wird, den Vorzei-
ger der Coupons dieses Pfandbriefes aufzuzeichnen, und dem Eigenthümer des
Mandbriefes zur Wahrnehmung seiner Gerechtsame sofort Anzeige davon zu machen.

d) Ein



d) Ein blos schadhaft gewordener Pfandbrief soll gegen Erlegung der Ausfertigungs-
und Eintragungs-Gebäühren erneuert werden.

ge.) Der Amortisationsprozeß über verlorne Pfandbriefe wird auf den Antrag der Ge-
neral-Landschaftsdirektion durch das Landgericht des Bezirks nach den bestehenden
Gesetzes eingeleitet.

Funfzehntes Kapitel.
Von dem Verfahren bei der planmäßigen Tilgung der Pfandbriefe

durch Verloosung.
§. 3oufWenn fandbriefe ein Aufgeld tragen, und deshalb die planmäßige

Tilgung durch öffentliche Verloosung eintritt, wird von der General-Oirektion sechs
Monate vor der Verloosung bestimmt, wie viel Paandbriefe von jeder Gattung nach
dem vorhandenen Fonds getslgt werden können.

##-Os. Nach Ablauf dieser Frist, allemal an einem Zinszahlungs-Termine,
werden von der General-Direktion zu Posen die sämmtlichen noch nicht gelilgten Num-
mern einer jeden Gattung von Pandbriefen in ein besonderes Rad gelegt, und mit

Zuziehung eines Mitglievss der Königlichen Regierung und eines Mitgliedes des Ké-
niglichen Ober-Appellationsgerichts, um Beiseyn der ganzen General-Direkrion, durch
Kinder so viele Nummern öffentlich aus dem Rade gezogen, als gekilgt werden können.

f. Zc. Sämmtliche Nummern aller ausgeferkigten und noch nicht getilgten
Mandbriefe werden in sechs verschiedene Räder dergestalt vertheilt, daß

as Rad Nro. I. alle Nummern der uber 1000 Thaler
- Nro. 2. die uber 500 —
- Nro. 3. - 250 —

- Nro. 4. 100 —
Nro. 5. 50 —

 Nuro. 0. - 25

ausgefertigten, noch nicht getilgten Pfandbriefe enthalten, und aus jedem Rade wer-
den, nach den im FJ. 30. bestimmten Grundsatz, so viel Nummern gezogen, als nöthig
sind, um die zur Tilgung vorräthige Summe zu erschöpfen.

g. 307. Bei der Auszahlung der Pfandbriefe wird eben so verfahren, wie bei
der Auszahlung der Zinsen. Jede Post wird im Prokokoll, im Rechnungsbuch und in
der Kontrolle vermerkt.

#. 3o. Es wird aber ein besonderes Buch von der General-Landschaftsdirekrion
über die planmaßig getilgten Pfandbriefe geführt, in welchem in den Fristen, wo sie
die zu tilgende Pfandbriefe ankauft, der Tag des Einkaufs eingezeichnet, der Cours-
zettel beigelegt und der Termin des Zinsen-Ertrages bemerkt werden muß. Bei der
Verloosung sind die Pfandbriefe mit dem Tage derVerloosung einzutragen. Die ge-
sammte General--Landschaftsdirektion fuhrt das Protokoll daruber, der Syndikus die
Kontrolle, der Rendant das Rechnungsbuch, und alle ohne Ausnahme sind für die
richtige Verwaltung verantwortlich.

 300. Der engere Ausschuß nimmt jährlich die Rechnung daruber ab, und
kann voriäufig bis zur nächsten Gener##-MWersammlung dechargiren. Diese ist aber
allein befugt, eine völlig rechtsgültige Oecharge darüber zu geben.

S. S#.



K. 310. Sollte der engere Ansschuß irgend ein Bedenken finden, die vorgelegte
Rechnung vorlaufig zu genehinigen, so muß er es dem Koniglichen Kommissarius an-
zeigen, den sofort zur weirern Untersuchung die Generalversammung zusammenrufen mußb.

. 31I. Unter keinen Verhälruissen darf die General-Landschaftsdireklion oder
der engere Anoschuß zugeben, dass die aufgesammelten Gelder zu einem andern Zwecke
verwandé, oder die getilgten Pfandbriefe wieder in Cours gesetzt werden. Sie bleiben
für die richtige Verwendung zu dem aufgestellten Zweck solidarisch und einzeln dergestalt
verantworklich, daß sich die Generalversammlung bei irgend einer Pflichtwidrigkeit anihr gesammtes Vermögen und an ihre Personen für das Vanze halken kann.

K. 312. Diegehegenen Nummeru werden sogleich öffentlich bekannt gemacht,und nach Ablauf von sechs Monaten, acht Tage nach dem geschlossenen Zinszahlungs=
Termine, nach ihrem Neunwerthe baar und mit dem Aufgelde nach dem Coure bis auf
drei Prozem bezahlt.

K. 313. Die eingelöseten Pfambriefe werden vorerst und bis zu ihrer Löschung
und Vernichtung von der gesammten General-Landschaftsdirektion, znir Zuziehung des
Rendanten, unit einem von allen unterschriebenem Vermerk: ·

„Für i imer dem öffentlichen Verkehr entzogen“
versehen, in einem cisernen Kasten aufbewahrt und uber die Aufbewahrung ein beson-
deres Protokoll ausgenommen, das von allen Anwesenden unrerschrieben werden muß.

F. 31. Diese planmäßig gelilgten Mandbriefe tragen, von dem Tage der Ein-
lösung ab, der Gieneral-Landschaftedirektion fünf Prozent Zinsen. Das Eüwiertel
zur Denwallung bestiimmte Prozent wird zu den laufenden Ausgaben abgegeben. Ueber
diese Zinsen und die Absonderung des * Prozent mun ein besonderes Buch durch den
NKendanten geführt werden. Der Syndikus führt die Kontrolle, und die Kassen-Ku-
ratoren die Oberaussicht darüber. Die gesammte General-Landschaft bleibe für die
Richtigkeit der Bestände und der Rechnung veranewortlich. Der General-Landschafts-
direktor kann daher, so oft er es für nöthig erachtet, Kassenrevisionen anordnen; auch
steht es jedem General-Landschaftsrath frei, darauf an zutragen, und der Direktor ist
verpflichtet,, sie zu verfügen.

. 313. Mir den getilgten Pandbriefen müssen alle ausgefertigte Conpons ein-
gereicht werden, che jene bezahlt wwerden können, und letztere 7 dann gleich nach dem
Empfange zu vernichten. ,

§..;16.WmnglcjchdieGeneral-LandfchaftsdikektiondasGeschäftdckTik
gung allein betreibt., so ist doch zur Bequemlichkeit der Pfandbriefsinhaber festgestellr,daß die gelooseten Pfandbriefe bei jeder Previngal-DOirektton bezahlt werden können.

. 317. Der Inhaber des gelooseten Pfandbriefes ist aber verpflichtet, sich vier
Wochen vor dem Zahlungstermin bei der landschaftlichen Direktion zu melden, von
welcher er das Geld beziehen will. Spätere Anmeldungen können die Provinzial-Di-
rettionen nicht annehmen.

 318. Die General-Landschaftsderektion theilt den Provinzial-Direktionen
die Rummern und ein Verzeichniß der Pfandbriefe mir, die in den verflossenen Termi-
nen gezogen sind, und in den bevorstehenden bezahlt werden sollen.

§. 310. Die General-Landschaftsdirektion überschlägt die Einnahme der Pro-
oinzial-Direktionen, und benachrichtigt dieselben sofort, wohin die Ueberschüsse abzu-

Jabrzang 1321. Rr fuh-



fuhren, E woher die Zuschüsse zu bezieben sind, um die angemeldeten Pandbriefe
u bezahlen. "

* 5 K. 320. Ueber dieses Geschäft gleichen sich die Provinzial-Direktionen durch
Quittungen aus, die von sämmtlichen Gliedern des Kollegiums und dem Rendanten
unterschrieben seyn müssen. ·

H.32I.VondenProvinzial-DikektionenwerdendieeingeldsetenPfandbriefe
sofort der General-Landschaftsdirektion mit der Nachweisung eingereicht, welche ange-
meldete Pandbriefe gezahlt, und für welche das baare Geld noch in Berwahrung ist.

 322. Der General-Landschoftedireklor läßt nach Beendigung des Geschäfts
sämmrliche Rechnungen revidiren und die Erinncrungen erledigen, um sie dem engeren
Ausschusse zur Reoision vorzulegen, welcher, wenn er nichts zu erinnern hat, die De-
charge ertheilt. ç

S. 323. Die Nebersendung der Gelder von einer Direkrion zur andern, um die
angemeldelen verlooseten Pfandbriefe zu bezahlen, muß von der Gencral-Landschafts-
direktion auf dem sichersten und wohlfeilsten Wege besorgt werden. Die Kosten dazu
werden aus dem allgemeinen Fonds genommen.

Sechszehntes Kapitel.
Von den eigenthämlichen Fonds der Landschaft und deren Verwaltung.

5. 324. Die Landschaft hat eigenthümliche Fonds nörhig:
1) um die zur Unterhaltung des Spiene erforderlichen Rosten zu bestreiten;
2) um die zurückbleibenden Zinsen vorzuschießen;
3), um irgend einen unvermutheten Ausfall zu decken.

# 323. Zu den Kosten, welche der Landschaft zur Last fallen, gehört die Be-
soldung der Mitglieder des General-Landschaffskelegiums, der Prooinzial-Kollegien
und deren Unterbeamten; die Diäten in gemeinen Landschafts-Angelegenhek#t##n, die
Bezahlung für den nöthigen Gelaß zur Kasse, Registratur und den Sitzungssälen der
Kollegien, die Anschaffung des zu den Pfandbriefen erforderlichen Materkals, wie auch
der Schreibmaterialien und übrigen Bedürfnisse an Holz und Licht u. s. w., die Kosten
der Geldversendungen, und überhaupt alle Arten von Ausgaben, die das allgemeine
und nicht das besondere Interesse eines Einzelnen betreffen. ·

H.326.Ins-Bestreitungdieses-Bedürfnissehat-dirLandschaftfolgenchonds:
I)dieAnsfertigungsgcbühkcnfürdiePfandrkicfe,wctclseeinsdksisszskichMaterialien,

abekobneSkcmpcl,aufzszbalekfürdasTaufe-ndfestgesckzkwordcnz
2)dasbksiisninkeI«P1-oseiik,welchcsdieSchuldnekkezablcm
3) die Zinsen von dem Kaptrale, welches Se. Majestat der König mit Zweimalhun=

derttansend Thalern zur Gründung des landschafklichen Kredin##ereines, der Land-
schaft, als ein unverzinsliches Kapital vorzuschießev die Gnade haben wollen.

&amp; 327. Oie Fonds hat eine jede Provinzal-Dirertion für sich zu verwalten,
und die Ueberschüsse über den Etat der General-Landschaftsdirektion abzuführen.

X 328. Die Ausferligungsgebühren für die Aranobriefe inüscen von den Schuld-
nern bei der Aushändigung der Pandbriese bezalt werden.

320. Der Oirekror übergiebt beim Sch'usse der Versammlung die Berech-
nung der erforderlichen etaksmäßigen Ausgaben einschlieglich der etatomapigen Diät###

« kür



fur die Kreisabgeordneten bis zum nachsten Termin, und das Kollegium ermachtiget ihn,
so viel in einem abgesonderten Kasten aufzubewahren, und daraus zu entnehmen, als
die Grfüllung des Etats erfordert. Der Ueberrest wird im Beiseyn sämmtlicher Mit-
glieder gepackt, und mit der darüber geführten Rechnung an die General-Landschafts-
Direktion abgeschickt.

§. 30. Da in dem Verlauf von einem Termine zum andern unvorhergesehene
Ausgaben vorkommen können; so wird die General-Landschaft bestimmen, wie viel
Gelder außer den ctatemäpigen Ausgaben noch bei jeder Direktion auf unvorhergesehene
Fälle zur#chkbleiben kennen.

S. 301. Oie Rechnung darüber wird von dem Rendanten geführt, halbjährig
dem stolleglum vorgelegt, und durch dasselbe abgenommen, ein summarischer Auszug
davon aber den Kreis-Abgeordneten mitgegeben, um solchen in der nächsten Kreisver-
sammlung vorlegen zu können.

S. 332. Die Einnahme des ! Prozents ergiebt sich aus der Zinsenrechnung,
die Ausfertigungsgebühren aus dem bei der betreffenden DOirektion aufgenommenenPro-
tokolle. Die Ausgabe muß durch gültigeBeläge nachgewiesen werden.

6. 333. Oie Gencral-Landschaftsdirektion wird die leberschüsse sofert in Pfand-
briefe verwandeln, um daraus einenzinsentragendenFonds für die gesammte Landschaft
zu bilden. « ·

Siebenzehntes Kapitel.
Depositalordnung.

K. 331. Es sind Fälle möglich, wo baare Gelder, Pfandbriefe und andere
Dokumente oder Effekten ad depeoositum kommen können.

&amp; 33. Bei Mandbriefen ist beispielsweise dieses der Fall:
1) wenn Pfandbriefe von den Inhabern gekündiget, und dieserhalb der landschaftli-

chen Behörde eingeliefert werden;
2) wenn die Landschaft einen Theil ihres eigenthümlichen Fonds in Pfandbriefe ver-

wandelt hat.
§. 330. Bei baaren Geldern:

I) wenn der Inbaber des gekündigten Pfandbriefes die Valuta desselben in dem be-
stimmten Ter in nicht in Empfang genommen hat;

2) wenn ein Theil des eigenthümlichen Fonds der Landschaft nicht zinsbar angelege
werden kann, und deshalb baar aufbewahrt werden muß.
. 337. Andere Ookumente und Effekten können #n Wege der Exekution gegen

die Schuldner der Landschaft oder sonst in das Oeposttorium kommen.
S. 338. ODie Deposita einer jeden landschaftlichen Behörde werden von den bei-

den Kassenkuratoren (G. 58. und 238.) und einem Rendanten, der, wo möglich, mit
der Verwaltung der landschaftlichen Zinsenkasse nicht beauftragt seyn muß, verwaltet.

K. 330. Sie werden in einem eichenen, gegen Einbruch möglichst gesicherten,
in einem feuersicheren Gewoölbe aufgestellten Spinde, dessen Inneres in 2./ oder mehrere
Facher alphabetisch abgetheilt ist, unter drei verschiedenen Schlössern verwahrt, deren
Schlüssel unter die Kuratoren und den Rendanten vertheilt sind.

§. 3J0. Ohne eine schriftliche Anweisung der Landschafts-Oirektion darf in das
Depositorinm nichts angenommen, und nichts aus demsolben verabfolgt werden.

Nr 2 K. 341
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g. 3al. Diese Anweisungen müssen, wenn sie nicht von dem Landschafts-Di-
rektor selbst angegeben sind, doch von demselben oder seinem Stellvertreter mirgezeichnet
eyn.

sey . 342. Jede Anweisung, welche eine Eintragung in die Depositalbücher ver-
anlaßt, wird vom Derernenten in die Mandatenliste eingerragen.

K. 343. Oiese Deposital-Mandatenliste wird nach folgendem Schema angelegt:
1) Eine jede Masse erhält ein besonderes Blakk.
2) Die Seite links ist für Einnahmen, die rechts für Ausgabenbestimmrund derge-

stalt überschrieben.
3) Ganz oben, über beide Seiten laufend, befindet sich der Name der Deposital-

masse: z. B.

„Landschaftlicher eigenthümlicher Fonds;“
er:

„Viktorsche Kündigungsmasse.“
4) Die Einnahmeseite zerfällt in folgende Abtheilungen:

a) No.
b) Tag der Verfügung.
c) Name des Deponenten.
4) Gegenstand der Annahme.

aa) baar,
bb) in Aktivis,
Pc) in andern Effekten.

e) Tag der Befolgung des Annahmebefehls.
1 Fallt weg.

5) Die Ausgabeseite enthält folgende Unter-Abtheilungen:
a) No.)
d) Tag des Ausgabe-Befehls.
c) Name des Empfängers.
d) Bezeichnung des herauszugebenden Gegenstandes.

aa) baar,
bb) in Aktivis,
c) in andern Effekten.

e) Tag der Befolgung des Ausgabe-Befehls.
s) Fallt weg.

§. 344. Der Decernent krägt bei Erlassung der Anweisung den Inhalt dersel-
ben in die betreffende Mandatenliste und zwar in die Abtheilungen a, b„, c d, ein.

 345. Seite und Nummer der Mandatenliste werden auf dem Mandat so-
wWohl im Enkwurf als auch in der Reinschrift vermerkt.

. 3Z46. Die vollzogenen Verfügungen werden an den ersten Kassenkurator ab-
gegeben, der sie, wenn ihnen der K. 3J. bezeichnete Vermerk fehlt, sofort der Land-
schafts-Direktion zurückreicht, um enkgegengesetzten Falle aber in ein zur Kontrolle der
Geschäftsverwalkung nach folgendem Schema anzulegendes Journal eintragt.

(fortlaufende) No.
Inhalt der Anweisung.
Tag der Befolgung der Rückgabe.

5. 347.
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&amp;. 347. An dem von der Landschafts-Direkrion ein für allemal zu bestanmen-
den Deposikaltage versammeln sich die Deposikarien in dem landschaftlichen Oepositorium,
um die bis dahin verfügten Depositalgeschäfte auszuführen.

K. 3J8. Die Deposiral-Kassenbücher werden von dem ersten Kurator und dem
Rendanten gefähr.

6 340. Oiese Bücher sind gleichlautend nach folgendem Schema anzulegen:
1) Eine jede Masse erhält ein besonderes Blatt.
2) Oben über beide Sciten läuft der Name der Masse.
5) Die Seite links ist für Einnahmen, die rechts für Ausgaben bestimmt, und so

überschrieben.
4) Die Einnahmeseite zerfällt in folgende Unter-Abtheilungen

a) Seite und Nummer der Mandatenliste.
b) Tag des Mandates-
6#)Name des Deponenten.
40 Bezeichnung des angenommenen Gegemkandes.

aa) baar. Rehlr. Sgr. P.
bb) in Aktivis. Rthlr. Sgr. Pf.
c) in Effekten.

 ) Tag der erfolgten Annahme.
t) Nummer des Belags.

5) Oie Ausgabeseite hingegen in folgende:
a) Seite und Nummer der Mandatenliste.
I.) Tag des Mandats.
#) Name des Oeponenten.
4 Bezeichnung des herausgegebenen Gegenstandes.
ee) Tag der erfolgten Ansgabe.
#Nummer des Belages.

# 350. Der zweite Kurator schreibe auf einzolnen Bogen gleichlamend mit den
Deposikalbüchern die vorgefallenen Einnahmen und Ausgaben.

F. 351. Diese Eintragungen sowohl in die Oepositalbücher, als auf die einzel-
nen Bogen werden von beiden Kmatoren und dem Rendanten durch ihre Namensun-
kerschrift vollzogen.

352. Der von dem zweiten Kurator niedergeschriebene Vermerk kommt bei
der Landschafts-Direktion zum Vortrage. Der Decernent vergleicht den Inhalt dieses
Vermerks mit dem Inhalt der Anweisung und der Mandakenliste, und trägt, wenn
nichts zu erinnern ist, den Tag der Befolgung des Mandats in die Mandatenlisie, Ab-
theilung e, ein, und schreibt sodann den Vermerk zu den Akten.

6. 353. Unter „Fällt weg“, Abtheilung k. der Mandatenliste, wird das Man-
dat eingetragen, wenn die Befolgung desselben erlediget, und das Mandat dieserhalb
zurückgegeben worden #st. Wenn z. B. in der Zwischenzeit von der Erlassung des Man-
dats zur Annahme der Valuta eines gekündigten Pfandbriefes ad depositum, bis zur
wirklichen Depositalannahme der Inhaber des gekündigten Pfandbriefes sich zum Em-
pfange der Valuta bereit erklärt, und folglich die Annahmeder Valuta ad depo#itum
nicht weiter nöthig ist, so reicht das Oepositorium das Mandat an die Landschafts= Di-
rektion zurück, der Decernent stellt solches in der Mandatenliste unter „Gällt weg“,
und schreibt es zu den Akten.

g. 354.
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K. 354. Soll ein Arrest auf ein Depositum angelegt werden, so wird das De-
positorium hiezu von der Landschafts--Direktion durch eine schriftliche Verfugung ange-
wiesen. Dieses Mandat wird in die Mandatenliste auf die Einnahmeseite mit der aus-
drücklichen Bemerkung:

„soll mit Arrest belegt werden,“
eingetragen. Die Depositarien kragen die Arrest-Anlegung in die Depositalbücher ein,
und der vom zweiten Kurator auf einem einzelnen Bogen geschriebene Vermerk kommt,
um in die Manoatenliste nachgetragen und zu den Akten geschrieben zu werden, bei der
Landschafts-Direktion zum Vortrage.

. Die Rechnung wird vom Rendanten alljahrig am Schluß des Kalen-
derjahres mit den Belagen der Landschafts-Direktion zur Revision und Decharge ein-

ereicht.
9 #. 356. Um die Rechnungslegung möglichst zu vereinfachen, übergiebt der
Rendant die von ihm und dem ersten Kurator geführten Deposu#ialbucher nebst den num-
merirten und gehefteten Einnahme= und Ausgabe-Belaägen Dem Kollegium. Dieses
veraulaßt die Revision der Büucher und die Vergleichung mit den Belägen und Manda-
tenlisten durch den Kalkulator, fertiget dem Rendanten die gezogenen Erinnerungen zur
Erledigung zu, und giebt die Oepos#ralbücher sofort dem Deposttorio zurück.

S. 357. Die Revision des Depositoriums geschiehr allfährig zweimal, zu Jo-
hanni und Weihnachten. Außerordentliche Revisionen zu veranlassen, steht dem Land-
schafrs-Direktor und den ihm vorgesctzten Behörden frel.

§. 368. Die Revision geschicht durch den Landschafts-Direktor und die Land-
schaftsräthe nach Anleitung der Deposttalbücher und Mandatenlisten. Es wird hierüber
ein Protokoll aufgenommen und bei dem Kollegium zum Vortrage gebracht.

Achtzehntes Kapitel.
Von den landschaftlichen Rechnungen.

6. 350. Bei der General-Landschafts-Direktion ferkigel der Rendank:
1) Die Rechnung über die planmäßige Tilgung des Kapirals. Sie wird halbjährig

geschtessen und im ganzen und einzeln bei jedem Gute nachgewiesen, wie viel zurilgung gezahlt, und wie viel damit getilgr ist.
2) Die Fonds-, Kosten= und Salarien-Rechnung.
3) Sercn über die von den Provinzial-Direktionen eingeschickten Zinsen-Ue-

erschüsse.

Sie werden durch die Gencral-Landschafts-Direktion revidirt und dem engeren
Ausschusse zur Super-Reoiston gegeben.

S. 300. Bei den Provinzial, Direktionen werden folgende Rechnungen an-
efertiget:31) die Fonds-, Kosten= und Salarien-Rechnung, worin sowohl die landschaftlichen

Einkünfre und Ausgaben, als auch die für den Gutsbesitzer oder sonst geleistete und
wieder zurück zu zahlende Vorschüsse aufgeführt werden. «

2) Die Kapitalsrechnung. Dahin gehören die den Gutsbesitzern bewilligten Dar-
lehne in Pfandbriefen, die baar bezahlten Pfandbriefe, die zu diesem Zweck ange-
schafften Kapiralien. Diese Rechnung muß daher mit der Versür des jedesmaligen
Termins übereinstimmen und in Ginnahme und Ausgabe völlig balanciren.

3) Die Rechnung über die Ausfertigungsgebühren der Pandbriefe.
 Die
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4) Die Zinsenrechnung. In derselben werden sammtliche Zinsen, nach Maaßgabe
des ganzen Versur-Verzeichnisses, sie mögen von den Gutebesitzern bezahlt, oder
durch Anleihe berbeigeschafft seyn, vereinnahmt, und entweder an die Coupons-
Inhaber und an den Fonds oder an die General-Landschafts-Kasse verausgabr,
so daß auch in dieser Rechnung Einnahme und Ausgabe völlig balanciren.

5) Die Tilgungsrechnung. Hier wird das dazu bestimmte Prozent besonders in Ein-
nahme und Ausgabe verrechnek, und nachgewiesen, wie viel davon Pfandbriefe
auf Ordre der General-Direktion eingelöst, wie viel baar an dieselbe abgeführt ist.

6) Die Oepositenrechnung, worin die bei der Direktion verwahrlich aufbehaltenen
baaren Kapitale, Pfandbriefe oder andere Dokumente vereinnahmt und veraus-
gabt werden.

K. 3601. Außer diesen beständigen Hauptrechnungen kommen noch folgende
Nebenrechnungen vor:

a) die Restenrechnung;
b) die Rechnungen von denen durch die Landschaft verpachteten Gütern. .

§. 302. Alle diese Rechnungen werden halbjährig nach dem Schlusse des Ter-
mins von dem Rendanten auf den Grund seines Journals, worin sämmtliche Ein-
nahme= und Ausgabeposten ohne Unterschied nach der Zeitordnung eingetragen seyn
müssen, angefertiget, und dem Kollegium zur Revision, von diesem aber das Duplikat
an die General-Landschafts-Direktion zur Super-Redoision eingereicht.

Mollogen von den unterzeichneten dem Kreditspftem beitrekenden Gutsbesitzern
des Großherzogthums Posen; zu Posen den Aten Oktober bis Zten November 1821.

lIIyacynih Zakrzewski. Treskow. v. Chelmicki. ielena z Rogalin Kich-
Turnoba. Allam Crabowmsbi. Albert Prarski. Josaphat AlikorsKki. Roman
SinarsLi. ANlichael Poninski. Naver Chlaponski. Heinzrich Frh. v. Knobels-
dorll. Friedrich Dehmel. Vincent de Kalkstein. Alartin v. Krzyzsanowski.
IBnatius Zdechinski. Ignaz Swinarski. Thomas v. HBahonski. Ferdinand Say-
berlek. Jan Kamienski. Constantin v. Starzenski. Andr. Kurczewski. Loses
V. Aliclzynski. Alathias v. Miclynski. Casimir dbieroscenski. Boguslaus
v. Zyhlinski. v. Lutom- Ki. v. Dirzychobski. v. Suchormenski. Tadeusz
SokolnieKi.v.Nalczenski. Leopold v. Kölller. Johann v. Tomicki. J. C. W.
v. Rappard. IminsKki. Mincenty v. Suchorzenski. Jznatz v. Kolaczkowski.
Nlatheus v. Lipinski. Nepumocen v. Iierzanobski. Woyciech v. eromski.
Friedrich Albrecht Bambemer. Jozeln Zychlinska. Alexander v. Nlossczenski.
Xaer u. WVilczynski. T#deusz Bir#kohski. Deter Koszutski. Onophrius
v. CralKi. Stanisians v. Goslinowski. J. v. Laszkonski. Laurenz v. Starzenski.

Joanna v. Alalachobs Ka. v. Jliomiecki. Franciek Pomorski. Mlarcyanna
Stanowska. Aicichior v. Kor#toshi. August Graf v. Potworowski. Cyprian
V. larochodKi.Julian v. AlasloKi. Augustin v. Zakrzewski. Laurentz
v. Rotgalinski. Jan Alieiccki. Ileinrich Graf bimo. Andreas v. Koszutski. Anton
v. Opanowski. Lubstachius Graf Wollovicz. PFranz v. Urbanowmski. LucRä#s
Tarnobski. Joschhus Chlapow Ki. Onophrius JasinsKi. Nlaxi ilian Swinarski.

Stanislaus v. Poninski. Josbcph Graf Kwilccki. Stanislaus Graf
v. Moscczenski. Melchior v. Scoldrski.
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D. Wir nun vorstehende Kredit-Ordnung überall in Uebereinstimmung mit den
Gesetzen, und der dabei zum Grende liegenden Absicht angemessen abgefaßt ge-
funden haben: so bestätigen Wir solche hiermit in allen ihren Punkten und
Vorschriften, und wollen, daß solche von Jedermann, den es angeht, als ein Lan-
desgesetz gebührend geachtet und unverbrüchlich befolgt werde.

Wir wollen auch zur Unterflätung dieses landschaftlichen Vereins demsel-
#ben aus Allerhöchster Gnade ein Kapiral von Zweimalhunderttausend Thalern bis
zur Auflsung desselben durch die vorgeschriebene Pfandbriefolilgung, aus Unsern
Kassen zinsfrei vorstrecken lassen, und dennoch die landschaftlichen Kassen und
Rechnungen von der Revision und Kontrolle Unserer Ober-Rechnungskammer ent-
binden, dergestalt, daß die verbundene Posensche Landschaft blos der ordnungs-
mäßigen Oberaufsicht Unsers Ministeriums des Innern und Unsers Kommissarius
in der Provinz unterworfen seyn sell; und befeblen schließlich Unsenn Minisier
des Innern, auf die strenge Befolgung dieser Kredit-Ordnung in allen ihren
Theilen gemessenst zu wachen.

Urkundlich haben Wir diese Bestätigung Höchsleigenhändig vollzogen und
mit Unserm Königlichen Insiegel bedrucken lassen.

Gegeben Berlin, den 15ten Dezember 1821.

(L. 8S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstein. #. Schuckmann.

Beglaubigé:

Friese.

Beil-



Plan
zur Tilgung eines Vier Prozent zinsbaren Kapitals von 100,000 Rthlr., wenn
dazu fortwahrend Ein Prozent des vollen Kapitals und die Zinsen des im Tilgungs-

fonds befindlichen Theils desselben, alljahrig, in zwei halbjahrigen Raten
verwendet werden.

Brilage A.

Giebt
Zinsen Ste 2½ zusammen Os Grundkapital ver-

Jahre. Termin. Wrn zzum Til- W mindert sich daher
gungsfondo mit Tilgungs= um auf

fonds von l

4 Joban# —- 500 500 500 500
Weihnachten 10 — 500 99000

2 Johanni 20 500 1525 52598475
— Weihnachten 30#½ 500 2050 525 97950
3bei 41 500 2600 5650 97400

Weihnachten 52 500 3150 550 96850
4 Johanni 63 500 700 550 96300

Weihnachten 74 500 4275 575 95725
5 Johanni 858 500 4850 57595150

Weihnachren 97# 500 5450 600 94550
6 Zobanni 109 500 6075 625 93925

Weihnachten 1218 500| 6700 625 93300
 Jobanm 134 500| 7325 625 92675

Weihnachren 146t### 500 7975 650 92025
all Jeini 159 500 8625 650 91375

Weihnachten 1728 500 9300 675 90700

5Sw 4% %% %%0% 700 22005Weihnacheen 20 00 7 «

10 W.71 244 —.. 700 88600Weihnachten 228 500 12125 725 87875
1 Johanni 24 500 12875 75ö0 87125Weibnacheen 255 500 13625 750 86375

ial Jobanm 272# 500 14400 775 85000Weibnachten 288 500 15200 800 81800
i Johanni 304 500 16000 800 84000Weihnachten 320,, 500 16825 825834175
14 Fontg 336½% 500 17650 825 82350

l Feihnachten 353 500 18500 850 81500
15 Johanni 370 500 190375 875 80625

Weihnachten 3877 500 20275 900 79725
Jahrgang 1821-e S s 16) Jo-
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Giebt

Zinsen # Das zusammen Das Grunpfapital ver-· Prozen e Prozents einen zins- mindert si a

Jahre. Termi 48 buaeer zgenden Gh daher
gungsfonds gungsfonds] Tilgungs- um auf

mit fonds von

6 Jobanni 4058 500 21175 900 78825
Weihnachten 4238 500 22100 925 77900

17 Johanni 442 500 23025 925 76975
Weihnachten 4608 500 24000 975 76000

13 Johanni 480 500 249075 975 75025
Weihnachten 490# 500 25975 4000 74025

19 Johanni — 500 27000 1025 73000
Weihnachten 540 500 28025 1025 71975

20 Johanni 560— 500 29100 1075 70900
Weibnachten 582 500 30175 1075 69825

211| Jobanni 603# 500 31275 1100 68725
Weibnachten 6256 500 32400 1125 67600

22 Johanni 648 500 33550 1150 66450
Weibnachten. 671 500 34725 1175 65275

3 Johanni 694# 500 35925 1200 64075
23) Weihnachten 7188 500 3½25 1200 62875

4 Johanni 7426 500 38375 1250 61625
24)Beihnachten 7676 500 39650 1275 60350

Johanni 793 500 40950 1300 50050
25|] Weihnachten 819 500 42250 1300 57750

Johanni 845 500 43600 1350 56400
26 Weihnachten 872 500 44975 1375 55025

Johanni 8998 500 46375 1400 53625 Weihnachten 927# 500 47800 1425 52200
Johanni 950 500 49250 1450 50750

2 Wrihnachten 985 500 50750 500 49250
Johanni 1015 500 52250 1500 47750

29Welihnachten. 104 500 53800 1550 46200
Johanni 1076 500 55375 1575 474625

30|] Weihnachten 1107# 500%7000 16025 43
Johanni 1140 500 58625 1625 41375

31|] Weihnachten 11724 500 60300 1675.700
Johanni 1206 500 62000 1700 38000

32 |] Weidnachten 1240 500 63750 1750 3650
as Johanni 1275 500 65525 1775 34475

* Weihnachten 1310t 500 67325 1800 32675
34 Johanni 13468 500 69175 1850 30825
 MWeihnachten. 1383½ 500 71050 1875 28950.

35) Jo-
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Giebt

Hiusen t Das tusammnen. Das Grundkapital ver-rozen ozents einen zins- mindert si cJahre. Ter# rrre eee iucgesden sch vaher
gungsfonds gungsfonds Tilgungs- um auf

mit fonds von

35 Jebanni 1421 500 72975 1025 227025
« Weihnachten E 500 74950 1975 25050
gol Jobanni 1499 500 76950 2000 23050

Weihnachten 1539 500 78975 2025 21025
g7 Zobanni 15798 500 81050 2075 18950

Weihnachten 1621 500 83175 2125 16825
38 Johanni 16638 500 85350 2175 14650

Weihnachten 1707 500 87550 2200 12450
gol Jobanni 1751 500 89800 22100%0 10200

Weibnachten 1706500 92100 2300 7900
40 Jobanni 1842 500 94450 2350 5550

Weihnachten 1889 500 96825 2375 3175
4 Johanni 19368 500 99275 2450 725

Weibnacheen 1985 500 1012634 24884 inem
Ueberschuß
von

12638

Hiernach wird das ganze Kapital in einem Zeitraum von 41 Jahren getilgt,
wozu

vom ssten bis zum 10ten Jahre 12125
— i#tten — — 2osten — 18050

— 2isten — — 3Bosten — 26825

— Zisten — — ilsten — 442638

wie oben 1012638
aufkommen.

Ss 2 Bei-
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Beilage B.

Tax Grundsätze
für

dem landschaftlichen Kredit -Vereim#n
im Großherzogthum Posen.

D. ber landschaftlichen Kredit-Ordnung für bas Grogherzogthum Posen nach deren
Pu. die Targrundsätze des Kreditvereins dieser Provinzbeigefügtwerden sollen, sod solche in nachstehender Art abgefaßt worden.

I. Allgemeine Bestimmungen.
S. K. Die Veranschlagung muß auf eine sorgfältige Ermittelung der Bestand-

theile und Zubehdrungen (Pertinenzien) des Gutes gegründet werden. Ländereien,
welche dem Gute als Gegenstände eigener Bewirthschafrung zu veranschlagen sind,
mussen, wenn sie nicht schon vermessen sind, doch durch einen Feldmesser überschlagen,
die gefundenen Resultate nach den Bestimmungen im §. 100. der landschaftlichen Kredit-
Ordnungmit andern, denFlächeninhalt bezeschnenden Nachrichten verglichen, und die-
dabei vorkommenden Zweifel möglichst aufgekla#rt werden.

&amp; 2. DieGegenstände der Nutzung sind nach demjenigen Zustande, in welchemfie sich vorfinden, und der hergebrachten Nutzungsart zu veranschlagen. Dem gemäß:
können nur solche Wirthschaftsrubriken, welche bei dem betreffenden Gute wirklich schon

Putt worden, und auch von diesen, mit Beseitigung aller Vorschläge und spekulativenerechnungen wegen anderweitiger wirthschaftlichen Einrichtungen und Verbesserungen,
die Nutzung niemals in größerem Maasse und Umfange noch mit höherm Geldertrage,
als bis dahin schon bezogen ist. in Anschlag gebracht werden.

&amp;## 3.Eben so wenig kann der Erkrag größer, als er nach sachverständiger auf
die nachfolgenden General= oder Spezial-Taxgrundsätze gegrüundeter Würdigung an-

zunehmen . zum Anschlag gebracht werden.
X 4. In den Spezial-Targrundsätzen werden Normalpreise festgesetzt werden,

nachwelchen die ermittelten Narural-Erträge zu Gelde zu berechnen sind.
&amp; #. Natural-Erträge, für welche dergleichen Normalpreise in den Spezial-

Targrundsätzen nicht besonders bestimmt sind, werden zunächst auf einen ihrem Werthe
gleichkommenden Roggenbekrag berechnet, und dann der letzerre nach dem Normalpreise#
zum Anschlage gebracht. Die Berechnung auf Roggen geschieht entweder G. B. K. 72.u. f.) mittelst Werglecchung des in den letzten sechs Jahren im Durchschnikt gewöhnlich
gewesenen Lokalpreises solcher Natural-Ertrage mit dem dreigigja4hrigen Durchschnitts-
preise des Roggens in dem Haupkorte des Bezirks; oder in einigen weiterhin (z. B.=
 31J. 35. u. f.) besonders benannten Fällen mitkelst Würdigung jener Nakural-Erträge
nach ihrem wirthschaftichen Werthe; oder endlich, wo von Wirthschafsrubriken, bei

denen eine gleiche Berechnung auf Roggen vorgeschrieben ist, der- Gelderrag unmigel-r.
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bar ermittelt worden (3. B. &amp;. 58. 64. 86. u. f.) durch einfache Vergleichung dieses
Geldertrages mit dem vorbemerkten dreißigjahrigen Roggenpreise.

g. 6. Die Hervorbringungs- und Erhebungskostender verschiedenen zum An-
schlage kommenden Ertrage mussen entweder besonders ausgemittelt, und der dafur vom
Gesammtertrage in Abzug. zu bringende Betragfestgestellt werden (F. 30.); oder sie
kommen, welches die Regel ist, nach den weiterhin folgenden Grundsätzen durch Rück-
schlag einer bestimmten Quote des Natural-ErtragesinAbzug.

In dem ersteren Falle ist zwischen den ein für allemal feststehenden Geldausga-
ben, die mit ihrem ganzen Betrage zum Ansatz kommen, und zwischen denjenigen Ko-
sten, die sich in größeren Zeitrdumen nach den Getreidepreisen reguliren, zu unterschei-
den. Zur letztgedachten-Gattung der Kosten gehören z. B. alle Arbeitskosten einschließ-
lich der anzukaufenden Produkte und Fabrikate; und sie werden nach dem Grundsatz des
G. o. auf Moggenwerth berechner, und dieser Werth nach dem Normalpreise des Rog-
gens zum Anschlage gebracht.

In dem letzken Falle ist der Rückschlag der Erkragsquote beimGetreidebau G. 28.
und 20.) dazu bestunmt, alle gewöhnliche Wirthschaftsausgaben in soweit zu dechen, als.nicht noch außer und neben jenem Rückschlage bei einigen die besondere Ausmittelung
und Abziehung vorgeschrieben (z. B. F. 0. 31. und öl. öd. bis 50. 72. u. s. w.) oder
bei andern ein besonderer RuckschlagaufderenNatural-Ertrag(z.B. V. 57. 63. 70.
u. s. w.) verordnet ist.“

K. 7. Bei denjenigen Kulturgegenständen, bet welchendie auf die Wirthschafts-
kosten abzurechnende Quote in den nachfolgenden Bestimmungen nicht besonders aus-

edrückt, oder der Kostenbetrag nicht befrieoigend zu ermirteln ist., wird die Hälfte des
Erbaues ohne Abzug der Saat darauf zuräckgeschlagen.“

 8. Bei der Berechnung der Wirthschaftskostenwirdaufdienochbestehenden
Naturaldienste keine Rücksicht genormmen; vielmehrwird der Anschlag durch alle Wirth=schaftsrubriken so angelegt, als ob dergleichen gar nicht beständen. Dagegen kommen
die Dienste als besondere Ertragsrubriken zum Anschlage.

&amp;. O. Außer den Spezialkosten jeder Enragsrubrik kommen von dem Gesamnt-
ertrage in Abzug:

1) die bffentlichen Abgaben)
2) beständige Zinsen, namentlich auch die von unablöslichen Kapicalien und andere.

dergleichen fortdauernde Geld-oder Natural-Lasten, Zehnten,u.s.w.;
3) die Feuer-Societätsbeiträge;
4) die Bankosten; ç «

5) die Zinsen des Inventariums mit Ausschluß der Santen;
0) diejenigen besondern Ausgaben, welche bei der speziellen VeranschlagungderKo-

sien einzelnerWirthschaftörubriken nicht schon in Rechnung gebracht, oder wegen-
der Einzelnheit der Fälle, in welchen sie vorkommen, unter den Aoersionalsätzen
für die abzusetzenden Wirthschaftskostennichtbegriffensind.Dahin gehören ins-
besondere die Anschaffungskosten des dem Gute fehlenden Brennholzbedarfs; im:
gleichen die Kosten zum Ersatz des abgehenden Inventariums (K 03.7.

C. 10. Der Kapitalwerth des anzuschlagenden Grunsstücks ist auf den zwanzige
sachen Betrag des ermistelten Reinerfrages festzustellen.

g. 11.
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K. 1I. Dem so ermittelten Kapitalwerthe wird unter den weiterbin bestimmten
Maaßgaben der Kapitalwerth der herrschaftlichen Wohnungsgebäude zugerechnet.

§5. 12. Für Ehrenrechte darf nichts zum Ansatz gebracht werden. ·

II. Veranschlagungsgrundsatze einzelner Wirthschaftsrubriken.
I. Vom Ackerbau.

&amp; 13,. Bei der Ermittelung des Ackerertrages kömmt die natürliche und durch
lange Kultur hervorgebrachte Güte des Bodens, der Düngungsstand, wie er in den
gesammten wirthschaftlichen Verhälrnissen des Gutes begründet ist, imgleichen die bei
demselben hergebrachte Fruchtfolge und Bestellungsart in Betracht.
 44X In den Spezial-Targrundsätzen werden die Klassen bestimmt angegeben

werden, in welche die Bodenarten nach ihrer natürlichen und durch lange Kulfur her-
vorgebrachten Güte zu dem Zweck der Veranschlagung einzutheilen sind.

. 15. Eben daselbst wird der Einfall und Erkrag jeder dieser Bodenklassen, un-
ter Voraussetzung eines gewissen Düngungsstandes und der in der betreffenden Gegend
gemein gewöhnlichen Bewirthschaffungs= und Bestellungsark, bestimmt werden.

§. 10. Zur Anwendung dieser Bestimmungen C. 14. 15.) gehört:
a) die Schätzung in die natürliche Bodenklasse,
b) Ermittelung der hergebrachten Fruchtfolge und Bewirthschafrungsart,
P)desgleichen des Dungungsstandes. .

Z.17.JenachdemnundieindenSpezial-Ta«rgkundsätzenbezeichneteBe-
schaffenheit der naturlichen Bodengattung und die ebendaselbst bei dem Einfall und den
Ertragsangaben angenommenen Voraussetzungen vorgefunden werden, muß der Er-
trag nach den in den Spezial-Targrundsätzen enthaltenen Bestimmungen berechnet, oder
es müssen andere denselben nachgebildete Sätze aus den vorgefundenen besondern Um-
ständen und aus wirthschaftlichen Grundsätzen nachgewiesen werden.

. 18. Der Ertrag soll in beiden Fällen, je nachdem nemlich die Voraus-
setzungen der Spezial-Targrundsätze Amwendung finden oder nicht, immer morgen-
weise für jede Ackerklasse und Fruchfar#t auf bestimmte Scheffelzahl (nicht auf Vermeh-
rung der Einsaat) ausgesprochen, und von diesem die nach der eigenthümlichen Beschaf-
fenheit des Bodens erforderliche Einsaat besonders angegeben und in Abzug gebracht
werden.

§. 10. Die Einschätzung in die anwendbare Bodenklasse ist hauptsüchlich das
Geschäft der zuzuziehenden Boniteurs. Die Schätzungs-Kommissarien haben sie dabei
u kontrolliren und auf die von ihnen übersehenen Umstände aufmerksam zu machen.

Verbleiben- jene bei einem von der Meinung der Schätzungs-Kommissarien abweichen-
den Ausspruch, so werden dem Ertragsanschlage zwar die von den Schátzungs-Kom-
missarien passend befundenen Sätze zum Grunde gelegt; es müssen aber die abweichen-
den Sätze der Boniteurs nicht nur bemerkt, sondern auch die abweichenden Resulrate
berechnet werden, und dem betreffenden Landschaftskollegium verbleibt alsdann die Be-
stimmung, ob und welche Rucksicht darauf zu nehmen sey?

d. 20. Ergeben sich ortliche Eigentbumlichkeiren der Bodenarken, welche in
den Spezial-Targrundsätzen nicht beachtet sind: so mun deren Beschaffenheit sorgfältig
ermitrelt und besehrieben, mit den Boniteurs in nähere ECrwägung gezogen, und ein be-

stummn-



stimmter Ausspruch derselben daruber aufgenommen werden, welcher in den Spezial-
Targrundsätzen bezeichneten Bodenklasse die vorgefundene sich am meisten nahert. —
Auf gleiche Weise haben sich die Schätzungs-Kommissarien darüber zu dußern; und
findet bei vorkommender Verschiedenheit der Ansichten der §. 10. Amwendung. »

H.2I.DiehergebrachkeFruchkfolqenndBewikkhfchafkungöartistdukchZeugen-«
vernehmung und Einnehmung des Augenscheins von der bestehenden Feldeintheilung und
anderen dieselben bezeichnenden Einrichtungen zu ermitteln.

C. 22. Auf gleiche Weise ist der Dungungsstand festzustellen. Die Schätzungs-
Kommissarien müssen wegen dieses vorzüglich wichtigen Gegenstandes nach Maaßgabe
der Verschriften, welche im Folgenden, Behufs der Veranschlagung der Biehzucht
ertheilt sind, den bei dem Gute gewöhnlich unterhaltenen und ernährbaren Viehstand
ermitteln, und nach den hieraus in Anwendung wirthschaftlicher Grundsätze sich erge-

benden Resultaten die Angaben über den Dungungsstand beurtheilen und nöthigenfallsberichtigen.
S. 23. Ist auf dem betreffenden Gute die Anwendung von zugekauftem Futter#

oder ungewöhnlichen Oungungsmitteln, als Kalk, Mergel u. s. w. hergebracht, so kom-
men solche zwar mit den ihnen entsprechenden Wirkungen allerdings in Anschlag. Es-
ist jedoch auf diesen ungewöhnlichen Aufwand bei Erimniktelung der Wirthschaftskosten.
besondere Rücksicht zu nehmen.

S. 21. Das Letztere gilt auch von dem Fall, wenn der Mangel an Heu, Stroh'
und Weide durch Anbau von Futtergewächsen ersetze wird. #

. 23. Wiewohl die Berechnung des Ertrages aus dem nach §F. 13. u. f. er-
folgten Ermittelungen hauptsächlich Sache der Schätzungs-Kommissarien ist: so sollen
doch auch die Boniteurs mit ihrem Gutachten über den örtlich anzunehmenden Einfall
und Ertrag vernommen, und die Verschiedenheiten zwischen ihren Angaben und den von
ersteren angenommenen Ertragssätzen durch nähere Rücksprache mit denselben erörtert
werden. DenSchätzungs= Kommigarien liegt dabei insbesondere ob, diejenigen Irr-
thümer, welche nach ihrer Meinung bei den abweichenden Angaben der Boniteurs un-
tergelatefen sind, ins Licht zu stellen, und so die Revisoren in den Stand zu setzen, über
die Verschiedenheiten mit Zuverlässigkeit zu entscheiden. 6

. 20. Mit der im Vorstehenden entwickelten Methode der kunstmaßigen Er-
mittelung des Ertrages, soll zugleich die Ermittelung des bis daher wirklich statt gefunt
denen Ertrages verbunden werden.

Diese Ermittelung ist der Natur der Sache nach, nicht auf den Ertrag einzelner-
Fruchlarten, sondern des Gesammtertrages der Flur durch alle Kornarten zu richten,
und bei der Dreifelderwirthschaft ein doppelter Umlauf, bei einer mehrjährigen Feld-
eintheilung und Fruchtfolge aber, mindestens Eine Umlaufszeit zum Grunde zu legen.

Ergeben beide Methoden verschiedene Resultate, so z der aus einer oder der an-
dern hervorgegangene geringste Ertrag anzunehmen.

K 27. Bei den historischen Ermittelungen kömmt noch in Betracht, obdie vors-
efundene Wirthschaftseinrichtung schon die im E. 25. gedachte Umlaufszeit bestandem

hal. Jü#dies nicht der Fall: so muß der Ertrag der unmittelbar vorhergegangenen
Wirthschaftsart ermittelt werden. Oiese ist dann aber nicht blos auf den Kornertrag),
sondern auf alle dadurch betroffene Wirthschafrsrubriken zu richten. Ergiebt sich bei-
diesen zusammen genommen aus der altern Wirthschaftsart ein geringerer Ertrag, als

die
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die kunstmaßige Ermittelung des Ertrages der neuen Einrichtung bei den nemlichen
Wirthschaftszweigen nachweiset, so muß der Anschlag aller dieser kunstmaßig ermittelten
Ertragedanachverhaltnißmaßigheruntergesetztwerden.

# 28. Die Wirthschaftsausgaben bei dem Kornbau werden der Regel nach
nicht speziell veranschlagt, sondern durch den Rückschtag einer Ertragsquote ausgedrückt.+. 20. Der Regel nach wird von dem nach Abzug der Saat übrig bleibenden
Kornertrage die Hälfte auf die Wirthschaftskosten zurückgeschlagen.

Bekrägt jedoch der nach Abzug der Saat verbleibende Ueberschuß in mildem
Cleicht zu bearbeitenden) Boden mehr als fünf Scheffel vom Morgen, so wird die Hälfte
na# von denerstenfünf Scheffeln., von dem Mehrbetrage aber nur der vierte Theil auf
die Wirthschaftskosten zurückgeschlagen. Bei schwerem (mit großem Kostenaufwande
zubestellenden) Boden tritt dieser ermäßigte Satz nen bei demjenigen Betrage ein, um
welchen jener Ueberschuß mehr alssieben Scheffel vom Morgen betragt.

#K#. Zo. Sollte nach dem Ermessen der Schäátzungs-Kommissarien mit einem
solchen Rückschlage zur Deckung der örtlichen besonders schweren Wirthschaftskosten
nicht auszureichen seyn, sosind diese speziell zu berechnen und mit demhöhern Betrage
in Abzug zu bringen.

Eine solche Berechnung darf aber nicht auf'#den Kornbau allein eingeschrankt
werden, sondern muß den ganzen wirthschaftlichen Betrieb des Gutes umfassen.

. 31. Was insbesondere den ungewöhnlichen Aufwand zur Vermehrung der
Düngungsmittel, sey es durch angekaufres Furker, oder durch Anbau von Furlergewäch-
sen, oder durch Anwendung von Kalk, Mergeleu.s.w.,anlangt: so muß dieser, und
zwar der Aufwand auf Futtermittel bei der Viehzucht, die übrigen die Oüngung un-

mittelbar. auehende Kosten bei dein Felsbau, außer den oben bestimmten Rückschlc-gen auf. das Wirthschaftskorn, besonders inAbzug gebracht werden.
. 32. So wie essich von selbst versteht, daß bei den nach andern, als den

Regeln der Dreifelderwirthschaft angelegten Schlageintheilungen dergleichen Früchte,
als bei jener in der Brache gebaut zu werden oflegen, immer besonders veranschlagt
werden müssen; so wird auch bei der Dreifelderwirthschaft die Brachbenutzung zum An-
schlage gezogen: nur darf weder ein größerer Theil des Brachfeldes zur Benutzung in
Anschlag gebracht werden, als in den letzten sechs Jahren davon wirksich benutzk ist,
noch mehr, als zulaisig ist, ohne die zureichende Nahrung für den anschlagsmaßigen
Viehstand zu gefahrden.

. 33. Der Ertrag wird dabei morgenweise so angenommen, wie er sich im
Durchschnitk der letzten sechs Jahre wirklich gestellt hat.

g. Jedoch werden solche Fruchte, welche hauptsachlich zur Viehfutterun
verbraucht werden, als: Wicken, Bohnen, Karkoffeln.u.s.w. der Regel nach nur bei
dem Ermage von der Viehnutzung berücksichtiget und ein besonderer-Ertrag aus dem
Verkauf derselben nur in dem Maaße zum Anschlag gebracht, als der Verkauf nach
sechsjährigem Durchschniet wirklich statt gefunden hak.

K. 35. Oie in eigenen Brennereien im Durchschnitt von sechs Jahren verbrauch-
ten. Kartoffeln und andere dergleichen zum Branmweinbrennen geeigneren Früchte wer-
den, nach der von ihnen zu beziehenden Ausbeute, mit Roggen verglichen und solcherge-
stalt zum Anschlage gebracht. Hierbei werden vier Scheffel Karkoffeln einem Scheffel
Roggen gleich geachtet.

g. 36.
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6. 36. Außer den im Fall des F. 7. in Abzug zu bringenden Gewinnungskosten
ist da, wo dergleichen Zwischenfrüchte zum Anschlage kommen, auf die stärkere Dün-
Frrkensunuio. und auf den damit verbundenen Rückschlag auf die darauf folgendenetreide-Erndten, bei Veranschlagung der letztern, angemessene Rücksicht zu nehmen.

§. 37. Bei dem zum Ansatz kommenden Geldpreise finden die in den Spercial-
Tarxgrundsätzen gerroffenen Besiimmungen statt; bei denjenigen Gegenständen aber,
worüber diese nichts vorschreiben, kommt die Vorschrift K. s. zur Anwendung.

2. Von der Viehzucht.

K. 38. Bei dieser Wirthschafts-Rubrik giebt der Futtergewinn für die Stall-
fütterung und die vorhandene Weide die Grundlage der Berechnung.

§. 30. Dabei kommt zuvörderst der natürliche Heugewinn in Betracht, und zwar
sowohl rücksichtlich seiner Quantirät als Nahrhaftigkeit. Die erstere i#t auf zwiefache
Weise zu ermitteln; einmal durch Schätzung der zugezogenen Boniteurs, zweitens durch
Erforschung des im Durchschnitt der letzten sechs Jahre wirklich bezogenen Ertrages.
Die Angabe der Quantikät muß in beiden Fällen auf Gewicht im trockenen Zustande
ausgesprochen werden. Wo es üblich ist, daß den Arbeitern für die Heuwerbung be-
stimmte Amtheile an dem Ertrage, oder den Wirthschaftsbedienten und Deputanten
gewisse Quanitäten an Heu verabreicht werden, müssen dieselben von dem vorschrifts-
mägig ermittelten Ertrage in Abzug gebracht werden.

9. 40. Die Nahrhaftigkeit des Heugewinnes wird durch Schätzung der zuge-
zogenen Boniteurs ermittelt, und diese so ausgesprochen, daß diejenige Quantitat nach
Gewicht angegeben wird, welche zur Durchwinterung einer Kuh mittleren Schlages
neben der gewöhnlichen Strohfütterung erforderlich ist. In den Spezial-Taxgrund-
sätzen wird dieses Maaß der Strohfükterung angegeben werden.

K. 41. Auch bei der Ermittelung des Strohfutrers kommt sowohl die Quantität
des Strohgewinnes, als der Futterwerth desselben in Betracht. Die Quamitat dessel-
ben ist auf doppelte Weise, einmal kunstverständig nach wirkhschaftlichen Grundsätzen
im Verhällniß mit dem ermittelten Kornerzengnisse, zweitens historisch nach dem wirk-
lichen Ergebnisse in den &amp;. 20. gedachten Umlaufsperioden zu ermitteln. Der Futter-
werth unterschoidet sich theils nach den Getreidearten, und es ist daher die von jeder
anzunehmende Quamtität besonders zu ermitteln; theils ist (was auch bei der Feststellung
der Quantität in Betracht kommt) auf die natürliche Graswüchsigkeit des Bodens Rück-
sicht zu nehmen.

In den Spezial-Targrundsätzen wird das in gewöhnlichen Fällen anzuneh-
mende Verbältniß des Strohes zum Korn, und der Werth des Strohfutters als Ersatz-
mittel des Heues angegeben werden. Ob und welche Abweichungen davon statt finden,
bleibt Gegenstand der örtlichen Würdigung.“

 32. Ven dem Strobgewinne komm in Abzug, was zur Unterhaltung der
Dachdeckung auf den Wirthschaftsgebäuden erforderlich ist, oder sonst zu anderen
Zwecken als zur Biehfütterung, z. B. an Zehnten, verbraucht wird.

5K. 43. Rucksichtlich der Ontungen sind
die Ackerweide,
die Angerweide,
die Forstweide, ·
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sede besonders anzugeben und zu würdigen, und wenn sich dabei erhebliche Berschieden-
beiten finden, auch die betreffenden Reviere von cinander zu trennen.

Die Quantirát der auf denselben gewonnenen Furtermittel wird von den zuzu-

ibenden Bonikeurs dergestalt angegeben, daß sie aussprechen, welche Fläche nachMorgenzahl zur Ernährung einer Kuh, oder wenn dieselbe als Kuhweide nicht paße,
zur Ernährung von einhundert Schaafen erforderlich ist. Bei diesem Ausspruch ist im-
mer nurauf die Zeit vor Eröffnung der Stoppelweide Rücksicht zu nehmen, und dabei
zugleich anzugeben, von welchei Zeitpunkte ab der Anfang der Weide gerechnet wird.

Diese Ausmittelung über den Weidevorrakh ist jedoch in dem Falle, wenn das
Gut keine Separatweiden hat, vielmehr dessen Viehstand in Gemeinschaft mir andern

ehütet wird, zu verlassen, und alsdann für den auf diese Weise unterhaltenen Theil

es eebskandes blos auf den in der Wirklichkeit gehaltenen Bestand desselben Rücksichtu nehmen.
! §. 4. Aus den vorhandenen Fuktermitteln und mit Rücksicht auf den Anfang
und das Ende der Stallfütterung ist, nach den in den Spezial-Targrundsätzen anger
gebenen Bestimmungen, zu berechnen, welche Quantilär von Vieh in jeder Gattung
gehalten werden kann.

C. 14. Sind mehr Fukttermittel für die Stallfütterung als Weide vorhanden,
so kann der Abgang an der letztern durch jene ersetzt werden; nicht so im umgekehrten
Fall. Wie dieser Abgang zu ersetzen, ist im H. 51. besiimmt.

K. 4%. Mangel an Stroh kann durch grögeren Heugewinn ersetzt werden. Im
ungekehrten Falle ist selches nur bis auf ein gewisses Maaß zulässig. Dieses Maaß,
und wie sich diese Futtermittel ausgleichen, wird in den Spezial-Targrundsätzen
desiunmt werden.

§. J7. Von dem solchergestalt zu ernährenden Viebstand kömmt in Abzug:
1. sämmtliches Zugvieh. Wie viel Zugvieh nach Beschaffenheit des Bodens zu rech-

nen, wird in den Spezial-Targrundsätzen näher angegeben werden. Ist der
vorgefundene Zugviebstand in der Wirklichkeit größer, so muß dieser jedenfalls in
Abrechnung gebracht werden.

2. die den Schäfern und andern Wirthschaftsbedienten zuständigen Antheile an der
Naturaluntzung des Miebstandes, das für die Deputanten und sonst zur Unterhal-
tung des Wirthschaftebedienten und des Gesindes erforderliche Nutzvieh nach den
in den Spezial-Targrundsätzen angegebenen Sätzen; oder nach der Wirklichkeie,
wenn in dieser der Verbrauch großer ist.

G. 18. Wenn der zu ernährende WBiehstand festgestellt worden, so ist solcher in.
d#ejenigen Gattungen abzulheilon, welche in der Wirthschaft wirklich unterhalten wer-
den; und diese sind wieder in die verschiedenen die Nutzung bestimmenden Haufen (3. B.
dei dem Rinoviehstande Gütivieh, Melfoen) auceinander zu setzen. Diese Eintheilung
des zu crnährenden Viehstandes geschieht immer nach dem in der Wirklichkeit hergebrach=
ten Verhäl'nisse.

§. 10. Wie hiebei die verschiedenen Gattungen von Vieh auszugleichen sind,
d. i. melch ein Maaß des resp auf Kühe und Schaafe berechneten Funtervorratbes auf
die übrigen Gattungen zu rechnen ist, wird in den Spezial-Targrundsätzen angegeben
werden.

K. 50. In allen Fällen ist außer der Ermittelung des zu ernährenden Viehstan-
des die des wirklich gehallenen erforderlich. Bei Ermittelung des letztern ist nicht auf

den



den eben vorgefundenen, dielmehr auf denjenigen, welcher in der §. 26. gedachten Um-
laufsperiode gewöhnlich gehalten worden, zu sehen. Ist auch der Viehstand in dem zur
Berechnung kommenden Zeitraum durch ungewöhnliche Ereignisse (Seuchen u. s. w.)
vermindert worden; so muß der Zustand einer frühern Periode ermittelt und zur Norm
genommen werden.

Da ferner bei dem grundsätzlichzuermittelnden Viehstande Bieh von mittlerer
Gattung anzunehmen ist: so muß bei der Vergleichung des in der Wirklichkeit gehal-
tenen Wiehstandes auf die verschiedene Qualität Rücksicht genommen, diese bestimmt
ermittelt, und darnach auf die Stückzahl des Normalviehes Zurückgerechnet werden.

K. 51. Der in der Wirklichkeit gehaltene Biebstand ist zwar bei dem Anschlage
immer zur Berechnung zu bringen; und zwar der Regel nach G. 0. u. f.) ohne Zu-
schlag, wenn die Ernährungsmittel auch weiter reichen. Im umgekehrten Falle aber,
wenn nämlich die Futtermittel unzureichend sind, ist der Futterbedarf für die größere
Stückzahl nach den Einkaufspreisen von dem Geldertrage in Abzug zu bringen, und
muß solches in dem Falle, wenn der Zukauf einer bestimmten Quantitat Futtermittel
hergebracht ist, auf den ganzen Betrag derselben geschehen, wenn dieser auch größer
wäre als der grundsätzlich berechnete Bedarf. Eben das gilt von den, zum Ersatz des
natürlichen Heues gebauten, Futtergewächzen.

§ 52. In dem Falle, wenn die Wirthschaft ganz oder hauptsächlich durch
Dienste bestritten wird, muß dennoch dem schon im F. 8. u. f. ausgedrückten Grund-
sabe gemäß, der ganze Zug= und Nutzviebstand, welcher auf die Wirthschaftskosten in
Rechnung zu bringen ist, wenn jene mit eigener Anspannung durch Tagelöhner und
Dienstboten bestritten wird, nach den in den Spezial-Targrundsätzen angegebenen
Bestimmungen in Abzug gebracht werden.

§. 53. Sind Miesen und Hütungen, auf deren gewöhnlichen Ertrag der vor-
gefundene und grundsätzlich berechnete Viehbestand begründet ist, dem Verluste durch
Ueberschwemmung besonders anusgesetzt: so muß durch Zeugenvernehmung ermirtelt
werden, wie oft dergleichen in einem Zeitraum von dreißig Jahren vorgekommen sind,
und welch ein Theil des Futtergewinnes dabei verloren gegangen ist. Auf diese Ge-
fabren ist dann nach dem im 8. 5l. ausgedrückten Grundsatze ein verhältnißmäßiger
Abzug zu machen.

g. a Von dem grundsätzlich zu unterhaltenden, oder in der Wirklichkeit ge-
haltenen Viehstande kommt ferner der Ersatz der abgehenden Stücke in sofern in Be-
tracht, als die Wirthschaft auf Zuzucht in der betreffenden Gatrung eingerichtet ist.Wie viel darauf bei jeder Galtung zu rechnen, wird in den Spezial-Targrundsätzen
besonders bestimmt werden.

Anderweitige Ersatzmittel kommen von dem Geldertrage in Abrechnung.
KS. ös. Oie hiernach zur speziellen Veranschlagung übrig bleibenden Ertrags-

stücke werden nach der örrlich gewöhnlichen Abnutzungsart und denjenigen Gelgsätzen,
wofür die Erzengnisse derselben in dieser Oertlichkeit gewöhnlich verkauft werden, be-
rechnet. Dabei ist Ort und Art des Absatzes näger zu bezeichnen, und die Behufsdes letztern anzuwendenden Kosten sind von dem Geldertrage jeder Rubrik besonders
in Abzug zu bringen.

5. 60. Von dem ausgemittelten Geldbetrage kommen ferner in Abzug:
I) Die Kosten der Heuwerbung, jedoch blos diejenigen, welche die Handarbeit ver-

Tt 2 ursacht.
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ursacht. Wo diese durch einen bestimmten Antheil am Ertrage vergutet wird,
EEIEIEIIIIIIII 1

2) Die Hervorbringungskosten anderer zum Ersatz des Heues angewendeten Futter-
mittel, desgleichen die Kosten der angesäeten Weiden. Dabei wird jedoch weder
an Landpacht, noch an Gespanndrbeim#, noch wegen der Einsaat etwas, sondern

ebenfal blos die Handarbeit bei deren Anbau und Gewinnung in Rechnungebracht. «

3)seaufdcnWikaicfvotxFuttnknittelngewöhnlichvenvendetenAusgaben.(5.51.)
’57.AufdieKostendchaktuag,ungewöhnlicheUnglückofällr.undAus-

falle an dem Ertrage wird der vierte Theil des letzteren zuruckgeschlagen.
58. Der nach diesen Abzügen verbleibende Geldertrag wird, dem Grund-

sate des K. o. gemaß, auf Roggen berechnet und der Werth des letzteren nach dessen
Normalpreise ist der Satz, mit welchem die Biehnutzung in dem Ertragsanschlage
ausgeworfen wird.

3. Spezielle Veranschlagung überschüssigen Heues und über-
schüssiger Weide.

#P0mHeu zum Verkauf wird in sofern zum Anschlage gebracht, als der-
sleichen Nutzungen bisher gewöhnlich gewesen sind und auch in diesem Falle nur die-

nige Quamität, welche nach Abzug des grundsätzlichen Futterbedarfs für den bei
em Anschlage von der Biehzucht und dem Ackerbau zum Grunde gelegten WiehstandAbrig bleibt.

9 K. 60. Eben dies gile von dem Falle, wenn freindes Vieh, sey es zur gewöhn-
lichen Ernährung oder zur Mast, gegen Weidegeld auf die Weide genommen wird.

§. 601. Außer diesem Falle kommt ein lleberschuß von Weide nur nach den im
K. 81. getroffenen Bestimmungen zum Anschlage.

## 2. Von dem zum Verkaufe bestimmten Hen müssen die Werbungskosten,
in sofern dies nicht schon bei der Berechnung des Natural-Grtrages geschehen, beson-
ders in Abzug gebracht werden. Sollte auch der örtliche Verkaufspreis großer seyn,
so kann doch niemals mehr, als der Normalpreis einer dem Betrage det Heues im
Futterwerthe gleich kommenden Onantität Hafer, zum Anschlage gebracht werden.
4. Veranschlagung der Nebennutzungen, Fabrikations-Anstalten

und ungewöhnlichen Ertrags-Rubriken.
K. 63. Für die Obstnutzung und andere Exzeugnisse des Garrenbaues, für

Federvieh und Bienenzucht, wilde Fischerei, Teich= und Rohrnutzung kann niemals
mehr als die im Durchschnitt von zwölf Jahren daven bezogene Gelduntzung in Rcch-
nung gebracht werden. Es muß ferner nachgewiesen werden, daß die entsprechende
Naturalnutzung nach Abzug der auf die Hervorbringungs-Kosten anzuschlagenden
Hälfte nachbaltig bezogen werden könne.

5. 0J. Oa die Kosten des Wirthschaftsberriebes theils bei jeder Ertragsrubrik
besonders, theils von dem Gesammterrrage in Abzug gebracht werden: so müssen die
dem Berechtigren zur Bestreitung der Wirthschaft zuständigen Dienste besondert zum
Anschlage gebracht werden.

Dies geschicht auf folgende Weise:
I) Die gedachten Oienste werden nach dem Bekrage der Kosten veranschlaak, melche

der Berechtigte zum Ersatz derselben anwenden muß, um nämlich die Wirkhschaft
ohne



ohne dieselben in ihrem bisherigen Gange fortzusetzen und diese nach §. 5. zu
Gelde berechnet;

2) es kommen darauf jedoch die besonderen Vergütigungen, wolche der Berecchtigte
dafür leisten muß, imgleichen die Kosten zur Unterhaltung der Gebäude, Inven-
tarien u. s. w. nach dem F. ö. ausgedrückten Grundsatz, nicht aber der Werth der
den Pflichtigen zu ihrem Unterhalt angewiesenen Grundstücke, noch die mit den-
selben verbundenen Oiensibarkeiten in Abrechnung;

3) Natural= und Geldleistungen, welche die Oienstpflichtigen außer den Diensten zu
gewähren haben, kommen nach den nachstehend (#. 65. ff.) getroffenen Bestim-
mungen in Anschlag.

K. ö5S. Naturalgefälle werden nicht besonders, sondern vielmehr bei den ent-
sprechenden Wirthschaftsrubriken, nach Abrechnung der den Verpflichreten dafür zu ge-

währenden Gegenleistungen, veranschlage, und zwar wie sich von selbst versteht, ohne
Abzug wegen der ber eigenem Erbaue erforderlichen Wirthschaftskosten; eben so kommen
die mit dem Getreidepreise steigenden und fallenden Geldzinsen, gleich den Naturalge-
fällen, nach dem Normalpreise des Roggens zum Anschlage.

&amp; 60. Firirte Geldzinsen werden, ohne Abzug und ohne Reduktion nach dem
Normalpreise, zum Ertrage gebracht.

C. 07. Unbeständige Gefälle dieser Art, z. B. Schutzgeld, Fähr-, Prahm,
Brücken= und Wegegelder, werden nach sechsjährigen Durchschnitten mit einem Rück-
schlage von einem Sechstbeil zum Anschlage gebrachk.

6 68. Die Nuztzungen von kleinen Pachtstücken werden nach dem Pachtertrage
veranschlagt, und dabei die Pachtpreise der drei letzten Verpachtungen zum Grunde
gelegt. Der sich aus dem Ourchschnitt dieser Preife ergebende Ertrag kommt mun einem
Rückschlage von cinem Sechotheil zum Anschlag.

K. 10. Baukosten und andere Arbeitskosten, welche Behufs solcher Erhebungen
G. 67. 63.) aufsewender werden müssen, kommen besonders in Abzug.

70. Da der Ertrag der Brdu= und Brennerei-Gerechtigkeit, imgleichen des
Krugverlagsrechts (Propination) hauptsächlich schon beim Ackerbau und bei der Vieh-
ucht dadurch in Anschlag kommt, daß bei Berechnung des anzunehmenden Vieh= und
es Düngungsstandes auf die durch jene Fabrikanstalten dargebotenen Furtermittel

angemessene Rücksicht genommen wird, so ist außerdeim nur noch der Kapitalwerth der
Gebäude nach Abzug der Unterhaltungskosten in Anschlag zu stellen. Auch kann noch,
von dem durch die Zwangskrüge im Durchschnikt der letzten sechs Jahre abgesetzten Ge-
tränk, ein Panschsatz von vier guten Groschen für die Tonne Bier, und von zwölf guren
Groschen für den Ohm Brannrtwein, zum Ertrag gebracht werden; doch gilt dieser Satznur als Maximum, sofern nämlich die Schätzungskommissarien nicht, nach den örtlichen
Verhältnissen, einen geringeren Satz pflichtmäßig für zulänglich erachten.

S. 71. FürMühlen, die erblich ausgethan sind, kommendieGefälle nach §.6
und 60. in Anschlag. Oie mittelst eigenen Bekriebes oder durch Zeitverpach#ung be-
nutzten Mühlen werden besonders veranschlagt. Die dazu gehôrigen Ländereien kom-men uhmlich nach den allgemeinen Grundsätzen in Auschng# und außerdem wird, der
Kapitalwerth des Mühlengebäudes, nach Abzug der Unterhalkungskosten, und bei Wasser-
mühlen zugleich die wirklich benutzte Wasserkraft, für die Oauer der Nutzungszeit auf
eine gleichkommende Merdekraft, angeschlagen, und der halbe Werth der Unterhalrungs-

und
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und Wartungskosten einer gleichkommenden Zahl von Pferden, nach den Normalsatzen
des Getreides, zum Ertrage berechnet.

7 Ziegeleien, Pptaschsiedereien, Kalk-, Pech= und Theeröfen kommenauf die Weise zum Anschlag, daß niemals mehr, als der im Durchschnitt der letzten
sechs Jahre nachgewiesene Absatz ihrer Produkte, in Rechnung gebracht werden kann,
und zwar nach den Preisen des Absatzortes. Es kommen davon in Abzug, die Unter-
haltungskosten der baulichen Anstalten, die Arbeitskosten, die Kosten zur Beschaffungdes ersprderlichen Materials, namentlich die Ankaufskosten bei den angekauften, die
Gewinnungskosten bei den aus den Gutserzeugnissen genommenen Stoffen, und die
Anfuhrkostenbei beiden, die Zinsen des Betriebskapitals, nebst einem Rückschlage vondem vierten Theile des verbleibenden Ertrages, wegen unvorhergesehener Autefäll und
allgemeiner Verwaltungskosten.

Es muß ferner nachgewiesen werden, daß das Material zur Verarbeitung nach-
haltig beschafft werden könne.

&amp; #tAlle nach §. 60. 63. und 72. ausgemittelte Gelderträge werden nach
dem Grundsatze des F. S. auf Roggenwerth berechnet.

1 . Veranschlagung der Forstgrundstücke und damit verbundenen
Nebennutzungen.

&amp;0, 74. Nur Forsten von dem Umfange und Bestande, welche außer dem Wirth-
schaftsbedarf und dem nach P. 72. dort schon in Rechnung kommenden Verbrauch zu
besonderen Fabrikations-Anstalten, noch einen Ueberschuß an Holz gewähren, werden
besonders auf Holznutzung veranschlagk. "

K. 75. Sie werden nach folgenden Sätzen zum Natural-Ertrage berechnet:
auf gutem uf mittle= auf schlech-

Boden voms rem Boden tem Boden

Morgen J vom Mor--s vom Mor-
A. Hochwald: jährlichegen jährlich'gen jährlich.

Eichen Hochwald e 2es 2—2—222222202 222 Klafter 5 Klafter +. Klfer.
Büchen Hochwallldlld " — — —
Birken Hochwalllll. * — — —

Erlen Hochwald. ". — — –—

Kiefern Hochwald“ .......... * —— — —
Tannen= und Fichtenwall * —F —5 —
B. Niederwald zu Knüppelholz:
Eichen, Weißbuchen, Rüstern, Birken—— — —
Erlen und Espen, Niederwald ... ... * — — —

C. Niederwald zu Reiserholz:
Eichen, Weißbuchen, Rüstern, Birken,
melrt — — —

(auf Klobenklaftern reduzirt)
Espen, Weiden, Haselln..." — — —

Cdesgleichen,)



S. 76. Dabei werden jedoch weder Blößen noch solche Waldflächen zur Be-
rechnung gezogen, welche so einzeln mit Bäumen bewachsen sind, daß nach dem Er-
messen des Forsttarators keine hinlangliche natürliche Besaamung erfolgen kann.

§. 77. Von dem Holzertrage kommen in Abzug:
1) de wirth schaftliche Konsumtion, sowohl zur Feuerung als zur Unterhaltung derebaude;
2) die Deputate und Freiholzer;
3) die zu den Fabrikanstalten verbrauchten Holzmassen, welche dort in Anschlag

kommen G. 72.).
Z §S. 8. Auch der hiernach nachhaltig vorhandene Natural-Reinertrag kann nur

bis zum Betrage desjenigen Absatzes, welcher während der letzten sechs Jahre statt
gefunden hat, zum Anschlage gebracht werden.

5. 70. Oabei werden diejenigen Preise zum Grunde gelege, welche örtlich die
gemeingewöhnlichen sind. Von diesem Gelderkrage kommen die Verwalmungs= undoleschlagungskosten und zwar auf erstere mindestens ein Drikttheil in Abzug; des-

gleuhen die Anfuhrkosten in dem Falle, wenn die ausgemittelten Geldpreise nicht zur
Stelle bezahlt, sondern nach denen eines enefernten Marktes angenommen werden,
oder auch im erstern Falle die Abnahme auf einer bestimmten Ablage geschieht. Der
solchergestalt ermittelte Geldpreis wird nach dem Normalsatze des Recens berechnet,
und so zum Anschlage gebracht. G. S.)

§. 80. Behufs einer Forstabschäátzung nach diesen Gesichtspunkkten ist die Ueber-
schlagung der Waldfläche im Ganzen, desgleichen der Parzellen, welche davon nach
g. 76. zurück zu rechnen sind, genügend. Die Bestände werden von einem Forstver-
ständigen nach QOnoten der Waldfläche in die verschiedenen Boden= und Holzarten geschätzt.

§. 81. Außer dem Holze wird die Waldweide, auch bei den geringeren Holz-
revieren (. 73..) und den im §. 76. gedachten Flächen nur diese, jedoch in allen Fällen
gleich anderer überflüssigen Hütung (. Ol.) nur in sofern zum Anschlage gebracht, als.
der Weidercrrath den eigenen Gutsbedarf für den bei der Viehnutzung in Rechnung
gebrachten Viehstand, und den Bedarf für die Oienstbarkeitsberechtigten um mehr als
fünf und zwanzig Prozem übersteigt. In diesem Fall wird für den Ueberschuß an
Weide ein mir der angeschlagenen Biehnutzung in Verhältniß gesetzter Ertrag berechner.

Zu diesem Behuf wird durch Boniktirung ermittelt, wie sich der Weidewerth des.
Forstgrundes in dem Bestande, worin er sich eben findet, zu den bei der Viehnutzung
angerechneten Weideflächen verhalt. Nachdiesem Verhältnig wird jenem Weidewerthe
ein gleichkommender Theil des von dem Forstgrunde zum Anschlage gebrachten Rein-
ertrages zu gut geschrieben, und davon der vierte Theil zum Ertrage gebracht.

§. 82. Für die Waldmast kann nur in sofern etwas zum Anschlag gebracht
werden, als eine zusammenhängende Fläche hauptsächlich und vorherrschend mit Eichen
oder Buchen bestanden ist, oder aus beiden gemischte Oistrikte, davon auch nicht blos
alte Bestände, sondern genugsamer Zuwachs zuin Ersatz der letztern, vorhanden sind.
Aufs einzelne oder nur hin und wieder eingesprengte Mastoaume oder blosalte Bestände
kann nicht Rücksicht genommen werden.

. 83.Ein Forktverständiger hat die Anzahl der Schweine, die bei voller Mast
darin feit werden können, der Lokalität und Erfahrung gemäß auszumitreln und an-

nehmen:iv’ 1) daß



1) daß binnen sieben Jahren einmal volle Mast, einmal halbe ober Mittelmast, ein-
mal Biertels= oder Sprengmast, und viermal keine oder nur Vogelmast erfolgen
werde;

2) daß bri halber oder Mittelmast halb so viel Schweine als bei voller Mast, und
bei Sprengmast halb so viel als bei Mittelmast eingetrieben werden können.

K. 84. Das Fehmgeld oder der Werth der Mast für ein Schwein ist dem Werthe
von zwei Scheffeln Roggen gleich zu achten. · «

.85.BettägtdicvolleMastnichtmebr,alsderBeharffürdteercschweine
und die eigenen Wirthschaftsstucke: so wird dafur nichts zum Anschlage gebracht, immer
aber muß dieser Bedarf von dem Naturalertrage abgezogen werden.

h. 86. Die Jagdnutzung wird nur dann, und in dem Maaße zum Anschlage
ebracht, als sie nach dem Durchschnitte der letzten sechs Jahre baaren Ertrag gewährt
2 Auf die Kosten wird der vierte Theil der Nutzung in Abzug, und der Ueberschuß
nach dem Grundsatze des S. ö. zum Anschlage gebracht.

III. Nähere Bestimmungen über den Schluß der Taxe und die
dabei nachzuholenden allgemeinen Kostenabzüge.

§. 87. Was die von dem Gesammtertrage des anzuschlagenden Gutes nach
K. O. No. I. und 3. in Abzug zu bringenden Abgaben, anlangt, so gehören dahin nursolche öffentliche Staats-, Kommunal= und Sozietatsabgaben, welche den Grundbesitz
treffen, mit Ausschluß der persönlichen und indirekten Steuern.

E. 88. Zu den in Abzug kommenden Reallasten S. 0. No. 2., können hingegen
Dienstbarkeiten und andere Einschränkungen des Eigenthums nicht gerechnet werden.
Auf dieselben muß vielmehr bei der Veranschlagung der betreffenden Ertragsrubrik
Rücksicht genommen werden. Auch kommen diejenigen Einschränkungen, welche keinen
Einfluß auf den Ertrag außern, nicht in Anschlag.

g. 89. Außer den Unterhaltungskosten der vorhandenen Gebaude mussen der-
gleichen auch von denjenigen, welche an dem Bedarf noch fehlen, einschließlich derjeni-
gen, welche bei Ablösung der Dienste, Behufs des Ersatzes derselben, kheils zur Unter-
bringung der Arbeiter, theils zur Aufstellung des alsdann anzuschaffenden Zugviehes
erforderlich sind, in Anschlag gebracht werden. Ueberdies ist das zur Errichtung der
fehlenden Gebäude erforderliche Baukapital nach dem Anschlage von Bauverständigen
zu niteln, und der Betrag desselben ist von dem Kapitalbetrage der Taxe in Abzug
zu bringen.

d. 90. Bei der Berechnung der Baukosten kommen jedoch solche Gegenstande,
welche aus den Gutserzeugnissen genommen werden können, nicht in Anrechnung.
Eben das gilt von solchen Arbeiten, welche mit dem auf dem Gute gehaltenen Gesinde
und der gewohnlichen Anspannung ohne Störung des ordentlichen Ganges der Wirth=
schaft bestritten werden können.

E. Ol. Naturalleistungen, welche bei den Effentlichen Abgaben, beständigen
Lasten, Kommunal= und Sozietäts-Beiträgen, Baukosten und anderen Ausgaben, die
als ungewöhnlich nach F. O. besonders abzuziehen sind, vorkommen, werden nach F. S.
auf Roggenwerth berechnet, und kommen, nach dem Normalpreise des letztern veran-
schlagt, von dem Ertrage in Abzug.

S. 02.
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5. 92. Ob das Gutsinvenkarium vollständig vorhanden ist, oder nicht, darauf
kommt bei der Taxe nichts an, und wird so wenig für das vorhandene Inventarium
etwas zum Ertrage, als für fehlende Inventarienstücke etwas in Abzug gebracht. Viel-
mehr kommen ohne Rücksicht darauf in einem wie dem andern Falle,

#a) die Zinsen zu fünf Prozent von demjenigen Kapital, welches zur Anschaffung des
esammten erforderlichen Gurs-Inventariums, wenn solches ganzlich nicht vor-

Huner were, nach den gewöhnlichen Preisen der Inventarienstücke nörhig seyn
würde, un

b) die fortlaufenden jährlichen Kosten zur beständigen Erhaltung des Inventariums,
von dem Ertrage in Abzug.

K. 03. Die Kosten des Ersatzes für den Abgang vom Inventarium kommen nurin
sofern in Abzug, als derselbe nicht aus dem Zuwachs in der Wirthschaft erganze wird.

§. 94. Eind außer den zur oronungmäßigen Bewirthschaftung des Gutes erfor-
derlichen Gebauden noch besondere herrschaftliche Wohngebäude vorhanden; so wird
darauf bei Gütern

von lo bis 2000 Thaler ein Betrag von 1500 Thaler,
 *: 20 560,000 = " 2000 "

50 = 100 : 3000
über 12000000 „ "b 5000 =

in sofern zur Taxe verstatter, als der vorgefundene Bauwerth, nach Abzug der zu Ka-
pital veranschlagten Unterhaltungskosten, diesen Betrag erreicht, und die Gebäude zu
diesem Betrage bei der Feuersozietät versichert sind.

IV. Von dem Verfahren bei der Veranschlagung.
&amp;. Oo. Die Kommissarien zur Aufnahme der Taxe werden von der betreffenden

Landschafts-Direktion ernannt. Sie sind es, denen die Ermittelung aller zur Be-

ründung derselben gehörigen Umstände und die Fertigung der hiernach anzulegendenErtrags-Anschläge und Taxen obliegt. Sie können sich jedoch nach den wester#en fol-
genden Bestimmungen in die hiebei vorkommenden Geschafte theilen.

. 05. Die von ihnen zuzuziehenden Sachverständigen müssen von ihnen mit
allen allgemeinen Verhältnissen, welche auf das Giuaachten derselben von Einfluß sind,
bekannt gemacht werden. Sie müssen darauf halten, daß bei allen den Gegenständen,
wo deren Gutachten auf Einnahme des Augenscheins zu gründen ist, dieser gehörig und
unker Umständen, welche eine dem Zwecke entsprechende Beobachtung gestarten, einge-
nommen werde; es liegt ihnen ob, dieselben auf alles, was dabei von Erheblichkeit ist,
und von ihnen tbersehen werden mögte, aufmerksam zu machen, und dafür Sorge zu
tragen, daß die hiebei in Betracht kommenden durch Zeugenaussagen oder sonst zu er-
mittelnde Thatsachen, zuvor gehörig festgestellt werden; sie sind ferner verpflichtet, den
Sachverständigen, wenn deren mehrere sind, Gelegenheit zu verschaffen, die Gründe
ihrer verschiedenen Angaben zu erforschen und zu erörtern, und denselben auf diesem
Wege, insonderheit auch in dem Falle, wenn sie selbst gegen die Richtigkeir der Anga-
ben Zweifel hegen, die Veranlassung zu geben, ihr Gurachten zu berichtigen; überhaupt
aber müssen sie dahin wirken, daß Letzteres bestimunt und deurlich abgegeben werde.

5. 07. Alle zur Vorbereitung der Tare erforderliche Vernehmungen und Zeu-
genaussagen, müssen von den Schätzungs-Kommissarien zu Protokoll genommen, und

Jabrsang 1831. Un dabei

x



babei die wegen bder Beweiskraft derselben gegebenen Vorschriften beobachtet werden;
auf gleiche Weise mussen von ihnen auch die Gutachten solcher Sachverst andigen, welche
des eigenen schriftlichen Vortrages nicht mächtig sind, und jedenfalls die Verhand-
lungen wegen deren Aufklärung und Berichrigung aufgenommen werden.

&amp; 03Das erste Geschäft der Kommissarien ist, sich nach den gesammten
wirthschaftlichen Verhältnissen des abzuschätzenden Gures durch Einsicht der Karten
und Vermessungsregister, der Wirthschaftsbücher, durch Einnahme des Augenscheins
und Rück prache mit demBesizer und sonst, ein deutliches Bild von dem Gegenstandeder Schätzung, den hierbei vorkommenden Wirhhschaftsrubriken, der Art ihres Betrie-
bes, ihrer Natural= und Geldnutzung zu machen.

K. 99. Nächsidem haben sie dafür zu sorgen, daß der Flächen-Inhalt der zu
dem Gute gehörigen Grundstücke sowohl überhaupk, als nach Maaßgabe der verschiede-
nen Anwendung beziehungsweise zum Ackerbau, Heuwerbung, Hütung u. s. w. fest-
gestellt werde.

#§. 10. Sie haben insbesondere dahin zu sehen, daß die Zubehörigkeit und die
Grenzen der Bestandtheile und Pertinenzien des Gutes außer Zweifel gesetzt, und,
wenn Zweifel obwalten, die wahren Verhälktnisse der Sache gehörig ins Licht gesetzt
werden. Es versteht sich dabei von seldst, daß Grundstücke, über deren rechtmaßiges
Eigenthum der Besitzer sich nicht auszuweisen vermag, zurückgesetzt, und nichtinden
Anschlag gezogen werden müssen.

§. 101. Mit der Vermessung oder Ueberschlagung der Grundstucke ist zugleich
die Bonitrirung zu verbinden, dergestalt, daß in dem Falle einer Vermessung auf der
Karte die Bonitirungs-Abschniktte sogleich eingetragen werden. Dem Feldmesser kann
zwar das Vermessungsgeschäft ohne besondere Kontrolle der Kommissarien überlassen
werden; an dem Bonitirungsgeschäft aber müssen sic oder doch einer von ihnen sowohl
in dem Falle, wenn das Gut neu vermessen wird, als wenn dasselbe schon vermessen ist,
und nur die Bonitirung nachzutragen ist, jedenfalls, nach näherer Bestimmung des
1 10. persônlich Antheil nehmen, und die Boniteurs dabei überall begleiten, auch da-in sehen, daß deren Angaben von dem Feldmesser in das Bonitirungsregister und auf
der Karte gehörig eingetragen werden.

#. 10#In dem Falle, wenn der Flächeninhalt des Gures und der bei dem
Anschlage in Betracht kommenden Theilstücke blos überschlagen werden soll, müssen
die Kommissarien auch den Feldmesser bei seinem Geschäft begleiten und dahin sehen,
daß dasselbe in allen seinen Theilen mit möglichster Sorgfalt vollbracht werde.

. 103. Wenn solchergestalt die ersten Grundlagen des Taxgeschafts zu Stande
gebracht sind, so ist zur Aufnabme des Haupt-Informations Protokolls zu schreiten,
und dieses, wenn das abzuschätzende Gut aus mehreren Hoflagen und Wirthschaften
besteht, von jeder besonders aufzunehmen. In diese Pro#t# kolle gehört:
1) eine vollständige Beschreibung der Lage des Orts und seiner Ertfernung von den

nächsten Städten und dem Hauptmarkrorte, üngleichen der zu dem Gute gehöri-
gen Wohn= und Wirthschaftsgebände, mit spezieller Angale des kubischen In-
halrs der Scheunen und Futterbehältnisse, des Flächeninhalrs der Ställe und der
Zahl der Bechstande in denselben;

2) die Auseinandersetzung der vorhandenen Ländereien in Gartenland, Aecker, Wie-
sen, Hütungen, Forsten und dieser verschiedenen Gattungen in die Klassen der Bo-

nitirung
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nitirung mit summarischer Angabe ihres Flächeninhalks; und die ndhere Beschrei-
bung aller nicht schon in dem Vermessungs= und Bonitirungsregister nachgewie-
senen Umstände, welche auf deren richtige Würdigung von Einfluß sind;

3) die Angabe der Umlaufs= und Schlageintheilung des Ackerlandes und der hier-
bei stattfindenden Fruchtfolge, Düngung und Bearbeitung; ferner

der Benutzungsart der Wiesen und Hütungen;
5) desgleichen der Forsten und Seen, und überhaupt aller zur eigenen Benutzung des

Gutes gehörigen Grundstücke;
6) die Nachweisung des jetzt vorhandenen und sonst gewöhnlichen Viehstandes;
7) die Angabe der Dienstbarkeiten, welchen das Gut unterworfen, oder zu welchen

dasselbe berechriget ist;
8) die Nachweisung der Art und Weise, wie die auf dem Gute vorkommenden Ge-

spann= und Handarbeiten bestritten, imgleichen der Art und Weise, wie das Zug-
vieh unterhalten wird, und die Arbeiter gelohnt werden;

0) die Nachweisung von allen Nakuralerträgen der zum Anschlage kommenden Wirth-schafts-Arbeiten, wie sie bisher statt gefunden Faben:
10) die Beschreibung der Art und Weise, wie sie zu Gelde gemacht werden, und die

Nachweisung der bisher bezogenen Gelderträge;
II) die Nachweisung und Beschreibung der kleinen Pachtstücke, Zehnten, Natural-

und Geldgeflle.
Kmz dieses Informations-Prokokoll giebt eine Darstellung aller Anschlagsge-

enstände, und die über ihren Ertrag berbeigeschaffen. Nachrichten. Die Art und
deise, wie dieselben herbeizuschaffen sind, bleibt ganz dem Ermessen der Kommissarien

überlassen. Sie sind weniger die Grundlage der Taxe, als sie ihnen nur von allem,
was dahin gehörk, eine zusammenhängende Uebersicht und nähere Anleitung geben soll,
auf welche Umstände sie bei der speziellen Begründung der Tare ihre besondere Aufmerk-
samkeit zu richten, welchen Quellen sie dabei nachzugehen haben. Sie werden dadurch
zuglech in den Stand gesetzt, bei der speziellen Aufnahme angemessene Kritik zu üben,1 h selbst ror Irrthümern zu hüten, die zur Sache zu vernehmenden Zeugen und Sach-
verständigen auf die richtigen Wege zu leiten, und vorkommende Widersprüche aufzu-
klären. Damit sie dieses Erfolges aber versichert seyn können, müssen sie gleich von
Anfang bemühr seyn, sich alle hieher gehörige Notizen aus zuverlässigen Quellen, vor-
zugsweise durch eigene Ansicht und Beobachtung, nächstdem aber durch Rücksprache
mit den am besten unterrichteten und zuverlässigsten Personen und wiederholte Nach-
frage bei mehreren derselben zu verschaffen. Oie einzufordernden Wirthschaftsregister
werden ihnen bei verständiger Benutzung zwar manmigfache Aufschlüsse geben; es ist
jedoch bei deren Prüfung und Benutzung große Vorsicht nöthig.

S. 10.. Nach dieser Vorbereitung geben die Kommissarien zur näheren Ermit-
telung und Untersuchung der Umstände über, welche nach Anleitung der Targrundsätze
zur Begründung der Ertragsanschläge und Tare erforderlich sind. Dies geschieht we-

en jedes besonders abzuhandelnden Gegenstandes in möglichst folgerechter Entwickelungbeselben nach den aufgenommenen und zusammenzuhaltenden Verhandlungen.
K. I Hiebei kommen in Betracht:

1) der von den Kommissarien allein oder mit Zuziehung von Sachverständigen vorzu-
nehmende Augenschein, ’

11u2 2) die
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D die Gutachten von Sachverstandigen,
3) die Zeugenvernehmungen,
4) Wirhtschaftsregister, und
5) Urkunden.

§. 106. Wie schon oben erwähne ist, müssen die Kommissarien überall, wo es
moglich ist, mit eigenen Augen zu sehn, und die Wahrheit durch eigene Wahrnehmung
und Beobachtung zu erkennen, dieses Mittel vor allen andern ergreifen und verfolgen.
Sie haben diesen ihren Befund als solchen bestimmt und deutlich niederzuschreiben und
mit ihrer Unterschrift zu beglaubigen. Es ist jedoch nicht nöchig, daß darüber besondere
Verhandlungen aufgenommen, und die Zeit, in welcher die Einnahme des Augenscheins
geschehen, bemerkt werde. Der Vortrag davon kann vielmehr im Zusammenhange mit
anderen Erörterungen, und auf den Grund früherer Wahrnehmungen auch in spateren
Verhandlungen geschehen. Insbesondere ist das Haupt-Informations-Prokokoll zur
Aufnahme desselben wohl geeignet; immer aber muß von den Kommissarien wegen der
von ihnen selbst erkannten Thatsachen, daß solches geschehen sey, ausdrücklich versichert
werden.

&amp;. Ob und inwiefern bei Einnahme des Augenscheins oder sonst zur Grund-
legung der Tare Sachverständige zuzuziehen sind, ist theils in den Targrundsätzen
bestimmt, theils ist dies davon abhängig, ob zum richtigen Erkenntniß des Gegen-
standes besondere den Kommissarien nicht beiwohnende Sachkenntnisse erforderlich sind.
vn allen Fällen, wenn außer den Kommissarien noch andere Sachverständige zuzuzichenind, muß über den Befund ein besonderes, von den Letztern mit zu vollziehendes Pro-
tokoll aufgenommen und darin die Zeit, zu welcher der Augenschein vorgenommen ist,
bestimmt angegeben werden.

Der ge nach muß dies gleich an dem nämlichen Tage gescheben. Wird je-
doch das Geschäft, wie z. B. bei Bonitirung der Ackerländereien und bei Forflschätzun-
gen, mehrere Tage fortgesetzt, so wird die Aufnahme des Protokolls darüber am &amp;—
mäßigsten bis zum Schluß der Verhandlungen ausgesetzt. Auch bedarf es bei Sach-
verständigen, die selbst Beamte sind, und bei der Ausrichtung ihres Geschäfte diejeni-

##n Kennenisse in Anwendung bringen, welche zu ihrem Amtöberufe gehören, alskonomie-Kommissarien, Feldmesser, Baubediente u. sw. einer, Seitens der Kom-
missarien aufzunch nenden, Verhandlung über den Befund nicht; vielmehr ist es jenen zu
überlassen, denselben selbst zu vergeichnen. Eben diesen Beamten kann auch in dem
Falle, wenn ihnen noch andere Sachverständige, z. B. zur Bonitirung der zu vermes-
senden Feldmarken beigegeben sind, die Aufnahme der Verzeichnisse und Protokolle über
den Befund überlassen werden. Wo jedoch die Leitung der Arbeiten von dergleichen
zugegebenen Sachverständigen durch die Tax-Kommissarien vorgeschrieben ist, müssen
dieselben die Verhandlungen mit denselben am Schlusse des Geschäfts jedenfalls durch-
gehen, und den Erfolg davon verzeichnen. Eben das muß wegen aller Ausstellungen

Pischeben, welche die Kommissarien bei dem von den Sachverständigen angegebenenefunde oder deren Gutachten zu machen höben.
§. 109. ODie Auswahl der bei dem Geschäfte zuzuziehenden Sachverständigen

bleibr lediglich Sache der Kommissarien. Sino jedoch deren für gewisse Theile desselben
in dem Kreise oder Distrikte ein für allemal bestellt und verpflichtet: so haben sie diese
vorzugsweise zuzuzichen. Dies gilt insbesondere von den Boniteurxen und Baubedienren.

§. 100.



 H. 109. Ksonnen die Kommissarien der zur Ausrichtung ihres Geschäfes n-thigen Sachverständigen nicht habhaft werden, oder bedingen diese ihr Geschäft mit
ungewöhnlichen Foderungen: fo ist es demBesitzer des abzuschätzenden Gutes zu über-
lassen, dergleichen Personen den Kommissarien zur Genehmigung in Vorschlag zu brin-
gen, und sich mir ihnen über ihre Belohnung zu einigen.
C. 110. Auch die Auswahl der zu vernehmenden Zeugen ist Sache der Kom-

missarien. Sie können durch die eben angeordnete Information schon zur Kenntniß
von denjenigen Personen, die ihnen die befriedigendsten Aufschlüsse zu geben vermögen,
und welchen sie dabei vorzugsweise vertrauen können, gelangen. Auf diese müssen sie
daher auch ihre Wahl bei dem Untersuchungsgeschäfte richten. Sie haben insbesondere
jede unnörhige Vermehrung der Zeugenzahl zu vermeiden, und es genügt der Regel
nach, wenn die zu ermitkelnde Thatsache durch zwei Zeugen bestätigt wird, die so geei-
genschaftet sind, wie es eben vorausgesetzt ist. Ergeben sich jedoch den Kommissarien
aus den Resultaten ihrer anderweitigen Ermittelungen Zweifel gegen die Wahrheit
ihrer Aussagen; so mussen sie sich dabei nicht beruhigen, sondern durch Vernehmung
anderer Personen und Zusammenstellung der Zeugen die Wahrheit zu erforschen alles
Fleißes forrfahren.

. II1. Die zur Erforschung der Targrundlagen vernommenen Zeugen sind am
Schlusse ihrer Vernehmung durch den Landschafts-Syndikus, oder die statt seiner de-

auftragse Gerichtsperson G. 202. der Kreditordnung) mit dem gewöhnlichen Zeugen-eide zu belegen.
. §. 112. Von der Verpflichtung zur Ablegung eines Jugnisses, Behufs der

Taraufnahmen, gelten diehierüber in der Prozeßordnung ertheilten Vorschriften. Wei-
gert sich ein oder der andere Zeuge der Ablegung desselben oder des Zeugeneides: so muß
er durch den ordenrlichen persönlichen Richter dazu angehalten werden.

6 113. Wird die Edition von Dokumenten und Wirtbschafts-Registern, die
ein Drirker hinker sich hat, verweigert; so muß dem betheiligten Gutsbesitzer überlassen
werden, den Inhaber auf deren Herausgabe, in sofern er darauf aus besonderem
Rechtsgrunde Anspruch hat, auf dem in den allgemeinen Gesetzen bezeichneten Wegeanzuhalten. Die öffentlichen Behörden sollen sich aber nicht entziehen, bn Schätzungs-
Kommissarien die bei ihnen nachgesuchten Mittheilungen zu machen.

 II4. Der Besitzer des abzuschätzenden Gutes darf die Vorlegung der von
ihm erforderlen Wirthschaftsregister und andere zur Aufklarung des Gegenstandes er-
forderliche Nachrichten und Urkunden niemals versagen. Auch kunn er sich erforder-
lichen Falls nicht entziehen, den Editionseid zu leisten, und die aus seiner Wissenschaft
begehrten Auskünfte eidlich zu manifestiren.

Entkspricht er den diesfälligen Aufforderungen nicht; so werden die Verhandlun-
zen in diesem, wie in allen ubrigen Fallen, wenn er den Kommissarien die Beschaffunger Mittel zur ordnungsmaßigen Ausrichtung ihres Geschafts versagt, abgebrochen,
und seine Anträge wegen Bepfandbriefung seines Gutes ohne Weiteres zuruckgelegt.Ohne die dringlichste Veranlassung soll jedoch der Gutsbesitzer zur eldischen Ma-
nifestation nicht aufgefordert werden.

S. 113. Wiewohl es die Obliegenheit der Kommissarien ist, dahin zu sehen,
daß die Grundlagen der Taxe nach den, den Gerichten vorgezeichneten, Grundsätzen zur
Gewipßheit gebracht werden: so können die beigebrachten Nachrichten doch deshalb, weiein
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kein vollständiger Beweis darüber beigebracht worden, nicht verworfen werden. Es
gelten vielmehr wegen deren Benutzung folgende Regeln.

 1110. Es ist nach dem innern Zusammenhange und andern Gründen der
Wahrscheinlichkeit zu beurtheilen, ob und welche Glaubwürdigkeit den, wenn auch
nicht vollständig erwiesenen, Thatsachen beizumessen ist. So können z. B. Wirthschafts-
register, welche der Gutsbesitzer selbst oder dessen Wirkhschaftsbediente geführt haben,
wenn sie das Gepräge der Sorgfalt und Genauigkeit an sich tragen, für beweisend an-
genommen werden; besfonders gilt dies von den Fällen, wenn sie auf lange Zeit zurück-
gehen, von verschiedenen Besitzern oder andern Personen fortgeführt, auf beigelegte
Manualien und Stückrechmungen mehrerer, zur Rechenschaft über den Gegenstand
rufenen, Wirthschaftsbedienten gegrundet sind, und in allen zugehörigen Theilen Ueber-
einstimmung und Zusammenhang ist. So können ferner die Aussagen einzelner Zeu-en, wiewohl ihrem Zeugnisse vor Gericht deshalb, weil es nur ein Tu#. ist, der diese

Lpagache bekundet, und überdies zu dem Gutsbesitzer im Dienstverhältnisse steht, nicht
vollständig beweisende Kraft beizulegen wäre, doch für genügend angenommen werden,
wenn dieselben in andern Umständen ihre Bestätigung finden, und der Zeuge sonst voll-
ständig unterrichtet, genau und treu in seinen Angaben erscheint.

. 117 .Ergiebt sich aber ein Widerspruch unter den Beweisstücken,derenGrund
zur Bekräftigung des einen oder des andern nicht aufzuklären ist; so muß diejenige An-
gabe angenommen werden, aus welcher der geringste Ertrag hervorgeht.

§. 118. Weichen die Angaben mehrerer zur Würdigung eines und des näm-
lichen Gegenstandes berufenen Sachverständigen von einander ab, und kann durch Zu-
sammenstellung und nähere Erörkerung ihrer Gründe keine Einigung noch eine weitere,
die eine oder andere Meinung bekräftigende Aufklärung bewirkt werden: so muß ein aus
den verschiedenen Angaben gezogener Mirtelsatz angenommen, und, wo auch dieses
Auskunfsmittel nicht statt findet, diejenige Angabe zum Grunde gelegt werden, welche
für die Taxe das kleinste Resultat ergiebt.

SC. 110. Wenn solchergestalt die Grundlagen der Ertragsanschläge und Tare
festgestellt sind, gehen die Kommissarien zur Fertigung und Zusammenstellung der Tare
über.

Es ist keinesweges erforderlich, daß diese Arbeit schlechterdings bis zum Schlusse
aller vorbereitenden Verhandlungen ausgesetzt wird. Im Gegentheil ist es ganz zweck-
mäßig, und es wird den Kommissarien mannigfaltige Hülfsmittel zur Aufklärung bei
den vorbereikenden Verhandlungen darbieten, wenn sie sogleich, als eine oder die an-
dere Rubrik zur Veranschlagung reif ist, dazu übergehen. Selbst wenn es noch an
der Ermittelung einer oder der andern Thatsache fehlt, die wichtigsten Materialien aber
schon in Bereitschaft sind, werden sie unter Annahme einer wahrscheinlichen Voraus-
setzung immer mit Nutzen zu einem vorlaufigen Ueberschlage schreiten können. — Ueber-
haupt kann es ihnen nicht genug empfohlen werden, bei den Verhandlungen über die
Grundlagen der Tare immer den Kalkül des endlichen Resultats ins Auge zu fassen,
und mit Hulfe desselben die Thatsachen gleich bei ihrer ersten Aufnahme und Entwicke-
lung auf ihren Zusammenhang und ihre Uebereinstimmung mit andern schon bekannten
Verhöältnissen zu kontrolliren.

#. 120. Die im §. 25. verordnete Vernehmung der Boniteurs ist auszusetzen,
bis die Kommissarien ihre Berechnung zugelegt haben.

S. 121.
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. I21. Wenn die Kommissarien ihre Taxe vollendek haben, ist solche dem sie
veranlassenden Gutsbesitzer zur Erklärung vorzulegen. Macht er bei derselben Erinne-
rungen, und finden die Kommissarien solche nicht ohne Grund; so müssen sie sich um
möglichste Aufklärung derselben bemühen, und nach dem Erfolge die Taxe berichtigen.
Erscheinen ihnen dieselben aber grundlos, so haben sie den Abschluß des Geschäfre durch
weitere Verhandlung mit dem Gutsbesitzer nicht aufzuhalten.

9. 122. Was endlich die im F. ob. gedachte Theilung des Geschäfts unter die
Mitglieder der Schätzungs-Kommission anlangt: so müssen die im F. 97. bemerkten
Geschäfte von sämmtlichen Kommissarien gemeinschaftlich vorgenommen, und eben so
die Beschlüsse über die Glaubwürdigkeit und Annahme der bei der Tarxe zum Grunde zu
legenden Thatsachen und die Taxe selbst von ihnen gemeinschaftlich erwogen und festge-
setzt, etwanige Meinungsverschiedenheiten aber in dem darüber aufzunehmenden Prolo-
kolle zur Sprache gebracht werden.

Das im PF. 103. gedachte Informationsprotokoll kann zwar von einem oder dem
andern ausgearbeiter, es muß aber von allen durchgesehen, sorgfaltig geprüft, und vor
der Vollziehung desselben alles das, was einem oder dem andern zurTewollständigung
der Uebersicht noch nöthig scheint, beigebracht und nachgetragen werden.

Die im C. lc#. erwähnte Erörterung, imgleichen die Vernehmung der Zeugen
und Sachverständigen, ist hauprsächlich das Geschäft des zuzuziehenden Justizbedienten;
jedoch müssen diese Bernehmungen immer unter der Mitwirkung des zweiten Kommissa-
tius, oder wenn ihrer mehrere sind, doch eines derselben vorgenommen werden.

Im Uebrigen mussen sich dieKommissarien in die vorkommenden Geschäfte der-
gestalt kheilen, und dabei gegenseirig unterstützen, daß das Geschäft ohne Unterbrechung
und mit dem mindesten Zeitverlust zu Ende gebracht werde.

V. Von der Bildung der Spezial Tarxgrundsötze.
&amp; 123. Die Spezial-Taxgrundsätze werden durch Distriktskommissarien in Vor-

schlag gebracht, von einer Departements-Kommission durchgesehen, und zu einem Ge-
neralwerk vereiniget, in welchem das Gleichartige zusammengefaßt wird, die vorkom-
menden Verschiedenheiten aber in der Folgeordnung der General-Taxgrundsätze bei je-
dem Punkte mit Bezeichnung der Distrifte, in welchen sie Anwendung finden, beson-
ders anzugeben sind, und dieses Generalwerk wird mit den erläuuternden Bemerkungen
dem Ministerium des Innern zur Genehmigung eingereicht.

§. 124. Die Departements-Kommission wird aus drei von dem gedachten Mi-
nisterium des Innern ernannten Kommissarien, und eben so viel Abgeordneken derjeni-
gen Grundbesitzer bestehen, welche sich zur Errichtung des Krediesystems vorläufig eini-
gen werden. Bebufs der Auswahl dieser Abgeordneten werden die Kreise des Depar-
kemenks in drei geographisch zusammenhängende Bezirke getheilt werden. Die Land-
räthe der Kreise eines Bezirks bringen, nach Rücksprache mit den am meisten begüter-
ten Theilnehmern, jeder drei Kandidaten in Vorschlag, mit denen sie sich zuvor dar-
über verständigen, daß sie den Auftrag, wenn die Wahl auf sie fällt, anzunehmen be-
reit sind. Sie senden ihre Vorschläge an denjenigen unrer ihnen ein, welcher ihnen da-
zu von den Königlichen Kommissarien zum Deparkements-Kommissarius bezeichnet wird.
Dieser fertiget jedem Landrarh des betreffenden Oistrikts die Lisse der Kandidaten zu.
Jeder Landrath läßt dann in einer Versammlung der verbundenen Gutsbesitzer seines

Krei-
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Kreises über sämmtliche Kandidaten abstimmen, verzeichnet die Zahl der jedem gegebe-
nen Stimmen, und sendet die Liste darüber an den vorgedachten, von den Koniglichen
Kommissarien bezeichneten Landrath. Derjenige von den Kandidaten, welcher die mei-
sten Stimmen aus allen zu einem Bezirk vereinigten Kreisen erhalten hat, und den
Koniglichen Kommissarien anzuzeigen ist, geht auf Einladung der letztern als Abgeord-
neter zu der Departements-Kommission.

 126. Diejenigen beiden Kandidaten des Distrikts, welche ndchst dem Abge-
ordneten zur Departements-Kommission die meisten Stimmen erhalten haben, vereini-
gen sich mit diesem darüber, in wie viel Oistrikte der Bezirk, Behufs der Bildung der
Distrikts-Kommissionen, einzutheilen ist, und welche Güter denselben zuzuschlagen sind;
dabei haben dieselben darauf zu sehen, daß diejenigen geographisch arrondirten Gegen-
den, in welchen einerlei Verhältnisse statt finden, zu einemm Distrikte vereiniget werden.
Dehnen sich die gleichartigen Verhälwmisse über die Grenzen ihres Bezirks aus, so ha-
ben sie sich mit den Abgeordneten des benachbarten Bezurks darüber zu einigen, daß die
betreffenden Güter zu einem Distrikte vereiniget werden. «

§. 126. 4# wählen ferner für jeden Distrikt fünf in demselben angesessene
Gutsbesitzer aus, welche unter demVerstee des von diesen selbst durch Stimmenmehr-
heit, dazu erwählten Mitgliedes die Distrikts= Kommission bilden, vereinigen sich mit
nenseü wegen der auf sie gefallenen Wahl, und zeigen solche der Departeinents-Kom-mission an.

&amp;. 127. Die Distrikts-Kommissionen und Departements-Kommission bleiben
so lange in Thätigkeit, bis die Spezial-Targrundsätze die Genehmigung des Ministe-
riums erhalten haden, um nach Einreichung ihrer Vorschläge alle nachträgliche Er-
klärungen undErläumerungen u geben, welche beziehungsweise von den Departements-=Kommissionen oder dem Ministerium noch nöthig befunden werden mögten.

#. 128. In den Spezial-Taxgrundsätzen müssen vor allem die besonderen Di-
strikte und Gegenden, welche dabei unterschieden werden, unter fortlaufenden Num-
mern und mit namentlicher Angabe derjenigen Güter, welche die Grenzlinie beziehungs-
weise der Distrikte und der Gegend bilden, sorgfältig und genau bezeichnet werden.

§ 120. Für jeden Distrikt werden den Oistrikts-Kommissionen die geringsten
Normalpreise für Weizen, Roggen, große und kleine Gerste, Hafer, Erbsen und Buch-
weizen von der Departements-Kommission vorgeschrieben werden. Die Grundlage der-
selben giebt der Roggen, und der niedrigste Satz desselben ist zwölf Groschen für den
Scheffel. Dieser niedrigste Satz findet auf diejenigen Distrikte Anwendung, in deren
Hauptmarkkort der Marktpreis des Roggens gewöhnlich am niedrigsten steht. Für die
zu andern Marktorten gehbrigen Distrikte wird derselbe im Verhältniß des größern
Roggenpreises erhöhet. Die Normalpreise der übrigen Getreidearken werden nach dem
Verhältnisse ihres Marktpreises zu dem des Roggens an dem Marktorte der betreffen-
den Gegend festgesetzt. Die in Rechnung kommenden Marktpreise sind die des Markini-
termins im Durchschnitt der letzten dreißig Jahre. Melche Orte als Hauptmarktorte,
und für welche Distrikte sie als solche anzunehmen sind, darüber vereiniget sich die O##
partements-Kommission mit den betreffenden Regierungen. Von diesen werden ihr
auch die Nachweisungen der Marktpreise jener Orte zugefertiget werden.

S. 130. Oie Oistrikrs-Kommissionen aber haben zu bestimmen, für welche
Gegenden die ihnen aufgegebenen niedrigsien Preise zu erhöhen sind. Hinsichtlich der-

klent-



jenigen Guter, welche von dem Hauptmarktorte uber zwei Tagereisen,jedezufünfMeilen
erechnet, entfernt liegen, behält es bei dem niedrigsten Preise lediglich sein Bewenden.
H diejenigen, welche nur eine Tagereise von dem Marktorte entfernt sind, wird der-

7*5P St Sechozehntheil, darüber aber bis zwei Tagereisen um ein Zwei und Dreißig-theil erhöhet.
d. 131. Ob, und fur welche andere Gegenstände Normalpreise festzusetzen

sind, bleibt dem Ermessen der Distrikts-Kommissionen vorbehalten. Die Bildung der-
selben erfolgt in diesem Falle nach der im F. §. der General-Tax-Grundsätze vorge-
schriebenen Bestimmuns.§. 132. Ein Hauptgegenstand der Spezial-Tax-Grundsätze ist die Beschrei-
bung der in jenem DOistrikre vorkommenden Ackerbodenarten, und die Auseinander-
setzung derselben in die ihren Werthbeeichnenden Klassen.. 133. Die Bestimmung der Ackerbodenarten erfolgt nach der Natur und den
Eigenschaften der Erdart, we#tche aus dem Verhältnig ihrer Bestandtheile hervorgeht.
Die hier in Betracht kommenden Bestandtheile sind Thon, Sand, Kalk und Gewächs-
oder Moder-Erde (Humus), die sich fast in jedem Boden, aber in sehr verschiedenen
Velhltnissen befinden.

Nach diesen Verhältnissen und den hervorstechenden Eigenschaften dieser Be-
standtheile unterscheidet man folgende Bodenarten:

a) Thonboden,
b) Lehm= und Lettenboden,
c) Mergelboden,
d) sandiger Lehmboden,
e) lehmhaltiger Sandoden,
1) Sandboden schlechthin,
)Kalk= oder Kreideboden,
i) schwarzer Moderboden,

1I. fruchtbarer milder,
2. torfartiger,
3. moriger.

S. 134. Für diejenigen, welche von der agronomischen Zerlegung des Bodens
einen Begriff haben, wird hier bemerkr, daß verstanden werde:

a) unter Thonboden solcher, der zwei und vierzig Prozent und darüber an fettem
Thon, oder sechszig Prozent und darüber an magerem Thon enthäle;

b) unter Lehmboden solcher, der von beiden Arten des Thons weniger, jedoch nicht
unter fünf und dreißig Prozent fetten, und nicht unter vierzig Mozent magern
Thons enthält;

c) zier Mergelboden solcher Thon= und Lehmboden, der über 8 Mozent Halkenthält;
4) unter sandigem Lehmbeden solcher, der nicht mehr als fünf und siebenzig Prozent

Sand enthäle;
uee) unter lehmhaltigem Sandboden solcher, der nicht mehr als fünf und achtzig Pro-

zent Sand hat;
1) unter ackerbarem Sandboden schlechthin solcher, der doch nicht über vier und

neunzig Prozent Sand hat;
Jahrgang 1621. TXxr g) un-
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6) unter Kalk= oder Kreideboden solcher, in welchem die Eigenschaften des Kalks
hervorstechend werden, und den Thon überwiegen; und

h) unter Moderboden solcher, desser verbrennliche Theile die zugemischten Erden soweit überwiegen, daß die Eigenschaften der letztern dadurch aufgehoben werden.
Die Güte und Fruchtbarkeit des letztern stimmt mit der Auflösbarkeit seines Mo-
ders und mehrern oder mindern Abwesenheit von Säuern oder gesäuerten Ei-
sens überein.

Die in die Sinne fallenden Eigenschaften der vorgedachten Ackerbodenarten sind
in den folgenden V. angegeben.

 135. Thonboden. Dieser ist stark gebunden, zähe, strenge, im feuch-ten Zustande schlüpfrig, anklebend an Pflug und Egge, u dem Schnitt blinkernd,
fectartig und ohne Rauhheit anzufühlen, durch Druck sich noch stärker verballend, im
trockenen Zustande zusammengezogen, rissig erhärtet. Im Bruch ist er würflich oderblattrichtund glatt. Dne künstliche Lockerung ist er undurchdringlich von der Luft, das Was-
ser nicht durchlassend. Seine Bearbeitung und Bestellung ist schwierig, nur im mäßigen
Feuchtigkeitszustande ausführbar, und er erfordert dennoch eine sehr fleißige, die aber,
gehörig vollführt, zu Beförderung seiner Fruchtbarkeit sehr wirksam ist. Man nennt
ihn, wenn er in gehörige Kultur gesetzt ist, und genugsamen Wasserabzug hat, Wei-
zenbeden im eigentlichsten Verstande. Im entgegengesetzten Fall aber 1½ er kal-
ker Haferboden.

K 130. Lehmboden. Dieser im Verhältniß der Thontheile mic mehrerem
Sande, oft auch mit einigen Kalkrheilen gemischte Boden ist minder zähe, in feuchtem
Zustande minder klebrig, rauher zwischen den Fingern anzufühlen, aber dennoch sehr
gebunden und anhänglich. Im trockenen Zustande wird er zwar hart, ist aber doch
eher zu brechen, wenn er gleich schwer zu Pulver zerfällt. Im Buuch ist er körnig,
er trocknet schneller ab, und beharret länger in einem der Bearbeirung günstigen Zu-
stande, welche überhaupt leichter ist. Ist er trocken, verhärtet, so zieht er die Feuch-
kigkeir schneller an sich, und zerfällt dann desser in Pulver, vorzüglich wenn er cinige
Kalktheile enthält. Wasser und Luft durchdringen ihn leichter.

Eine Abart davon ist der Lettenbaden, dessen Thon mit besonders feinem,
kamm durch Abschwemmen zu trennenden, Sande gemischt ist. Er flietzt im feuchten
Zustande leicht auseinander, so daß keine Furchen in ihm stehen und seine Oberfläche
durch Regen ganz glatt gemacht wird. Er trocknet auf seiner obersten Fläche leicht
aus, und verschalt sich, ungcachtet er einen Zoll tiefer noch sehr naß ist und später
austrocknet. Trocken ist er hart, zugleich aber sehr stäubig.

Wenn der Thon durch stärkern Kalkzusatz bei wenigerem Sande die Mürbigkeie
des Lehmbodens erlangt; so heipt er Mergelboden. Er gleicht im Aeußeren dem Lehm-
oder Lettenboden, zeigt sich aber, wenn er mit Wasser angerührt ist, und Sdure dar-
auf gegossen wird, durch ein Karkes Aufbrausen an; er läßt überflüssige Feuchtigkeit
leichker stehen, und zieht die nothdürfticee mehr an.

Wenn er bei sehr treckner und warmer, besonders auf Nässe folgender Witterung
ndt hart wird; so zerfällt er doch, wenn in der Atmosphäre einige Feuchrigkeitentstehet.

Diese Bodenarten tragen zwar mit besserem Erfolge Weizen; jedoch sind sie in
der Winrerung zum Roggen eben so gut geeignet. Vernehmlich geräth aber die Gerste

dar-



darauf, und man kann fie daher mit Recht starken Gerstboden nennen; jetoch werden
sie, besonders in solchen Gegenden, wo man keinen strengeren Boden hat, auch Wei-
zenboden genannt. ·

H.137.SandigetLehmhobenheißtderjenige,.welcherbukchMurgth-
fernAntheilvomSandemükbeist,demPflageunvdekEggeseltenwider-fleht,an
Nasse gewöhnlich nicht leidet, oder auch micht zu leicht ausdörrt. Er ist noch gebun-
den, bildet Klöße und kann sich, wenn auf Nässe warme Dürre folgt, einigermaßen,
jedoch nicht unbezwinglich erhärten. ç

Er heißt Gerstboden, und wo man den strengen Lehmboden so nennt,
lockerer oder schwächerer Gerstboden. Er kann wohl Weizen bei richtiger
Behandlung und #unfiger Witterung ergiebig tragen; doch ist er für Meggen licherer.

§. 138. Der Sandboden ist zu unterscheiden:
in lehmartigen Sandboden
und Sandboden schlechthin.

Der erstere hat noch einige Gebundenheit, so daß er bei mäßiger Feuchtigkeir
Klöße bilder, die sich aber leicht trennen lassen und in Pulver zerfallen. Er wird bei
der Nässe nicht Schmieiig, läßt sie auf der Oberfläche schnell Prene so daß viese im
Sommer oder bei windigem Wetter oft vier und zwanzig Stunden nach dem Regen,
schon därre erscheint, ungeachtet er tiefer mehr Feuchtigkeit enthdlt. Man nennt diesen
Boden in den meisten Provinzen Haferboden, wozu er sich aber keineswegs befon-
ders eignet, und nur deshalb, weil man um Sommerfelde keine Gerste darauf bauen
kann. In andern Gegenden heißt er mit mehrerem Rechte Roggenboden, und,
um ihn von dem schlechtern zu unterscheiden, zweijahriger Roggenboden. «

H.13().DerSandbodenschlechthinzekfällr,wennernutobenabetwck-
net ist, von selbst zu Pulver, und ist, außer bei anhaltendem Regen, im Sommer
immer durre. Wie bei allen Bodenarten, giebt es auch bei ihm noch Mtustungen vonder vorigen Art an bis zum eigentlichen Flug= und Grußsande, welcher zum Ackerbau
ganz untauglich ist.

Man begreift ihn in manchen Gegenden unter dem Namen von drei-, sechs-
und mehrjahrigem Rozgenlande.&amp;## 140. Kalk= oder Kreideboden. Man versteht darunter nur denje-
nigen, in welchem die Eigenschaften des Kalks hervorstechend werden, was nur in dem
Falle geschieht, wenn die Masse des Kalks der des reinen Thons im Boden fast gleich
kommk. Dieser Boden kommt, so viel bekannt ist, in den preußischen Staaten fast
nirgends vor, und wird deshalb hier in keinen besondern Betracht zu ziehen seyn.

§. 141. Unter Moderboden wird derjenige hier im Allgemeinen verstanden,
der so viele Rückstände der vegetabilisch und khierischen Verwesung enthält, daß die
Eigenschaften derselben hervorstechend werden. Diese in die Sinne fallenden Eigen-
schaften sind eine schwarze Farbe, eine besondere speziftsche Leichtigkeit in malis trocke-
nem Zustande, eine große Lockerheit, die jedoch dürch den Zusatz anderer Erdarten
modifizirk wird, Neigung sich aufzubla4hen, viel Feuchtigkeit, wie ein Schwamm, auf-
zunehmen, damit breiartig zu werden, sie aber auf der Oberfläche schnell wieder ver-
dunsten zu lassen, und trocken, oft staubig zu werden.

Dieser Boden kann in folgende drei Hauptarten, in sofern er zum Ackerbau taug-
lich ist, unterschieden werden:

Xr 2 a) der



a)der schwarze fruchtbare, milde, nach Verhaltniß seines Thonzusatzes mehr
oder minder gebundene Boden; wenn er jedoch zäher Art ist, gehört er nicht hie-
her, sondern zum Thonboden;

d) der torfige, dessen Ackerkrume dem Baggertorfe gleich brecklicht, fasericht ist,,
wie noch nicht völlig zergangener Holzolmz wenn sich auf dem aus diesem Boden
ausschwitzenden Wasser eine in Farben spielende Haut zeigt, und sich ein brauner
Ocker darin absetzt, ist er um so unfruchtbarer, und heitt dann sauerbeizig;

c) der Morboden, von kohlschwarzer Farbe, jedoch oft mit blämerndem Sande
nche, steinpulvericht und locker. Eine besondere Ark desselben ist der Heide-orboden.

K. I4z. Die Distrikts-Kommissionen haben sich zuvörderst darüber ze vereini-
zen, welche dieser Bodenarten, und mit welchen die Fruchtbarkeit derselben bestimmen-en Eigenschaften in ihrem Distrikte häufig, oder, wenn auch im Einzelnen, doch in
groten Massen vorkommen. Sie haben, mit Unterlegung der im Vorstehenden ange-
gebenen Abtheilungen und deren Merkmale, diejenigen besonderen Merkmale anzuge-
ben, an welchen die von ihnen unterschiedenen Eigenthümlichkeiren zu erkennen sind.

§. 143. Da ferner das Verhalten der natürlichen Bodenarten durch die Kul-
kur, insbesondere durch die in langen Zeiträumen bestandene Fruchtfolge und Düngung.
wesentlich verändert wird, namentlich der Werrh der nämlichen Bodenart erheblich ver-
schieden ist, je nachdem sie in langen Zenräumen in drei-, sechs= oder neunjährigem
Dünger, oder ohne solchen nach den Regeln der Dreifelder-Wirthschaft bearbeitet und
benutzt worden, oder nur von Zeit zu Zeit aufgebrochen ist, und eine Getreidefrucht
abgetragen hat: so haben die Distrikts-Kommissionen ferner in Erwägung zu ziehen,
welche Kulenrarten in dem Distrikte die üblichen (d. i. nicht blos im Einzelnen, son-
dern häufig vorkommenden) sind, und diejenigen namhaft zu machen und bestimmt zu
bezeichnen, welche einen erheblichen Unterschied in dem bleibenden (d. i. unter Voraus-
setzung regelmaßiger Wirthschaft als solchen anzunehmenden) Werthe machen.

XI44. Nach diesen, theils durch die natürliche Beschaffenheit, theils durch
lange Kultur bestimmten Eigenschaften haben sie die Bodenarten ihres Distrikts in eine
nach dem Werthe derselben geordnete Reihe von Klassen zu bringen, und bei jeder
Klasse diesenige Winter: und Sommerfrucht, welche darauf vorzugsweise gebaut wird,
anzugeben.

. las. Sie haben ferner anzugeben, welch ein Einfall, und welch ein in
Schefelzahl (nicht nach der Kornervermehrung) auszusprechender Ertrag bei jeder
Klasse vom Morgen, je nachdem der Acker auf eine oder andere in dem Oistrikte übliche
Weise besteilt wird, in jeder, zum regelmaßigen Umlaufe gebhörigen Frucht nach be-
kannten im Großen statt findenden Erfahrungen anzunehmen ist.

. 130. Da sich jedoch die Eigenthümlichkeiten der Bodenklassen bei der allge-
meinen Klassisikation nicht so bestimun unterscheiden lassen, daß Einfall und Ertrag
überall zutreffend in einem festen Satze ausgedruckt werden kann, und den Schätzurgs-

Kommissarien dabei ein maßiger Spielraum frei bleiben muß: so ist bei jeder –*3-klasse
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Klasse ein hochster und geringster Satz festzustellen, zwischen welchendieselben bei / einer
und derselben Kathegorie zu schwanken pflegen.

§ 147. Damit auch die Schstzungs-Kommissarien in den Stand gesetzt wer-
den, die ihnen-zur Norm dienenden Einfall= und Ertragsätze nach den im Einzelnen

vorkommenden Verschiedenheiten der hergebrachten. Fruchtfaze und Bestellungsartweckmäßig anzuwenden; so muß in den Largandi#en die Umlaufsperiode, Frucht-
d en, Dinzung= (welche nach der Zeit der Wiederkehr, imgleichen nach Volumen
und Gewicht zu bestimmen ist) und Bearbeitung, welche bei den angegebenen Sätzen
vorausgesetzt sind, vollständig angezeigt werden.

G. 148. Naächst dem Kornertrage ist auch der Strohertrag der Ackerländereien
anzugeben. Dies geschieht auf eine doppelte Weise, einmal nach dem gewöhnlichen
Verhältnisse zwischen dem Korn und Stroh in jeder Fruchrart; zweitens nach den Ab-
weichungen in Mehr und Weniger, welche einigen Bodenarken eigenrhümlich sind.
Die Angaben der letztern Art sind jedoch auf diejenigen Fälle zu beschränken, in
welchen die Abweichung von Bedem'ung ist.

K. 10. Auf gleiche Weise ist der Werth der Brach= und Dreschweide klassen-
weise nach Anleitung des folgenden F. 150. festzusetzen.

. 150. Wiewohl sich über die Ergiebigkeit der Wiesen und bestchndigen Wei-
den, und die Gedeiblichkeit des auf denselben wachsenden Furkers keine Normalsätze
fesistellen lassen, tbeils wegen der eigenthmlichen Schwierigkeiren, die hiebei mitwir-
kenden Eigenschaften des Bodeno in bestimmten und leichr erkennbaren Merkmalen aus-
zudrücken, tbeils megen des bedemtenden Einflusses der Wasserspannung und Wasser-
ulauf, und die Mischungs= und Mengetheile desselben auf Quantikät und Güte des

Grtrages äußern; so ist es doch ratbsam, den Schätzungskommissarien einigen Anhalt
bei ihren Schätzungen auf die Meise zu geben, daßdiejenigenGrundstücke beider Gat-
tungen, welche in bem Olstrüte am häufgsten vorkommen, möglichst genau bezeichnet,in die besten, milllern und geringsten unterschieden, und für lcge: Kathegorie ein hoch-
ster und geringsier Sot angegeben werde, zwischen welchen der Ertrag zu schwanken
pflegt. Bei dem Heug winn ist dieser Anhalt nach Gewicht, und bei der Weide in
Gemägbe#t des F. 43. nach dersenigen Morgenzahl, deren eine Kuh mittlerer Gröge
oder Einhundert Schaafe de. jenigen Ark, welche im Distrikre die vorherrschende ist,
auf die Weidezeit bis zur Stoppelhütung bedürfen, auszusprechen.

S. ISI. Ueber den Werth des Heues hat sich die Oistrikrskommission in zweifa-
cher Art zu erklären. Einmal ist arzugeben, wie sich ein Centner wohlgewonnenen
Heues miltlerer Güte, wie solches in den Oiftrikten vorherrschend ist, zum Maaß und
Gewicht des gewöhnlich gewonnenen Hasers verhält, d. i. welch ein Maaß von Hafer
bestimmten (Jewick's erfordert wird, um dasselbe zu ersetzen; und zweitens ist anzuge-
ben, wie sich der Werrh des Heues auf den nach F. 150. bezeichneten Bodenarten zu
dem vorstehend ausgeorückten Normalsatze zu verhalten pflegt.

Außerdem ist endlich anzugeben:.

a) wie lange die Kuhe und Schaafe gewöhnlich auf dem Stalle gehalten 1 werden-pflegen, und welch eine Quantität Stroh und Heu (letzteres in der vorstehend be-
stimm=
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stimmten mittleren Beschaffenheit angenommen) fur eine mittlerer Grooder Einhundert Schaafe gewohnlich gegeben wird; Kuh Gräße
b) wie sich bezüglich auf den Futterwerth für elne oder die andere Gattung von Vieh

das Stroh verschiedener Getreidearten gegen einander verhält;
) in welchem Maaße der nach a. vorausgesetzte Heubedarf durch Strohfutter ersetzt

werden kann, und wie in diesen Fällen beiderlei Arten von Futrermitteln quanti-
tativ ausgeglichen werden.

d) welch eine Quantität Heu der im Eingange dieses Paragraphs vorausgesetzten Be-
schaffenheit urforderlich ist, um das nach a. vorausgesetzte Strohfutter zu ersetzen;

e) welch eine Quantitat Oünger von dem nach den Sätzen zu a. gefutterten Vieh ge-wonnen wird, und wie viel dieses Düngers zu einer bei den Normalsätzen br
F. 145. ff. vorausgesetzten Düngung erforderlich ist;

1) welch eine Quantikät Dünger von dem auf mittlerer Weide ernährten Rindvieh
und Schaafen zu erwarten, und wie viel dessen zu gleichem Zwecke erforderlich ist;

6) welche Verschiedenheiten sich in dem Resulrake bei e. ergeben, je nachdem das vor-
ausgesetzte Heufutter durch Stroh, oder umgekehrt, (Buchst. c. und d.) ersetzt wird;

) wie sich der Futterbedarf anderer, als der zu a. vorausgesetzten Viehgattungen,
der im Distrikte dabei vorkommenden verschiedenen Arten, der verschiedenen Ge-
schlechter und in verschiedenen Altersperioden dagegen verhält;

i1) welcher Naturalertrag von dem nach a. und 8. durchgewinterten und über Som-
mer auf mittlerer Weide ernährten Vieh zu erwarten ist;

x) welch ein Abgang bei jeder Gaktung von Vieh anzunehmen ist, in welcher Art
und Weise solcher durch den Zuwache bei den auf Zuzucht eingerichteten Viehstam-
men ersetzt wird, und wie viel also von der ganzen Srückzahl des unterhaltenen
Stammes darauf zu rechnen ist;

1) wie die thierischen Produktionen in dem Oistrikte zu Gelde gemacht werden, und
wic hoch der gewöhnliche Preis anzunehmen ist;

) wie groß der Bedarf an Zugvieh nach den verschiedenen Bodenarten auf Einhun-
dert Morgen Ackerland bei gewöhnlichen wirkhschaftlichen Verhältnissen und den
auf den Rittergütern gewöhnlich anzutreffenden Viehragen anzunehmen ist, je
nachdem dasselbe ganz auf dem Stalle gehalten wird, oder im Sommer weddet;
und endlich

Mn) welche Sätze des den Deputanten gehaltenen und des in der Wirthschaft zur Un-
terhaltung der Wirthschaftsbedienten und Gesindes erforderlichen Nutzviehes, bei
legterem nach Personenzahl gerechnet, die gewöhnlichen sind.

Nach vorstebenden Targrundsätzen soll unverbrüchlich verfabren, und Abände-
rungen darin, wie auch in den darnach einmal gebilderen Spezial-Targrundsätzen,

kön-



können nur auf dem in der Kreditordnung selbst bezeichneten Wege, und nur mit Ge-
nehmigung des Ministeriums des Innern, zur Anwendung gebracht werden.

Vollzogen, Posen den #ten Oktober bis den 2ten November 1821.

Beglaubigt:

Friese.

Hyacynth Zakrzewski. Treskow. v. Chekmicki. Albert Psarski. Josaphar
Mikorski. Roman Swinarski. Michael Poninski. Naver Chlapowski. Hein-
rich Frh. v. Knobelsdorff, Friedrich Dehmel. Vincent de Kalkstein. Martin
v. KrzyzanowskKi. Ignatius Zdebinski. Ignaz Swinarski. Thomas v. Rakowski.
Terdinand Sayherlek. Jan. Kamienski. Constamntin v. Starzenski. Andr.
Kurczewski. Josef v. Mielsynski. Mathias v. Mielzynski. Casimir Sie-
roszewski. Boguslaus v. 2ychlinski. v. Lutomski. v. Niezychowski. v. Su-
chorzewski. Tadeusz Sokolnicki. v. Malczewski. Leopold v. Köhler. lJohann
v. Tomicki. J. C. W. v. Rappard. Uminski. Wincenty v. Suchorzewski. Inatz
v. Kolaczkowski. Matheus von Lipinski. Nepumocen v. Dzierzanowski. Woy-
ciech v. Zeromski. Friedrich Albrecht Bausemer. Jozela 2ychlinska.
Alexander v. Moszczenski. Kaver v. Wilczynski. Tadeusz Bienkowski. Pe-
ter Koszutski. Onophrius v. Grabski. Stanislaus v. Goslinowski. J. v. Lasz-
kowski. Laurenz v, Starzenski. Joanna v. Malachowska. v. Jowiecki. Fran-
ciszek Pomorski. Marcyanna Stanowska. Melchior v. Korytowski. August
Graf v. Potworowski. Cyprian v. Jarochowski. Julian v. NMaslowski. Augustin
v. Zakrzewski. Laurentz v. Kogalinski. Jan Mielecki. Heinrich Graf Pinto.
Andreas v. Koszutski. Anton v. Opanowski. Eustachius Graf Wollowicz.
Franz v. Urbanowski. Lucas Tarnowski. Josephus Chlapowski. Onophrius

Jasinski. ANlaximiliam Swinarski. Stanislaus v. Poninski. Joseph Graf
Kwilecki. Stanislaus Graf v. Moszezenski. Melchior v. Szoldrski.

Woceherden Targrundsätzen für den landschaftlichen Kreditverein im Großherzog=
thum Posen ertheile ich hiermit auf besondern Allerhöchsten Befehl und Kraft meines
Amts meine Bestätigung.

Berlin, den 15ten Dezember 1821.

Der Minister des Innern.

v. Schuckmann.

Bel-



Zu offentlichem Glauben:
Namen, Unterschrift und Siegel

4) Bemerkung:

— —296

Beilage C.

Schema zu den Pfandbriefen.

1) Umschrift: Der verbundenen Posenschen Landschaft.

2) Inhalt: Privilegirter Pfandbrief über . N. Thaler Cou-
rant, zu WVierzehn Thaler die Mark fein gerechnet,
welcher sowohl zur Sicherheit des Kapitals als der
Zinsen, unter der gesammten Böürgschaft der am
Kreditsystem verbundenen Gmsbesitzer des Grog-
herzogthums Posen, und mit der, in der landschaft-
lichen Kredit-Ordnung näher bestimmten besondern,
Verpfändung des, in dem gedachten Großherzogthum
und dessen N. J. Kreise belegenen, Gutes N. J. auf
dieses Gut von den Bevollmächtigten der gemeinen
Landschaft, in Gegenwart der Abgeordneten des die
Hypothekenbücher führenden Gerichts ausgefertiget
und unter Nro. des Registers eingetragen
worden.

Posen den

Direktor

des Gerichts. meinen Landschaft.
(Unterschrift und Siegel.)

3) Rückseite: Eingetragen in dem Hypothekenbuch
(nähere Bezeichnung)

den ten

(Unterschrift.)

und Bevollmachtigte der ge-

Zu diesem Pfand-
briefe werden vom

ab Zins-
Coupons auf jeden In-
haber geltend von fünf
zu fünf Jahren ausge-
reicht. Der Vorzei-
ger des letzten Cou-
pons erhält die Zins-
Coupons auf die fol-
genden fünf Jahre.

Posen den
(Unterschrift)

Eine vollständige polnische Uebersetzung wird nebenbei gedruckt,
und der Vermerk wegen der Zinscoupons gleichfalls unter jede Halbscheide
in deutscher und polnischer Sprache.
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Drittes

Sachregister
zur

Gesetzsammlung fur die Koniglich-Preußischen Staaten.

Zu bemerken: die erste großere Zahl bezeichnet den Jahrgang, 18. (1818.) — 19. (1819.) —
20. (18320.) — 21. (1821.); die darauf folgenden kleinern Jahlen weisen die Seiten nach.

A.
Abbaue, Entschödigung für selbige bei Gemeinheitstheilungen. 21. 62. 68.
Abfahrrogeld, s. Abschoßgelder.
Abgaben, von auslöndischen Waaren. 18.65.70.— 21.165.— Kommunal-, Privat-, Handels-und Kon-

sumtions-Abgaben von selbigen sind aufgehoben. 18.63. — 19.118. — Kommunikations-Abgaben,
als Rhein-Oktroi-Gefälle, Elb= und Weserzölle 2c. dauern fort. ibid. — Befreiung und Exemtionen von
Abgaben finden nicht statt. 18. 69. — gutsbherrliche, in wie weit solche im Cottbusser Kreise und in
den vormals Königl. Sachsischen Landestheilen noch fortdauern. 19. 23. — Gemeinde= und Privatabga-
ben hören für den Handelsverkehr im Inlande auf. 19. 118. — kltere, deren kheilweise Aufbebung.
20. 130. 137. —besonoerc, in Stelle der Verbrauchsabgaben, für die abgesondert gelegenen Landes-
tbeile. 20. 137. — Erhebungsvolle derselben für die Jahre 1822. bis 1824. 21. 165. seq. — wer-
dentheilweise in Gold= und Silbergelde erhoben. 2I.183. —deren Erhebung instandesherrlichenBezirken.
20. 89.91.

Abgabenwesen, Einricheung desselben. 18.65. — 19. 97. — 20. 133. 164. — 21. 165.
Ablösungen bäuerlicher Leistungen und Abgaben an die Gutzherrschaften. 20. 175. sed. 191. 197.

— deägl. Kapitalien von Seiten der bäuerlichen Besitzer. 20.191. — bei Gemeinheitstheilungen. 21.
63. ded. — bei Erbzins= oder Erbpachts-Gütern. 21. 77. 83. scq

Abschoß= und Abfahrtsgelder, auch Nachsteuer genannt,gegenseitige Aufhebung derselben mit Braun-
schweig-tüneburg. 19.52. — mitden deutschen Bundesstaaten im Allgemeinen. 18.(Anhang)
154.— Vecrordnung darüber. 19.134. — mit Hessen, (Kur-) 19.1. — mit Hessen-Darmstadt.
18.57. —mit Hessen-Homburg. 19.80. — mit Hohenzollern-Hechingen 19.217.—mit
Hohenzollern = Sigmaringen. 19. 70. — mit Liechtenstein. 19. 76. — mit kippe-
Detmold. 19.53. — mit Reuß von Plauen, jüngerer Linic. 19.71. — Alterer Linic. 19. 72.
— mit Sardinien. 20. 73. — mit Sachsen, Königreich, wegen des Ausdrucks „anhängige
Fi#uc.“ 19. 136. — mit Sachsen-Meiningen. 19.20. — mit Schaumburg-Lippe. 19.32.
— mit Schwarzburg-Rudolstadt. 18. 25. — mit der Schweiz. 18. 1. — mit Sizilien.
18.157. — mit Würtemberg. 18. 8.

Abzugsgelder, persönliche und dingliche, als Auafluß der Erb-Unterthänigkeit im Cottbusser Kreise und
in den vormals Königl. Sächsischen Landestheilen, sind aufgehoben. 19. 21. — S. übrigens
Abschosfgelder.

Adel, (. Reichsadel.
Aequivalentgelder-Angelegenheiten im Herzogthume Sachsen, (. letzteres.

Agnaten, Erbfolgerechte derselben in den Lehen und Fideikommissen, in den jenseits der Elbe gelegenen
Provinzen. 18. 17. — 20. 131.

Akademie der Wissenschaften in erlin, Suspension deren Zensurfreiheit. 19. 229,
a2 Akzise,
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Akzise, deren Aufhebung fur Erzeugnisse des Inlandes. 19. 118. seq. —in wie weit solche fur die zeit-
herigen akzisepflichtigen Stadte noch fortdauert. 19. 118. seq. —Tarif fur selbige. 19. 122. — wird
ebenfalls aufgehoben. 20. 136. —zeitherige, im Herzogthume Sachsen, desgl. ibid.

ienküchen, Aemter, werden von Nassau an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 31.

Altzbach, Amt, wird von Nafsau an Prcußen abgetreten. 19. (Anhang.) 97. 99.
Amortisation verlorner oder vernichteter Staatspapiere und Zinskoupons, Verfahren rücksichrlich dersel-

ben. 19. 157. sed. — 21. 96.
Amtsblätter, deren Einrichtung in den Rheinprovinzen. 19. 1 48. seq.
Amts-Kautionen, deren Annahme in Staatsschuldscheinen. 21. 46.
Anerkenntnisse, s. Kompensations-Anerkenntnisse.
Anhalt-Bernburg, Herzogthum, Kartel-Konvention mit silbigem. 18. 172. — Durchmarsch= und

Etappen-Konvention mit demselben. 19. 25. — 34.
Anhalt-Dessau, Herzogkhum, Kartel-Konvention mit sfelbigem. 18. 193. — Durchmarsch= und

Etappen-Konvention mit demselben. 19. 43. — 51.
Anhalt-Köthen, Herzogthum, Kartel-Konvention mit selbigem. 18. 173. — Durchmarsch= und

Etappen-Konvention mit demselben. 19. 34. — 43.
Anlagen, öfssentliche, auf deren Erhaltung soll die Gendarmerie achten. 21. 5.
Auleche, Kriegs-, vom Jahre 17 45., deren gänzliche Tilgung. 20. 197. — Zwangs-, aus den Jat

rren 1313. und 1814. im ehemallgen Militair-Gouvernement zwischen der Oder und Weichsel, Prä-
Huusiofrist für deren Jurückzahlung. 20. 203.

Anstalten, öffentliche, Verwendung deren Kapitalien zum Ankause von Staatsschuldscheinen. 21. 46.
Anstellungen, im Zivildienste, Ansprüche der Gendarmerie auf selbige. 21. 4. — in der Gendar-

meric. 21. 2. 3. — in siädtischen Stellen, Berücksichtigung der Milicair-Invaliden bei selbigen. 20.79.
Anweisungen, unverzinoliche und au porteur lautende, auf die Vermögens= und Einkommensteuer,

Präklutions-Termin für selbige. 20. 72.
Anzeiger, öffentlicher, als Beilage für die Regierungs-Amtsblätter, dessen Einrichtung und Bestim=

mung. 19. 149
Appel ationshofe fur die Rheinprovinzen, zu Dusseldorf, Coln und Trier, werden aufgehoben, unb

an deren Stelle ein Appellationsgerichtohof zu Coln errichtet. 19. 209.
Archio, bleibt unter der unmittelbaren Aufsicht des Staatakanzlers. 19. Z.
Aschesammler, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 102.
Assekuranzgeschäfte, Gewerbesteuer-Entrichtung für deren Betrieb. 20. 148. 158.
Assessoren, Haltung der Gesetzsammlung und des Regierungs-Amtsblatts von sekbigen. 19. 149. 150.
Auburg, sonst auch Wagenfeld benannt, Amt, von Kurhessen an Preußen abgetreten, 18. (Anhang)

60. — übergiebt letzteres an Hannover. ibid. 38. 59.

Aufgebot, öfsentliches, wo solches bei dem Gest rn satt finden muß. 18. 20. — verlorner Staatspa-
piere und Zinskoupons. 19. 157. seq. — 21.

Aufkänfer, Gewerbe-Steuerpflichtigkeit P 20. 148. 162. — fremde, in wle weit selbige
der letztern nicht unterworfen sind. ibid. 149.

Aufruhr, in einzelnen deutschen Bundesstaaten, Sicherheitomaaßregeln dagegen. 20. 121.
Auefuhr, ist für alle inländische Erzeugnisse der Natur und Kunst verstaktet. 18. 65. — in wie weit

dafür eine Jollentrichtung statt findet. 18. 606. 127. 129. — Beweisführung über selbige. 18.
127. 128. — Bestimmungen darüber im Hundels- uud Schiffahrts-Verkehr mit dem Konigreiche
Polen. 19. 169. deq. — Abgaben-Entrichtung von selbiger. 21. 166. — freie, roher Produktre,
im Grenzverkehr mit den Niederlanden. 18. (Anhang.) 93 — 93.

Ausgaben, Bezirks= und Gemcinde-, deren Aufbringung. 20. 1 37.
Aus-
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Ausgaben-Etat des Staatsbedarfs, s. Etat.
Ausgang, (. Ausfuhr.
Ausgetretene, (. Militairpfllchtige.
Ausgewiesene, s. Vagabunden.
Auslagen, baare, deren alleinige Erstattung in unvermögridxm Krimlnal-Untersuchungen, (. letztere.Ausländer, welche in den preußischen Staaten Vermögen besitzen, Einklagung diesseitiger Forderungen

gegen selbige als Einwohner der deutschen Bundessiaaten. 19. 212. — Verfahren gegen selbige wegen
begangener Verbrechen. 20. 129. — sind räcksichtlich des Handels auf Messen und Jahrmärkten der
Gewerbesteuer nicht unterworfen. 20. 148.

Ausstellung, öffentliche, inländischer Fabrikate. 21.97. — S. auch Kunstausstellungen.
Austragalgericht, dessen Vildungin peinlichen Rechessachen gegen standesherrliche Personen. 20. 85.

— zur Schlichtung der unter den deutschen Bundesgliedern vorfallenden Streitigkeiten. 18. (Anhang.)
150. —20. 120. seq.

Auswanderungen, in wie weit solche statt finden und nachgegeben werden können. 18. 175. sed.
— wechselseitige, in Beziehung auf die mit den Niederlanden statt gefundenen Länder-Austausche
und Abtretungen. 18. (Anhang.) 126. seq. — von einem deutschen Bundesstaat in den andern. ibid
153. — Verleitung zu selbigen wird mit Gefängniß bestraft. 20. 35.

B.
Bäcker, wann solche neben der Mahl= und Schlachtsteuer auch die Klassenstkeuer zu enkrichten haben.

20. 145. — können das Müllergewerbe mit dem ihrigen vereint nur unter besonderer Erlaubniß be-
treiben. 20. 146. — Gewerbesteucr-Entrichtung von selbigen. 20. 151. 139.

Backwaaren, Akzise-Erhebung von selbigen. 19. 119. — Quantitäten unter 10 kt. sind steuerfrei.
19. 120. — Aufhebung dieser Abgabe: 20. 136.

Baden, Großberzogthum, Kartel-Konvention mit demselben. 19. 192.
Ballast, Vorschriften für die Schiffer beim Loschen und Einnehmen desselben nach der Danziger Ha-

senpolizei-Ordnung. 21. 26.
Bankkapitalien, Berliner, ältere, im Königreiche Polen, deren Wiedererwerbung. 19. 199.8eq.
Baudienste der Unterthanen, s. Dienste.
Bauerhöfe, von Eltern nachgelassen, — deren Besetzung im Cottbusser Kreise und in den vormals

Königl. Sächsischen Landestheilen. 19. 22. — deren Besetzung überhaupt und Eigenthums-An-
sprüche der angenommenen Wirthe auf selbige. 19. 151. 152. — desgl. im Großherzogthum Posen
und in den mit Westpreußen vereinigten Oistrikten. 19. 153.

Bäuerliche und gutsherrliche Verhälinisse, in Beziehung auf die Besetzung der Bauerh#fe und
die Eigenthums-Ansprüche der darauf angenommenen Wirthe. 19. 151. 152. — desgl. im Großherz.
Posen und in den mit Westpreußen vereinigtken DOistrikten. 19. 153. — Anwendung der über selbige
erschienenen Verordnungen auf den Cottbusser Kreis. 19. 249. — Julassung und Einrichtung einer
dritten Insianz in Prozessen öber selbige. 19. 251. — wird dem Geheimen Ober-Tribunal übertragen.
ibid. — Gesetz über selbige in den vormals zum Kt. igreiche Westphalen, zum Großherzogthum Berg,
oder zu den Französisch-Hanseatischen Departemenks gehörenden Landestheilen. 20. 109. seq. — findet
auch auf die von Hannover abgetretenen Distrikte Anwendung. 20. 184. — zu deren Regulirung werden
in Magdeburg und Münster General-Kommissionen errichtek. 20.185. — Regulirung derselben im Herzog-
thume Wesiphalen. 20. 191.— desgl. in der Ober= und Niederlausitz und im Amte Senftenberg. 21. 110.

Baugefangene, in den Fesiungen, sollen mit doppeltfarbiger Kleidung versehen werden 18. 45.
Bau-Materialien, für Deiche, Dämme und Straßen an den Grenzen der Niederlande, wegen gegen-

seitiger abgabenfreien Ausführung derselben. 18. (Anhang) 126.
Baumpflanzungen, in der Nahe von Windmühlen, Aufhebung des Verboto derselben. 19. 250.

Baye#n,
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Bayern, Küönigreich, Uebereinkunft mit selbigem wegen wechselseitiger Uebermahme ausgewiesener Voga-
bunden und Verbrecher. 18. 5.33. — Kartel-Konvemnion mit selbigem. 18. 145.

Bayonner Konvention, Wieder-Erwerbung der durch selbige verloren gegungenen Kapitalien in den
Polnischen Provinzen. 19. 199. seq.

Beamte, königliche, siehe Staatodiener. — städtische, in wie weit bei deren Anstellungen Militair-In-
validen zu berücksichtigen sind. 20. 7y. ·

Begleitscheine, deren Ausstellung bei Waaren-Transporten. 18. 114. 115. 123. — Strafe für deren
Verfülschung. 18. 136. — Gedöhren-Entrichtung für selbige. 18. 85. „eq. — 21. 181.

Beilstein, Herrschaff, wird von den Niederlanden an Prcußen abgetreten. 18. (Anbung) 20. — und
von letzterem wiederum an Nassau. ibid. 31. )

Beleidigungen, schristliche, deren Bestrafung, wo das Französische Strafgesetzbuch noch in Kraft ist.
19. 164. — unter den Studenten, deren Bestrafung. 19. 242.

Belgien. Bereinigung des von Frankreich abgetretenen Theils desselben mit den Niederlanden. 18. (An-
hang) 129.

Berg, vormaliges Großherzogthum, Gesetz über die gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältnisse in den
lzu selbigem gehörig gewesencn Landestheilen. 20. 1609.

Berg, Provinz, Zoll= und Verbrauchs-Steuer-Tarif für selbige. 18. 07.
Berg-Eigenthum, auf Flötzen, dessen Muthung und Verleihung. 21. 106.
Bergwerke, deren Benutzung in standesherrlichen Bezirken. 20. 88.

Bergwerks-Steuern „ deren Abtragung in den Rheinprevinzen. 20. 167.
Berlin, Kaufmannschaft daselbst, Bildung einer Korporation für selbige und Statut derse 20.

Bestätigung von Verträgen, s. letztere.
Bestechungen der Steuer-Beamten von Seiten der Steuerpflichtigen, werden bestraft. 18. 1 30. 130,

—19. 111. 115.

Beurlaubungen, bei Offizieren des stehenden Heers. 19. 243.
Bier, dessen Verfertigung in inländischen Brauereien, und Steuer-Entrichtung von selbigem. 19. 95.

—ist, in Kochkesseln für den Hausbedarf bereitet, sieuerfrei. ibid. 100. 107.
Biergeldskasse, neuc, der Kurmärkschen kandschaft, wird aufgehoben. 20. 19.
Bierzwang, (. Getränke-zZwang.
Binnen-Abgaben und Zölle, Staats= Komnmeal= und Privat-, hören auf. 18. 68.
Bischöfe, Verpflichtung derselben zur Haltung der Geset-Sammlung und des Regierungs= Amtsblakre.

19. 149. 150. — katholische, deren Verhäitnisse in den Preußischen Staaten. 21. 11.3. seq 133.

Bisthümer der katholischen Kirche, deren Einrichtung, Ausstattung und Begranzung. 21. 113.
Blankenhayn, Horrschaft, wird mit Aucnahme des Amts Wandersleben von Preußen an Sachsen-
„Weimar abgetreten. 18. (Anhang.) 52.

Blasenzins, dessen Erhebung vom Branntwein. 19. 97. seq. — Steuerordnungfitseibigen. 19. 102.seq.
Bohrmühlen, s. Mählenwerke.
Börse, deren Einrichtuns in Berlin. 20. 52. — desgl. in Stettin. 21. 205.
Börsen-Rorporation, vormals vereinigte in Kerlin, wird aufgehoben, un

Korporation der Verliner Kaufmannschaft errichtet. 20. 10. scld
Borsten-Sammler, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 102.
Botendienste, und ähnliche Oiensilcisiungen für die Civilbehsrden, in wie weit die

noch benutzt werden kann. 21. 6
Bouillon, Heriogthum, von Frankreich abgetreten, wird mit 18. (An-

hang.) 127.
Bonteillen, s. Flas
Brandenbu##, Previnz. 18. 07. 70.

Brand-
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Brandkassen, Sachsische, Auseinanderselzung daruber mit dem Konigreiche Sachsen rucksichtlich der
abgetretenen Landestheile. 19. (Anhang.) 24. 83.

Brand-Sozietät des Herz. Westphalen, Entschädigung für die bei selbiger versicherten brandgefähr-
lichen und hiernächst abgebrannten Gebäude. 18. 28.

Branntwein, inländischer, dessen Besteuerung durch einen Blasenzins. 19. 97. seq. — Ordnung für
die Erhebung des letzteren. 19. 102. seq. — dürfen Verfertiger und Verkäufer von Destillirgerthen
nicht brennen. ibid. 99. — darf umherziehendnichtverkauftwerden.20.153.—s.auchBrennereien-.

Branntweinzwang, (. Getränkezwang.
Brauereien, Steuer-Entrichtung für deren Gebrauch. 19. 99. — was sonft rücksichtlich derselben zu

bcobachten ist. 19. 100. seq. — Strafbestimmungen für Uebertretungen bei selbigen. 19. 113.
— Gewerbestcuer= Entrichtung von selbigen. 20. 160.

Braumalz,dessen Besteuerung nach Zentnern. 19. 97. 99. 106. — Befrelung desselben von der
Mahlsteucr. 19. 119. — in wie weit letzterc in einigen überelbischen Provinzen für jenes noch
fortdauert. ibid. 120. — Aufbebung dersellen. 20. 136.

Braunsels, Amt, wird von Nassau an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 31.
Braunschweig-Lüneburg, Herzogthum, Durchmarsch= und Etaypen-Konvention mit selbigem.

19. 5. — Freizügigkeit mit demselben. 19. 52. — Kartel-Konvention mit demselben. 19. 81.
Bremen, freie Hanscestadt, Kartel-Konvention mit selbiger. 18. 42.
Brennereien, Steuer-Entrichtung für deren Gebrauch. 19. 98. — 104. — was sonst rucksicht-

lich derselben zu beobachten ist. ibid. 104. seq. — Serafbestimmungen für Uebertretungenbeisel-
bigen. 19. 112. — Gewerbestcuer= Entrichtung von selbigen. 20. 160.

Brennholz,(.Holz.
Brennmaterialien, Konsumtionssteuer-Entrichtung von selbigen. 19. 118. 119. — Aufhebung der-

selben. 210. 1.36.
Brot, aus Roggen, dessen Verkauf von Landleuten auf den Märkten ist der Gewerbesteuer nicht unter-

worfen. 20. 149.
Bruttogewicht, was darunter bei Waaren-Versteuerungen begriffen wird. 18. 120.
Buchdrucker, deren Verpflichtungen. 19. 230. 2 31. seq.
Bücher, (. Druckschriften.
Buchhändler, deren Verpflichtungen. 19. 229.
Bulle, päbsiliche, (de salute animarum eic) königliche Sanktion derselben. 21.
Bültenhieb, Theilnehmungsrechte daran, bei Gemeine-Aufhebungen. 21. 60.
Bund, deutscher, zwischen den souvcraiuen Fürsten und den freien Städten Deutschlands, s. Bur-

desakte.
Bundesakte, deutsche, d. d. Wien, den 8. Juni 1815.— 18. (Anhang.) 143 — 155. — Schluß-

akte d. d. Wien, den 15. Mai 1820. — 20. 113—128.
Bundesstaaten, deutsche, Befügniß der Unterthauen derselben, außerhalb des Staats, den sie bewoh-

nen, Grundeigenthum zu erwerben und zu besitzen. 18. (Anhang.) 153. — freies Wegziehen aus
einem deutschen Bundesstaate in den andern ibial. — Befreiung von der Nachsteuer (dem
Abschoß= und Abfahrtegelde) in letztgedachten Fällen. ibid. 154. — Verordnung darüber vom 11. Mai
1819. — 19. 134. — auf die Einwohner derselben findet der §. 34. des Anhanges zur Allgemeinen
Gerichtsordnung wegen Schuldklagen gegen Ansländer nicht weiter Anwendung. 19. 212. — Schlich-

tung dg unter selbigen vorfallenden Streitigkeiten durch Austrägalgerichte. 18. (Anhang.) 150.
— 20. 120. seq.

Bundestags-Beschlüsse vom 20. Septbr. 1819. u Aufrechthaltung der innern Sicherheit und öffent-
lichen Ordnung im Bundc. 19. 218.

Bun-
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Bundesversammlung, deutsche, Wahl einer Kommissicn aus deren Mitte zur fortwährenden Unker-

haltung. desGeschafisganges. 9. 219. —Rechte und Obliegenheiten der Bundesversannnlung. 20. 26J.) "1 „
Burbach, Amt, theilwcise btretung besichen von Prcußen an Nassau. 18. (Anhang.) 31. —Letz-

teres giebk selbiges an Preußen zurück. 19) (Anhang.) 97. 99.
Bürgermeisterrien, in ken Rheinpnrbingen, Anschaffung der Allgemeinen Gesctzsammlung und des Re-

gierungs-Amtöblatts für slbige. 19, 149. 150
Bürgerrecht, wegen gegenseitiger Gewinnung desselben im Handels= und Besitzverkehr mit dem König-

reiche polcu. 19. 173. — fremde Inden. werden In dieser Bezlehung nur als solche behandelt. ibid.
17 . —dessen unentgeldliche Verleihun an Soldaten und Nichtkombsttanten, welche die Kriege von
18—2., mitgemacht haben. 19. 217.

Burschenschaft, allgemeine, soll auf unibersttzten nicht geduldet werden, 19.22

* C.
(Ca—CGl—Co— Cr— Cu, s. Ka, Kl u. s. w. Ausnahme der Cigennamen.)

Censur der Druckschriften, rrordnung därüber vum 18. Okt. 1810. 19. 221. scq. — TEdilt vom

19. Dezember 17838. und alle sich daruf beziehende Verordnungen werden aufgehoben. 19. 227.
— dessortyerhaltnisse bei,selbiger. 19. 228. — Freiheit der Akademie der Wissenschaften und der Uni-

versitäten, wird. suependirt. 19. 229. — Gebühren sind Verleger von Druckschristen zu ent-
richten nicht verbunden. 19, 231.— Frei-Eremplare dürsen selbige, nur noch an die Censoren ab-

lliefern. äbid. — Kontriwentionen, deren Nige und Bestrafung. 19. 231 und 232.
Central= Sseuerkassenn Schulden, Söchsische, — Konvention mit Sachsen darüber. 19. (An-

hang.):v60.) —Regul ung derselben im Herzegthum Sachsen. 21. 185.
Central-Stener-Obligationen, Süchsische, und deren Zinskoupons, Aufgebot, Amortisation und

Ersatz derselben, bei deren Verlust. 19. 157. 159. scd. — 21. 97.
Central-Untersuchungs-Kommission gegen revolutionairc Umtriebe in den deutschen Bundcostaa=

ken, deren Errichtung in Mainz. 19.222. seq.
Chambres Farnich# (. Zimmer, möblirte.
Chausseegeld, Tarif sür. seleiges in den Provinzen diesseits der Weser. 19. 95.96. — dessen Erhebung

in liandeoherrlichen. Bezirken- 20). 91,
Churmärfische. Landschaft, . letterr.,

Circularien, schrifiliche, an 22 sollen möglichst vermieden und dazu die
blätter benutzt werden. 19.149

Ci ilbeamte, s. Staatsddiener.
Cioilbehörden, denselben ist die Gendarmerie rücksichtlich deren Wirksamkeit und Dienstleisiung unter-

geordnet. 21. 2. 4..7,9.—Voerhältnisse derselben zu den Militair-Vorgeselsten der Gendamnmeric. 21. 8.
Cleve, Preoinz, S0ll= nd Verbrauchssteuer-Tarif für selbige. 18. 07. 87. seq.
Consilinm abenundi, Ausspruch desselben gegen Studirende. 19. 242.
Coktbusser Kreis, Austebung der Erbunterthänigkeit in selbigem. 19. 21. — Regulirung der gutöherr=

lichen und bänerlichen Verhältnisse in selbigem. 19. 240. —gehbrt in letzterer Bcziehung vor die
Neumrkische Generalkommission. 19. 230.

Crenenbmg, Kanten, auf dem linken Rheinufer, eventnelle Abtretung desselben von Preusten an Mek-
kenburg-Strelitz. 16. (Anhang.) 112.—Abfindungdes letztern dafür durch eine Geldentschädigung.
19. 15.8#

Culmsche Kreis, in Westpreußen, . letzteres.
D
–.
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D.
DanzigerHasta und Biunenhewäsler, Pollzel-Ordnung für felbige. 21.091. 2e#— Slcherung der

dortzuentrichtendenZollgefalle. ibid. 25. deq. · «

Dcknnemafk,sdnlgtelch,Dandelsttaktatmitselblgem.18..«tsö.—ct«sckmltdemsitbeuwegcs
AutkawusSchwebischJpommekautxddekJnselRügeu»Wasercosts-Mistgas-
Dänaenmk.lsclahqnwöc—Kartelkouveutionmltselblgem.21.U.

MkmstadtzHessen-,Großherzogthum,s..52essea-datmstadt.
Dechantm,Lacw-,unddekeuStellvu-ttetek,sindsnrhalmnqbusMsOdecReMe

rings-Akatsblattsvekpsilchket.19.149.150.
Defkauoationen,LSteuersunvZoll-Defmvbatiyuen.
Deklarationen fremder Waaren; .letztere.
Denunzianten-Antheile an Geldstrafen, s. letztere.
Deparkemenks, vormals Feanzöfisch-Hanseatische, Gesetz über die gutsherrlichen anb bluerlichen Ver-

hältnisse in den zu selbigen gehörig gewesenen Landeschellen. 20. 169. '
Depositalgelder, können zum Ankaufe von Staatsschuldscheinen verwendet werden. 21. 46.
Dermbach, Bezirk im Fürstenthum Fulda, wird von Preußen an Sachsen-Welmar abgekreten. 16.

(Anhang.) 34. 55. 60. seq. !ê-!
Deserteurs, wegender über die wechselleitige Behandlung und Ablieferung derselben mit fremden Stas-

. ten geschlossenen Kartelkonventionen; (letztere. — deren Bestrafung. 18.177. —fhrselbige soll
kein Generalpardon mehr gegeben werden. ibic — Fangegeld für desertirte Militairsträflinge. 19. 25.
—deren Aufgreifung gehört zu den Pflichten der Gendarmerle. 21. 6. 13.

Destillirgerärhe, Verfertiger und Verkäufer derselben dürfen kein Branntweinbrennen treiben. 19. 99.
— dürfen diejenigen nicht mebr halten, welche das Recht, Branntwein zu breunen, verloren haben.
idi. — was rücksichtlich derselben im Allgemeinen vorgeschrieben and zu beobachten (K. 19. 104.2eq.

Detmold, Lippe= Füärstenthum, s. Lppe-Detmold.
Deutscher Bund, (. Bund.
Oiäten, wann eher darauf dle Gendarmerie Ansprüche hat. 21. 15.
Diebstahl, dritter, der Miticairpersonen, dessen Bestrafung. 21. 183. — ( auch Holzdiebstähle.
Dienste, der standesherrlichen Untersassen, Bestimmungen darüber. 20. 91. — deren Leistung von

Seiten der Unterthanen an die Gutsherrschaften. 19. 23. — 20. 170. 171. 191. — deren Ablösung.
20. 177. „eq. 191. — von Erbzins= und Erbpachtsgrundstücken, deren Ablösung. 21. 77. 83. sed.

Dienstpferde königlicher Beamten und Offiziere, sind zur Vorspannleistung nicht verpflichtet. 20. 2.
Dienstvergehen der Verwaltungs-Beamten, (. Staatödiener, Steuer= und Jollbeamte.
Dierdorf, Amt, wird von Nassan an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) J1.
Dietz; Fürsienthum, wird von den Riederlanden an Prcußen abgetreken. 18. (Anhang.) 26. — unb

von letzterem an Nassau. ibid. 31.
Dillendurg, Fürstenthum, wird von den Nlederlanden an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 26. —

und von letzterem an Nassau. ibid. 31.
Direktion, (. General-Direktion.
Disziplinar-Verfahren, gegen Studierende auf Universikäten. 19. 234. — Reglemenk für selbiges.

19. 238. 6e0. 4 **èrv

Domainen, Verordnung Uber dierechtliche EigenschaftundVerußerlichkeitderfelbenindenneuenund wieder
erworbenen Provinzen. 19.7.3. — Verschenkungen derselben können nicht mehr ftatt finden. 19.74.
—Schon verliehene werbe#n bestätigt, ibil. — Gefklle und Rechte, deren Ablösung. ibid — Vereinigung
der dem Staate heimgefallenen Lehen mit denselben. ibid. — standesherrliche, SteuerfreihcitundSteuer-
Plichtigkeit derselben. 20.88. — Grundstücke, Steuerpflichtigkeit derselben. 20. 135. — Rentmeister und
Inspcktoren, Haltung der Geseh-Sammlung und des Regierungs-Amtöblatts von selbigen. 19. 149. 150.

b Dom-
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Domkapitel, Haltung der Gesetz-Sammlung und deg Regler. Amtsblatts von selblgen. 19. 149. 150.
Druckschriften, Verordnuug über deren Censur. 19. 224. eg. — In Deutschland erscheinende, müs-

sen mit dem Namen des Verlcherd vder Rchakteurs versehen senn. 19. 227. 230. — außerhalb der
Staaten des Heusschen erschiitnen, können in den biesseitizen ahne besondere Erlaubniß nichtvetkalft — eleremplare, borfen die Verleger nur noch an die Censere#nemtrichten 19. ** — schtekene Sdrafen für deren Verkauf und Verbreitung. 19. 232.
—periodische, f. Zeitschriften. — deren Verseudung mit der Post. 21. 216.

Duelleunter den Studenten, Strafbarkeit derselben. 19. 242.
Durhhfuhr fremder Waaren, Erleichterung derselben und Abgaben-Eutrichtung für selbige. 18. .657.

66. — 21. 178. — auch Trangtogüter.
Dmchmarsch= und Erappen-Konvention, mit Anhalt-Bernburg. 19. 25. — mie Anhalt-

Dessau. 19. 43. — mit Anhalt-Kötben. 19. J4. — mit Braunschweig. 19. 5. — mit
Oippe-De mold. 19. 5/3. — mit Oldenburg. 19. 1285.

E.
Eckartsberga, Amt, die zu selbigem geberigen Comthureien Zwätzen, Lehesten und Liebsadt werden
von Preufien an Scchsen Weimur abgekreten. 18. (Anhang.) 52.

Eb#eqgatten, Erbfolge dersekden in den mit Westpreußen veremigieu Distrikten. 20. 62.
Ehrendrehsstein, ——eAbtretung von Nassau an Preußen. 18. (A#hang.) J1. — wegen

Wiedert#fbalunz'ber Frhemal.Festung dasälbst. idid. 32.
Ehrenzeichen, Vestrafimg des unbefügeun Tragensderselben: 21. 21.
Eichsf lä, Abkretungcn aus Plbigemvon Prrußet an Hannover. 18. (Anhang.) 5s.
Gid der Trene n#d der Unkeuzenigkeit, Pen die Gutsherren von den Banern nicht fördern. 20. 17

Eimer, deren Verzellung bnd Versteurrung nach dem fnneren Raumgehalt. 18. 120. *
Einfuhr, aller fremden Erzeugnisse der Natur und Kunst, ist erlaubt. 18. 65. — In wie weit da-

von Ausnahmen statt finden känfen, 18. 66. — Jolk-Entrichtung für selbige. 16. Gé. 116. —
freic, rober Drodukte, im Grenzorrkehr mie den Niederlanden. 18. (Anhang.) 95. 98. — Bestim-
mungen über dieselbe im Handels= und Schiffahrtsverkehr mit Polen. 19. 1609. #ed#. — Abguben=
Entrichtung bon ##biger. 21. 66. seq.

Einganqs-Gefälle, ven ausländischen Waarem, deren Enkrichtung. 18. 66. 116. sed. — 21.
160%4 sdx.—Erlaßöder Ermäßigungderselben. 18. 124. 127. 129.

Einkommen-Steuer, Präklussons-Termin für die darauf ausgestellten unwerzinslichen Myweisungen. 20.72.
Einnahmen-Etak des gewöhnlichen Staatebedarst, s. Etat.
Einquarkicrung, für selbige findet aus den Kriegoajahren von 1913 bis letzten Jun. 1844 aus Staats=

koffen keine Vergötigung sitre. 19. 165. — des gawnisonirenden Militairs in denBürgerhäufn,
soll künftighin anfhren. 20. 137. — Befreiung der standesherrlichen Wohnsitze von selbiger. 20. 89.
— S. auch Quarrier, Natural 2c. 17. «

Eintragungen in die Hypothelenbuchrr, s. Hypothekenwesen.
Eisen, Stab-, (. Lisenbütten.
Eisenhütten, sellen das bei selbigen verfertigte Stabeisen mit einem bestimmten Fabrikzeichenurschen.

18. 193.
Eiserues Kreuz, s. Kreux.
Elbingerode, Amt, tritt Hannover anPreußen ab. 18. (Anhang.) 17. — giebt letzteres am Hän-

nover zuruck. ihid. 58.

Elbzolle, deren Erhebung als Kommunlkations-Abgaben. 18. 68.

ue efen, Schiffahrt Preußischer Unterthanen auf selbigen. 18. (Anhang.) 18.
Eng-
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England, Känigreich, dle in selbigem bnguekommende Deutschen Jellungen dir ble Vrenhisches„Staaten nicht cin= und durchgyfährt werden. 20.Cauilibriten, umherzlehende, Gewerbesteuer= erinvon. selbigen. W. i62.
Erbpacht, Erbvacht-Verträge, #. Erbzlisgüter and Verträge.
Crbunterthänigkeit, Aufbehung derseeben in dem Cottbusser FHeeise, den beiten bausitzen undinden

übrigen vor#imals Königl. Sächsischen Landestheilen, 19. 21. — desgl. in elnigen andern naeuen und
wiederenworbenen Landestheilen. 20. 170. "„

Erbzinsqgüter, deren Verhältnisse bel Gemeinheitsthellungen. 21. 54. 72. sScq. — Abläsungender
Hare und Leistungen von selbigen. 21. 77/

Erb,ins-Verträge, s. lebtere.
Erfurt, Etadt und Gebiet, Abtrekungen aus letzterem anSachsen-Weimr. 18 (Anbang.) 32. 54. sec.

— Frist-Verlängerung für deren Hypethekenwesen. 21.
Erbebungs- Nolle der Abgaben für die Jahre 1822 — here von fremden und auszuführenden Gegen-

ständen. 21. 105.
Crkenminisse, in erster Instanz, in Kriminal-Untersuchungen von Selten der Untergerichte in den wie-

der vereinigten und neuen Provinzen. 18. 19. — rechtskräftige, deren Vollstreckung in Provinzlal-
und Kommunal-Schuldensachen. 20. 204. — In Gemeinheitstheilungs= und Ablisungssachen, Appel-
lation und Rechtsmittel der Revision gegen selbige. 21. 88. — Fällung und Vollstreckung derselben
in Holzdiebstahls-Sachen. 21. 94. — Bestätigung derselben in Kriminalsachen. 21. 100.

Erzbisthümer, der katholischen Kirche, deren Einrichtung, Ausstatzusg und. Begränzung. 21. 113.
Essig „aus Malz im Inlande bereitet, dessen Besteuerung. 19.99.Eßwaaren, aus den westlichen Provinzen, deren Besteuerung 9 Absatz in die ostlichen. 18. 143.
Erekutionsverfahren des deutschen Bundes gegen einzelne Mitglieder desselben. 20. 122. seq. — in

Beitreibung der Klassensteucr. 20. 143. —des/gl. der Gewerbesteucr. 20. 153. — V##utzung der
Gendarmerie bei selbigem. 21.Etappen= und Durchmarsch= noemiinen, . Durchmarsch-Konvention.

Ecat, allgemeiner, der Einnahmen und Ausgaben für den gewähnlichen Staatsbedarf, in dem Jahre
1 21. 21. 48. s1#.14

Extraposten, welche Kaufmannsgüter führen, steueramtl. Vtsbren gegen selbige. 18. 128. — in
wie weit fur derzn Gebrauch noch Zwang siatt sindet. 20.Extrapost-Reisende, ucramtliches Verfahren gegen 2 rücksichtlich des bei sich führenden Ge-
Ppäcks. 18. 128.

rli

Fabrikate, inländische, deren freie Zurückführung von ausländischen Melsen. 18. 121. — ffentliche
Aussiellung derselben. 21. 97.

Fabrikgeschafte, Gewerbesteuer-Entrichtung für deren Betrieb. 20. 148. 158.
Fabrikwaaren des Auslandes, Joll= und Verbrauchs-Steuer-Erhebung von selbigen. 18. 66. — woe,

nicht völlig verarbeitete, deren freic Ein= und Auafuhr im gegenseitigen Grenzverkehr mit den Nieder-
landen. 19. (Anhang.) 95 — 98.

Fabrikzeichen, Stempelung des Stabeisens mit selbigen auf den Eisenhütten. 18. 153.
Fährgeld, für das Uebersetzen über die Peene bei Pinnow, Tarif für selbiges. 21. 100.
Fahrzeuge, kleine, was von selbigen an Schleusengeld zu berichtigen ist. 21. 183.
FWangegeld, für die Einbringung eines desertirtenMilikair-Sträflings. 19. 25.
Feder-Sammler, Gewerbesteuer= Entrichtung von selbigen. 20. 102.
Fensiersteuer, Aufbebung derselben, wo sic noch statt findet. 20. 136.

Festungs-Arrest, statt dessen kann auch auf Festunga- ss33 158.b estungs-
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Festungsstrafe, zuwelcher Soldaten undFreiwillige verurtheilt sind, soll aufdieDienstzeik derselben nicht angt-
rechnet werden. 20. 71. —.beren.Mlbehun bei Militairpersonen.für den begangenen britten Dieb-stahl. 21.1883.Festungs= und Werthe bigungolinie zwischen Frankreich und dem Königreiche der Nieverlande) Ver-
Pflichtung des letztenn zur, Unkerhaltung. derselben 18. (Anhang.) 1 30. seq

Feuerlösch-Anstalten, deren Anordnung und Revision durch die Zioi ehinten. 18. 155. —Berück-
sichtigung der von den Militairbehörden dafür eingehenden Vorschlägr. ibid. «

Feuer machen, was rücksichtlich desselben auf Schiffen nach der Oanziger Hafen-Polizei-Ordnung zu
beobachten ist. 21. 25.

Feuer-Polizei, Theilnahme des Militaire bei selbiger. 18. 155. — drö#gl. der Gendarmeric. 21.5.17.
Feuer-Sozietäts-Reglement der ostprcußischen Landschaft., Abänderungen rücksichtlich der-. 8. 15.

und 21. desselben. 19. 77. 78. ·
Fideikommisse, in den jenseits der Elbe. gelegenen, Provinzen, in wie weit die Fertdaucr der agnatischen

Erbfolgerechte in selbigen noch ffatt finden kann. 18. 17. — 20. 131. — in sämmtlichen Pro-
vinzen der Monarchie, fuccessive Tilgung der auf' selbigen lastenden Kriegschulden aus den Jahren
180. 18. 29. — in wie weit bei selbigen in der Auseinandersetzungder Gutsherren mit den Bauern
Verpfändungen und Veränßerungen statt finden LÖnnem I8. 43. — in den vom Königreiche Suchsen
abgetretenen Landestheisen Ablemmen darüber., 19. (Anha#ng.) 8. — Verhältnisse derselben bei Ge-
meinheitstheilungen. 21. 54. 71.

Finanz Ministerinm, demselhen ist die Grenz-Gend armerie untergtordnet. 21. 9.
Firma, sur kaufinännische Rechte, Bestimmungen darüber rücksichtlichder Ge erbestencr-Entri)

von selbige 20. 1488 155.
Fischerei, Gewerbesieuer= Entrichtung!von selbiger. 20. 148.
Fischerei Grrechtigkeit der Standeöherrenin ihren Besitzungen. 20. 88.
Flaschen, inländischer Glashütten, Stempelung derselben. 21. 45.
Fleisch, aus dem Inlande, Konsumtionssteuer von selbigem. 19. 118. 11). sedq. — wird aufgehoden

durch Einführung der Schochtsteuer. 20.1130. „Fleischer, s. Schlächter.
Fleischsicuer, zeitherige ins Herzeg hum Sachsen, wird aufgehoben. 20. 136.
Flößholz, Strafen für dessen Eutwendung. 21. 95.
Flotze, f. Berg-Eigeuthum.
Flugschriften, deren Zeußr. 19.,226. 227. — Postporko-Erhebung für deren Versendung. 21. *5
Flüssigkeiten, 2Mraßtestinmrungen für selbige bei Wraren-Versteucrungen. 18. 420. deq.
Foruarbeiten, ais Strafen für begangene Holzdiebsiählc. 21. 90. (
Forstbemte, Verpslichdngen derselben dei Steucr= und Zoll-Defrandationen. 18. 111. — sollen bei

deren Entdeckung an den Strafgeldern und Kenfiskaten Theil nehmen. 20. J1. — deren Bfiich ten
bei. H#elzhdiebstählem.21. 91. s##l. — erhalten don den Geldstrafen für letztere keinen Demunzinnken=
Anthil mehr. ibi 93. — dürsen in der Nähe der ihnen auvertrauten Jorsten keine Grundsiücke erwer-
ben. 21. 133.

Forsten. KKinigki die, Steuerpflichtigkeit derselben. 20. 135. — Gemeine-, Aufhebung und Theilung.derselben.21. J. scu. — Untersuchung und Bestrafung derHolzdiebstöhie in selbigen. 21. 89. 91.

Fersifrerel, deren Untersuchung und Arlirafung in den Rheinprovinzen. 21. 102. — Abkommen mit
Kurbessen, zur Verhutung. derselten in den Grenzwaldungen. 21. 105. — deögl. mit Nassau. 21.
103. — (. auch Holzdiebstähle.

Ferstrichter, derenVeseelluug zur Untersuchung und Vestrafüng begangenerHolzdiebsiähle. 21. 91.
Frackhttbriese, deren Führung bei Waarensendungen. 16.114. 115. 125. — Strafen für deren

sälschung. 18. 136.
Fracht-
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Frachtfichrleute) derin Verpflichtünge 18. 125. „eq. — deren Bestrafung bel Ueberkretungen. 18.
*133. — Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20.148.1550. 162.-:
Frankenthal, Stadt auf dem linken ARbeinüfer, wird. nilt dem Großhherzogthum Hessen vereinigt. 18.

(Anhang.) 48.
Frankreich Königreich, die in selbigem herauskommenden beutschen Zeitungen dürfen in diewraupischet

Staaten nicht ein= und durchgeführt werden. 20. 8Freiwilligenen. Milikair-Freiwilltig. )77’%
Freizügigkeit, s. Abschoß= und-Absuhrtegelder.
Fremde, s. Ausländer. «"--k-.'....·Freudenberg „, Amt, von Kurhessen anPreußenabgekreten, 18. (Anhang.) 60.., ’e 2en
 Kännover. ibid 568. — )
Freusberg, Amt, wird vonNassaueanrPreugenabgetreten. 18. (Anhang.)
Friedensgerichte, Un den Rheliprovinzen #deren Konpekenz. 211 1001.. si«
Friedcnstcchter,indeckschelnprovmchWirkungderGesetzsammlung und des Regierungs- --

von selbigen. 19. 149. 150. — Kompetenz derselben in ihren Dienstfunktionen. 21. 101.
Friedewalð,: Amt, wird von Nässau##u Preuen abgekreten“ 18. (Anhaug.) 31. 7

Frohnendienste s deren Leistung von Seiten der standeöherrlichen Untersassen. 20. 91. — persönliche,
deren Aufhebungineinigen neuen und wiedererworbenen Landestheilen. 20. 170.

Fuhrgewerbe, s. Lohnfuhren.
Fulda, Fürstenthum, Abtretung besselben von eiten der Niederlande an Preußen. 18. (#nbeng.) 26.

— wird ven letzterem än Kurhessenrabgeereten. bid. 60. seq. — mit. Ausschlu# der Dillirkte. DrtO

bach und Geysa, welche von Prcußen an Sochsen-Weimar abgetteten werden, 18. (nyang.) 54,
55, 00. r.

G.
Garköche, (. Speisewirthschaften.
Garnsammler, Gewerbestcuer-Entrichtung von selbigen. 20. 162.
Gastwirthschaften, Entrichtung der Gewerbestcurr von#selbigen. 20. 148. 149. 151. 189Gebände, abgebrannte, wegen der für seltige ven der Brand-Soziett des Ferzogthums sphaleni«9
leistendenEntschädigung. !18. 28. — Abdan derselben und Ersaßleiskung dafür bei Ge einetheilungen,

21. 62. 603.
Gebinde, deren Verzollung und Versieuerung nach dem innern Naumgehalt. 18. 120. seq.
Gebühren, deren Entrichtung für Steuerzektel, Slegel und Bleie. 18.66. 35. 100. — 21.181.)— degl.

bei gerichtlichen Untersuchungen in Steuer-Kontraventions-Sachen. 18.142. — dürfen Verleger vom
Druckschriften für die Censur der lettteren nicht mehr entrichten. 19. 231. —.Gerichts-, deren gegen-
seitige Aufhebung mit einigen fremden Statenin undermögendenKrininal-Unterlüchungen, s. letztere,
— Tarxeifur die Untergerichte, in den vereinigten ehemals Sachsischen Provinzen. 20. 70. *)

Gefäße, s. Gebinde#:
Gehälter, für Offiziere nd mobile Militairbeamte bei einhsetender Mobilmachung der Armee. 18. 8.
Gehülfen, kaufmännische, deren Annahme undVerhaltnisse in Berli. 20.58.—desGhleichentin: Etetin. 21. 211. * - ,·)

HeldlccsiangctyberenAblösungcmslciskcm. *5
Geldsorten, fremde und inländische,# s. Münzen *
Geldstrafen bei Steucr= Kontraventionen. 18. 132. sed. 135.—10. 111. sed. ——aAbeilnahme-der:

Beamten an selbigen. 20. 31. — theilweise Verrendung derselben zur Unterstützung der Pinterblie-
benen verarmter Zell- und Stenerbeamten. 20. 32. — bei. Uebertretung der Vorschriften über den.
3 braucchder.Extraprsfuhrrm, 20.72, —für Much-und: Gewschtsberzehen, sollenarHilste
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Hülfteden Demmzianken gebühren. 20.79. —für die von der Herrschaftden Schäfern und Schäferknechten
gestatteteHaltung von Vewieh 2c. 20.111.—wann solche beider Klassensteuer-Entrichtung einkreten. 20.
142. — deögleichen bei der Garerbesteuer. 20. 154. — für Uebertretungen der Danziger Hafen-Folizei-

Ordnung. 21. 22. ##q. für Holzulebstäble. 21. 89. — davon erhalten Forskbeamte keinen De-
nunzianten-Antheil mehr. 2i. 93. —deien“ Serwandlung in * Strafen beiSteuer= und
Zolldefraudatione 21. 187.

Gemeinde=Abgaben und Auflagen, deren Erhebung. 20. 1.37. 138. —deren Aufbruigung und Ver-
wendungin standesherllichen Bezirken. 20.91. — S. ubrigens Abgaben.

Gemeinde-Ausgaben, deren Aufbringung. 20. 137.
Gemeinde-, Lauch Kommunal te. 2c.

Gemeinheits= Teilunzen, wer darauf provozlren kann. 21. 54. 56. —Abfindung der dabei Bethei-
ligten. 21. 56. seq. 1.

Gemeinheitstheiluntz= Ordnung, vom 7. Jum 1821. 21. 53—77. — Gesetz uiber die Ausfuh-
rungderselben, von demselben Tage, 21. 33 — 33. — für Schlesien vom 14. Aptil 1771. wird
aufgehoben. 21. 53.

Gendarmerie, deren Organisation. nach der Verordnung vom 30. Dezbr. 1820. — 21. 1 — 10.
— Dienst-Instruktian für solbige, von demselben Tage. 21. 10 —20. —die in den neuermot?enen
PrrvinzenbestandenenInstitutederselben werden aufgeheben. 21.2. — #Kessortverhältnissederselben. 21.
2.7.6.19. — AnstellungenundEntlassungenbeiselbiger.21.2.3.—hataugerderBeseldunaas.Na-
turalquarticx, Servis und Beköstigung keinen Anspruch. 21. 4. — be sondere Anspruche derselben auf.
hiernächstige Anstellungin Cirllbedienungen ibid. — Dienstfunktionen derselben. 21. 1. 9.1 5. seqd.
—Besoldung und Emolumente derselben. 21. 4. 12.seq. —soll bei Entdeckung von Joll- und Stcuer-
Defraudationen an den Etrafgeldern und Konfiskaten Theil nehmen. 20 32. — 21. 145. — hat den
GerichtsstanddessiehendenHceres.21.4.—militairische Disziplin derselben. 21. 4. 10. —Grenz-,
zur Aufrechthaltung der Joll= und Steuergesehe, deren Errichtung. 21. 9. — wmnneher selbige auf
eine Marschzulage Anspruch hat. 21. 15. —besondere Verhältnisse und Dienstleisiungen derselben. 21.
19. 20.

Generaldirektion, der Seehandlungs-Sozietat, kunftige Verhaltnisse derselben. 20. 25. — Erri --
tung einc## Kuratoriums für selbige. ibid 26.

Generalkommissionen, zur Regulirung der gutsherrlichen und bäucrlichen Verhöltnisse, Errich tung
derselben zu Magdeburg und Münsier. 20. 135. — Ressortverhältnisse derselben. 20. 185. — sind
den Previnzialbehörden koordinirk. ibi. — denselben wlrd die Ausführung derGemeinhcitstheilungs=
und Ablesunge-Ordnungen übertragen. 21. 83. #cq.

Gencralkontrolle, deren Funktiencn. 20. 24.
General-Landschafrödrrektion, deren Errichtung fürdac Großher#gthum Posen. 21.2 24. 225. seq.
Generalpardon, soll Deserteurs und Ausgetretenen nicht mehr gegeben werden. 18. 17
Generalvikare, Haltung der Gesetzsamulung und des Regierungs-Amtsblatts vonsewigen. 19. 149. 150.

Genna, themalige Republik, deren Staaten werden mit dem Kouigreiche Sardinien vereinigt. 18. (An-
hang.) 1. 3.5

Georgen- Tiden, Et., Nussischer, Ster Klasse, Verwirkung des Erbrechts auf selbigen. 19. 216.
Gera, Fluß, Schissbormachung derselben. 18. (Anhang.) 55.
Gerichte; simndesherrliche, Aussicht auf selbige. 20. 93. — Kompctenz derselben. i id. —Austrägal=

gerichte, Lande#gerichte, Oberla: wecgerichte, Untergerichte, . diese.
Gerichtsämter, deren Grrichtung in den ehemals Sächsischen Provinzen. 20. 65. sed. — Gebühren-

taxe für selbige. ibid. 70.
Gerichtsbarkeir, akademische, deren Aucübung. 19. 234. 240. seq. — der Städte in den vereinig-

ten, ehemals Süchsischen Provinzen hört auf. 20. 66. — der Gendammerie. 21. 4.
Gerichts-
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Gerichksdienste, deren Leistungin standesherr#ichen Bezirken. 20. 91.
Gerichtsgebuhren, s. Gebuhren.
Gerichtslokale, unentgeldliche Einraumung derselbem von Sesken derScabtkommmmen iiinden vereimigfen

vormals Sächsischen Provinzen. 20. 66. — Beibehaliungdersenfl denhrigen Pwooßtßen., W. 137.
Gerichtsordnung, Allgemeine, deren Einführungin die mif denPreüzzischen S aaten berrinigten, zwi-

schen den ältern Provinzen belegenen Distrikte und Ortschaften. 18. 45. — Auszug aus selbiger, als
Beilage zu der Zoll= und Verbrauchssteurr-Ordnung. 18. 139. seg —der 4#. des Athanges zu
selbiger, wegen Schuldklagen gegen Ausländer, findek auf die Einwohner derdeutschen Bunbesstaaten
nicht mehr Anwendung. 19. 212. —Einfuhrung derselben in die vorpnällgen Echwurzburg-
Rudolstadtschen Aemter Heringen und Kelbra. 19. 247. —Deklarãtin der . 452. undb 475.
in Verbindung mit den G. 803. 512. und 51.. Th. I. Tit. 50. wegen Märichkigung des lauftnden
Hypothekenzinsen bei Konkursen. 20. 34. — Deklaration des H. 12. des uber die Einfuhrung derselben
in die mit der Provinz Westpreußen vereinigten Distrikte sprechenden Patents vom 9. Rov. 1816.—
W. 62. — Abänderung der Vorschriften§.J.Th. 1I. Tit. I. derselben und v 425. des Anhangs zu
derselben, rücksichtlich der Verkautbarung und Bestätigung der Verträge 21.44. — 4 IsteF Tir. des 1.
Theils derselben, in dessen Stelle kritt der 2te Abschnitt der, Verordnung vom 20. Imi 1817. in Be-
zichung auf Gemeinheitstheilungen und Ablösungen. 21. 86.

Gerichtsstand der vormals unmittelbaren dcutschen Reichsstände und.Stäkesherret“Bestmmung. deß
selben ir der Preußischen Monarchie. 20. 84. seq.

Gerichtsverfassung und gerichtliches Verfahran, i pen Rheinprovknzen,Verbereikung zm dere eima
tung. 19. 163. 164.

Geriaus=Verwaltungskosten, von deren Aufbringung sind die tadt-Kommun in den vereinigtem
ehemals Süächsischen Provinzen befreiet. 20. 66. — deäögl. vom Jahre 1821 In den übrigen Pro-
vinzen. 20. 137. « «

Gerichtsvollzieher, HaltungderGesetzsammlung und des Regler.-Amtsblattes von selbigen. 19. 149. 150.
Geschenke, deren Nlchtannahme von Seiten der Steuerbeamten. 18. 130. 136. — 19. 111. 115.

Gese chaften, deren Bildung unter den Gererbetreibenden, Behufs der Vertheilung und Aufbringung
der Gewerbesiruer. 20. 154#.—geheimc, (. Verbindungen-

Gesetze, derenVekanntmachung durch die Gesetzsammlung und die Regierungs-Amksblätter in dem Rhein-
provinen. 19. 148. 150. 15#.— Preußische, deren Einshhrung in die ehemallgen Schwarzburg=
Rudolskädtschen Aemter Hgngen und Kelbra. 19. 246. — Publikation derselben in den Standes-
herrlichen Bezirk . 200. 9

Gesetzsammlung, z 4u deren Einführung und unte in den Rheiuprovünen. 19. 148.
Gesinde, wegen des Esentlichen Aufgebots desselben. 12. — Dertretung delfelben bei St#e#-

und Zoll-Kontraventionen durch dessen gewerbetrribende Gunsschofen. 18. 131. seq. 21. 137. —

Dienstzwan) desselben ist auch in den vormals Königl. Söhsischen Landestheilen aufgehoben.19.21.
—degl. in einigen andern neuen und wieder enworbenen Landestheilen. 20. 470.

Getraide, Mablsteuer-Entrichtung für selbiges. 19. 119. 122. — 20. 136. Fi3.
Getränke, aus den wesilichen Provinzen, deren Besteuerung beim Absatz nach den öfklichen Pwoiu-

zen. 18. 143.
Geträuke-Zwung, wegen der für dessen Aufhebung zu leistenden Entschädigung- I8. 178-
Gewehr, dessen Gebrauch gegen Steuerbeamte von eiten der Steuerpflichtigem wird hart bestraft-

18. 136. scd.. — f. auch Wüaffen.
Gewerbe, deren Betrieb in Grenzbezirken. 18. 111. — Gesetz üldr die Sten#er-Entrichtunn vön sel-

bigen vom 30. Mai 1520. 20. 1 17. geq. — welche umhexrziehend betwieben werden, Gewerbeskeuer=

Entrichtung von selbigen. 20. 148. 150. 152. 162. 104. — mit welchen Waaren solche nichu
mehr umherziehend getrieben werden kä#men. 20. 153.

e
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Gewerbescheine, werden durch dle Regierungen nur für Gewerbe ertheilt, welche. umherzichend betrie-

ben werden. 20. 150. — wann eher es Katt deren nur einer pollzeilichen Legitlmation bedarf. ibid.
Gewerbesteuer, deren Entrichtung nach dem Gesetz vom 30. Mai 1820. 20. 133. 147. — wer

zu deren Entrichtung verpflichtet it. 20. 148. 149. — Sätze und Negelu für deren Erhebung. 20.
150. 154. 156. 458. seq. — Mitrirkung der Gewerbetreibenden bel der Vertheilung der Steuer.
äbid. 154.— zu deren ErhehungsinddieKommunal-Behsrden verpflichtet. 20. 162. — Exeku-
tions-Verfahren in deren Beitreibung. 20. 153. — allgemeine, durch das Edikt vom 27 Nov. 1810

. eingeführt, wird aufgehoben. 20. 136. — zätherige, in den wleder oder neuerworhenen Landes-
theilen desgl. wick. 437.

Gewerbetreibende, Bestrafung derselben für Unterschleife mit den ihnen zur Erlelchterung ihres Ge-
werbes anvertrauten steuerfreien Waaren" 18. 135. — müssen bei Steuer= und Joll-Kontraventlenen

für ihr Gesinde, ihre Diener re. hasten. ibid. 434. u. 135. — 21. 137. — Ausbringung der Ge-
werbesteuer von selbigen. 20. 151. — der Mahl= und Schlachtstener, s. dlese

Gewicht., Bestimmung desselben bel der Verskeuerung ausländischer Waaren. 18. 120. — 21. 182.
bei Entrichtung der Mahl= und Schlachtsteuer. 20. 146.

Gewichts= und Maahpergehungen. „ Verwendung der Geldstrafenfür lelbige. 20. 79.
Geysa „ Bezirl im Furstenthum Fulda, wird von Preußen an. Sachsen-Weimar abgetreten. 18. (Au-

hang.) 54. 55. 60. sed.
Giboldshausen, Amt, zum Eichsfelde bisher gehörig, tritt Preußen an Hannover ab. 18. (Anhaug.) 58.
Giebelschoß-Kasse, derKurmärkschen Landschaft, wird aufgehoben. 20. 19.
Gilden, kaufmännische, in Verlin, werden aufgehsben. 20. 46. — beegl. In Stektir. 21. 195.
Glasbütten, inländische, Stempclung der von lelbigen verfertigten Flaschen. 21. 45.
Gläubiger, wegen deren Verhältnisse zu ihren mit Grund-Eigenthum angesessenen Schuldnern, in den

an Preußen zurückgefallenen Polnischen Provinzen. 18. 161. —deren Rechte und Verpfllchtungen
in Beziehung auf die älfern im Königreiche Polen ausstehenden Kapitallen. 19. 200. seq. —. Rechte.
derselben auf die Hppotheken-Zinsen während des Konkurses. 20. 34.—1 verskorbener Begmten und

Pensien-alrs haben aufdie.Gnadenbewilligungen für die Hinterbliebenen der- letztern keine Anspruche.
20. 15. — Erwerbung und Sicherung ihrer Hypothelenrechte. 20. 106.

Gnadenb pilligungen- fär die Hinterbliebenen verstorbener Beamten und. Penstonairs, deren Verwen-
dung. 20. 45. — Auf selbige haben Gläubiger keine Ansprüche. ibid.

Goldmänzen, #.Monen. — Goldzahlungen, theilweise, bei Stcucr# und Jollgefällen. 18. 86. sed.
21.C 13

Gierslar, Stadt undEcbict, Mtrctung derselbenan.Hannover.18.(Anhang.)15.
Gonvernements-Miliz. im Greßherzogthum Niederrhein, Auflssung derselben. 21.2.
Güter,, unberegliche, VVerlautbarungzundBestätigung der Verträge über selbige. 21. 43.
Gutöhberrliche und bäucrliche Verhällnisse, s. bauerliche.
Gratinkationen, für Einbringung desertirter Militnir-Sträflinge. 19. 25. —kür die Genharmerse bei

ausgczeishneten Diensileistungen. 21. 15.
Greifensiein, Amt, wird von Nassau an Prcußten abgetreten. 18. (Anhang.) J1

Greffewak= Universikät., Regierungs- Bvollmöchtigter derselben in der Person des dorfigen Kanzlers.k.2.
*—“ Ausagepossen, deren Ausstellung zur Sicherung der Zoll= undSteucx-Erhebung. 18. 108. 109.
Orenz-Ausseher, keren Anslellung. 18. 108. —deren Pfüichten und Befugnisse. 18, 109. 110,
Grenzbezirke, deren Bildung fär das Zoll= und Steuerwrsen. 18. 107.
Grenz-Gendarmerie, s. Gendarmerie. .

Grenz-Vertrage mit freuiden Staaten, s. dlese unter? Rußland, Niederlande und Sachsen.
Grenz-Zollämfer, deren Anlegung. 18. 108. 109.

Groß-
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Großjährigkeits= Erkléxungen der Minderjährigen, welcheim Könlgreiche und im HerzogthumeSach=
sen Vermögen besitzen. 21. 39.

Grundsteuer, beren Erhebung. 20. 135. 136. — deren allgemelne Revision. id. 134. — Abzäge
auuf selbige rücksichtlich der bäuerlichen Leistungen an die Gutsherrei. 20. ½4. 175.
Grundstücke, Erwerbung von Hypothekenrechten auf selbige. M. 406. sedq. — Eizenthumstechte dor

bäuerliche#n Vesiher derselben. 19. 22. 23. — 20. 172. 173. — bänerliche, Ablöfung der auf sel-
lbigen haftenden Leistungen. 20. 175. ved. — bei Gemeinheltschellungen, s. letztere. — dinfen Forft-
bedlente in der Nähe der ihnen anvertranten Forsten nicht erwerben. 21. 133.

H.
H adamar, Fürstenthum, wird von den Niederlanden an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 26.
Häfemn . Sechäfen.
Hafen-Ordnung für Danzig, s.letzteres.
Hamburg, freie Hansestadt, Kartel-Konvention mit selbiger. 18. Z.
Hammermühlen, s. Mühlenwerke.
Hammerstein, Amt, mit Irlich und Engers, wird von Nassau an Preußen abgetreten, 18.(Anhang.)34.
HQammerwerke, deren Benutzungin skandesherrlichen Bezirken. 20. 88.

anddienste, gutsherrliche, deren fernere Leistungim Cottbusser Kreise und ln den vormals Königl. S#ch-
sischen Landestheilen. 19. 23. — Ablölung derselben bei Erbzins= oderErbpacht-Grundstücken.21.77.
—deren Leistung von siandeöherrlichen Untersassen an ihre Herrschaft. 20. 91.

Handel, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigem. 20. 148. 15.
Handels- Agenten, bei der Kaufmannschaft angestellt, sind der Gewerbesteuer unterworfen. 20. 148.
Handelsgerichtiin der Stadt Naumburg, letztere.
Handelsleute, ausländische, sind nücksichtlich des Meß= und Jahrmarkt-Verkehrs von der Gewerbestcuer

befreit. 20. 18.

Handelepläge, Niederlagsrechte für selbige. 18. 110.
Handelstraktat, mit dem Känigreiche Obnnemark. 18. 183. — mit Rußland in cziehung auf

die polnischen Provinzen. 19. 196. — mit Oesterreich, in Bezug auf die briderscitigen, ehemals
zuPolen gehörigen Provinzen. 19. 213.Handelsbrebr. zwischen den verschiedenen Provinzen des Staats, nach den Steuer= und Zollgesetzen vom
26sten Mai 1818. 18. 65. 8ed. 143. 2cq. — wegen Aufhebung und Milderung der Beschränkungen
und TAbgaben bei selbigem. 19. 118. seq. 121. — mit dem Auslande. 18. b’3J. seq.

Handelltreibende, nach Polen, Abkommen darüber mit Rußland. 19. 169. s5cq. — Maertheilung an
selbige. ibid. 188. — nach den Oesierreichischen, ehemals zu Polen gehörigen Provinzen. 19. 21..
Paß= und Certifikat= Ertheilungen an selbige. ibid. 214.

Handmühlen und Stampfen dürfen in Städten, wo die Mahlsicuer entrichtet wird, nicht gehalten wer-
den. 20, 114.

Handwerker, mit mehreren Gehülfen, Gewerbesieuer= ichtung von selbigen. 20.148.100. — wann
eher selbige gewerbesteuerfrei sind. ibid. 140.

Hannover, Königreich, Kartelkonvention mit selbigem. 18.5 S. — Traktat mit selbigem über den Aus-
tausch einiger Landestheile. 18. (Anhang.) 14— 21. — deogleichen über dessen Entschädigung wegen
der von Kurbessen an dasselbe ulcht abgetretenen Grafschaft Schaumburg. ibid. 37. seq. — Reguli-
rung der gutrberrlichen und bäuerlichen Verhöltnisse in den von selbigem an Preußen abgekretenen Di-
sirikten. 200. 184.

Harlinger Land, s. Fürsienthum Ostfricsland.
Hauptverwaltung der Staatsschulden, Errichtung derselben als Behörde. 20. 12. — Vereidung

deren Mitglieder. 20. 37. seq. — Ressort-Verhältniß derselben m den Regierungen. 21. 52.
Haus-
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Haus= und Hofangelegenheiten, königliche, Errichtung eines Ministeriums fur selbige. 19. 3.
Hausirgewerbe, Gewerbestener-Entrichtung von selbigem. 20. 148. 152. 162. 164. — für dessen

Betrieb werden von den Regicrungen Gewerbescheine ausgefertigt. 20. 150. — mit welchen Waaren
solches nicht mehr betrieben werden kann. 20. 153. - .

HMssBisiMipscmKönnenbeidemPetdachtl»»«’«'sp" statt finden. 18. 441.
—wann eher solche von der Gendarmerie überhaupt vorgenommen werden können. 21. 18. 19.

„Amt, wird von Nassau an Prruhen abgetreten. 18. (Anhang.) J1.
„Theilnehmungs-Rechte daran bei Gemeine-Aufhebungen. 21. 60.

„s. Vagabunden.
in einlgen neuen und wicdererworbenen Landestheilen bestehend, dessenAblosung. W. 180.

„zu deren Eingehung bedarf es der gutöberrlichen Einwilligung nicht. 19. 22. — 20. 170.
Heringen, Amt, Abkommen darüber mit Schwarzburg-Rudolsiadt. 18. (Anhang.) 75. — 19. (An-

hang.) 97. — Finführung, des Allgemeinen Landrechts und der Allgemeinen Gerichtsordnung in selbi-
biges. 19. 246. 247. — Eimichtung des Hypothekemwesens in selbigem. 19. 247. — 20. 101. seq.

Hersbach, Amt, thezlweise Abtretung desselben von Nassau an Preußen. 18. (Anhang.) 31.
Hessen, Kurfürstenthum, Kartel-Konventlon mik selbigem. 18. 49. — Traktat mie selbigem über gegen-

seitige Ausgleichung und Austauschung von Länderkhellen. 18. (Anhang.) 39— 64. — Freizögigkeit
mit selbigem in Betreff der zum deutschen Bunde nicht gehörigen Preuß. Provinzen. 19. 1. — Ueber-
einkunft mit selbigem, wegen gegenseitiger Uebernahme der Vagabunden und Ausgewiesenen. 20. 200.
—de#gl. wegen Verhütung der Forstfrevel in den gegenseltigen Grenzwaldungen. 21. 105.

Hessen-Homburg, kandgrafenthum, K##rel-Konvention mit Flbigem. 18. 64. — Freizügigkeit mit
demselben. 19. 80.

Hessen-JDarmstadt, Großherzogthum, Kartel-Konvenkion mit selbigem. 18. 26. — Freizögigkeit mir
selbigem. 18. 57. — tritt an Prcussen das Herzogthum Wesiphalen ab, und wird dafür durch ein
Gebiet auf dem linkenRheinufer entschädigt, 18. (Anhang.) 47. — Traktat mit demfelben über letz-
tere Abtretungen und weitere Territorial-Ausgleichungen. 18. (Anhang.) 99— 111. — Konvention
mit selbsgem und Nachtrag zu derselben, über die finanzielle Ausgleichung in den an Preußen abgerre-
tenen Landeötheilen. 18. (Anhang.) 133— 142. — Uebereinknüft mit selbigem, wegen wechselsei-
tüger UebermahmederVagabundenundAusgewiesenen. 19. 132.

Hessen-Rothenburg, Landgrafenthum, Traktat mit selbigem über die in Gemeinschaft mit Kurheffen an
Preußen abgetretenen Landesktheile. 18. (Anhang.) 65. — demselben wird dagegen eine Horrschaft
in den Preußischen St#mten zugesichert. ibid. 60.

Hildesheim, Förstenthum, Abtretunz desselben an Hannover. 18. (Anhang.) 15.
Hinterbliebene verstorbener Beamten und Pensionairs, Gnadenhewilligungen für selbige. 20. 45. —

Auflebtere könuen Gläubiger keine Ansprüche machen. ibid.
Hochoerrath, Verbrechen dee, s. Verbrechen-
Hohensolms, Ame, wird von Nassau an Pre ßen abgetretem 18. (Anhang.) S1.
Hobenzollern-Hechingen, Fürsienthum, Frcizügigkeit mit demselben. 19. 217. — Sigmaringen,

Fürsienthum, desgl. 19. 70.
Hekeiheim, Klonter, von Kurhessen und Hessen-Retheuburg an Prcußen abgetreten. 18. (Anhang.)

60. 65. — üÜbergiebt letzteres an Hannover. 18. (Anhang.) 58.
Höker, wann eher selbige neben der Mahl= und Schlachtsteuer auch die Klassensteuer zu entrichten haben.

20. 145. — Gewerbe-Steuerpflichtigkeit derselben. 20. 148.
Holland., s. Niederlande.
Holz, Brenn-, Steucr-Emrichtung von selbigem. 19. 119. — Kohlen, desgl.iid. — Aufhebung

bicser Abgabe. 20. 130. ··

Holz-
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Holzdiebstahle, deren Untersuchung und Bestrafung. 21. 39.— Abkommen mit Kurhessen wegen deren
Verhötung in den gegenseitigen Grenzwaldungen. 21. 105. — desgl. mie Nasfau. 21. 163.

Holzunden, zu bäuerlichen Besitzungen gehörig, Ablösung der gutsherrlichen Nutzungsrechte von selbigen.. 180. „seq. — Verfahren rücksichtlich derselben bei Gemeinheicstheilungen. 21. 60. 67. teq. 73.
Hufenschoß-Kasse, der Kurmärkschen Landschaft, wird aufgehoben. 20. 19.
Huissen, Enklave, eritt Prenßen an die Niederlande ab. 18. (Anhang.) 25.

ülsenfrüchte, zur Mühle bestimmt, Akzise-Entrichtung für felbige. 19. 122. — Statt deren wirtd
eine Mahlsteucr entrichtet. 20. 136. 143.
üttenwerke, deren BenutzunginstandesherrlichenBezirken. 20. 88.
ütungen, Gemeinde-, Aufhebung oder Beibehaltung derselben. 21. 55. — Feststellung der Thell-
nehmungsrechte an selbigen bei Aufhebungen. ibld. 57. seq. 67. 68. dec. — Verwandlung dersel-
ben in Ackerländercien. 21. 7 5. s69.

Hypotheken-Ordnung, §. 64. Tit. II. derselben wird rücksichtlich der Verlaukbarung und Bestatigung
der Verträge abgeändert. 21. 34.

Hyporhekenwesen, dessen Wiederherstellung in dem Großherzogthum Posen, dem Culm= und Michelau-
schen Kreise und der Stadt Thorn. 18. 20. seq. — Eilnrlchtung desselben in den mit den Preußischen.
Staaten vereinigten, zwischen den ältern Provinzen belegenen Distrikten und Ortschasften. 18. 45. —.
desgl. in den ehemals Schwarzburg-Rudolstädtschen Aemtern Heringen und Kelbra. 19.247. — 20. 101.
seq. — besgl. im Herzogthum Sachsen. 20. 10 1. seq. — 21. 189. — Erwerbung und Ausbbung der
Hppothekenrechte. 20. 106. — desgl. bei Ablssungen von Abgaben und Diensten. 21. 32 u. 83.
Hppothekenbücher, deren Anlegung und Vollendung. 20. 108. — was zu Eintragungen in letz-
tere nur erforderlich ist. 21. 43.

Hyppotheken-Zinsen, laufende, deren Berichtigung während des Konkurses. 20. J4.e

J.
Jagdgerechtigkeit, der Standesherren in ihren Besitungen. 20. 38.
Jahrmarkt-Verkehr, in den Grenzstädten mit dem Känigreiche Polen. 19. 173.131. —rücksichtlich des-

selben. sind Ausländer gewerbesteuerfrei. 20. 148.
Indult, Aukhebung desselben im Großherzogthom Posen, dem Culm= und Michelauschen Rreise und der

Stadt Thorn in Wesipreußen. 18. 161. Seq. — drogl. in der Provinz Neu-Vorpommern. W. 199.
— Verlängerung desselben bei den Ost= und Westipreußischen Pfandbriefen. 21. 213.

angelheim, Grafenthum, Vereinigung desselben mit Hesfen-Darmstadt, 18. (Anhang) 102.
eanjurien, (. Beleidigungen.
nland, Handelsverkehr in selbigem, (. Handelsverkehr.
nnungen, kaufmännische, deren Aufhebung in Berlin. 20. 40. — deögl. in Stektin. 21. 195.
snquisiroriate, deren Einrichtung in den vereinigten, ehemals Sichsischen Provinzen. 20.. 70.
nspcktoren, geisiliche und Domainen-, Haltung der Gesetzsammlung unddes Regicrungs-Amtsblatts von
selbigen. 19. 119. 150.

Invaliden, (. Militairpersonen.
Invalidenkasse, zu Berlin, Wiedererwerbung deren durch die Bayonner Konvention verloren gegangener

öältern Kapitalien im Känigreiche Polen. 19. 199. seq.
Jonische Inseln, steben, sollen unter dem unmittelbaren Schuttz#on England einen unabhängigen Staat

bilden. 18. (Anbang.) 66— 70. —Freiheltdes Prcußischen Handelsverkehrs mit selbigen. ibid. 70.
sournale, (. Flugschriften. · ·

jfenbutg,FkirstcnthumundeaffchqtheteiulgungdesselbenmithessemDasknsstadtIs. (Anhang.) 102.
staliener-Laden, Gewerbesteuer= Entrichtung von selbigen. 20. 149. 139.

Jülich, Provinz, Joll= und Verbrauchsstcucr für felbige. 18. 67. 37.
2 Justiz=

 2.202S.rbno
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Justiz · Ministerinn, welche Kriminal - Erkenntnisse der Bestätigung durch felbiges nicht bedärfen.
21. 100.

Justiz-Verfassung in den heiuprovinzen, s. Gerichts-Verfaffung.

K.
Kasffeeschänker, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 149. 159.
Kaffen der Schiffsgefäße, sollen nur acht Fuß Höhe haben. 21. 157.
Kammer-Kredic-Kassenscheine, Sächsische, Abkommen darüber mit Sachsen. 19. (#ns 8.) 13. —

verlorue oder vernichtete, deren Aufgebot und Amortisation. 21. 96. — Verjahrungsfrist fur die
unerhobenen Zinsen von selbigen. ibid. 97.

Kapitalien, Ablosung derselben von Seiten der bauerlichen Besitzer im Herzogthum Westphalen. 20. 191.
—Kirchen, Schulen, milden Stiftungen, und andern offentlichen Anstalten, oder Pupillen r2c. gebs-
rig, können zum Ankaufe von Staatsschuldscheinen verwendet werden. 21. 46. — Preußische, im
Königreiche Polen, deren Wiedererwerbung. 19. 199. 200. seq.

Karakrersteuer, im Herzogthum Sachsen, ist aufgehoben. 20. 136.
Kartelkonvention, über die Behandlung und Auslieferung der Deserteurs, mit Anhaolt= Bernburg.

18. 172. — mit Anhalt-Dessau. 18.198. — mit Anhalt-Köthen. 18. 173. — mit
Baden. 19. 192. — mit Bapern. 18. 145. — mit Braunschwelg-Lüneburg. 19. 81.
— mit Dännemark. 21. 33. — mit Hannover. 18. 58. — mit den Hansecstädten Ham-
burg. 18. 37. — Lübeck und Bremen. 18. 42. — mit Hessen, (Kur-) 18. 49. — mie
Hessen -Darmstadt. 18. 26. — mit Hessen-Homburg. 18. 64. — mit Lippe-Det-
mold. 18. 2. — mit Mecklenburg-Schwerin. 18. 30. — mit Mecklenburg-Strelitz.
18.51. —mit Nassau. 19. 87. — mit den Niederlanden. 19. 13. — mit Oesterreich.
19. 61. — mit Oldenburg. 19. 4. — mit Reuß-Plauen. 18. 174. — mit Sachsen-
Gotha und Altenburg. 18. 160. — mit Sachsen-Hildburghausen. 18. 154. — mit
Sachsen -Koburg-Saalfeld. 18.198. — mit Sachsen-Meiningen. 18. 170. — mit
Sachsen-Weimar und Eisenach. 18. 169. — mit Schaumburg-Lippe. 18. 42. — mit
Schwarzburg-Rudolstadt. 18.171. — mit Schwarzburg-Sondershausen. 18. 182.
— mit Würtemberg. 19. 89.

Karten, (. Spiel= und Landkarten.
Kasernen, deren Einrichtung. 20. 137.
Kassations-= und Revisionshöfe, für die Rheinprooinzen zu Koblenz und Dässeldors, werden aufgelsser,

und in deren Stelle einer zu Berlin entrichtet. 19. 162. seq.

Kassenbillets, sächsische, Abkommen borthbet mit dem Königreiche Sachsen rücksschelich der abgetretenenLandestheile. 19. (Anhang.) 10. 76. se
Katholische Kirche, königliche Sanktion Vvn päbsilichen Bulle (de ealutc animarum eie.) für selbige.

21. 113.
Katzenellnbogen, niedere Grafschaft, wird von Kurhessen an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 60.

— von letzterem an Nassau. 19. (Anhang.) 97.
Kaufleute, Gewerbesteucr-Entrichtung von selbigen. 20. 1483.15 3. — welche Firma denselben kaufmän-

nische Rechle verleiht. 20. 148. 155. — fremde, auf Messen und Jahrmerkten, sind gewerbesteuer=
frei. 20. 448.

Kaufmannschaft, zu Verlin und Stettin, (. beide letztere.
Kaufmannsgilden, (. Gilden.
Kaufmannsgüter, deren Spedition durch Extraposten. 18. 128.
Kaymionen, (. Amtskautionen.
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Kelbra, Amk, Abkommen doröber mit Schwarzburg-Rudorstodt, 18. (Anhang.) 75. — 19. (Un-
hang.) 97. — Einführung des Allgemeinen Landrechts und der Allgemeinen Gerichtsordnung in selbiges.
19. 246. 247. — Einrichtung des Hypothekemwesens in selbigem. 19. 247. — 20. 101. se.

Kesselflicker, Gewerbeskeuer-Entrichtung von selbigen. 20. 162.
Kieler Traktat, zwischen Oannemarkmmd Schweden und Norwegen vom 44. Jan. 1314.Sti-

pulationen rücksichtlich desselben In Beziehung auf Preußen. 18. (Anhang.) 36— 40.
Kinder, außereheliche, und späterhin legitimirt, (Mantelkinder) Sutzession derselben im Lehn in den

mit dem Preußischen Staat vereinigten Sächffschen Provinzen. 20. 201. — der Bauern, in Ansehung
deren Erziehung und Bestimmung steht den Gutsherren kein Recht zu. 20. 170.

Kirchen, Verwendung deren Kapitalien zum Ankaufe von Staatsschuldscheinen. 21. 46 — Aufssicht
über selbige in standesherrlichen Bezirken. 20. 95.

Klassensteuer, Einführung derselben nach dem Gesetz vom 30. Mai 1820. 20. 133. 140. seg.
—kann in den Städten durch die Wahl der Mahl= und Schlachtsteucr ersetzt werden. 20. 136. — in

wie weit von selbiger Befreiungen statt finden. 20. 140. — 21. 155. — wird von einzelnen Steuer-
pflichtigen und in der untersten Klasse als Personensteuer entrichtet. 20. 144. —die örtliche Erhebung
derselben liegt den Gemeinden ob. 20.143.— Strafenfür Kontraventionenrücksichtlich derselben. 20.142.
— wann solche von Bäckern, Schlächtern und Viktualienhändlern auch neben der Mahl= und Schlacht-
steucr zu entrichten ist. 20. 145. — vermehrte Abstufungenin den Beiträgen zu selbiger. 21. 134.

Kleidung, doppeltfarbige, für BaugefangeneindenFestungen. 18. 45.
Klodnitz-Kanal, von Cosel bis Gleiwitz, Regulativ und Tarif zur Entrichtung der Schiffahrt-, Platz-

und Ni-derlag= Gelder Lan selbigem. 20. 29.
Klötze,Ank,tritt Hannover an Preußen ab. 18. (Anhang.) 17.
Kohlen, Holl-, Konsuntionssteuer-Entrichtung von selb-gen. 19. 119. — Aufhebung derselben. 20.136.
Kombaktanten, Nicht-, aus den Feldzügen von 1842. unentgeldliche Verleihung des Bürgerrechts an

selbige. 19. 217.
Kommissarien, “ dischäflice, Haltung der Gesetzsammlung und des Regierungs=-Amtsblatts von

selbigen. 19. 149.
Komuision imMinlzertm bes Innern, für das Provinzlal= und Kommunal-Schuldenwesen. 21. 453.

S.auch General-Kommissionen.
Kommifss onsgeschäfte, Gewerbestcuer= Enrichtung von selbigen. 20. 148. 158.

Kommunal-Bebörden, deren Ver#flichtungen bei Erhebung der Gewerbesteuer. 20. 152. 153.
Kommunal-Lasten, Verhaltnisse der Standcsherren rücksichtlich derselben. 20. 91.
Kommunal-Schuldenwesen, letzteres.
Kommunal-, s auch Gemeinde #kr. 2c.
Kompensations-Anerkenntnisse, über die vom 1sten März 1812. bis ##sten Jame#ar 1843. gemachten

Kriegs-Lieferungen und Leistungen, Präklusions-Termin für selbige. 20. 111.
Kompetenzgelder „ geistliche und weltliche, in den polnischen Provinzen, Berichtigung deren Rückstände.19.2
Komichr. kaufmännische, Gewerbesleuer-Entrichtung von selbigen. 20. 148.

Konfiskate, bei Zoll- und Steuer-Defraudationen, deren Verwendung. 20. 31. — öffenslicher geld-
werthen Papiere, wegen nicht berichtigter Vermögenssteuer, Verfahren rücksichtlich derselben. 20. 44.
—bei Uebertretungen des Mahl= und Schlachtsteuer-Gesetzes. 20. 147.

Konkurs, Berichtigung der laufenden Hypotheken-Zinsen während desselben. 20. J4.
HKonsumtlonssteuer, deren einstweilige Fortdauer in den wesilichen Provinzen. 18. 143. — deren An-

rechnung bei der Nachsteuer. ibid. 144. — Aufhebung derselben. 20. 136.— Land- b vom Schlacht-
viehin den alten Provinzen. 19. 118. —wird aufgehobrn. —20. 36.

Kontrakte, s. Verträge.
Kontraventionen, s. Steucr= und Zoll-Defraudationen. Kon-
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Kontroll-Aemter, deren Einrichtung zur Erhebung des Ausfuhrzolles. 18. 108. 109.
Kontrolle, s. General-Kontrolle. · ·

KvstmsVekgükiguug,iustimiuqc-Untetsuxk,sungm,sxletztem
Krakau, freie Stadt, Handels= und Schiffahrts-Verkehr mit selbiger. 19. 189.

Krämer,Gewerbesteuerpflichtigkeit derselben. 20. 148. 158. «
MAX-IMME-UICVMHMschstWÜTDVVIIPMISMaaSachstmWeimatobs-tiefemlB.(A-Ihang.)51
Kreditmassen, Verwendung deren Kapitalien zum Ankaufe von Staatsschuldscheinen. 21. 46. "
Kredic-Ordnung, landschaftliche, für das Großherzogthum Posen. 21. 217. eq.
Kreisbehörden, deren Verpflichtungen bei Erhebung der Gewerbesteuer. 20. 152. 153.
Kreisgerichte, deren Mitglleder sind zur Haltung der Allgemeinen Gesetzsammlung und des Regierungs-

Amtsblatts verpflichtet. 19. 149. 150.
Krenz, eisernes, 2ter Klasse, Verwirkung des Erbrechts auf selbiges. 19. 216.
Krieg, was bei dessen Ausbruch gegen die deutschen Bundesstaaten von Seiten des Bundes geschehen sol.

18. (Anhang.) 149. — 20. 123. 124. seq.

Kriegsanleihe vom Jahre 17 45., . Anleihe.
Kriegslieferungen und Leistungen, s. Lieferungen.
Kriegsschulden, auf Lehen und Fideikommissen lastend und aus den Jahren 1806. und 1807. herrührend,

Tilgung derselben. 18. 29. — S. auch Schulden.
.Kriminal-Ordnung, Anwendung des F. 19. der#lben auf die Untergerichte in den wiedervereinigten und

neucn Provinzen. 18. 19. — Anwendung der §#. 96. bis 98. wegen der vonpreußischen Unterthanen
und Ausländern im In= und Auslande begangenen Verbrechen, auf sämtliche Provinzen der Monarchie.
20. 129. — Vorschriften derselben wegen Untersuchung der Verbrechen und Vergehungen gegen den
Staat und dessen Oberhaupt, so wie der Dienstvergehen der Verwaltungsbeamten, finden in allen Pro-
vinzen Anwendung. 21. 30. 156.

Kriminal-Untersuchungen, Führung derselben und Abfassung der Erkenntnisse erster Instanz durch die
Umergerichte. 18. 19. — Abkommen mit Sachsen-Weimar-Eisenach wegen gegenseitiger Er-
stattung der bloßen baaren Auslagen in selbigen. 19. 79. — desgl. mit Sachsen-Gotha-Alten-
burg. 19. 133. — desgl. mit Schwarzburs-Sondershausen. 20. 61. — Verfahren gegen
standesherrliche Personen in selbigen. 200. 85. — wegen Verbrechen und Vergehungen gegen den Staa#
und dessen Oberhaupt, so wic wegen Dienstvergehen der Verwaltungsbeamten. 21. 30.155. — wann
eber es in selbigen der Bestätigung der Erkenutnisse von Seiten des Justiz-Ministeriums ulcht bedarf.
21. 10. ·

Kunstausstellungen und keisiungen umherziehender Personen, in wiefern rücksichtlich derselben eine Be-
freiung von der Gewerbesteuer cintreten kann. 20. 102.

 Kunstreiter, umherziehende, Gewerbesteuer= Entrichtungvonselbigen.20.102.
Kupfermunzen. Indalt und Werthbestimmung derselben. 21. 161. 6eq.
Kurantgeld, s. Münzen.
Kurbessen, s. Hessen.

„ Kurmärksche Lauoschaft, (letztere.

L.
Lagergeld, für die Benutzungder Packhöfe. 18. 116. 117.
Landestheile, abgesondert gelegene und hervorspringende, Handelsverkehr derselben und Zoll= und Ver-

brauchssteuer-Enerichtung in selbigen. 18. 68. 130. — 19. 121. — besondere, ihren Verhältnissen

angemessene Abgaben in selbigen. 20. 137. — mit den Preußischen Staaten vereinigte, #. Provinzen.
Landesverrätherei,,Verbrechen der, s. Verbrechen.

· Land-
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Lanbgerichte „ deren Errichtung in den mit dem Preußischen Staate vertinigten, ehemals Eachfischen
Provinzen. 20. 65. deq. — Gebührentarefer senie ibid. 70. — Oberlandesgerichte, s. diese.

Landkarten, deren Versendung mit der Post. 21.2Landleute, sind rücksichtlich des Roggenbrot= * auf Ktädtischen Märkten der Gewerbeftener niche
unterworfen. 20. 149.

Landräthe, sind zur Haltung der Allgemeinen Gesetztammlung unb des Reglerungs- Amtsblattsverpfliche
tet. 19. 149. 150. — deren Verpflichtungen bei Erhebung der Gewerbestener. 20. 152. —densel-
ben ist die Gendarmerie rückst chtlich deren Wirksamkeit und Dienstleistung untergeordnet. 21. 2. 4. 7.9.
— Verhälenisse derselbem zu den Militair-VWVorgresetzten der Gendarweric. 21. 8.

Landrechr, Allgemeines, §. 442. Theil 2. Tit= 1., wegen Aufgebots des Gesindes, wird aufgehoben..
18. 20. — die &amp;#. 47. bis inch 53. des Tit. 1 5. Theil 1., im Verbindung mit dem Gesetz vom
16ten Juni 1819. wegen Aufgebots und Amorisation verloren gegangener Staatspapiere, erhalten
für alle Theile der Monarchie volle Gesetzeskraff- 19. 161. Seq. — Einführung desselben in die ehe-
maligen Schwarzburg-Rudokstädtschen Aemter Heringen und Kelbra. 19.247. — der J. 247. Tik. 1 5S.
Theil 2., wegen Nichtanpflanzung hoher Bäumein der Nähe neu angelegter Windmühlen wird aufgeho-

ben. is. 250. — Einführung desselben in die mit den Preußischen Staaten vereinigten, zwischen den
altern Provinzen belegenen Distrikte undOrtschaften. 18. 45. — desgli in die mit der Provinz West-
preußen vereinigten Distrikte, Deklaration des 9. 12. des darüber sprechenden Patents vom 9ten Nevem-
ber 1810. 20. 62. — Anwendung der Vorschriften desselben, Th. 2. Tit. 20..12.bis 1 5., wegen der
von Preußischen Unterthanen und Ausländern im Aus= und Inlande begangenen Verbrechen, in sömmli-
chen Provinzen der Monarchie. 20. 129. — die K##. 475. und 483.— 487. Tit. 8. Th. 2. desselben
wegen der kaufmännischen Rechte sinden rücksichtlich der Gewerbesteuer auf alle Provinzen Anwendung,
wo örtliche Gesetze nichts bestimmen. 20. 1 48. 155. — desgl. die &amp;. 100.— 165. Tit. 6. Th. 2.,
wegen Bestimmung von Abgeordneten für die Vertheilung der Gewerbesteucr. 20. 152. 103. — der
20ste Titel 2ten Theils deffelben, von den Verbrechem und deren Strafen, findet als Singular-Reckt
für den ganzen Militairstand in allen Provinzen Anwendung. 20. 168. — Th. 2. Tit. 7. öter Abschn.
desselben, als subsidiarisches Recht rücksichtlich der guksherrlichen und bäuerlichen Berhältnisse in einigen.
neuen und wiederemvorbenen Landestheilen. 20. 169. — die Th. 2. Tit. 20. J. 9 1. bis 21 3. und 323.

bis 50 8. erhaltenen Strafgesetze bei Verbrechen und Vergehen gegem den Staat und dessen Oberhaupt,
so wic bei Dienstvergehen der Venvaltungebeamten, finden.in allen Provinzen. Anwendung, 21. 30. 150..
— 4ter Abschnitt, 17FenTitels, 1sten Theils desselben, wegen der Gemeinheitstheilungen wird aufgehoben.“
21. 53. — g9. J. Tit.-7. Th., 2. desselben wegen Theilnahme an der Gemein-Weide, wird erläutert..
21. 59. — bei den Strafbestimmungen der S#. 1 140. bis L1 44. des 20fsten Titels Th. 2. desselten,
fällt rücksichtlich der HolzdiebstählediekörperlicheZüchtigungfort. 21.-95-. — Aufbebung einiger Be-
stimmungen desselben rücksichtlich der Verleihung des Bergeigenthums auf Flätzen 21. 106.

Landschaft,ost= und westpreußische, s. Ost= und Westpreußem — kunmärksche, wird ausöeboben. M.
19. — des Großberzogehums Posen, Kredit-Ordnung für selbige: 21. 217. seq. — General-Dirck-
tion für selbige, ibidd. 223. — Provinzial-Direktionend selben. ibid. 227. — Deposttal-Ordnung.
für selbige. 21. 2539. — Rechnungswesen derselben. ibid. 202. 264.,

Landstreicher, s. Wagabundem
Landwehr, neue Formation und Eintheilung derselbem 20. S#. — Osffizier-Dienstpferde derfelben find

von der Vorspannleistung befreict. 20. 32.
Laudeminm, dessen.EntrichtungvonSeitendesKäufersländlicherBesitzeimCottbusserKreiseundden

vormald Kenigl. Söchsischen-Landestheilen: 19. 23. — dessen Ablösung in einigen andern neuen und
wiedererworbenen Landestbeilen. 20. 179. — deêgleichen von. Erbzins= oder Erbpachtsgrundstücken.
21. 80. 32.

Lauen-
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Lauenburg, Herzogkhum, auf demrechten Elbuser gelegen, tritt Hannober an Prcußen ab. 18. (An-

hang.) 17. — wird von lehkkerem an Dännemark abgetreten. ibid. 36. —lmitMusschluß des Amtes
Neuhauß, welches Prrußen an Hannover zurückgiebt. ibid. J6. und 58.

Lausitz, Ober= und Nieder-, Aufkebung der Erbuntertbänigkeir in selbigen. 19. 21. — Negulirung ber
gutsherrlichen und bauerlichen Verhaltnissein selbigen. 21. 110.

#ederzeugstücke, Unterltützung der auf einjährigeDienstzeit eintretenden Militaik-Frei illigen nñt selbigen.20. 59. — deren Lieferung an die Gendarmeric. 21. 13.

Lehen, In den jenseits der Elbe belegenen Provinzen, in wie weit die Fortdauer der agnatischen Erbfol-
gerechtein selbigen noch Katt finden kaun. 18. 17. — 20. 131. — in sämmtlichen Provinzen der
Monrrchie, successive Tilgung der aufselbigen lastenden Kriegsschulden aus den Jahren 1804. 18. 29.
— in wie weit bei selbihcnin der Auseinandersetzung der Gutsherren mit den VauernVerpfändungen.
und Verzuperungen staktsindenkönnen. 18. 43. — dem Staate heimgefollen, deren Vereiulgung mit
Domalnen. 19. 74. — Verhältnisse derselben bei Gemeinheitstheilungen. 21. 54. 71. — Sukzes-
sion der Mantelkinder in selbigen, in den vereinigten ehemals Sachsifschen Provinzen und Distrikten.
20. 204.

Lehndienste, deren Leistungin standesherrlichen Bezirken. 20. 91.
Lehrer, #sfentliche, welche verderbliche Grundsätze verbreiten, deren Enkfernung aus dem Amte. 10.

221. 235.

Lehrlinge, kaufmännische, deren Verhältnissein Verlin und Stettin. 20. 58.— 21. 211.
Leibeigenschaft, Aufhebung derselben. 20. 170.
Leihgeschäfte, Gewerbesteuer--Entrichtung für deren Betrieb. 20. 148. 158.
Leinweber, welche selbst gefertigte Leinwand im Herumtragen zum Verkaufe fellbicten, Gewerbesicne

Entrichkung von selbigen. 20. 162.
Licht, darf ohne Laterne aufSchiffen und Straßen nicht gebrannt werden. 21. 2.

Liecchienstein, Füärsienthum, Freizügigkeit mit demselben. 19. 76.
Lieferanten, sind der Gewerbesteuer untenworfen. 20. 146.
Lieferungen, von den wicdewereinigten Theilen des vormaligenGreßherzegthums Marschauin den Jah-

tren 150xr.und1812. geleistet, deren Vergutigung. 21. 99. — Krlegs-, im Herzogthume Sachsen
werden bis zum 5. Juni 1815. aus Staatskassen nicht vergütet. 21. 186. — aus dem Zeitrium ronf
1. März 1812. bis 1. Jan. 181 3., Präklusionstermin für deren Anmeldung. 20. 111. 112.

Lieferungsscheine, zur baaren Zahlung auögeloosete, Prällusivtermin für selbigc. 20. 04. — lennen
späterhin nur in Staatsschuldscheine umgeschrichen werden. ibid.

Liköre, aller Ark,, dürfen umherzichend nicht verkauft werden. 20. 453.
Lindau, Amt, zum Cichsfelde bisher gehsrig, kritt PrcußenanHannoverab. 18. (Anhang.) 5 S.

Lingen, Nieder-Grafschaft., Abtretung derselben an Hannover. 18. (Anhang.) 15.
Linz, Amt, wird von Nassan an Preußen abdetreten. 18. (Anhang.) 31.
Lippe-Detmold, Hürstenthum, Kartelkonvention mit selbigem. 18.2.— Durchmarsch= und Etav-

Fen-Konrenkion mit demselben. 19. 53—60.—Freizügigkeltmitdemselben.19.69.

zZippe Schaumbing, Fursienthum, s. Schaumburg Lippe.Lohmuhlen, s. Muhlenwerke.
Lohnfuhren, in wie weit sich selcher die Reisenden statt der Ertraposiführen bedienen können. 20. 71-

— Grwerbesteuer= Entrichtung für den Bekrieb mit selbigen. 20. 416. 150. 102.
Lokale, s. Gerichto= und Polizei-Lokale.
Loslassungögelder, persänliche und dinsliche, sind als Ausfluß der Erbunkerthämigkeit im Cottbusser

Kreise und in den vormals Königl. Sächsischen Landeckheilen ausgehoben. 19. 21.
Lumpensammler,, Gewerbesieucr#-Entrichtung ron selbigen. 20. 162.

Lüttich, Bissthum, von Frankreich abgetreten., wird mit den Nlederlanden vereinigt.18. 429.
Urein-
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Vuremburg, Großherzogthum, dessen Errichtung und Vereinigung mit den Nieberlanden. 1G. (An-
hang.) 25. —gehort zu den Staaten des deutschen Bundes. ibid. — Stadt, sooll in militairischer
Beziehung als Bundesfestung angesehen werden. ibd. 25. 131. — Konkurrenz Preußens bei militai-
rischer Besetzung und Unterhaltung der letztern. ibid. 131. seq

Lymers, Enllave, tritt Preußen an die Niederlande ab. 18. — 25. 125.

M.
Maaße, Bestimmungen für selbige bel Waarenversteuerungen. 18. 120. .
Maaß= und Gewichts-Ordnung, Modifikation der 9#. 28. und 29. derselben wegen Stenwlung der

von inländischen Glashütten verfertigten Flaschen. 21. 45.
Maaß= und Gewichtsvergehen, an den für selbige bestimmten Geldstrafen nehmen bie Denunziank

zurHulfte Theil. 20. 79.
Magazinmetze, eine im Herzogthume Sachsen bestehende Naturallieferung. 20. 137.
Magistrats-Subalternenstellen, in wie weit bei deren Besetzung Milltair-Invallden zu herücksicheigen

sind. 20. 79.
Mahlakzisekasse, der Kurmärkschen Landschaft, wird aufgehoben. 20. 19.
Mahlgroschen, oder dessen Surrogat, im Herzogkhum Sachsen, wird aufgehoben. 20. 436.
Mahlmöhlen, bewegliche, dürfen in Städten, wo die Mahlsteuer erhoben wird, nicht gehalten wer-

den. 20. 144.
Mahlsteuer-Abgaben und Akzise, deren Forterhebung und Kontrollirung. 19. 118.119.122. —Nicht-

erhebung derselben in den Distrikten, wo das Edilt vom 7. Sept. 181 1. gilt. 19. 119.— Quamit=
ten unter 10 4 sind davon befreiet. 19. 120. — Aufhebung der nach dem Edikt vom 8. Februar 1319.

erhobenen. 20. 1 36.— Entrichtung der erstern nach dem Gesetz vom 30. Mai 1820. 20. 133. 143.
seq. — Vencnnungder Städte,in welchen solche zu erheben sind. 20. 136.138.—deren Verwandlung
in eine Klassensteuer aus Antrag der durch jene besteuerten Städte. 20. 136. — wann solche auch
neben der Klossenstcucr von Bäckern, Schlächtern und Viktualienhändlern zu entrichten sind. 20. 14K.
—Strafen für Defraudationen derselben. 20. 146. 147.

Mahl wang, wegen der für dessen Aufhebung zu leistenden Entschädigung. 18. 178.
Maje a## des Souverains, Werbrechen gegen selbige, s. Verbrechen.
Majorennität, s. Großiährigkeit.
Makler, der Kaufmannschaft, sind gewerbesteuerpflichtig. 20. 148.
Malburg, Enklave, tritt Prcußen an die Niederlande ab. 18. (Anhang.) 25.
Malzschrook, dessen Besteucrung. 19. 99.
Mamtelkinder, (. Kinder.

Mamfaktur- Waaren des Auslandes, Joll= und Verbrauchs-Steuer-Erhebung von selbigen. 18. 66.
"sed. — 21. 165. "sc. — nicht ornig fabrizirte, gegenseitiger freier Verkehr mit selbigen an den
Grenzen der Niederlande. 18. (Anhang.) 95 — 98.

Marionettenspieler, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 162.
Markte, benachbarter Grenzorter, deren Besuch von inlandischen Professionisten. 18. 121. — inlan-

dische, deren Besuch von fremden Gewerbetreibenden. 18. 122.
Marktgroschen, dessen Entrichtung von Seiten des Käufers ländlicher Besitze im Cotrbusser Kreise und

den vormals Königl. Süchsischen Landestheilen. 19. 23.
Maschinen, in wie weit selbige der Gewerbesteuer besonders unterworfen sind. 20. 149.
Mastungen des Viches, Abschätzung derselben bei Gemeinheitstheilungen. 21. 67.
Materialwaaren, sollen nicht mehr umherziehend verkauft werden. 20. 153.
Maynz, Stadt und Gebiek, wird mit dem Großherzogthum. Hessen vercinigt, ausschließlich jedoch der

dortigen Fesiung, als deutschen Bundesfestung. 18. (Anhang.) 103. seq. — Central-Unlersuchungs-
Kommission daselbst, (. Central= 2c. d Mehl,
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Mehl, aus dem Inlande, Steuer-Entrichtung von selbsgem. 19. 120. 123. — aus dem Auslande

und an der Grenze schon versteuert, bedarf zur Einbringung in akzisepflichtige Städte eines Freischeins.
19. 120. S. auch Mahlsteuer.

Mecklenburg-Schwerin, Großherzegthum, Kartel-Korwention mit selbigew. 18. 30.
Mecklenburg-Strelitz, Großherzogthum, Kartel-Konvention mit selbigem. 18. 51. —. Trakcat

mit selbigem über die Abtretung eines auf dem linken Rheinufer gelegenen Gebiets. 18. (Anhang.) 111.
seq. — Vertrag mit selbigem über die Verzichtleistung darauf gegen eine Abfindung in baarem Gelde.
19. 154. seq. — desgl. über die Abtretung eines Stöck Forstlandes an dasselbe., Behufs des freien
Besiczes der von Förstenberg nach Strelitz führeuden Landstrasse. 19. 156. — Uebereinkunft mit sel-
bigem, wegen gegenseitiger Uebernahme der Vagabunden und Auögewiesenen. 19. 137.

Mennoniten, die von selbigen bisher entrichtete besondere Abgabe ist nicht aufgchoben. 20. 137.
Messen, ausländische, deren Besuch von inländischen Fabrikanten. 18. 121. — inländische, für den

Verkehr auf selbigen sollen besondere Mes-Ordnungen erscheinen. 18. 123. — Handelögericht und
Wechselrecht für selbige in der Stadt Naumburg. 19. 141. — derHandel der Ausländer auf selbigen
ist der Gewerbesicuer nicht unterwarfen. 20. 148.

Meßzgüter, transitirende, Vorschriften rücksichtlich derselben. 18. 129. — S. auch Transitogüter.
Michelausche Kreis, mit Westpreussen vercinigt, s. letzteres.
Milchhandel, Gewerbesteucr-Entrichtung von selbigem. 20. 148.
Militair, Theilnahme deiselben bei der Feuerpolizei. 18. 155. — simmtliches, für selbiges findet der

20fte Tit. 2ten Theils des Allg. Landrechts über Verbrechen und deren Strafen in allen Provinzen als
Eingular= Recht Anwendung. 20. 163. — garnisonirendes, die Verabreichung des Naturalquarticr
in Bürgerhäusern soll für selbiges künftighin aufhören. 20. 137.

Milirair-Beamte, mobile, behalten bei eintretender Mobilmachung der Armce ihr volles Gehalt. 18. 8.
Militair-Kreiwillige, auf cinjährige Dicustzeit eineretende, deren Unterstützung mit Woffen= und Ader-

zengstücken. 20. 59. — haben Anspruch auf freies Quartier, ibid. 60. — hölfsbedörftige, follen

vollständige Verpflegung erhalten, ibick. — zur Festungsstrafe verunheilte, denselben soll die Dauer
der letztern auf ihre Diensizeit nicht angerechnet werden. 20. 71.

Militair-Personen, höhere, mit Einschluß der Staabcoffiziere, sind zur Haltung der Allgemeinen Ge-
setzinnmlung und des Regicrungs-Amtsblatts verpflichtet. 19. 148. 150. —invalide, deren Beröck-
sccheigung bei Besetzung städtischer Postcn. 20. 79. — Bestrafung derselben für den zum dritten Mal
begangenen Diebstahl. 21. 183.

Militalroflichrige, dürfen ohne Erlaubniß nicht auswandem. 18. 176. — ausgetretene, sollen keinen
General-Pardon mehr erhalten. 18. 177.

Militairpflichtigkeit, von selbiger sind die Standesherren und die Mitg'iederihrerFamiliebefreict.20.84.
Milicair= Snchimg desertirte, Fangegeld für selbige. 19. 25.
Milirair-Straßen, Konventionen durch die deutsche Bundes-Akte rücksichtlich derselben, mit Hanno-

ver. I#. (Anhang.) 19. — mit Sochsen-Weimar. ibiil.-.56. — mit Kurhessen. ibid. 64.
mit Hessen-Darmstadt. ibiel. 110. — mit den Niederlanden. ibid. 137. — (Besondere

Durchmarsch= und Etapven-Konuventionen rücksichtlich derselben, . diese.)
Militalrwesen des deutschen Bundes, Einrichtung desselben. 20. 126.
Minderjährige, welche im Königreiche und im Hergogthume Sa sen Vermögen besitzen, Großührig-

keito-Erklärung dersekben. 21. 39.
Miniierial: Veraänderungen, wegen der darüber ergangenen Bestimmungen. 19. 2 — 4.
Mininer unn der geistiichen Angelegenheiten, dessen Ressort werden die Angelegenhciten der höchstengeisl-

lichen Würden zugetheilt. 19. J.
Ministerinm des Innern, Departements-Abtheilung zwischen den Staatsministern Freihberrn v. Hum-

boldt und v. Schuckmann in selbigem. 19, J. — mit demselden wird das zeitherige Polizel-Ministe-
rium
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ruch vereinigt, ibic. — dle Reuschateller Departemenks -, so wie die Thron-, Lehns= und Erbämter-
Angelegenheiten werden demselben zugekheilt. ibic. — demselben werden die General-Komnmssionen zur
Regulirung der gutsberrlichen und bäuerkichen Verhälenisse, zu Magdeburg und Mänster, umtergeord-
net. 20. 135. — deögl. die Gendarmerie rücksichrlich deren Wirksamkeit undDienltteistung. 21., 2.
—Bildung einer Kommisslonin selbigem für dasProvinzial= und K 21. 153.
— unter dessen Oberaufsicht steht das landschaftliche Krediesystem desGrogherzogtöns Posen. A.
224. 264.

Ministerium der Justiz, 1. Zustiz- Ministerium.
Ministerium des Königlichen Hauses, der Königlichen Familie, so wie für. Hos-Sachen und böhere Hof-

Chargen, dessen Errichtung. 19. J.
Ministerium, öffentliches, in den Rheinprooinzen, deren Beamte sind zurHaltung der Allgemeinen Ge-

setzsammlung und des Regierungs-Anitsblattes verpflichtet. 19. 149. 150.
Minorennen, (. Minderjhrige.
Mobiliar-Steuer, Französische und Bergische,in den westlichen Provinzen, deren Aufhebung. 20. 136.
Mühlen-Fabrikate, Konlumtions-Steuer-Entrichtung von selbigen. 19. 119. 122. — Auseboyg

derselben. 20. 136. S. auch Mahlsteuer.
Mühlenwerke, Entrichtung der Gewerbesteuer für den Betrieb mit selbigen. 20. 148. 149. 160. ve.

wunn eher selbige davon befreit sind. ibid. 149.
Müllergewerbe, kann mit dem Bäckergewerbe nur unter besonderer Erlaubniß vercint betrieben werden.

20. 146. — Gewerbesteuer-Entrichtung für selbiges. 20. 148. 100. seq.
Munster, Preußisch, Fürstenthum, Abtrekung eines Theils defselben an Hannover. 18. (Anhang.) 15.

Münzen, Gold“, Silber-, Scheide= und Kupfer-, inländische, Inhalt und Wertbbestimmung derrel-
ben. 21. 159. [deq. — fremde, dürfen in öffentlichen Kassen nicht mehr angenommen werden. 21.
134. — 14 Werkhvergleichung mit Preußischen Münzen. 21. 190. — falsche, Verhinung

deren Einbringung bei Waaren-Transporken. 18. 126.
Münz-Verfassung, neue, in den Prcußischen Staaten, Gesetz darüber vom 30. Sept. 1821. — 21.159.
M sikalien, deren Versendung mit der Post. 21. 216.
Musikanten, umherziehende, Gewerbeskeuer-Entrichtung von selbigen, 20. 162.

N.
Nachsteuer, deren Entrichtung von ausländischen Waaren in den westlichen Provinzen. 18. 143. 26.

— bei Erb-, Vermächtniß und Auswanderungoaf#llen, s. Abschoß= und Abfahrtögelder.
Nahrungssteuer, zeitherige, in den wieder= oder neuerworbenen Landesthrile#n, wird aufgehoben. 20. 437.
Nassau, Herzog-und Fürsienthum, Traktat mit selbigem über den Austausch einiger Landestheile. 18.

(Anhang.) 120—34.—Kartel-Konventionmitdemselben. 10. 87. — Ucebereinkunft mit selbigem,
wegen wechselscitiger Uebernahme der Vagabunden und Auogewiesenen. 19. 95. — Separat-Artikel

mit selbigem, vom 31. Mai 1515, wegen gegenseitiger Abtretung ciniger Landeskheile. 19. (Anhang.)
97. — Nazeß mit selbigem, vom . Dczbr. 1816. über die Ausgleichung der Schulden, der Pen-
sionen und der Staaksdienerschafts=Verhaltnissein den abgetretenen Landestheilen. 19. (Anhang.) 983. —

Abkommen mit selbigem, wegen VerhütungderForstfrevel in den gegenseitigen Grenzwaldungen. 21. 163.
Nassau-Oranien, Fürstenthum, dessen frühere souveraine Besitzungen in Deutschland werden von den

Niederlaunden an Preußen abgeireten. 19. (Anhang.) 26. — von letzterem theilweise wiederum an
Nassau. ibid. 31.

Natural-Leistungen, deren Ablösungen, (. letztere.
Netmal-Quarkier, Iletzteres.
Naumburg, Stadt, Hardelugericht und Wechselrecht, zur Beförderung des dasigen Meßhandels. 19. 141.
Nektogewicht, dessen Berechnung bei Waaren-Versteuerungen. 18. 120. — 21. 182. N

2 en-
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Neuengkeichen, A##t,vonKurhrssenundHefsen-RothenburganPreußenabgetreten.18.(Anhang.)

60. 65. — hberglebt letzteres anHannover. 18. (Anhang.) 53.
Neuenkirchen, Amt, thelbweise Abtretung deffelben von Prcußen an Nassan. 18. (Anhang.) 31. —

betzteres giebt selbiges on Prcußen zurück. 19. (Anhang.) 97. 99.
Neuerburg, Aa#t, wird von Nassau an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 34.
Neufahrwasser, bei Danzig, s. Danziger Hafen.
Neufchatel,, Provinz, behält ihre witherige Münzverfassung. 21. 162.

Neschateller Departement, dessen Angelegenheiten ressortiren uunmehr vom Ministerinm des In-nern. 19. 3.

Neuhaus, Amr, im Herzogthum bauenburg, krikt Preußen an Hannober ab. 18. (Anhang.) 38.
Neustädter Kreis, Aberetung desselben von Preußen an Sachsen-Weimar. 18. (Anhang.) 54.
Neu-Vorpommern, Provinz, Löhnung und Umzug der Schäfer und Schäferknechte in selbiger. 20. 109.

— Aufhebung des Indults in selblger. 20. 199. — Anwendung des Besteucrungs-Systems auf set
bige. 21. 193. — S. auch Pommern.

Neuwied, Stadt, wird von Nassaw.anPreußenabgekreten. 18. (Anhang.) 31.
Niederkunft, verheimlichee, Bestktigung der über selbige gefällten Straferkenotnisse. 21. 100.
Niederlagen für Waaren, (. Packhöfe.
Niederlaggeld, dessen Entrichtung am Klodnitz-Kanal zwischen Cosel und Gleiwitz. 20. 31.
Niederlande, Kénigreich der, Traktat mit selbigem über den Austausch einiger Landestheile. 18. (An-

bang) 22.— 30. — Vercinigung Belgiens mit selbigem. idid. 27.— 30. — Grenzverträge mitselbi-
tzem, vom 26tenJuni 1816. 18. (Anhang.) 77.— 95. — vem 7vten Oktober 1816. ibick.
113.— 128. — Konventien mit demselben wegen gegenffitiger abgabenfreien Ein= und Ausfuhr roher
Produker und nicht völlig verarbeiteter Manufakturwaaren. 18. (Anhang) 95.— 98. — Ergänzungs-
Traktat mit stlbigrm vom 8ten November 18106, wegen der von Frankreich abgetretenen und an dasselbe
grenzenden Distrikte, Unterhaltung einer Vertheidigungslinle in selbigen und Vereinigung über die Be-
Kzung der Festung Luremburg. 18. (Anhang.) 128. — 137. — Kartel-Konvention mit demselbem.
19. 13. —die in selbigem herauskammenden Zeitungen dürfen in die Preußischen Staaten nicht cin
und durchgeführt werden. 20. 8.

Niederrhein, Provinz, Zoll= und Verbrauchosteuer-Tarif für selbige. 18. 47. 87. sex — Auflösung
der in selbiger zeither bestandenen Gouvernemente-Miliz. 21. 2.

Rießbraucher, deren Verhältnisse bei Gemeinheitstheilungen. 21. 5 4. 55. 7 3.
Norwegen und Schweden, Königreich, (. Schweden.
Notarien, Haltung der Allgemeinen Gesetzsammlung und des Regicrungs-Amesblattes von selbigen. 19.

149. 150.

O.
Ober-Censur-Kollegium, dessen Errichtung. 19. 229.
Oberlandesgerichte, deres Kompetenz in der Gerichtsverwalmung der standesherrlichen Bezirke. 26.

84. 85. 89.
Oberprasidenten, denselben wird die Aufsicht uber die Censur aller im Lande herauskommenden Schriften

übertragen. 19. 228. — werden von den Kuratorien der Universitten entbunden. 19. 236. —sollen
darin die Regicrungs-Kommissarien unkerstützen. ibid.

Ober-Rechnungskammer, bleibt unter der unmittelbaren Aufsicht des Staakgkanzlers. 19. J.
Ober-Tribunal, Geheimes, bildet die dritte Instanz in gutsherrlichen und bäuerlichen Prozessen. 19.25##
Obligationen, alle kurmärksche landschaftliche, die daraus hervorgehenden Verpffichtungen übernimun

der Staat. 20. 19.
Obsthandel, Gewerbesteurr-Enerichtung von selbigem. 20. 148.

Oktroi-
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Oktroi-Gefälle, deren Erhebung und Fortdauer als Kommunikations-Abgaben. 18. ös, 143. — Mu-
nizipal-, für Brennmaterialien 2c. in den Provinzen Westphalen, Cleve-Berg und Niederrbeln, deren
einstwelllge Fortrrhebung. 19. 120. 121. — Aufhebung derselben. 20. 136.

Oehlmühlen, Gewerbestener-Entrichtung für den Betrieb mit selbigen. 20. 161.
Oekonomie-Kommissarien, deren Prüfung und Anstellung durch die General-Kommissionen. 21. 85.
Oesterreich, Kaiserthum, Kartel-Konvention mit demselben. 19. 61. — Handels= und Schlffahrte#

Vertrag mit selbigemin Beziehung auf die beiderseitigen ehemals zu Polen gehhrig - Provinzen. 19.213,
Offizianten, s. Staaktsdiener.
Offiziere, behalten bel eintretender Mobilmachung der Armec den vollen Betrag ihres Gehalts. 18. 8.

—Staabs-, Verpflichtung derselben zur Haltung der Allgemeinen Gefetzsamnulung und des Regierungs-
Amtöblatts. 19. 148. 150. — des stehenden Hecres, Bestimmungen über deren Beurlaubungen. 19.
215. — in wie weit selbige aus Natural-Quartier oder Servis und Rationen Amnspruch haben. 19.245.
246. — deren Dienstpferde sind von der Vorspannleistung befreiet. 20. 32. — von der Wittwenkasse
cxkludirte, deren Wiedcraufnahme in selbige. 20. 77. 165. 166. — des garnisonirenden Mllikairs
sollen künftig in den Bägerhäusern kein Natural-Quartier mehr erhalten. 20. 137. — deren Anstellung
und Verhältnisse bei der Gendarmeris. 20. 2. — einstweilige Verabreichung von Natural-Quartier an.
selbige bei Garnisons-Verändcrungen. 21. 135.

Offizier-Wittwenkasse, s. Wittwenkasse.
Oldenburg, Herzogthum, Kartel-Konvention mit selbigem. 19. A. — Durchmarsch= und Etappen-

Konvention mit demselben. 19. 125.
Oppenheim, Stadt auf dem linken Rheinuser, wird mit dem Großherzogehum Hessen vereinigt. 18.

(Anhang.) 48.
Orden und Ehrenzeichon, des eiser: n Kreuzes 2ter Klasse und des Russischen. St. Georgen Ster Klasse,

Verwirkung des Erbrechts auf selbige in einzelnen Fällen. 19. 216. — Bestrafung des unbefugten Tra=
gens derselben. 21. 21.

Orlnung. öffentliche, Pflichten der Gendarmenie rücksichtlich derselben. 21. 5. 16.Ostfriesland, Fürstenthum, einschließlich des Harlinger Landes, Abtretung desselben an Hannover. 18.
(Anhang.) 14.

Ostpreußen, Provinz, Absnderungenin dem für selbige bestehendenlandschaftlichen
ment. 19. 77. — Indult-Verlängerung für deren Pfandbriefe. 21. 2413. ——Abwogungder ins-
rückstände von selbigen. 21. 213.

P.
Mbstliche Bulle, s. letztere.
Pachter, deren Verhältnisse bei Gemeinheitsthellungen. 21. 55. 73. — desgleichen bel Dienst= 26. ###

losungen von Erbzins= und Erbpachtsgrundstäcken. ibid. 30. 83. ¾!lJ
Packhöfe, deren Errichtung und Bestimmung. 18. 116. — Riechte des Staats rücksichtlich derselben.

ibid. 117. — Ertheilung von besondern Reglements für selbige. 18. 118.
Papiere, verfälschte oder anrichtige, bei Ein= oder Ausführung von Waaren, Strafoerfahren rücksschs-

lich derselben. 18. 136. —deegleichen bei Besteuerung der Brauerelen und Brennereien. 19. 115.
— öffentliche geldwerthe, Konftskatien derselben wegen nicht berichtigter Vermögenssteuer von splbigen.
20. 44. „

„s. Muhlenwerke.
Generalpardon.

„s. Reisende.

„Verfahren gegen selbige rücksschtlich der2.Steusrohgahe . 128. — sewöhrliche,Ausgange keiner Reolsion unterworfen. 18.429.
Mste

W—WNT- gle.
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Mässe, deren Ertheilung an Schiffer und Handelkreibende, im gegenseitigen Verkehr mit Polnischen Un-

terthanen. 19. 188. — desgleichen mit österreichischen Unterthanen aus den ehemals zu Polen gehs-
rigen Provinzen. 19. 214. — wann eher selbige die Gewerbescheine vertreten. 20. 150. 164. — der
Reisenden, deren Prüfung durch die Gendarmerie. 21. 5. — für Seereisende. 21. 27.

, deren Ausstellung für laländische akzisepflicheige Waaren. 19. 120.
in den wieder oder neu erworbenen Landestheilen, wird aufgehoben. 20. 137.
, deren Entrichtung. 20. 89. — Dienste, deren Leistung. 20. 91.

„ Fübrung von Kriminaluntersuchungen und Abfassung der Erkenntnisse ##ster Ja-
18. 19.

f, deren Leistung gehört zu den vorzäglichen Obliegenheiten der Gendarmerie. 21.
stanz durch

5. 16. 17.
Peene, bei Pinnow, Fährgeldkariffür das Uebersetzen #ber selbige. 21. 109.
Pensionairs, verstorbeue, Gnadenbewllligungen für deren Hinterbliebene. 20. 45.
Pensionen, der Mitglieder der ehemaligen Dom= und freien Reichsstifter und des deutschen Ordens,

Bestimmungen darüber in der deutschen Bundesakte. 18. (Anhang.) 152. —deren Uebernahme vück-
sichtlich der vom Königreiche Sachsen abgetretenen Landestheile. 19. (Anhang.) 23. — desgleichen
Abkommen darüber mit Nassau. ibid. 98. — deren Jahlung aus der Offizier-Wittwenkasse an Witt-
wen schon verstorbener cxkludirter Interessenten. 20. 77. 165. 166. — Auseinandersetzung mit den
Stondesherren rücksichtlich derselben. 20. 99.

Peräguations-Angelegenheiten im Herzegthume Sachsen, s. letzteres.
Personensteuer, zeitherige, nach dem Edikt vom 7. Sept. 1311., deren Aufhebung. 20. 136. — im

Herzogthume Sachsen, wird aufgehoben. ibid. — Französische und Bergische in den westlichen Pro-
vinzen desgleichen ibil. — in der Klassensteuer mit begriffen, deren Erhebung. 20. 141. — or-
dentliche, von selbiger sind die Standesherren und die Mitglieder ihrer Familie befreict. 20. 84.

Peter, St., Kapitel, im Flecken Nörten, tritt Preußen an Hannover ab. 18. (Anhang.) 16.
Pfandbriefe, Ost= und wesipreußische, Indulkverlängerung für selbige. 21. 213. —. Abtragung der

Zinsrückstände von selbigen. ibidd. — Ausfertigung derselben im Großherzogkhum Posen. 21. 219.
245. —Zinszahlung von selbigen. ibid. 248. seq. — Tilgung derselben durch Verloosung. ibid.
256. 265.

Mandrecht, nutzbares, gerichtliche Bestätigung der Verträge über selbiges. 21. 43. — Bchufs der
Eintragung in die Hppothekenbücher bedarf es deren Verlautbarung nicht. ibid. 44.

Mfarrer, in den Rheinprovinzen, Verabfolgung des Regierungs-Ameöblatrs an selbige. 19. 150.
Pfefferküchler, Gewerbesteucr-Entrichtung von selbigen. 20. 149. 159.
Perde, deren Anschaffung für die Gendarmerie. 21. 13. — L auch Dienstpferde.
Pferdeverleiher. Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 148. 150. 12.
Plaster, sollen in Staatskassen nicht mehr angenommen werden. 21. 29.
Plaggenhieb „Theilnehmungsrechte daran bei Gemeine-Aufhebungen. 21. 60.
Platzgelder, s. Klodnitz-Kanal.
plesse, Herrschaft, von Kurbessen und Hessen- Rothenburg an Preußen abgedreten. 18. (Anhang.) 60.

65. — übergiebt letzteres an Hannover. 18. (Anhang.) 58.
Plombiren, Anwendung desselben bei Waarenverschlüssen. 18. 112. — Gebühren-Entrichtung für

selbiges. 18.85. 100. — 21. 181

Polen, Königreich, Handels= und Schiffahrtsvertrag mit selbigem. 19. 166. seq. — Konvenkion mie
selbigem in Betreff gegenseitiger Fordcrungen und der damit verwandten Angelegenheiten. 19. 197.

Polirmühlen, s. Mühlenwerke.
Polizeibcamte, Mitwirkung derselben gegen Zoll= und Steuer-Defraudationen. 18. 411. — sollen

bei deren Entdeckung an den Strafgeldern und Konfiskaten Theil nehmen. 20. 1.
Voli-
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#oheeibehörden, in Umiversstätestädten, deren Konkurrenz in Ausübung der akademischen Disziplin.
19. 234. Seq. — 238. ecq. — standesherrliche, deren Verhältnisse. 20. 94. — denselben ist dle
Gendarmerie rücksichtlich deren Wirksamkeit und Dienstleistung untergeordnet. 21. 2. 4. 7. 9. — Ver-
hältnisse derselben zu den Militairvorgesetzten der Gendarmerie. 21. 8.

Polizeilokale, für besonders angeordnete Polizeibehörden in den Städten, Beibehaltung derfselben.

Polizeiministerium, wird mit dem Ministerium des Innern vereinigf. 19. 3.
Molizei-OrdnungfürdenHafenunddie Binnengewässer von Danzig. 21. 2 1. sed.
Polizeioerwaltung, Verhältnisse der Standesherren rücksichtlich derselben. 20. 87. 93.
Polizei-Derwaltungskosien, in den Städten, wo besonders angcorducte Poligcibchörde# bestehen, zu

selbigen hören die Beiträge der Stadtgemeinenduf.20.137.
Pommern, Provinz, Joll= und Verbrauchs-Steuerkarif für dieselbe. 18. 67. 70.
Pommern, Schwedisch, Herzogthum, wird von Dännemark an Preußen abgetreten. 18. (Anbang.)

J6. — Traktat mit Schweden und Norwegen über die Ausführung dieser Abtretung, in Gefolge des
Kieler Traktats. iL#dl. 39 — 46. — Siehe feruer Neu-Vorpommern. «

Posen, Großherzogthum, Wiederherstellung dee Hppothekenwesens in selbigem. 18. 20. — Joll= und
Verbrauchs-Steucrtarif für dasselbe. 18. 67. 70. — Untersuchung der Steuerkontraventionen in sel-
bigem von den kompetenten Gerichtsbehörden. 18. 138. — Auflésung des Indults in seldigem. 18.
161. seq. — Rechte und Pflichten der bäuerlichen Wirthe in selbigem. 19. 183. — Löhnung und
Ungug der Schäfer und Schäferknechte in selbigem. 20. 109. — Aufhebung der frühern Schlachtsteuer
in selbigem. 20. 136. — Vergütigung für die voneinzelnen Theilen desselben in den Jahren 1804. und
1812. geleisteten Lieferungen. 21. 99. —landschaftliche Krrditordnung für selbiges. 21. 217. seq.

Postdefraudalionen, Pflichten der Gendarmerie rücksichtlich derselben. 21. ö.
Posten, zu deren Deckung und Veg'rikung ist die Gendarmerie verpflichter. 21.#6.
Postgüter, Revision derselben rücksichtlich des Steuerinteresses. 18. 128.
Postporro, dessen Erhebung für Versendung von Zeitungen, Journalen und andern Druckschriften.

21. 215.

Vostreisende, steucramtliches Verfahren gegen selbige rücksichtlich des bei sich führenden Gepäcks. 18.128.
Prämien, deren Bewilligung für die Gendarmerie. 21. 15.
Präkinsionstermin, für unverzinsliche Anwelsungen auf die Vermögens= und Einkommenskeuer. 20.

72. — für Anmeldung und Liquidirung der Kriegslieferungen und Leistungen vom 1. März 1812.
bis 1. Jan. 1813. 20. 111. 112. —für die rücksschtlich der letztern ausgestellten Kompensations-
Anerkenntnissc. ibic —für die zur baaren Zahlung ausgelooseten Lieferungsscheinc. 20. 64. — für
die Entrichtung der Vermögenslieuer von öffentlichen geldwerthen Papieren. 20. 44. — für die Wie-
deraufnahme erkludirter Pensionemieglieder in die Offizier-Wittwenkasse. 20. 78. — für die gestem-
Felten Tresorscheine. 20.72. — für die noch nicht befriedigten Interessenfen an der Kriegsanleihe vom
Jahre 1745. 20. 197. — für die Jurückzahlung der in den Jahren 1813. und 1814. im ehemaligen
Militairgouvernement zwischen der Oder und Weichsel ausgeschriebenen Zwangsanleihe. 20. 203.
— für die Realistrung der noch nicht ausgelooseten Staatsschulden=Zinsscheine.21.33.—fürdie
Vergbtigung der in den vormals zum Großherzogthum Warschau gehörigen Landestheilen in den Jah-
vren 1804.geleisietenLieserungen. 21.99. — für Ammeldung vergütigungssähiger Forderungen für
Kriegoleiskungen im Herzogthum Sachsen. 21. 186. — für Einrichtung des Hypothekenwesens in
letzerrem und in der Stadt und dem Gebiete Erfurk. 21. 189.

Präsidenten, ÖOber-, s. Oberräsidemen.
Pretgesetz, Vestluß der deurschen Bundesversammlung röcksschtlich desselben und dessen Ausführung.

19. 222. 225. 8.J "“

Preußen, Previnz, Joll= und Verbraucho-Steuerrarif für selbige. 16. 67. 70.
Pre-
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PMrodukte, rohße, hegenseitiger freier Verkehr mit selbigen an den Grenzen der Niederlande. 18. (An-

hang.) 95. — 98.

Provinzen, jenseits der Elbe gelegene, — Verordnung über die Lehen und Fidelkommisse in selbigen.
18. 17. — wieder vereinigte und neue, — Anwendung des §F. 19. der Kriminalordnung auf die Un-
tergerichte in selbigen rücksichtlich der Führung von Kriminal-Untersuchungen und Fällung der Erkennt-
nisse 1 ster Instanz in selbigen. 18. 19. — Einführung des Allgemelnen Landrechts, der Allgemeinen
Gerichtsordnung und des Hypothekemwesens, in die zwischen den ältern Provinzen belegenen und damit
vereinigten Distrikte und Ortschaften. 18. 45. seq. —Verordnung über die rechtiiche Eigenschaft und

. Verzerlichkelt der Domainen In selbigen. 19. 73. — ehemals Königl. Sächsische, Aufbebung der
Unterkhänigkeit in selbigen. 19. 21. — Errichtung von Untergerichten in denselben. 20. 65. geg.
—Sukzession der Mantelkinder im Lehn, in selbigen. 20. 201. — sämmtliche, Handelsverkehr un-
ter einandrr. 18. 130. 143. scal. — 19.121. — wo die Preuß. Gesetzbücher noch keine Gesetzes-
kraft haben, Einführung der Vorschristen des Allg. 2. R. und der Krim. Ord. wegen der von Preu-
flschen Unterthanen und Ausländern im Aus= und Inlande begangenen Verbrechen, in selbige. 20.
129. —wieder= und neu erworbene, Aufhebung der in selbigen erhobenen ältern Steuern. 20. 136.
437. — vormals zum Königreich Westphalen, zum Großherzogthum Berg oder zu den Französssch-
Hansentischen Departements gehörlg, Gesetz über die gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse in
selbigen. 20. 109. d„ed. —dasselbe findet auch auf die von Hannover abgetretenen Distrikte Anwen-
dung. 20. 1341. —S. auch Rheinprovinzen.

Provinzial-Schuldenwesen, (. letzteres.
Prozesse, in gutsherrlichen und bauerlichen Verhaltnissen. 19. 251. — 20. 187. seq. — Aufbebung

der Suspension derselben. 20. 183. — im Königreiche und dem Herzogkhum Sachsen anhängig, deren
Abgabe und Fortsetzung. 19. (Anhang.) 8. 39. — der deutschen Bundesglieder, Leitung und Entschei-
dung derselben durch Austrägal-Gerichte. 18. (Anhang.) 150.— 20. 120. veq. — in Provinzlal=
und Kommunal-Schuldensachen. 20. 204. — in Gemeinheits-Theilungs= und Ablösungssachen.
21. 84. segq.

#upillen-Gelder, deren Verwendung zum Ankaufe von Staatoschuldscheinen. 21. 46.

O.
Quarantaine, Vorschriften für selbige in der Danziger Hasen-Polizei-Ordnung. 21, 22. 23.
Quartier, Natural-, Perabreichuns desselben an Offizierc, welche in ienst-Angelegenheiten reisen. 19.

245. — de%gl. an die auf einjährige Dienstzeit eintretenden Militair-Freiwillige. 200. 60. — sell
für das garnisonireude Militalr in den Bürgerhäusern innerhalb einer bestimmten Frist aufhören. A#. 137.
auf selbiges hat die Gendaermerie keinen Anspruch. 21. 4. — einstweilige Verabreichung desselben an
Osfiziere bei Garnisons-Veränderungen. 21. 185. — S. auch Einquarticrung.

Quatemberstener, zeitherige, im Herzogthume Sachsen. 20. 137.
Quittungen, deren Ausstellung bei Waaren-Transporten. 18. 125. — deégl. über die Entrichtung

des Jolls und der Verbrauchssieuer. 18.1206. —deren Verfälschung wird bestraft. 18.136.— 19. 113.

R.
Räehe und Rathsanditoren, Haltuns der Gesetzsammlung und dee Regierungs-Amtsblattes von selbigen.

19. 149. 150.
Rationen, deren Verabreichung für die Pferde beurlaubter Offiziere. 19. 26.
Rechnungs-Kammer, (. Ober-Rechnungs-Kammer.
Rechtspslege auf Universitäten, s. Gerichtsbarkcit. «
Rechtssachen, in dem Konigreiche und Herzogthume Sachsen anhängig, deren Abgabe und Fortsetzung.

19. (Anhang.) 3. 39. — 21. 39.
Rechts-
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Rechts-Sereitigkeiten, s. Prozeffe.
Reckeberg, Amt, wird von Hannover an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 17.
Redaktoren von Druckschriften, deren Verpllichtungen. 19. 227. 230. seq.
Referendarien, Haltung der Gesetzsammlung und des Reg.-Amtsblattes von selbigen. 19. 149. 150.
Regierungen, haben die Befugniß, zu Auswanderungen die Erlaubniß zu ertheilen. 18. 176. — Straf-

recht derselben in Steuer-Kontraventionssachen. 18. 138. — 19. 116. — ertheilen die Gewerbescheine
für Gewerbe, welche umherziehend betrieben werden. 20. 150. — Ressort-Verhältnig derselben zur
Haupt-Verwaltung der Staatsschulden. 21. 52. —entscheiden in erster Instanz über Streitigkeice#n
bei dem Provinzial= und Kommunal-Schuldenwesen. 21. 153.

Regierungs-Bevollmächtigte, deren Anstellung bei den Universitäten. 19. 220. — Instruktion für
selbige. 19. 233. — Fungiren zugleich als Kuratoren der Universitäten in Stelle der Oberpräsfdenten.
19. 236. — Befugnisse derselben bei unerlaubten Verbindungen der Studierenden. 21. 107.

Reichsadel, ehemaliger unmittelbarer, jetzige Verhältnisse desselben. 18. (Anhang.) 150 — 152.—
20. 127. — in der Preußischen Monarchie. 20. 81. seq

Reichsstände, ehemalige unmittelbare deutsche, erhalten einen gleichfzrmig bleibenden Recheszustand in
allen deutschen Bundesstaaten. 18. (Anhang.) 150. veq. — 20. 127. — Regullrung deren Ver-
hältnisse in der Preußischen Monarchie. 20. 81. seq.

Reifferscheid, Kanton, auf dem linken Rheinufer, eventuelle Abtretung desselben von Preußen an Meck-
lenburg-Strelitz. 18. (Anhang.) 112. — Abfindung des letztern dafür durch eine Geld-Entschädigung.
19. 154 seq.

Reisende, steueramtliches Verfahren gegen selbige, rucksichtlich des bei sich fuhrenden Gepacks. 18. 128.
129. — dürfen den Steuerbeamten keine Geschenke geben oder anbieten. 18. 130. — in wie weit
sich solche der Lohnfuhren statt der Erxtrapostfuhren bedienen können. 20. 71. — zur Sec, dürfen
Schiffer ohne Pässe nicht aufnehmen. 21. 27.

Reisepässe, s. Pässe.
Rektoren an Universitäten, deren Verhältnisse und Obliegenheiten. 19. 239. seJq.
Rekurs-Verfahren bei Steucr-Defraudationen und Kontraventionen, s. diese.— in Prozessen über

gutsherrliche und bäuerliche Verhältnisse. 20. 185. 189. Seq — desgl. über Gemeinheitsthellungen
und Ablösungen. 21. 87. — in Strafsachen der Berliner und Stettiner Kaufinannschaft. 20. 59.—
21. 212.

Relegation, Verhängung und Ausführung derselben gegen Studierende. 19. 222. 234. 242.
Remunerationen, deren Bewilligung für die Gendarmeric. 21. 15.
Restaurarionen, (. Speisewirthschaften.
Reuß-Plauen, Gesammthaus, Fürsienthum, Kartel-Konvention mit selbigem. 18. 1754. — jün-

gerer Linie, Freizügigkeit mit demselben. 19. 71. — wegen gegenseitiger Uebernahme der Vagabun-=
den und Ausgewiesenen. 21. 41. — Alterer Ainie, Freizügigkeit mit demselben. 19. 72. — gegen-
seitige Uebernahme der Vagabunden und Ausgewiesenen. 21. 108.

Neversalien de observando reciproco, deren Ausstellung bei Auslieserung von Verbrechern, und Gül-
tigkeit der deshalb bestehenden Vorschriften in sämmtlichen Provinzen der Monarchie. 20. 129. 130.

Revisions= und Kassationshöfe für die Rheinprovinzen, zu Koblenz und Düsseldorf, werden aufgelöst,
und in deren Stelle einer zu Berlin errichtet. 19. 102. seq.

Rhederei, Gewerbesteuer-Entrichtung für deren Betrieb. 20. 148. 162.
Rhein-Oktroi-Gefaälle, deren Erhebung als Kommunikations-Abgaben. 18. 68.
Rheinprovinzen, Führung der Untersuchungen in S#t Koneraventions-Sachen von den dortigen kom-

petenten Gerichtsbehörden. 18. 1383. — Einführung der Gesetzsammlung und der Regierungs-Amts-
bläcter in selbige. 19. 148. veq. — die Revisions= und Kassationshöfe für selbige zu Koblenz und
Düsseldorf werden aufgelöst, und in deren Stelle eincr zu Berlin errichtet. 19. 162. seg. — Vorbe-

e rei-
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reitungen zur Einricheung der Gerichtsverfassung und dec gerichklichen Verfahrens in selbigen. 19. 163.
seq. — die Appellationshöfe fär selbige zu Dösseldorf, Cöln und Trier werden aufgehoben, und in
deren Stelle ein Appellations-Gerichtähef zu Cöln errichtrt. 19. 209. — Verfahren in selbigen, we-
gen der von Preußischen Unterthanen und Ausländern im Auc= und Inlande begangenen Verbrechen.
20. 129. — Auff#ebung einiger ältern, in selbigen erhobenen Steuern und Abgaben. 20. 136. 137.
— Abtragung der Bergwerkesteuern in selbigen. 20. 1607. — Entrichtung der Weinsteuer in selbigen.
20. 193. — Scrafeerfahren in selbigen bei Verbrechen und Vergehungen gegen den Staat und dessen
Oberhaupt, so wie bei Diensivergehen der Verwaltungs-Beamten. 21. 30. — desgl. gegen Mitschul-
dige an letzteren. 21.188. — Kompetenz der Fricdensgerichte in selbigen. 21. 101. — S. auch
Provoinzen.

Rütterschaft, in den vom Königreiche Sachsen abgetretenen Landestheilen, deren Prästationen. 19. (An-
hang.) 5. — Kassen derselben. ibid. 23. «

Roßmuhlen, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 149. 161.
Rudolstadt-Schwargburg, Fürstenthum, s. Schwarzburg-Rudolstadt.
ügen, Insel, Fürstenthum, wird von Dännemark an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 36. —
Traltat mit Schweden und Norwegen über die Ausführung dieser Abtretung in Gefolge des Kieler Trak-
kate. ibid. 30 — 46. — Léhnung und Umzug der Schefer und Schsferknechte in selbigem. 20. 109.

Runkel, Amt, der vormals Bergische Anthell desselben wird von Preußen an Nassau abgetreten. 18.
(Anhang.) 31. "

Rußland, Kaiserthum, Grenzvertrag mit selbigem vom #Se#“ 1817. — 18. 9. — Handels= und
Schiffahrts-Vertrag mit demselben in Beziehung auf die Pelnischen Pro#inzen. 19. 166. geq. —
Konvemtion mit demselben in Betress der Forderungen zwischen Prcussen und dem Königreiche Polen, und
der dar.it verwandten Angelegenheiten. 19. 197.

S.
Saar-Departement, ebemaliges, theilweise Abtretung desselben von Oesterreich an Preußen und Ent=

schadigung für Mecklenburg-Strelitz, rücksichtlich desselben. 18. (Anhang.) 111. seq.
Sachsen, Königreich, wegen Auelegung des in der frähern Freizügigkeits-Uebercinkunft mit selbigem

vorkommenden Auedrucks: „anängige Fälle.“ 19. 136. — über die Vollziehung des Wiener
Friedenstraktats vom 13. Mai 1815. Hauptkenvention mit selbigem vom 28. Aug. 1819. — 19.
(Anbaug.) 1 — 38. — Konvention über die Abgabe und Forrsetzung der anhängigen Rechtssachen
vom 20. Febr. 16. ibid. 39. — deögleichen vom 23. Jul. 17. über die Peräquations-#leferungs-,
Aequivalenkgelder und Centralsicuer= Angelegenheiten. ibidd. 69. —desgleichen vom 25. Nov. 1815.
wegen der Süächsfschen Kassenbillets. ibid. 76. — desgleichen vom 27. Juli 1817. wegen Auseinan-
derse bung der Stiftungen. ibid. 93. — Uebereinkunft mit selbigem wegen gegenseitiger Uebernahme
der Vagabunden und Ausgewiesenen. 20. 40. — Grenzregulirung mit selbigem. 19. (Anhang.)
1 — 5. — Grenzverkey mit selbigem. ibidl. 6. — Uebereinkunft mit selbigem wegen der Großiäh-

rigkeitg-Erkiörungen oer Mi derjüährigen, welche dort und im Herzogthume Sochsen Vermögen
besitzen. 21. 30.

Sachsen, Herzegehum, Joll= und Verbrauchssteuer-Tarif für selbiges. 18. 67. 70. sed. — Aushe=
dung der Erbunterthänigleit in den vormals Königl. Sächsischen Landeskheilen desselben. 19. 21.
— Errichtung von Untergerichten in letzteren. 20. 65. seq. — Regulirung des Persquations= und
Centralstenerkasen-Sthulden esens in selbigem. 19. (Anhang.) 69. — 21. 185. — Ethrichtung
des Hyrcthetenwesens in selbigem. 20. 101. scq. — 21. 189. — Aufhebung der zeitherigen Gene-
ral= und Lundalzise, Fleischsieucr, des Mahlgroschens und der Personen= und Karaktersleuer in selbi-
gem. 210. 136. — Crleichterung desselben beim Abgabenwesen. 20. 137. Aufbebung des Unter-
schiercc zwischen der Wolle von den Schaafen der Adlichen und Nichtadlichen in selbigem. 21. 1.—

Auf-
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Aufkösung der früher in selbigem bestandenen Gendarmeric. 21. 2. — Erotjährigkeits-Erklrungen
der Minderjährigen, welche in selbigem und dem Königreiche Sachsen Vermögen besitzen. 2i. 39.

Sachsen-Gotha und Altenburg, Herzogthum, Kartelkonventien mit selbigem. 18. 160. — Ueber-
einkunft mit demselben wegen Aufhebung der gegenseitigen Kostenvergätigung in Kriminal-Unter-
suchungösachen. 19. 1.33.

Sachsen-Hildburghausen, Herzogthum, Kartelkonvention mit selbigem. 18. 154.
Sachsen-Koburg-Saalfeld, Herzogthum, Kartelkonvention mit selbigem. 18. 198.
Sachsen-Meiningen, Herzogthum, Kartelkonventien mit selbigem. 18. 170. — Freizügigkeit

demselben. 19. 20.
Sachsen-Weimar und Eisenach, Großberzogthum, Kartellenvention mit selbigem. 18. 169. —

Traktate mit selbigem wegen Abtretung benachbarter Oistrikre und einco Theilc dec Fürstenthums Furtda
an dasselbe. 18. (Aunhang.) 50 bis 57. — Stipulatienen mit Kurhessen rücksichtlich des letztern.
ibid. 00. seq. — Abkommen mit selbigem wegen bloßer rstattung der baaren Ausl.gen in unvern
genden Untersuchungssachen. 19. 79#.

Salz, Verkehr mit selbigem. 18.06.— 21.175.—überseeisches, Ein-und Durchfuhr desselben nach Polen.
19. 183. —freie Durchfuhr desselben rücksichtlich der Schwanzburg-Sondershausenschen Enklaven. 20.
A. — Verkauf desselben in den Koniglichen Niederlagen und Faktoreien zu gleichem Preise. 20. 27.
— Bestrafung des Kontrebandirens mit selbigem. 18. 132. — 20. 23.

Salzwerke fKreuznacher, auf dem linken Ufer der Nahe, werden mit dem Großherzogthum Hessen ver-
einigt. 18. (Anhang.) A8. 102. 10 . sel.

Sardi ien, Königreich, Traktat mit selbigem über dessen Anerkennung innerhalb der Grenzen von 1792.,
Vereinigung der Genuesischen Staaten mit demselben, und Abtretung eines Theils von Savopen an
den Genfer Kanton. 18. (Anbang.) 1— 13. — Konvention mit demselben wegen gegenseitiger Auf-
hebung des Abschosses und Abfahrtsgeldes. 20. 73.

Savoyen, Provinz, Abtretung eines Theils desselhen von Seiten Sardiniens an den Genfer Kanton.
18. (Anhang.) 1. 4. 10.

Schadeck, Herrschaft, tritt Preußen an Nassau ab. 18. (Anhang.) 31.
Schäfer und Schäferknechte, L6hnung und Umzug derselben. 20. 100. —dürfen weder Vorwieh halten,

noch Schaafe und Schöfereigeräthschaften bei ihrem Abzuge mitnehmen. 20. 109. 110. — Herrschaf-
ten, welche letzteres gestatten, sollen in Geldstrase genommen werden. 20. 111.

Schänkwirthe, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 149. 151. 139.
Schaumburg, Grafschaft, Entschädigung Hannovers für den von Kurbessen ni

derselben von Seiten Preußens. 18. (Anhang.) 57. scq.
Schaumburg-Lippe, Füörsteuthum, Kartellenvention mit selbigem. 18 42. — Freizögigkeit mit

demselben. 19. 32.
Scheidemünze, s. Münzen.
Schießpulver, auf Schiffen verladen, Sicherheitsmaaßregeln rücksichtlich desselben. 21. 25.
Sffahrsgelder, Regulativ und Tarif für deren Entrichtung am Klodnitz-Kanal von Cosel bis

Gleiwitz. 20. 29.
Schiffahrts-Vertrag, mit Rußland, in Beziehung auf die Pelnischen Provinzen. 19. 166. s%cd-

— mit Drsterreich, in Bezug auf die beiderscitigen, ehemals zu Polen gehorigen Provinzen. 19. 24).
Schiffbauplatz, am. lodnitz-Kanal, s. letzteren.
Schi Torucke uber die Weichsel bei Kurzebrak, Zolitarif für selbige. 19. 215.
Schiffer, deren Rechte und Berpflichtungen inm Haudelsverkehr mit Pelen. 10. 167. "ed. — Paßerthei-

lung an selbige ibid. 188. — im Verkehr mit den Oesterreichischen, vermals zu Polen gehörigen Pro-
rinzen. 19. 213. — Pas: und Fertifikat-Ertheilung an selbige. ibiel. 211. — Gewerbesteuer-Ent-

e 2 richtung
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nchtung von selbigen. 20. 146. 162. — in wie weit selbige davon befreiet find. ibid. 150. —Ver-
halten derselben auf der Rhede und im Hafen von Danzig. 21. 21. sed.

Schiffsgefäße, deren Kaffen (Spitzen) sollen nur 8 Fuß Höhe haben. 21. 157.
Schiffsgüter, derer Verzollung und Versteuerung. 18. 107. 10s. 12 1. 122.
Schlächter, wann solche neben der Mahl= und Schlachtsteuer auch die Klassensteuer zu entrichten haben.

20. 145. — Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 151. 159.
Schlachtsteuer, deren Entrichtung nach dem Gesetz vom 20sten Mai 1820. 20. 133.143. seq. — Be-

nennung der Städte, in welchen solche zu erheben ist. 20. 136. 138. —kann auf den Antrag der letz-
tern in eine Klassensteuer verwandelt werden. 20. 136. — wann solche von Bäckern, Schlächtern und
Viktualienhändlern auch neben der Klassensteuer zu entrichten ist. 20. 145. — Strafen für Defrauda=
tionen derselben. 20. 146. 147. — zeitherige im Großherzogthume Posen und in einem Theile des Mo-
rienwerderschen Regierungsbezirks, deren Aufhebung. 20. 136. «

Sdzåachwieh Akzise--Entrichtung fur selbige im Inlande. 19. 119. 122. — Aufhebung berselben.
20. 136.

Schlafstellen, deren Vermiethung ist der Gewerbesteuer nicht unterworfen. 20. 149.
Schle#chhandel, Strafen für selbigen. 18. 132. — zur Entdeckung und Verhütung desselben wird die

Grenzgendarmerie errichtet. 21.9. #

Schleifmühlen, s. Möhlenwerke.
Schlesien, Provinz, Joll= und Verbrauchssteuer-Tarif für selbige. 18. 67. 0. sed.
Schleusengeld, Herabsetzung desselben bei kleinen Fahrzeugen und Seebooten. 21. 188. — am Klod-

nitz-Kanal. 20. 29.
Schleyden, Kanton, auf dem linken Rheinufer, eventuelle Abtretung desselben von Preußen an Mek-

lenburg-Strelitz. 18. (Anhang.) 112. — Abfindung des letztern dafür durch eine Geldentschädigung.
19. 154. SE(.

„Gemwerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 161.
, zeitherige, im Herzogthume Sachsen. 20. 137.

Aemter, werden von Nassau an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 31.

b deren unentgeldliche Lieferung an die Gendarmerie. 21. 15.
s. Druckschriften.

, aus den abgetretenen Landestheilen übernommen, Abkommen darüber mit dem Königreiche
Sachsen. 19. (Anhang.) 9. seq. — mit Nassau. ibid. 93. — Provinzial= und Kommunal-Kriegs-
schulden, Zuschüsse von Seiten des Staats für selbige. 20. 16. —Augeinandersetzung mit den Stan-
desherren rücksichtlich derselben. 20. 99. — des Herzogthums Sachsen, (. dieses. — s. auch Kriegs-
schulden und Staataschulden.

Schuldenwesen, Provinzial= und Kommunal-, gerichtliches Verfahren und Vollstreckung der rechts-
kräftigen Erkennenisse in selbigem. 20. 204. — Entscheidung streitiger, aus demselben entspringenden
Gegensihnde in erster und letzter Instanz durch die Regicrungen und durch eine besondere Kommission im
Ministerium des Innern. 21. 153. — Staatsschuldenwesen, . dieses.

Schuldkontrakte, gesetzlich zulässige der Studierenden, gebührenfreie Aufnahme derselben durch die Uni-
versitätsrichter. 19. 244.

Schuldner, mit Grundeigenthum in den an Preußen zurückgefallenen Polnischen Provinzen angesessen,
Bestimmung deren Verhöltnisse zu ihren Gläubigern. 18. 161. — im Königreiche Polen, deren Ver-
pflichtungen gegen ihre Gläubiger, als preußische Unterthanen. 19. 200. seq. — ausländische, und
im Preußischen Vermögen besitzend, deren Belangung vor Gericht. 19. 212.

Schulen, Ausfsicht über selbige in standesherrlichen Bezirken. 20.95. — Verwendung deren Kapitalien
zumAnkaufe von Staatsschuldscheinen. 21. 40.

Schutz-
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Schutzgeld, jahrliches, in wie weit dessen Entrichtung im Cottbusser Kreise und in den vormals Konlgl.
Sachsischen Landestheilen noch statt finden kann. 19. 23.

Schwangerschaft, verheimlichte, Bestätigung der über selbige ergangenen Scrraferkenntnisse. 21. 100.
Schwarzburg-Rudolstadt, Fürstenthum, Uebereinkunft mit selbigem wegen gegenseitiger Freizügig=

keit. 18. 25. — Kartel-Konvention mit selbigem. 18. 171. — Staatsvertrag mit selbigem, rück-
sichtlich der vom Königreiche Sachsen an Preußen übergegangenen Rechte und Verpflichtungen gegen
gedachtes Fürstenthum. 18. (Anhang.) 74—77. — Separat-Artikel mit selbigem über die Lehns-
Erpektanzen, die vormaligen Rezeßherrschaften und die abgetretenen Aemter Heringen und Kelbra. 19.
(Anhang.) 97.

Schwarzburg-Sondershausen, Fürstenthum, Kartel-Konvention mit selbigem. 18. 182. — Staats-
Vertrag mit selbigem rücksichtlich der von Sachsen an Preußen übergegangenen Rechte und Verpflich-
tungen gegen gedachtes Fürstenthum. 18. (Anhang.) 71—74. — Ferelzügigkeit mit demselben. 19.
20. — Vertrag mit selbigem wegen Erhebung der Joll= und Verbrauchssteuern von dem Verkehr der
eingeschlossenen Landestheile desselben. 20. 1. — wegen gegenseitiger Aufhebung der Kosten-Vergüti-
gungen in unvermögenden Kriminal-Untersuchungen. 20. 61.

Schweden und Norwegen, Königreich, Traktat mit selbigem über die Abtretung von Schwedisch-pom-
mern und der Insel Rügen, Seitens Dännemarks an Preußen, rücksichtlich des Kieler Traktats. 18.
(Anhang.) Z9 bis 46.

Schwedisch-Pommern, s. Pommern.
Schweiz, Eidgenossenschaft, Uebereinkunft mit selbiger wegen gegenseitiger Aufhebung des Abschoß= und

Abfahrtsgeldes. 18. 1. — an den Genfer Kankon wird von Seiten des Köntgreichs Sardinien ein
Theil von Savoyen abgetreten und Preußischer Seits bestätigt. 18. (Anhang.) 1. 4. 10.

Schweizerläden, Gewerbesteucr-Entrichtung von selbigen. 20. 149. 159.
Seebote, kleine, Schleusengeld-Entrichtung von selbigen. 21. 188.
Seefahrende, Vorschriften für selbige nach der Danziger Hafen-Polizei-Ordnung. 21. 22. seq.
Seehäfen, Waaren-Einführung in selbige. 18. 107. 10. 121. 122. — Polzei-Ordnung für henjeni-

gen zu Danzig. 21. 21. seq. — Sicherung der Zollgefälle in letzterem. 21. 25. seJq.
Seehandlungs-Sozietät, General-Direktion der, künftige Verhältnisse derselben. 20. 25. — Er-

richtung eines Kuratoriums für selbige. ibid. 26.
Seepässe, s. Pässe.
Seiltänzer, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 162.
Senftenberg, Amt, Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse in selbigem. 21. 110.
Servis, in wie weit beurlaubte Offiziere darauf Anspruch haben. 19. 246. — dessen fernere Aufbrin=

gung von den Städten und Distrikten in den östlichen Provinzen. 20. 135. — reglementsmäsiiger für
die Offiziere, (Hülfs-Servis) die von den Städten dazu geleisteten außerordentlichen Zuschüsse horen
auf. 20. 137. — auf selbigen hat die Gendarmeric keinen Anspruch. 21. 4.

Sevenager, Stadt, tritt Preußen an die Niederlande ab. 18. (Anhang.) 25.
Sicherheit, effentliche, Pflichten der Gendarmerie zur Aufrechthaltung derselben. 21. 5. 17.
Siegelgelder, deren Erhebung von ausländlschen Waaren. 18. 66. 85. 100. — 21. 181.
Siegen, Fürstenthum, wird von den Niederlanden an Preußen abgetreten. 18. (Anhang.) 26. —und vonletz-

terem theilweise an Nassau. ibid. 31. — Nassau giebt selbiges an Preußen zurück. 19. (Anhang.) 97.99.
Silbermünzen, s. Münzen.
Sizilien, Königreich beider, Konvention mit selbigem wegen wechselseitiger Aufhebung des Abschosfes und

Abfahrtsgeldes. 18. 157. seq.
Soldaten, welche die Kriege von 181# mitgemacht haben, unentgeldliche Verleihung des Bürgerrechts

an selbige. 19. 217. — zur Festungsstrafe verurtheilt, denselben soll letztere auf die Dienstzeit nicht
angerechnet werden. 20.71. — Bestrafung derselben für den begangenen dritten Diebstahl. 21. 183.

Solms-
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Solms- Rodelheim, Grafenthum, wird mit Hessen-Darmstadt vereinigt. 18. (Anhang.) 102.
Souverainetäts-Rechte, auf den deutschen Landesgebieten haftend, deren Abtretung. 20. 118.
Spanndienste, deren Leistung ven standesherrlichen Untersassen an ihre Herrschaft. 20. 91. — gu"ts-

herrliche, deren fernere Leisiung im Coctbusser Kreise und den vormals Königl. Sächsilchen Landestheie
len. 19. 23. — Ablösung derselben bei Erbzind= oder Erbpachts-Grundstäcken. 21. 77.

Speditionshandel, Besfimmungen rücksichtlich desselben. 18. 116. — Geworbesteuer-Entrichtung
von selbigem. 20. 143.

Spezereiwaaren, sollen 47 ehr umherziehend verkauft werden. 20. 153.
Spielkarten, Verlehr mit selbigen. IS. 66. — fremde, deren Einbringung, Verkheilung und Besitz

wird bestraft. 18. 1.32. — freie Durchfuhr derselben rücksschtlich der Schwarzburg-Sondershausen-
schen Enklaven. 20. 1. —Transikoa zabe von selbigen. 21. 170

Speisewirthschaften, Gewerbes. euer-Entrichtung von selbigen. 20. 119. 151. 15
Spitzen an Schiffagefäßen, s. Kaffen.
Sporteln, fallen bei der Untersuchung einfacher Holzdiebstählcfert. 21. 96. — S. auch Gebühren.
Staatsbehörden, obere und untere, müssen die Gcesetzsammlung und die Regierungs-Amtsblätter aus

ihren Fonds halten. 19. 148. 130.
Staatödiener, akltive, dürfen ohne Erlaubniß nicht auswandern. 18. 176. — wolche bei Entdeckung

von Joll= und Steuerdefraudatienen Hülfe leisten, sollen an den Strafgeldern und Konfiskaten Theil
nehmen. 20. 3 1. — deren Diensipferde sind zur Vorspannleistung nicht verpflichtet. 20. 32. — ver-
storbene, Gnadenbewilligungen für deren Hinterbliebene. 20. 45. — Untersuchung und Bestrafung
deren Dienstvergehen nach den Gesetzen in den alten Provinzen. 21. 30. —21. 156. —in den
Rheinprovinzen, Bestrafung der Mitschuldigen an deren Vergehungen. 21. 188.

Staatshaushalt, Regulirung desselben. 20. 21. — allgemeiner Ekatfür selbigenin dem Jahre 1821.
21. 48. seq.

Staatspapicre, verlorne oder rernichtete, deren Aufgebot, Amortisation und Ersatz. 19. 157. seq.
— Listen-Anfertigung von den mortifizirten. ibidl. 100.

Staatsrath, Personal-Veränderungen bei selbigem, s. das angehängte Namenregister.
Staatsschatz, dessen Vildung äus Ersparnissen und besondern Einnahmen. 20. 23.
Staatsschulden, Abkommen daruber mit dem Königreiche Sachsen rücksichtlich der abgetretenen Lanbes-

theile. 19. (Anhang.) 9. seq. — desgleichen mit Nassau. ibld. 98.
Staatasschuldenwesen, gesammtes der Monarchie, Regulirung und künstige Behandlung desselben. 20.

9. 1. — Errichtung einer Verwaltungabehörde für dasselte, unter der Benennung: Hauptverwal-
tung der Staaksschulden. 200. 12. — Wrreidung deren Mitglieder. 20. 37. seq. — Etat für die
Staatsschulden-Verzinsung und Tilgung. 20. 17.2

Staatsschuldscheine und dazu gehörige Zinskoupons, deren Aufgebot, Amortisation und Ersatz, wenn
solche verleren oder vernichtet worden. 19. 157. seq. — deren Annahme als Pupillen= und Drposital-
m#ige Sicherbrit. 21. 90. — deegleichen als Amtskautionen. ibid.

Slaatsverbrechrn und Vergeben, deren Untersuchung und Bestrafung. 21. 30. — 21. 156.
Städte, akzisepstichtige, Tarif fur selbige. 19. 119. 122. — Aupfhebung des letztern. 20. 136. —

Benennung derienigen, in welchen die Erhebung der Mahl= und Schlachtsteuer statt findct. 20. 136.
133. —in den vereinigten, ehemals Sächsischen Provinzen, deren Gerichtebarkeit hört auf. 20. 66.
— Verwaltung der letztern durch Landgerichte oder besondere Gerichtsäimterin selbigen. ibil. — wer-
bden von den ausiererdentlichen Serviszuschn'en und den Gerichts= und Polizeirenwaltungskostenbefreiet.
200. 1.3v. —in wie weit fur selbife eine Befreiung von der Verabreichung dro Naturalquartiers an
das J.#sonirende Militair statt snden soll. 20. 167. — Klassifikation derselben hinsichtlich der Ge-
werbeeer-Entrichtung. 20. (31. 150. seq. — Verfahren bei Aufhebung der zu selbigen gehbrigen
Giemeinweinten. 21. J #d.

Stüdteanc, der Kurmärksiben Landschaft, wird ausgebobe: Stadte-
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Stadte-Ordnung, Deklaration des . 157. derseiben, wegen Berücksichtigung invalider Milikairper=
sonen bei Besetzung städtischer Posten. 20. 79.

Stampfen und Handmühlen, (letztere.
Standesherren, vormalo deutsche, Regulirung deren Verhältnisse nach der deutschen Bundcsakte. 18.

(Anhang.) 151. — 20. 127. — desgleichen in der Preußpischen Monarchie. 20. 81. seq.
Sctatistisches Bureau, bleibt unter der unmittelbaren Aufsicht des Staatskanzlers. 19. J.
Sceinkohlen, welche voneiner niederländischen Provinz in die andere versandt werden, sind, wenn sie

das Preußische Gebiet dabei berühren müssen, Joll= und Transitofrei, 18. (Anhang.) 86.
Sctempelpapier, nachgemachtes, Verhötung dessen Einbringung bei Waarentransporten. 18. 126.
Stettin, Stadt, Aufhebung der kaufmännischen Zünfte, Gilden und Innungen in selbiger. 21. 195.

—Statut für die dortige Kaufmannschaft als Korporation. 21. 195—212. — Mrrsen-Einrichtung
daselbst. ibid. 205.

Steuerämter, deren Errichtung im Innern des Landes. 18. 111.
Steuerbeamte, deren Dienst-Obliegenheiten und Verpflichtungen. 18. 130. — 19. 100. — 20. 195.

dürfen keine Privat-Remuncrationen und Geschenke annehmen. 18. 130. — 19. 111.— Besirafung
derselben bei Dienstvergehen. 18. 131. — 19. 111. — 20. 142. — Widersetzlichkeiten gegen sel-
bige von Seiten der Steuerpflichtigen werden strenge bestraft. 18. 136.— 19. 115. — Theilnahme
derselben an Strafgeldern und Konfiskaten. 20. 31.

Steuer-Defraudationen und Kontraventionen, Verfahren bei selolgen. 18. 111. 131. 137. — 19.
116. 120. — Strafen für selbige. 18. 131—139. — 19. 111. 120. seq. — Bellrafung andc-
rer damit verbundenen Verbrechen. 18. 135. seq. — 19. 115. — Venrendung der bei selbigen
eingehenden Strafgelder und Konffökatc. 20. 31. — Provokation auf rechrliches Gehör bei selbigen.
20. 33. — bei Entrichtung der Klassensteuer, deren Untersuchung und Bestrafung. 20. 142. —
Pflichten der Gendarmerie rücksichtlich derselben. 21. 60. —desgl.der Forst- und Polizeibeamten. 18.111.
— von dem Gesinde und den Angehörigen der Steuerpflichtigen begangen, deren Bestrafung. 21. 187.

Steuergesetze, Anwendung derselben auf die Prooinz Neu-Vorpommern. 21. 193. (S. Steuern und
Jollgefälle.)

Steuer-Kredit-Kassen-Obligationen, Sächsische, verlorme oder vernichtete, deren Aufgebot und
Amortisation. 21. 96. — VerjährungsfristfürdieunerhobenenZinsenvon selbigen. ibid. 97.

Steuer-Kredit-Schulden, Abkommen darüber mit dem Königreiche Sachsen rücksichtlich der von sel-
blgem abgetretenen Landestheile. 19. (Anhang.) 9. seq.

Steuern, deren Erhebung von ausländischen Waaren, nach dem Gesetz und der Steuer-Ordnung wom
256. Mai 1818. 18. 65. ded. 107. seq. — die dabei anzuwendenden Maaße. 18. 119. dcq. —
allgemeineVerpflichtung zu deren Entrichtung. 18. 121. — Erlaß oder Ermäßigung derselben. 18.121.
129. — Pflichten der Beamten bei Berechnung und Erhebung derselben. 18.131. — 19.111. — Kon-
sumtions-Steuer, deren einstweilige Fortdauer Iin den westlichen Provinzen. 18. 143. (conf. 20. 135.
137.) — Nachsteuer-Entrichtung in letzteenvonvorhandenenausländischenWagren.18.144.—beie
dem Handelsverkehr im Innern des Landes. 18. 607. 107. — 19. 118. 124. — von inländischem
Branntwein, Braumalz, Weinmost und Taback. 19. 97— 101. — Ordnung für deren Erhebung.
19. 102 — 117.— Abändernde Bestimmmungen'wegen der Weinsteuer.20.19.3.—Vermögenssteuer
vonöffemlichen geldwerrhen Popicren, prckklustvischer Termin für selblge. 20. 44. — direkte undi
direkte, deren Erhebung in standeöherrlichen Bezirken. 20. 34. 89. — Altere, direkte und indir te,
deren theilweise Aufhebung nach Einführung des-Abgaben-Gesetzes vom 30. Mai 1820. 20. 137.
— von fremden und auszuführenden Waaren für die Jahre 1822 bis 1824. 21. 165. — doere
theilweise Abführung in Gold und Silbergelbe. 18. 86. sed. — 21. 183,

Steuerpflichtige, onständigen Berragen berselben,gegendieSteuerbeamten.18.131.—10.110.—
dürfen denletzternkeine Geschenke geben vder anbieten, ibid. 130.— 19. 141.113. — Bestrafung
derselben bei Uebertrekungen der Steuergesetze. 18, 131.seq.—19.111. 2ed. — besgl. bei Wider-

setz-
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setzlichkeiten gegen die Steuerbeamten. 18. 136. — 19. 115. — Bestrafung und Vertretung deren
Gesinde und Angehörige, bei Zoll= und Steuer-Defraudationen. 21. 1837.

Steuer-Verbrechen, Strafen für selbige. 18. 131. seq. — 19. 111. eq. — be#gl. für andere da-
mit verbundene Verbrechen. ibid. 135. seq. — 19. 115.

Stiftungen, fromme und milde, Auseinandersetzung darüber mit dem Königrelche Sachsen rücksichtlich
der abgetretenen Landestheils 19. (Anhang.) 28. 93. deq. —in standesherrlichen Bezirken. 20. 95.
— Perwendung deren Kapitalien zum Ankaufe von Staatsschuldscheinen. 21. 46.

Strafen, für Uebertretung der Steuergesetze. 18. 131. seq. — 19. 111. seq. —desgl. der Censur-
gesetze. 19. 231 und 232. — Verhängung und Vollziehung derselben gegen Studierende. 19. 234.
241. sed. — Provokation auf rechtliches Gehör gegen selbige. 20. 33. — für Verleitung diesseitiger
Unterthanen zum Auswandern. 20. 36. — bei Uebertretungen des Klassensteuer-Gesetzes. 20. 142.
—desgl. des Gewerbesteuer-Gesetzes. 20.154. —desgl. des Gesetzes wegen der Mabl= und Schlachtsteuer.
20. 147. — für begangene Verbrechen, Tit. 2 0.Th. 2. des Allg. Landrechts, findet rücksichtlich derselben als
Singulat-Recht für den ganzen Militairstand Anwendung. 20. 168. —für die Gendarmerie bei Verge-
hungen. 21. J. 4. — für unbesugtes Tragen von Orden und Ehrenzeichen. 21. 21. — für Ueber-
tretungen der Danziger Hafen-Polizei-Ordnung. 21. 23. seq. — für Verbrechen und Vergehungen
gegen den Staat und dessen Oberhaupt, und bei Dienstvergehen der Verwaltungs-Beamten. 21. J.
156. —für Mitschuldige an letztern. 21. 188. — für Holzdiebstähle. 21. 89. [seq. — Festungs-
und Juchthaus-, deren Anwendung. 21. 153.— für den dritten Diebstahl bei Militairpersonen. 21.
183. — nach den Statuten der Berliner und Stektiner Kaufmannschaften. 20. 59. — 21. 212.

(S. auch Geldstrafen.)
Stwafgesetzbuch, Französisches, Anwendung der Artikel 223 bis 227. — 367 bis 375 und 377.471.

Nr. 11 und 474. desselben auf die Bestrafung schriftlicher Belcidigungen in den Provinzen, wo solches
noch gesetzliche Kraft hat. 19. 164.

Strasgesetze, Rheinische, deren Anwendung auf Mitschuldige an den Vergehungen der dortigen Verwal-
tungs-Beamten. 21. 1838.

Etrafzeit drr zur Festung verurtheilten Soldaten und Freiwilligen, soll auf die Dienstzeit derselben nicht
angerechnet werden. 20. 71.

Strandgüter, deren Bergung. 18. 108. — Erlaß der Einfuhr-Abgaben von selbigen. 18.121. —
Stipulation rücksichtlich derselben in dem Handels-Traktate mit Döännemark. 18. 195.

S##dierende, welche sich auf Universitäten in nicht authorisirte Verbindungen einlassen, sollen zu keinem
ösfenrlichen Amte zugelassen werden. 19. 222. 242. — von der Universität verwiesene oder mit keinem
Jeugnisse des Wohlverhaltens versehene, sollen von keiner andern Universität ausgenommen werden.
19. 222. — Verfahren bei Untersuchungen und Seraf-Vollziehungen gegen selbige. 19. 234. ##ed.
241. sel. 21. 107. —relegirte, deren Entfernung aus der Universitäts -Stadt. 19. 234. — ge-
setzlich zulässige Schuldkontrakte derselben müssen die Universitäterichter unentgeldlich aufnehmen. 19.
244. — arme, sollen während ihrer einjährigen Dienstzeit als Militair-Freiwillige vollständige Ver-
pflegung erhalten. 20. 60.

Subalternen-Stellen, städeische, Berücksichtigung derMilitatr-Invaliden bei Besetzung derselben. 20.79.
Superintendenten, Haltung der Gesetzsammlung und des Reg. Amtsblatte von selbigen. 19. 149. 150.
Syndikats-Stellen, deren Uebernahme von Seiten der Gerichtsamtmänner in den Städten der vercinig-

ten, vormals Sächsischen Provinzen. 20. 69. «

T.
Tabagisten, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 149. 159.
Taback, aus den westlichen Provinzen, dessen BestcucrungbeimAbsatzindieöstlichen.18.143.—inländischer

(in Blättern), dessen Besteuerung. 19. 100.108. — Strafbestimmungen für Defraudation der Steuer von
demselben. 19. 114. —ausländischer, dessen Besteuerung. 18.76.92.—21. 175. Taback-
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Tabackrauchen, strashares, auf Schiffen und Straßen. 21. 25.
Tarif, für die Erhebung des Jolls und der Verbrauchsstkeucr von ausländischen Waaren. 18. 70. q. —

dessen Reolsion, Erneuerung und Erläuterung. 18. 69. — für Erhebung des Chausfeegeldes in den
Provinzen diesseits der Weser. 19. 95. 96. — Joll-, für die Passage Über die Weichsel-Schiffbrücke
bei Kurzebrak. 19. 248. —zur Entrichtung der Akzise von Getreide und Hülsenfrüchten zur Mühle,
und vom Schlachtvieh, desgleichen für akzisepflichtige Städte. 19. 122. — wird aufgehoben. 20.
136. —für die am Klodnitzkanal von Cosel bis Gleiwitz zu entrichtenden Schiffahrtsgelder. 20. 29.

—für das bei Pinnow über die Pene zu entrichtende Fährgeld. 21. 109. — für die Abgaben-Er-
hebung in den Jahren 1822 — 1824. 21. 165.

Taschenspieler, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 162.
Tautenburg, Amt, theilweise Abtretung desselben von Preußen an Sachsen-Weimar. 18. (Anhang.) 32.
Taren, landschaftliche, für das Großherzogthum Posen. 21. 243. 268.
Thara, deren Berechnung bei Waaren-Versteuerungen. 18. 120. — 21. 182.

hierfuhrer, umherziehende, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 162.
Chorn, Stadt und Gebiet, mit Westpreußen vereinigk, s. letzteres.
TCbron-Lehne und Erbämcer, deren Angelegenheiten werden dem Ministerium des Innern zugetheilt. 19. 3.
Churn und Taxis, fürstliches Haus, bleibt in dem frühern Besitz und Genuß der Posten in den verschie-

denen deutschen Bundesstaaten. 18. (Anhang.) 153. "“
Thürsteuer, Aufhebung derselben. 20. 136.
Tödtung, fahrläsige, Bestätigung der über selbige gefillken Straf= Erkenntnisse, 21.
Tonnen, deren Verskeucrung nach dem innern Raumgehalt. 18. 120.
Topfbinder, Gewerbesteuer-Entrichtung von selbigen. 20. 102.
Torf, s. Brennmatcrialien.
Transito-Güter, Behandlung derselben und Entrichtung des Ein= und Ausfuhrzolles von selbigen. 18.

67. 68. — Reoision derselben. 18. 114. — Bcehandlung derselben auf inländischen Messen. 18. 129.
desgl. im Handels= und Schiffahrts-Verkehr mit dem Königreiche Polen. 19. 180. 181. sed. —
—desgl. mit Oesterreich in Beziehung auf dic beiderseitigen, ehemalc zu Polen gehörigen Provinzen.
19. 214. — Abgaben-Entrichtung von selbigen in den Jahren 1322 — 1824. — 21 178.seq.

Transportmittel, Beschlagnahme derselben bei Stcuer-Kontraventionen. 18. 137. 138.
Transportwesen, in Beziehung auf Verbrecher und Vagabunden, Theilnahme der Gendarmerie an sel-

bigem. 21. ö.
Tresorscheine, gesiempelte, Präklusionstermin für die Erhebung der darin ausgedrückten Summen. 20. 72.
Tribunal, s. Ober-Tribunal. "
Trödler, Gewerbe-Steuerpflichtigkeit derselben. 20. 148.

u.
Uechte, Amt, von Kurbessen an Preußen abgekreten. 18. (Anhang.) 60. — ubergiebt letzteres an

Hannover. 18. (Anhang.) 58.
Umtriebe, revolutionaire, in den deutschen Bundesstaaten, allgemeine Maaßregeln gegen selbige. 19.

220. seq. —20. 12 1. seJ. —derSludicrenden auf Universitäten, deren Bestrafung. 19.221.—21. 107.
Unglücksfälle, selbigen möglichst vorzubeugen, gehört zu den Obliegenheiten der Gendarmeric. 21.5. 17.
Unwersitäten, Verwaltung der akademischen Disziplin auf selbigen durch außerordentliche Regierungs-

Bevollmächtigte. 19. 220. — Instruktion für letztere. 19. 233. — Lebrer, welche an selbigen ver-
derdliche Grundsätze verbreiten, sollen aus ihrem Amte entfernt werden. 19. 221. 235. — Verfah=
ren gegen geheime oder nicht authorisirte Verbindungen auf selbigen. 19. 221.— 21. 107. — die
denselben bisher verliehene Censur-Freiheit ist sugpendirt. 19. 229. — dir Regierungs-Bevollmäch=
tigte sind in Stelle der Oberpräsidenten zugleich Kuratoren der Univerfititen. 19. 236. — Reglement

f für

22242229



nun Drittetz Sachregister.
für die Verwalkung der akademischen Disziplin und Polizeigewalt bei selbigen. 19. 238. „ed, — Ge-
richesbarkeit und Rechtöpflege auf selbigen. 19. 234. 240 seq.

Universitäts-Richter, deren Verhältnisse und Funktionen. 19. 2 34. 239. d5en. 21. 108.
Unstrut, Fluß, Schissbarmachung derselben. 18. (Anhang.) 55.
Unterbedientenstellen,stäbtische, Berücksichtigung invalider Militairpersonen bei Besetzung derselben. 20.79.
Unterbeherden, in den Rheinprovinzen, unenkgeldliche Verabfolgung des Reg. Amteblattsanselbige.19.180.
Untergerichte, in den wiedervereinigten und neuen Provinzen, mit Ausschluß des Großherz. Posen, deren

Befugniß zur Führung von Crim. Untersuchungen und Fällung der Erkenntnisse erster Instanz in selbigen.
18. 19. — Errichtung derselben in den vereinigten, ehemals Sächsischen Provinzen. 20. 065. — stan-
deaherrliche, Kompetenz derselben. 20. 93. — stchen unter der Aufsicht der Oberlandesgerichte. ibid.

Unterstützungen, in den vom Königreiche Sachsen abgetretenen Landcotheilen früher bewilligt, deren
Uebernahmc. 19. (Anhang.) 23. 27.

Untersuchungen, in Kriminalsachen, (. Kri inal-Untersuchungen. — bei Steuer-Defraudationen und
Komtraventionen, s. diese. — gegen Studierende auf Universitäten. 19. 2 34. sed. 241. „eq.

Unterthanen, Prcupische, welche bel einrr der alliirten Armeen die Kriege von 1813.— 15 mitgemacht
haben, haben auf unentgeldliche Verleihung des Bürgerrechts Anspruch. 19. 217. — Verfahren gegen
dicsseitige, wenn solche im Auslande Verbrechen begangen haben. 20. 129. seq.

Urlaubs-Bewilligungen für Offiziere, s. Beurlaubungen.

V.
Vallendar, Amt, theilweise Abtretung desselben von Nassau an Preußen. 18. (Anhang.) 31.
Vagabunden, Verbrecher und Ausgewiesene, Uebereinkunft, wegen wechselseitiger Uebernahme dersel-

ben, mit Bayern. 18. 53. — mit Hessen (Kur-). 20. 200. — mit Hessen-Darmstadt.
19. 132. — mit Mecklenburg-Strelitz. 19. 137. — mit Nassau. 19. 95. — mit dem
Königreiche Sachsen. 20. 40. — mit Reuß von Plauen jüngerer Linie. 21. 41. — desgl. al-
terer Linie. 21. 108. — Wachsamkeit der Gendarmerie auf Vagab#nden und Verbrecher. 21. 5.
—wag bei deren Auslieferung an fremde Staaten im Allgemeinen zu beobachten isi. 20. 129. eq,
— Transport derselben, f. Transportwesen.

Veräußerungen unbeweglicher Güter, Verträge über selbige, s. Verträgs.
Verbindungen, geheime odernicht autorisirtc, auf Universitäten, Strafbarteit derselb. 19.221.— 21. 107.

—allgemeineMaaßregelngegen selbige in den deurschen Bundesstaaten. 19. 222.scq.—20.121.ed.
Verbrauchssteuer, von ausländischen Waaren, deren Erbebung. 18. 65. 123. scq. — Tarife für

selbige. 18. 70. seq. 129. — Ordnung für selbige. 1X. 107. — wird im Allgemeinen nach dem
Nettogewicht berechnet und erhoben. 18. 119. — Beschränkung derselben innerhalb der wesilichen
Provinzen und ün Verlehr zwischen diesen und den östlichen. 19. 121. — Erlaß derselben von den zu
Markt gebrachten, aber in dad Ausland zuräckkehrenden Waaren. 18. 122. — Qunikttungen uber deren
Emrichtung. 18. 120. — Nachsicuer-Cntrichtung von selbigen, von den in den westlichen Provinzen
vorhandenen aueländischen Waaren 18. 141. Abkommen mit Schwarzburg-Sondershausen wegen
deren Erhebung rücksichtlich der eingeschlossenen Landestheile. 20.. 1. —fur selbige sollen in abgeson-
dert gelegenen Landeseheilen andere Abgaben festgesetzt werden. 20. 137. — (conf. Erhebungsrolle
für die Jahre 1822—. 21. 1056. 190. 82#%4#)

Verbrecher, die wegen wochselseitiger Uebernahme derselben mit fremden Staaten geschlossenen Verträgr.
s. Vagabunden. —gleichmäßziges Verfahren gegen selbige in sammtlichen Prooinzen der Monarchie
in Beziehung auf das Ausland ).#129. — zu deren En'deckung und Verfolgung ist die Gendarmerie
verpflichtet. 21. 3. — Tranport derselden, s. Tranepertwesen.

Berbrechen und Vergehen, von Preußischen Untertbanen und Anländern resp. im Aus= und Inlande
begangen, gleichmaßiges Verfahren gegen selbige in sämmtlichen Provinzen der Monarchie, 20. 120.

4 —die
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— dle fur selbige nach Tit. 20. Th. 2. des Allgem. Landrechts bestimmten Strafen, finden als Singu-
larrecht für den ganzen Militairstand in allen Pro inzen Anwendung. 20. 108. — gegen den Staat
und dessen Oberhaupt, deren Untersuchung und Vesirafung. 21. 30. 156.

Verfassungen, landsiändische, deren Einführung in die deutschen Bundessigaten. 18. (Anhang.) 15
— 20. 126. 127.

Verjährung der Zinsen von Staatspapicren, s. Zinsen.
Verlassenschaftomassen, Venwendung deren Kapitalien zum Ankaufe von Staatsschuldscheinen. 21. 46.
Verlantbarung ven Verträgen, (. letere.
Verleger von Druckschriften, deren Verpflichtungen. 19. 227. 230. seq.
Vermögenssieuer, ven öffentlichen geldwerthen Papieren, präklusioischer Termin für deren Entrichtung.

20. 44. — deegleichen für die darauf ausgestellten unverzinslichen Anwcisungen. 20. 72. — zeit-
herigeineinemTheile des Arnsberzischen Regierungsbezirks, wird aufgehoben. 20. 136.

Verordnungen, öffentliche, deren Vekanntmachung durch die Gesezsammlung und durch die
rungs-Amntsblätter in den Rheinprobinzen. 19. 148. 150.

Verpflegung, mitder. Einquartierung verknüpft, s. diese. — deren vollständige Verabreichung au hülfä-
bedkarftige, auf eint##rige Diensizeit eintretende Militairfreiwillige. 20. 60.

Verrufserklärung unter den Studenten, Strafbarkeit derselben. 19. 242.
Verträge, über unbewegliche Güter, deren Verlautbarung und Bestätigung. 21. 43.
Verwaltungsbeamte, s. Staatediener.
Wieh, f. Vorich und Schlachtvieh.
Viehhandler, Gewerbeskener= nkrichtung ven selbigen. 20. 148.
Wiehmast, s. Maskungen. «
Viehmasten, Gewerbesteuer-Entrichtung pon selbigem. 20. 148.
Vikar, s. Generalvikar.
Wiktnalienhändler, wanneher selbige neben der Mahl- und Schlachtsteuer auch die Klassensieuer zu

entrichten haben. 20. 145. — Gewerbesteuerpflichtigleit derselben. 20. 148.
Visitationen, s. Haus- und Waaren-Visttationen.
Vormundschaften, im Köonigreiche und im Herzogthume Sachsen, Fuhrung und Behandlung der-

selben. 19. (Anhang.) 8. 40. 41. — Croßjährigkeits-Erklärungen in selbigen. 21. Z9.
Vorspann, den TruppenindenKriegsjahren181. bisletzten Juni 1814 geleistet, dafür findet aus Staats-

kassen keine Vergütigung statt. 19. 105. —auch von der Zeit vom 1. Jul. 1814 bis ult. März 1310
nicht. 19. 247. —tritt dagegen vom 1. April 1810 ab ein, ibid. —. zu dessen Leistung können die-
Diensipferde der Königl. Beamten und Offiziere nicht herangezogen werden. 20. 32.

Vorvich, dessen Haltung darf Schäfern und Schäferlnechten nicht gestattet werden. 20. 109. seq.

W.
Waaren, fremde, Begriff derselben. 18. 121. — Joll= und Verbrauchs-Steuer-Erhebungvon selöl-

gen. 18. 65. 2ceu. — Tarife für selbige. 18. 70. seq. — in wic weit deren Transport auf
Nebenwegen erlaubt ist. 18. 107. 112. — Einfährung derselben zu Wasser und zur Sce. 18. 107.
108. 121. 122. 126. — was bei deren Verschluss zu beobachten. 18. 112. 113. — Stra-

fen fur Verletgung desselbe ibill. 130. — Niederlags= und Packhofsrechte für selbige. 18.
116. 119. — Deklmation derselben beim Ein= und Ausgange auf der. Grenze und in den
wesilieeen Provinzen. 18. 124. „. 141. — Strafen für Ueberkretungen bei selbigen. ibid.
133. — verdöchtige, Revisien derselben. 18. 126. — abgabenfreie, Verfahren rücksichtlich
derseleen. 18. 121. 129. — deren Ein= cder Ausführ verboten worden, Strasen für Uebertre-
tungen desr Verbots. 18.132.,8Ld. — Zmdchschaffung oder Konfislatioit derselben. ibid. 134. — auc-
landische, Besteuerung derselben bei Versendungenven#denwesilichennach den osilichen Provin-

s ·-f.2 · zen.
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zen. 18. 143. — Entrichtung der Nachsteuer von selbigen in den westlichen Provinzen. 18. 144.
—whe, und nicht völlig fabrizirte Manufaktur-Waaren, deren gegenseltige freie Ein= und Ausfuhr
im Grenzverkehr mit den Niederlanden. 18. (Anhaug.) 95 — 98. — konfiszirte, deren Verwendung.
20. 32. — Bestimmungen derjenigen, mit welchen kein Umherziehen mehr statt finden kann. 20. 153.
—Ein-, Durch= und Ausfuhr-Abgaben von selbigen für die Jahre 1822— 24. 21. 165. seq.

Waarenführer, (. Frachtfuhrleutc.
Waarenlager, verdächtige, deren Revision. 18. 111. 144. — deren Einrichtung von Privatpersonen.

18. 119.
Waaren-Revisionen und Visitationen, Verfähren und Obliegenheiten der Steuerbeamten und Seeuecr=

pflichtigen bei selbigen. I8. 113. 114. 120. scq. 134. 144.
Waffen, Unterstützung der auf einishrige Dienstzeit eintretenden Militair-Freiwilligen mit selbigen. 20.#59.

— unentgeldliche Lieferung derselben an die Gendarmerie. 21. 14. — deren Gebrauch gegen Steuer-
beamte von Seiten der Steucrpflichtigen wird hart bestraft. 18. 136. seq. — derselben kann sich die
Gendarmerie bei Widersetzlichkeiten bedienen. 21. 6. 19.

Walkmühlen, f. Mühlemwerke.
rschau, ehemal. Großherzogthum, Konvention mit ußland wegen der in selblgem früher niederge-

legten Preußischen Kapitalien und wegen sonstiger Ansprüche an dasselbe. 19. 197. seq. — Vergüti-
hung für die in selbigem in den Jahren 180 und 1812 geleisicten Lieferungen, rcksichtlich der mit
Preußen wieder vercinigten Theile. 21. 99.

Wartegelder, deren Uebernahme rücksichtlich der vom Königreiche Sachsen abgetretenen Landestheile.
19. (Anhang.) 23.

Wassermühlen, Gewerbeskeuer-Entrichtung für den Betrieb mit selbigen. 20. 161.
Weberei und Wörkerei, Gewerbesteuer von selbigen. 20. 149.
Wechselbank-Geschäfte, Gewerbesicuer-Entrichtung von selbigen. 20. 148. 158.
Wechselrecht in der Stadt Naumburg, . jletztere.
Weel, Herrschaft, tritt Preußen an die Niederlande ab. 18. (Anhang.) 25.
Weichsel-Schiffbrücke, bei Kurzebrak, Jolltarif für die Passage über selbige. 19. 248.
Weiden, s. Hütungen.
Weine, in den westlichen Provinzen gewonnen, Verbrauchssteucr-Entrichtung von selbigen bei Versendun-

gen nach den östlichen Provinzen. 18. 68. 103. — Niederlage derselben auf Packhöfen. 18.116.—
—dürfen umherziehend nicht verkauft werden. 20. 153. —inländische, Steuer-Entrichtung von sel-
bigen. 19. 97. 100. 107. — Abändernde Bestlmmungen rücksichrlich der letztern. 20. 193. sed. —
Strafbestimmungen für Defraudationen der Steuer von denselben. 19. 114. — 20. 195.

Weinmost, (. Weinc.
Wesel, Stadt und deren Rayon, Gültigkeit der bis zum 1. Jan. 1815 erschienenen Französischen Gesetze

in selbigen. 20. 190.
Weser-Zölle, deren Erhebung als Kommunikatlons-Abgaben. 18. 68.
Westerburg, Horrschaft, tritt Prcußen an Nassou ab. 18. (Anhang.) 31.
Westphalen, Herzogthum, wird vom Großherzogthum Hessen an Preußen abgekreten. 18. (Anhang.)

47. 100. seq. — Kornvention über die finanziellen Ausgleichungen in demselben ibid. 138. seq. —
wegen der von der Brand-Sozictst in selbigem zu leistenden En'schädigungen für abgebrannte Gebäude.
18. 28. — Zoll= und Verbrauchssteuer-Tarif für selbges. 18. 07. 87. — Regultrung der gutsherrli-
chen und bäuerlichen Verhältnisse in selbigem. 20. 191. veg.

Westphalen, vormaliges Königreich, Gesetz über die guesherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse i
zu selbigem gehbrig gewesenen Landestheilen. 20. 169.

Westprcußen, Provinz, Joll= und Perbrauchssteuer-Tarif für selbige. 18. 67. 70. — Indultsver-
Hlngcrung f#r deren Pfandbriefe. 21. 213. — Abtragung der Zinsrückstände von selbigen. 21. 211.
— die mit selbiger vereinigtenDistrikte des Culm= und Michelauschen Kreises und der Stadt Thorn

mi
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it deren Gebie; Wiederhersiellung des Hypothekenwesens in denselben. 18. 20. — Auflösung des
Indults in selbigen. 18. 161. —Rechte und Pflichten der bauerlichen Wirthe in denselben. 19. 153.
—Einfuhrung des Allgemeinen Landrechts und der Allgemeinen Gerichtsordnung in selbige. 2W. 62.
— Löhnung und Umzug der Schäfer und Schäferknechte in selbigen. 20. 109.

Windmühlen, neue, die Bestimmung des Alkg. 2. R. F. 247. Tit. 15. Th. II. wegen Nichtansftan-
zung hoher Bäume in deren Nähe, wird aufgehoben. 19. 230. — Gewerbeskeuer-Eutrichtung für
den Betrieb mit selbigen. 20. 160. seq.

Wirthe, bäuerliche, s. Bauerhöfe.
« in:

irgengenMeriebe , Grafschafken, von selbigen kritt Hesten-Darmstadt alle Lehen= und
Oberherrlichkeitorechte an Preußen ab. 18. (Anhang.) 100. — Korwention über dic finanziellen Aus-
gleichungen in denselben. ibid. 138. seqd.

Wittwenkasse, Offizier-, Wiederaufnahme der erkludirt gewesenen Pensionamitglicder in selbige. 20.
77. 105. 166. — Mmnstonszahlungen aus selbiger an Wittwen schon verstorbener exkludirter Interese
senten. ibid.

Wolle,von den Schaafen der Adlichen und Nicht.dlichen im Herzegthum Sachsen, der röcksichtlich des
Verkehrc mit selbiger stattfindende Unterschied wird aufgehoben. 21. 1.

Worms, Stadt und Gebiet, wird als Fürstenthum mit dem Großherzogthum Hessen vereinigt. 18.
(Anhang.) 48. 49.

Wurden, höchste geisiliche, deren Angelegenheiten werden dem Ressort des Ministerinms der geistlichen
Angelegenheiten zugceheilt. 19. J.

Würkerei, s. Weberei.
MWürtemberg, Königreich, Freizügigkeit mit selbigem. 18. 3. — Kaurtelkonvention mit demselben.

19. 89.

3.
Zahlungen, kheilweise in Gold und Silbergelde bei Stener= und Jollgesällen. I8. 86. seq. — 21. 183.
Jehenten, die daräber bestehenden fremden Gesetze in den zum Königreiche Westphalen, zum Großher=

zegthum Berg oder zu den Französisch= Hanseatischen Departemento vormals gehbrenden Landeskbeilen
sind abgeschafft. 200. 169. eJ. — Ablosung derselben. 20. 175. 178. 192. —desgleichen von Erb-
zins= und Erbpachtagrundftücken. 21. 30. scqk.

Jeitschriften, müssen mit dem Namen des Redakteurs und Verlegers versehen seyn. 19. 227. 230.
—deren Censur. ibid. 223. — wmn eher sie einer besondern Ministerialgenehmigung bedürfen.
19. 232.

Zeitungen, müssen mit dem Namen des Redaktenr# und Verlegers versehen seyn. 19.227. 230. — deren
Censur. ibid 228. — wann eher sie einer besondern Ministerial= enehmigung bedürfen. 19. 232.
—deutsche in England und Frankreich heraucgkommende, so wie sämmkliche Niederländische, dürfeu
nicht ein= und durchgeführt werden. 20.. 8.

Zeitungewesen, Regulativ über dessen künftige Verwaltung. 21. 215.

Fiubal. s. Cenfür, Central-.
Zettelgelder, deren Erhebung von ausländischen Waaren. 18. 66. 85. 100. — 21. 181.
Zeuge, aus Wolle, Baumwolle oder Seide, ganz oder in Vermischung mit andern Materialien verfertige,

dörfen umherzichend nicht verkauft werden. 20. 153.
Zimmer, möblirte, wer solche gewerbsweise vermicthet, ist der Gewerbesteucr unterworfen. 20. 149.

— Vermiethung bloßer Schlaffiellen gehört nicht dahin. ibid.
Zinsen, unerhobene, von Staatöschuld-Dokumenten, Verikhrungstermin fbr selbige. 20. 15. — 21.

9%. — Hppotheken-, laufende, deren Berichtigung während dre Kenkurses. 20. 34. — räckständige
von
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von Ost- und Westpreußischen Pfandbriefen, deren Abtragung. 21. 213. 214. — deren Erhebung
und Auszahlung von Posenschen Pfandbriefen. 21. 248. 255.

Zinskeonpons, (. Ziusscheine.
Zinsscheine, zu Staatspapieren gehörig, deren Aufgeboc, Amorkisation und Ersatz, wenn solche verloren

oder vernichtet worden. 19. 157. scq. — 21. 96. —nicht ausgeloosete, Präklusionstermin für deren
Realisirung. 21. 32.

Zivil, s. Cioil.
Zollämter, Haupt-, deren Funktionen und Befugnisse. 18. 109. —die Mitglieder derselben haben

keinen Antheil an den Geldstrafen und Konfiskaten. 20. 32. — Neben-, erster und zweiter Klasse,
deren Bestimmung. 18. 109.

Zollbeamte, deren Dienstobliegenheiten und Verpflichtungen. 18. 130. — dürfen keine Privatgeschenke
annehmen. ibid. — BestrafurJ derselben für Dienstvergehen. 18. 131. — Theilnahme derselben an
Serafzeldern und Konfiskaten. 20. 31. — S. auch Steuerbeamte.

Joll-Defraudakienen und Kontraventionen, (. Zollvergehen.
Zollgefälle, Erhebung derselben von augländischen Waaren. 18. 65. seq. — Tarife für selbige.

18. 70. deq. — werden im Allgemeinen nach dem Bruttogewicht berechnet und erhoben. 18. 119.
—Quittungen über deren Entrichtung. 18. 126. — Erlaß= oder Ermäßigung derselben. 18. 121.
427. 129. — Pflichten der Beamten bei Erhebung und Verechnung derselben. 18. 131. — Abkom-
men mit Schwarzburg-Sondershausen wegen deren Erhebung, rücksichtlich der eingeschlossenen Lan-
destheile. 20. 1. — von fremden und auszuführenden Waaren für die Jahre 1822 — 1324. 21.
165. ced. — deren theilweise Berichtigung in Gold und Silbergelde. — 18. 86. seq. — 21. 183.

Jollgesetze, Anwendung derselben auf die Provinz Neuvorpommern. 21. 193.
Zollordnung, vom 26. Mai 1818. 18. 107. 2qd. — Strafen für deren Uebertretung. 18. 131. seq.
Zollstraßen und Nebenwege, deren Führung durch die Grenzbezirkc. 18. 107. —strafbare Umgchung

derselben. 18. 1.31.
Zollkarif für die Palsage über die Weichselschiffbrücke bei Kurzebrak. 19. 248.
Zollvergehen, deren Bestrafung. 18. 131. 2cq. — Provokation auf rechtliches Geher bei selbigen.

20. J3. — Verwendung der bei selbigen eingehenden Strafgelder und Konfiakate. 20. 31. — Micch-
ten der Gendarmerie rücksichtlich derselken. 21. 6. — vom Gesinde und den Angehörigen der Jollpflich=
tigen begangen, deren Besirafung. 21. 187.

Zuchthausstrafe, auf selbige bann auch statt des Festungsarrestes erkannt werden. 21. 133.
Zucker, inländischer Siedereich, aus Indischem rohen Zucker raffinirt, Steuervergütigung für selbigen

bei Versendungen nach dem Auslandr. 19. 121.
JZuckerbäcker, Gewerkesteuer-Cntrichtung von selbigen. 20. 149. 159.
Zugrhiere, Beschlagnahme und Verkauf derselben bei Steuerkontraventionen. 18. 138.
Zünfte, kausmännische, deren Aufhebung in Berlin. 20. 46. —desgleichen in Stettin. 21. 195.
Zwangsanleihe, s. Anleihe.

Namen=
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von Altenstein, Staatsminister und Freiherr, als Stellvertreter des Staatskanzlers im Staatsrathe. 19.2.

von Aremberg, Herzeg, jetzige Verhältnisse desselben als vormaliger unmittelbarer deutscher Reichs-
stand. 20.

Beelitz, —n—. Direktor, wird Mitglied der Hauptverwaltung der Staatsschulden. 20. 13.—
Vereidung desselren. ibid. 33.

Bebrnauer, Geb. Dber-Regierungsrath, wird Mitglied des Staatsratbs. 19. 2.
von Bentbeim-Rheda,
von Bentheim-Steinfurth,

Reichostände. 20. 81.
Bierdemann, Geh. Ober-Finanzrath, wird Mitglied der Kommission für das Provinzial= und Kommu-

nal-Schuldemorsen. 21. 153.
Bischof von Münster, derzeitiger, Fürstliche Würde desselben. 21. 183.
von Bömmelberg, Freiherr, dessen jetziges Verhältniß als vormaliger unmittelbarer deutscher Reichs-

stand. 20. 81.
von Corvey, Fürst, und Bischof von Münster. 21. 131. 184.
von Croy, Herzog, dessen Verhältniß als vormaliger unmittelbarer deutscher Reichsstand. 20. 81.,
Dectz, vormaliger Oberdürgermeister, wird Mitglied der Hauptvenwaltung der Staatsschulden. 21. 99.
Dunker, Geheimer Ober-Regierungs-Rath, dessen Ernennung zum Sekrekair des Staatsminlsicriums. 19. 4.
Ferber, Geheimer Ober-Finanzrath, wird Mitglied der Kommission für das Provinzial= und Kommunal-

Schuldenwesen. 21. 153.

Friese, Präsident, Beschränkung dessen Geschäftskreises auf das Stnats-Sekretariat im Staatsrathe und
auf das Bank-Prasidium. 19. 4.

von Goßler, Gehceimer Ober- Juliwath, wird Mitglied der Kommission für das Provinzial= und Kom-
munal-Schuldenwesen. 21.

Hagemeister, GEerheimer Ober= Snnntt wird Mitglied des Staatsraths. 19. 2.
von Hardenberg,Fürstund Staatskanzler, Nessort-Verhältnisse desselben. 19. 3. A. — wird Mit-

glied des Kuratorinme der Scehandlungs-Sozietät. 20. 26.
Hoffmann, wirllicer Gebeimer Ober-Regierungerath und Direktor des statistischen Bürcaus, wird

Mitglied des Kuratorimmns der Serhandlungs-Sozictät. 20. 27.
von Humboldt, Freiherr und Staatuminister, dessen Ressort-Verh#ltnisse als Depart rents-Chef im

Minisierie des Innern und alo Mieglied des Staatsraths. 19. 3.
Kahle, Geheimer Ober-Regierungsrath, wird Mitglied der Kommissian für das Provinzial= und Kom-

munal-Schuldenwesen. 21. 153.
von Kannitz-Rierberg, Fürst, dessen erhältniß als vormaliger unmittelbarer deutscher Reichsstand.

20. 81.

Fürsten, deren jetzige Verhältnisse als vormalige unmiktelbare deutsche

Köller, wirklicher Geheimer Ober-Regierungsrath, wird Mitglied der Kommission für das Provinzfal-
und Kommunal-Schuldenwesen. 21. 133.

von Lroz-Corswaaxen, Herzeg, dessen Verhältniß als vormaliger unmittelbarer deutscher Reichs-
stand. 20. 81

von Lollum, Graf, Staatominister und General-Lieutenank, als Chef des Schatz-Mimisieriums und der
Gencral-Komtrolle. 20. 2 3. 214. — wird Mitglied des Kuratoriums der Scehandlungs-Sozietät. 20.26.

von Tuning, Frriherr, führt künfti den Titel: Fürst von Corvey, Bischof von Münster. 21. 183.
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von Panmwitz, kandrath und Domherr, wird Mitglied der Haupkverwaltung der Staatsschulben. 206.
13. — Entlassung desselben als solches. 20. Jé.

von Podworowski, Johann, Graf und Präsident des tandgerichts zu Fraustabt, wird General-Land=
schaftsdirekeor des Großherzogthums Posen. 21. 217.

don Raumer, wirklicher Geheimer Legationsrath, wird Mitglied des Staatsraths. 19. 2.
Rotcher, wirklicher Gcheimer Ober-Finanzrath und Oirektor, wird Präsident der Hauptverwaltung der

Staatsschulden. 20. 13. — Vereidung desselben. 20. J38. — wlrd Chef der General-Direktion der
Seehandlungs-Sozietkt. 20. 2F.

von Salm= Horstmar, Fürst, vormaliger Rheingraf, Verhältniß desselben als ehemaliger unmittelba-
rer deutscher Reichsstand. 20. 82.

oon Salm-Korburg, Fürst, desgleichen. ibid.
ven Salm-Salm, Füärst, desgleichen. ibid.
von Sapyn-Wittgenstein-Berleburg und Hohenstein, Fürsten, desgl.
von Solms-Braunfels-Lich und Hohen-Solms, desgleichen. ibid.
Schickler, David, Cbef des Handlungshauscs der Gebrüder Schickler, wird Mitglied der Hauptver-

waltung der Staatsschulden. 20. 13. — Vereidung desselben. ibid. 38. — Scheidet aus. 21. 99.
von Schuckmann, Staatöneinister, Ressortvcrhälenisse desselben als Minister des Innern und als Mit-

glied des Staatsraths. 19. 3.
von der Schulenburg, wirklicher Gehehner Ober-Finanzrath und Domdechant, wird Mitglied der

Hauptverwaltung der Staakoschulden. 20. 13. — Vereidung desselben. ibid. 38.
von Schütze, Geheimer Ober-Regierungorath, wird Mitglied der Hauptverwaltung der Staatsschulden.

20. 36. —— Vereidung dessclben. ibid. 38.
von Wied-Neuwied und Runkel, Fürsien, deren Verhältnisse als vormalige unmittelbare deutsche

Relchsständc. 20. 32.
von Wiltgenstein, Fürst, Oberkammerherr und Staataminister, tritt das Polizeiminisierium ab, und

übermimmt das Minisierium des Königlichen Hauses und der Königlichen Familie, so wie für Hofsachen
und höhere Hoschargen. 19. 3.

von Zerboni, Oberprksident, wird Köuiglicher Kommissarins für das landschaftliche Kreditsysiem des
Großherzogthums Posen. 21, 217.
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	(No. 654.)  Gesetz wegen des Aufgebots und der Amortisation verlorener oder vernichteter  sächsischer Kammer-Kredit-Kassen-Scheine, und Steuer-Kredit-Kassen-Obligationen;  imgleichen wegen Verjährung der Zinsen von diesen Staatspapieren.  Vom 7ten Juni 1821.
	(No. 655.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten Juni 1821.,  über die öffentliche Ausstellung inländischer Fabrikate.
	(No. 656.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten Juni 1821.,  betreffend die Ernennung des vormaligen Ober-Bürgermeisters Deetz als Mitglied der Hauptverwaltung der Staatsschulden an die Stelle des ausgeschiedenen Banquier David Schickler.
	(No. 657.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 9ten Juni 1821.,  betreffend die Vergütungen für die von den wiedervereinigten Theilen des vormaligen Großherzogthums Warschau in den Jahren 1805.  1806.  und  1812.  geleisteten Lieferungen.
	(No. 658.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 9ten Juni 1821.,  betreffend die Fälle,  bei welchen es der Bestätigung der Kriminal-Erkenntnisse durch das Justiz-Ministerium nicht bedarf.

	Stück No. 9.
	(No. 659.)  Verordnung über die Kompetenz der Friedensgerichte in den Rheinprovinzen.  Vom 7ten Juni 1821.

	Stück No. 10.
	(No. 660.)  Erklärung vom 3ten Juni 1821.,  wegen Bestrafung der von den gegenseitigen Unterthanen in den Königlich-Preußischen und Kurfürstlich-Hessischen Gebieten begangen werdenden Forstfrevel.
	(No. 661.)  Gesetz, die Verleihung des Bergeigenthums auf Flötzen betreffend.  Vom 1sten Juli 1821.
	(No. 662.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten Juli 1821.,  die Bestrafung der Studirenden, welche unerlaubte Verbindungen unterhalten,  betreffend.
	(No. 663.)  Erklärung wegen der zwischen der Königlich-Preußischen und der Fürstlichen Regierung älterer Linie Reuß von Plauen abgeschlossenen Uebereinkunft,  in Betreff der gegenseitigen Uebernahme der Vagabunden und Ausgewiesenen.  Vom 9ten Juli 1821.

	Stück No. 11.
	(No. 664.)  Tarif, nach welchem das Fährgeld für das Uebersetzen mit der Fähre über die Peene bei Pinnow bezahlt wird.  Vom 5ten Juli 1821.
	(No. 665.)  Gesetz wegen Anwendung des Edikts vom 14ten September 1811.,  die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse betreffend,  und der späteren darüber erlassenen Gesetze,  auf die Ober- und Niederlausitz und das Amt Senftenberg.  Vom 21sten Juli 1821.

	Stück No. 12.
	(No. 666.)  Allerhöchste Kabinets-Order vom 23sten August 1821.,  betreffend die Königliche Sanction der päpstlichen Bulle,  d. d. Rom den 16ten Juli c. a.
	[Päpstliche Bulle vom 16ten Juli 1821.]  De salute animarum... [Nebst] Uebersetzung.


	Stück No. 13.
	(No. 667.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 27sten Oktober 1820.,  betreffend die Entscheidung streitiger,  aus der Regulirung des Provinzial- und Kommunal-Schuldenwesens entspringender Gegenstände in letzter Instanz.
	(No. 668.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 5ten September 1821.,  die vermehrten Abstufungen in den Beiträgen zur Klassensteuer betreffend.
	(No. 669.)  Allerhöchste Kabinetsordre vom 5ten September 1821.,  betreffend die Anwendung der bei Verbrechen gegen den Staat etc.  unterm 6ten März d. J.  festgesetzten Strafbestimmungen, in allen Provinzen, wo das Allgemeine Landrecht noch nicht eingeführt ist.

	Stück No. 14.
	(No. 670.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 23sten August 1821.,  daß die Kaffen der Schiffsgefäße nur acht Fuß Höhe haben sollen.
	(No. 671.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 5ten September 1821.,  daß kein in Königlichem Offizio sich befindender Forst-Bediente in der Angrenzung der unter seiner Aufsicht stehenden Forst ein Grundstück erwerben darf.
	(No. 672.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 8ten September 1821.,  betreffend die Bestimmung, in welchen Fällen von Festungs-Arrest auf Festungs-Arbeit erkannt werden kann.
	(No. 673.)  Gesetz über die Münzverfassung in den Preußischen Staaten.  Vom 30sten September 1821.
	(No. 674.)  Erklärung wegen der,  zwischen der Königlich-Preußischen und der Herzoglich-Nassauischen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen.  Vom 10ten Oktober 1821.

	Stück No. 15.
	(No. 675.)  Erhebungs-Rolle der Abgaben für die Jahre 1822---1824.  Vom 25sten Oktober 1821.
	(No. 676.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 2ten September 1821.,  wegen Bestrafung des von Militairpersonen begangen werdenden dritten Diebstahls.
	(No. 677.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 4ten Oktober 1821.,  wegen der Fürstlichen Würde des derzeitigen Bischofs von Münster.
	(No. 678.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 25sten Oktober 1821.,  wegen Annahme fremder Münzen in den Königlichen Kassen.

	Stück No. 16.
	(No. 679.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 21sten August 1821.,  betreffend die Vergütung für Verabreichung eines Naturalquartiers an die nach andern Garnison-Orten versetzt werdenden Offiziere.
	(No. 680.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 2. September 1821.,  betreffend die Regulirung des Peräquations-  und Central-Steuer-Kassen-Schuldenwesens im Herzogthum Sachsen.
	(No. 681.)  Allerhöchste Deklaration vom 6ten Oktober 1821.,  betreffend die subsidiarische Verhaftung derjenigen Personen,  deren Gesinde oder Angehörige wegen Zoll- und Steuerdefraudationen bestraft werden sollen.
	(No. 682.)  Allerhöchste Deklaration vom 14ten Oktober 1821.,  betreffend die Anwendung der rheinischen Strafgesetze auf Mitschuldige,  welche an Vergehungen rheinischer Beamten Theil genommen.
	(No. 683.)  Bekanntmachung vom 29sten Oktober 1821.,  betreffend die Allerhöchst genehmigte Herabsetzung des Schleusengeldes bei kleinen Fahrzeugen.

	Stück No. 17.
	(No. 684.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 8ten November 1821.,  wegen Verlängerung der zur Einrichtung des Hypothekenwesens  im Herzogthum Sachsen und der Stadt und Gebiet Erfurt festgesetzten Fristen.
	(No. 685.)  Bekanntmachung vom 27sten November 1821.,  wegen und mit der Vergleichungs-Tabelle des Werths mehrerer fremder Geldsorten gegen Preußisches Geld;  d. d. den 15ten Oktober d. J.

	Stück No. 18.
	(No. 686.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 19ten November 1821.,  betreffend die Anwendung des Besteuerungs-Systems auf die Provinz Neu-Vorpommern.
	(No. 687.)  Statut für die Kaufmannschaft von Stettin.  Vom 15ten November 1821.

	Stück No. 19.
	(No. 688.)  Verordnung wegen Verlängerung des Indults bei den Pfandbriefen der Provinzen  Ost- und Westpreußen und den zu der letzteren Provinz gehörigen Distrikten des Großherzogthums Posen, dem Kulm- und Michelauschen Kreis und der Stadt Thorn.  Vom 13ten Dezember 1821.
	(No. 689.)  Regulativ über die künftige Verwaltung des Zeitungs-Wesens.  Vom 15ten Dezember 1821.

	Stück No. 20.
	(No. 690.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 15ten Dezember 1821.,  betreffend die Bestätigung der landschaftlichen Kredit-Ordnung für das Großherzogthum Posen und die Ernennung eines Königlichen Kommisarii wie auch eines General-Landschafts-Direktors.
	(No. 691.)  Landschaftliche Kredit-Ordnung für das Großherzogthum Posen.  Vom 15ten Dezember 1821.
	Beilage A. Plan zur Tilgung eines Vier Prozent zinsbaren Kapitals von 100,000 Rthlr., wenn dazu fortwährend Ein Prozent des vollen Kapitals und die Zinsen des im Tilgungsfonds befindlichen Theils desselben, alljährig, in zwei halbjährigen Raten verwendet werden.
	Beilage B. Tax Grundsätze für den landschaftlichen Kredit-Verein im Großherzogthum Posen.
	Beilage C. Schema zu den Pfandbriefen.
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